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Das Problem Bundesrat oder Senat blieb von nun an im Zentrum der Aus­
einandersetzungen innerhalb der CDU und CSU. In Brückenau hatte Adenauer, 
abgesehen von seinen grundsätzlichen Bedenken gegen die dem Bundesrat von den 
Föderalisten zugedachte starke Stellung, die Delegation von Vertretern der Län­
derregierungen in den Bundesrat moniert und statt dessen die Wahl durch die 
Landtage — unter gleichzeitiger Ausgestaltung der Institution zum Senat — emp­
fohlen. Ein Mitwirkungsrecht des Bundesrates bei der Auflösung des Bundestags 
lehnte er ab. 

Der Ellwanger Kreis und Adenauer waren sich einig, daß man den Erfahrun­
gen von Weimar Rechnung tragen und Sicherungen für die Bildung von stabilen 
Regierungen in die Verfassung einbauen müsse. Über das verfassungsrechtliche 
Instrumentarium dazu bestand allerdings kein Konsens. Nach den Ellwanger Vor­
stellungen sollte die Bundesregierung nur. beim Amtsantritt des Vertrauens des 
Parlaments bedürfen, während der Legislaturperiode sollte der Bundesrat die Sta­
bilität der Regierung mit garantieren. Adenauer verwahrte sich dagegen, ohne 
allerdings Gegenvorschläge zu formulieren94. 

Das Ergebnis von Brückenau wurde erst am 22. April — wieder in München — 
schriftlich fixiert95. Das nach der Münchener Sitzung im Dezember 1947 angefer­
tigte Grundsatzpapier wurde nun wieder in zwei Teile zerlegt. Der erste enthielt 
die überarbeiteten „Grundsätze für eine Deutsche Bundesverfassung", der zweite 
die „Vorschläge für eine Übergangsregelung", die im wesentlichen so blieben, wie 
sie Walter Strauß für München ausgearbeitet hatte. Nach Brückenau hatte der 
Ellwanger Kreis wenigstens teilweise eine bessere Presse. Das Organ der ameri­
kanischen Militärregierung, die „Neue Zeitung", besprach ausführlich und wohl­
wollend den Ellwanger Verfassungsentwurf, die Süddeutsche Zeitung ließ Anton 
Pfeiffer mit einem Artikel über „die Verfassungsarbeit des Ellwanger Kreises" 
auch selbst zu Wort kommen96. 

94 In einem undatierten Vermerk des Verfassungsausschusses (s. Anm. 92) des Ellwanger Krei­
ses über die Ergebnisse der Brückenauer Sitzung heißt es nach der Darlegung der oben re­
ferierten Einwände Adenauers: „Nach Schluß der Debatte wurde Einigung darüber fest­
gestellt, daß ein aus allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und geheimen Wahlen hervor­
gegangener Bundestag geschaffen werden soll, dem ein Bundesrat gleichberechtigt zur Seite 
treten soll, ferner daß ein vom Volke gewählter Bundespräsident abzulehnen sei und eine 
Bundesregierung sowie ein Bundesverfassungsgerichtshof errichtet werden müsse. Die 
Frage der Zusammensetzung des Bundesrates, seine Beteiligung an der Regierungsbildung 
und des Vertrauens der Bundesregierung wurde zunächst offen gelassen . . ." 

95 „Kommentar zu den auf der Tagung des Ellwanger Freundeskreises in Bad Brückenau 
am 13. April 1948 ausgearbeiteten Richtlinien für eine Bundesverfassung" (o. Vf., datiert 
München, den 22. April 1948). Aus dieser Aufzeichnung geht auch hervor, daß kein Ver­
treter aus Württemberg-Baden an der Brückenauer Tagung teilgenommen hatte. Es wurde 
ausdrücklich vermerkt, daß „der Umstand, daß nicht alle 11 Länder der drei Westzonen 
vertreten waren . . . auf Zufälligkeiten, wie der Verhinderung der eingeladenen Freunde 
durch Inanspruchnahme am Sitz ihrer Regierungen", beruhte; N L Strauß. 

96 Neue Zeitung, 22.4.1948; Süddeutsche Zeitung, 17.4. und 24.4.1948; s.a. Die Welt, 
29. 4.1948. Der Spiegel (1. 5. 1948) ließ sich freilich nicht beirren und hielt es weiter mit 
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Im Mai 1948 unternahm der Ellwanger Kreis noch einmal den Versuch, 
Adenauer und die CDU in der britischen Zone für seine verfassungspolitischen 
Grundsätze zu erwärmen. In einer Sitzung des Zonenausschusses in Bad Meinberg 
präsentierte Adolf Süsterhenn die neueste Version der Ellwanger Dokumente97. 
Man hatte sicherlich mit gutem Grund den rheinland-pfälzischen Minister Süster­
henn zum Anwalt der Ellwanger Sache erkoren, konnte er doch auch als Vertreter 
der CDU der französischen Zone auftreten und die Gefahr, daß die Wirkung 
seines Plädoyers zugunsten des Föderalismus durch bayerische Mundart abge­
schwächt würde, bestand bei ihm auch nicht, er war in Köln geboren. Süsterhenns 
Darlegungen hatten aber keinen Erfolg: Der Bundesrat als reine Länderkammer 
wurde im Zonenausschuß einmütig abgelehnt, die Delegierten der CDU der briti­
schen Zone votierten geschlossen für einen Senat, in dem die Länderregierungen 
zwar vertreten sein, aber nicht einmal die Mehrheit haben sollten. 

Wenige Tage später, am 24. und 25. Mai 1948, trat in Düsseldorf der Verfas­
sungs-Ausschuß der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU zusammen. Das Konfe­
renzmaterial bestand aus dem Memorandum des Verfassungs-Ausschusses vom 
10. März 1947, aus dem „Heppenheimer Entwurf" vom April 1947 und aus den 
Brückenauer Grundsätzen des Ellwanger Kreises98. Der Verfassungs-Ausschuß der 
CDU/CSU sprach sich einheitlich für ein Zweikammer-System aus, die Länder­
kammer sollte sogar gleichberechtigt neben der Volkskammer an der Legislative 
beteiligt sein, ihre Mitwirkung an der Exekutive sollte jedoch auf Einzelfälle be­
schränkt bleiben. Eine starke Mehrheit entschied sich für die Besetzung der Län­
derkammer zur Hälfte aus weisungsgebundenen Kabinettsmitgliedern der Länder 
und zur Hälfte aus Abgeordneten der Landtage. Für das reine Bundesratsprinzip 
votierte nur eine Minderheit. Den Heppenheimer und den Ellwanger Beschlüssen 
gemäß wurde die Kompetenz-Kompetenz des Bundes einstimmig abgelehnt. Ein­
mütig entschied sich der Ausschuß auch für das Personalwahlrecht anstatt eines 
Verhältnis- oder Listenwahlsystems und gegen die plebiszitäre Wahl des Staats­
oberhaupts. 

Ein voller Erfolg war dem Ellwanger Kreis auch in diesem Gremium nicht 
beschieden gewesen, aber doch eine weitgehende Berücksichtigung der födera­
listischen Forderungen. Als Ellwangen-Düsseldorfer Entwurf standen sie auch im 
Parlamentarischen Rat, in dem der Kampf um das Bundesrats- und Senatsprinzip 
dann voll entbrannte, neben dem Herrenchiemseer Verfassungsentwurf zur De-

der Ironie. Strikt ablehnend, aber uninformiert, berichteten auch der Telegraf (Berlin), 
14. 4. 1948, die Neue Ruhrzeitung (Essen), 26. 5. 1948, Das Andere Deutschland, 12. 6. 
1948 u. a. 

97 Adenauer und die CDU, S. 500 f. 
98 Von den 19 Teilnehmern der Düsseldorfer Sitzung, darunter Adenauer, gehörten 5 zum 

Ellwanger Kreis (Brentano, Glum, Tillmanns, Süsterhenn und Hermans), ein sechster, 
Friedrich von Prittwitz und Gaffron, stand zumindest ihren Gedankengängen sehr nahe. 
Brentano, Bericht v. 31. 5.1948 über die Beratungen des Verfassungs-Ausschusses der 
CDU/CSU in Düsseldorf am 24./25. Mai 1948 (mit Anschr. Dörpinghaus), N L Strauß. 
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bat te" . Wie stark der Einfluß des Ellwanger Kreises innerhalb der CDU- und 

CSU-Fraktion des Parlamentarischen Rats war und wieviel von seinen Staats- und 

verfassungsrechtlichen Postulaten in der Konstitution der Bundesrepublik Deutsch­

land schließlich realisiert wurde, läßt sich anhand des Wortlauts des Grund­

gesetzes verfolgen. 

Das informelle Gremium zur Koordinierung der CDU/CSU-Interessen auf 

Länderebene in der US-Zone des Jahres 1947, das sich erfolgreich in die Verfas­

sungsdiskussionen der Gründerzeit der Bundesrepublik eingeschaltet hatte, suchte 

sich nach einer einjährigen Pause im Oktober 1950 neue Aufgaben. Der Ellwanger 

Kreis verstand sich von nun an als politische Gesinnungsgemeinschaft innerhalb der 

Unionsparteien, „als stärkstes Aktivum für die Zusammenarbeit von Katholiken 

und Protestanten"100. Die Tagungen, die einigermaßen regelmäßig zwei- bis drei­

mal jährlich stattfanden, waren Grundsatzproblemen der Staats- und Gesell­

schaftsordnung gewidmet. Seinem Selbstverständnis nach sollte der Ellwanger 

Kreis „so etwas wie das Gewissen der Partei sein. Seine besondere Aufgabe, das 

Vacuum füllen helfen, das zwischen der CDU des Bundes und der Länder besteht, 

ausgleichende Kraft der Partei zwischen den Konfessionen."101 

In Ellwangen wurde die Problematik der Wiederbewaffnung Westdeutschlands 

frühzeitig diskutiert; die Institutionalisierung der Militärseelsorge in der Bundes­

wehr war wesentlich vom Ergebnis der Erörterungen des Ellwanger Kreises be­

stimmt. Fragen der europäischen Integration beschäftigten ihn, namentlich auf 

Brentanos Initiative hin, immer wieder. 1955 legte der Ellwanger Kreis eine 

Denkschrift „Zur Neugestaltung der deutschen Schule" vor, in der vom Gedanken 

des Elternrechts ausgehend eine originelle Lösung vorgeschlagen wurde: Die 

Organisation des gesamten Schulwesens in genereller Absage an den Staat als un­

abhängige, rechtlich selbständige Körperschaft. Träger der einzelnen Schulen soll­

ten nach dem Ellwanger Modell die Eltern sein, jede Schule wäre eine sich selbst 

verwaltende „Schulgemeinde". An der Spitze der Schul-Selbstverwaltung sollte 

auf Landesebene ein Schulsenat stehen, der aber nicht aus politischen Wahlen her­

vorgehen, sondern „kraft eigener Autorität die Führung übernehmen" müsse102. 

Autonome Organisationen des kulturellen Lebens wie Kirchen und Universitäten 

99 Die Ellwanger Grundsätze (Drucksache 74 des Parlamentarischen Rats) sind abgedruckt 
bei Sörgel, Konsensus und Interessen, S. 297-307; s. a. Der Parlamentarische Rat 1948-1949, 
Akten und Protokolle, Bd. 1, Vorgeschichte, bearb. von Johannes Volker Wagner, hrsg. vom 
Deutschen Bundestag und dem Bundesarchiv, Boppard 1975, S. XXVIII ff.; Eberhard Pi­
kart, Auf dem Weg zum Grundgesetz, in: Die Zweite Republik, hrsg. von Richard Löwen­
thal und Hans-Peter Schwarz, Stuttgart 1974, S. 149 ff.; Walter Strauß, Aus der Entste­
hungsgeschichte des Grundgesetzes, in: Neue Perspektiven aus Wirtschaft und Recht, Fest­
schrift für Hans Schäffer, Berlin 1966, S. 343 ff. 

100 Walter Strauß, 20 Jahre Ellwangen, S. 5 (vgl. Anm. 92). 
101 Grundsatzdebatte über die Ziele des Ellwanger Kreises am 27. 10. 1957, ebenda, S. 6. 
102 Ernst Steinbach, Zur Neugestaltung der Deutschen Schule, Kann der Staat Schulmeister 

sein? Ellwangen 1955 (Geleitwort für den Ellwanger Kreis von Werner Hilpert und Her­
mann Gögler), S. 18-19. 
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sollten den Kern des Schulsenats bilden, vertreten sein sollten weiterhin Berufs­

verbände, Gewerkschaften usw. Auch hervorragende Persönlichkeiten des öffent­

lichen Lebens sollten in die Schulsenate berufen werden können. 

Der Ellwanger Kreis hatte bis zuletzt seine lockere Organisationsform, ohne 

Satzungen oder Statuten, beibehalten. Werner Hilpert, einer der Initiatoren, stand 

bis zur 26. Tagung im Juli 1957 an der Spitze des Kreises. Fü r die technischen 

Voraussetzungen der Zusammenkünfte blieb Hermann Gögler bis 1964 zuständig. 

Nach Hilperts Tod übernahm im Oktober 1957 Heinrich von Brentano die Füh­

rung. Ein Arbeitsstab, dem zunächst Hermann Gögler, Paul Binder und Walter 

Strauß, später auch Gebhard Müller und Heinrich Krone103 angehörten, bildete den 

organisatorischen Kern des Kreises, ihm oblagen die Gestaltung der Tagesordnung 

und das Aufspüren von diskussionswürdigen Themen. Nach Brentanos Tod wurde 

Walter Strauß, der als einer der eifrigsten Referenten längst in den Mittelpunkt 

des Kreises gerückt war, Vorsitzender. Er blieb es bis zuletzt, als Ende der 60er 

Jahre der Kreis allmählich einschlief, zum Teil als Folge der veränderten poli­

tischen Konstellation in der Bundesrepublik. Die Mehrzahl der ursprünglichen 

Teilnehmer waren aus dem politischen Leben ausgeschieden, wodurch die Erör­

terungen in Ellwangen zunehmend akademischen Charakter erhielten. Bergsträs-

ser104, Heinrich Köhler, Fürst Waldburg-Zeil105 , Erich Köhler106, Clemens und 

Heinrich von Brentano, der bayerische Minister Frommknecht107, Niklas108 und 

Pfeiffer, Bundesminister Robert Tillmanns109 , Freiherr von Gumppenberg110, der 

103 Heinrich Krone (geb. 1895), Lehrer, 1923-1933 stellv. Generalsekretär des Zentrums, 1925 
bis 1933 MdR, im Zusammenhang 20. Juli 1944 verhaftet, 1945 Mitgründer der CDU in 
Berlin, 1949-1969 MdB (1955-1961 Fraktionsvorsitzender), 1961-1964 Bundesminister für 
Sonderaufgaben, 1964-1966 f. Angel, d. Bundesverteidigungsrats. 

104 Arnold Bergsträsser (1896-1964), Soziologe u. Politologe, vor 1933 Mitglied der DDP, 
1928 Dozent in Heidelberg, 1937-1950 in USA, ab 1954 Ordinarius f. polit. Wissenschaft 
in Freiburg. 

105 Erich Fürst von Waldburg zu Zeil und Trauchburg (1899-1953), Großgrundbesitzer, kon­
servativ-katholischer Verleger. 

106 Erich Köhler (1892-1958), Volkswirt, 1919-1933 Geschäftsführer des Bundes der Arbeit­
geber in Kiel, Mitglied der DVP, nach 1933 als Versicherungsagent tätig, 1945 Mitgründer 
der CDU in Wiesbaden, stellv. Landesvorsitzender der CDU in Hessen, Juni 1947-1949 
Präsident des Wirtschaftsrats, 1949-1950 Präsident des Bundestags. 

107 Otto Frommknecht (1881-1969), Jan. 1947-Dez. 1950 bay. Minister für Verkehr. 
108 Wilhelm Niklas (1887-1957), Tierarzt u. Dipl. Landwirt, 1916-1925 Ministerialrat im 

Reichsernährungsministerium, dann im bay. Landwirtschaftsministerium, 1935-1945 Be­
wirtschaftung seines Gutshofs, 1945 Staatsrat im bay. Landwirtschaftsministerium, 1948 
stellv. Direktor der Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft u. Forsten des VWG, 1949 
bis 1953 Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft. 

109 Robert Tillmanns (1896-1955), nach dem Studium der Staatswissenschaften 1921-1929 
Geschäftsführer des Dt. Studentenwerkes, 1930-1933 Regierungsrat in der preuß. Unter­
richtsverwaltung, 1933 entlassen, 1945 Generalsekretär des Hilfswerks der EKD, Mitgrün­
der der CDU in Berlin, 1949-1955 MdB, 1953-1955 Bundesminister f. Sonderaufgaben. 

110 Max Hildebrand Freiherr von Gumppenberg (1906-1958), bis 1933 Publizist, Mitglied des 
Zentrums, dann Zusammenarbeit mit Widerstandsgruppen, 1945 Mitgründer der CDU in 
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erste Ministerpräsident von Schleswig-Holstein, Steltzer111, oder der niedersäch­
sische Justizminister Hofmeister112 waren gestorben. Andere wie Eugen Kogon 
und der Stuttgarter Finanzminister Edmund Kaufmann113 hatten sich bewußt 
vom Ellwanger Kreis oder von den Unionsparteien abgewendet. 

Versuche zur Verjüngung des Zirkels waren nicht sonderlich erfolgreich gewe­
sen. Das Hauptproblem lag darin, daß sich der Ellwanger Kreis am Ende der 
Adenauer-Ära selbst überlebt hatte. In der CDU/CSU bestand kein Bedürfnis 
mehr, daß ein zunehmend inkompetenter werdendes Gremium von Gründungs -
vätern außerhalb der institutionalisierten Parteiorgane über Grundsatzfragen re­
flektierte, dazu kam noch, daß die Probleme, die dem Ellwanger Kreis besonders 
am Herzen lagen, in der Gesamtpartei nicht mehr sonderlich interessierten. Die 
Ellwanger Gespräche wurden schließlich Selbstzweck, ein ständig kleiner werden­
der Kreis von regelmäßigen Teilnehmern, deren Einfluß in der CDU/CSU zu­
nehmend dahinschwand, hörte Vorträge von eingeladenen Professoren und dis­
kutierte unverbindlich darüber. 

Düsseldorf und im Rheinland, Landespressechef bzw. Leiter der Staatskanzlei von Nord­
rhein-Westfalen, 1948 Präsidiumsmitglied der Europa-Union in Bonn. 

111 Theodor Steltzer (1885-1967), Studium der Volkswirtschaft, 1905 Offizier, 1920 Landrat 
in Rendsburg, nach 1933 im Widerstand, mehrfach verhaftet (20. Juli 1944), Nov. 1945 
Oberpräsident der Provinz, Aug. 1946-April 1947 Ministerpräsident des Landes Schleswig-
Holstein, dann in zahlreichen kirchlichen u. a. Vereinigungen tätig. 

112 Werner Hofmeister (geb. 1902), Jurist ab 1929 im braunschweig. Staatsdienst, Mitglied der 
DVP, 1933 entlassen, Rechtsanwalt, ab 1947 MdL (1955-1957 Präsident), Juni 1947-Aug. 
1950 u. Nov. 1957-Mai 1959 niedersächs. Justizminister. 

113 Edmund Kaufmann (1893-1935), 1923 Bürgermeister von Singen, 1928-1933 MdL Baden, 
1945 Mitgründer der CDU in Rheinland-Pfalz, Regierungspräsident in Mainz, Landes­
direktor f. Wirtschaft, Ernährung u. Verkehr in Karlsruhe, Feb. 1949-Dez. 1950 Finanz­
minister von Württemberg-Baden, Jan. 1952 Übertritt zur FDP, April 1952 parl. Staats­
sekretär f. Verfassungsfragen in Baden-Württemberg. 
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N A T I O N A L S T A A T ODER W E S T D E U T S C H E R T E I L S T A A T 

D I E S O W J E T I S C H E N N O T E N VOM J A H R E 1952 U N D D I E 

Ö F F E N T L I C H E M E I N U N G I N D E R BUNDESREPUBLIK 

D E U T S C H L A N D 

Die ersten beiden Monate des Jahres 1952 boten sich als Vorabend eines histori­

schen Augenblicks dar. In der Bundesrepublik Deutschland, in Westeuropa und 

in den Vereinigten Staaten von Amerika glaubte fast jedermann sicher zu sein, 

daß das aus den Besatzungszonen der USA, Großbritanniens und Frankreichs 

entstandene westdeutsche Staatswesen schon in nächster Zukunft seine politische 

Heimat in einem amerikanisch gelenkten supranationalen westeuropäischen 

Staatensystem finden und somit unter den Zwängen des kalten Krieges nicht 

allein vom Deutschen Reich, sondern sogar vom deutschen Nationalstaat Abschied 

nehmen müsse, daß andererseits der von sowjetischen Truppen besetzte östliche 

Teil Deutschlands zur Integration in den sowjetisch geführten Staatenblock Ost­

europas und folglich zum gleichen Abschied wie Westdeutschland genötigt sei. 

Das prinzipiell nationalstaatlich geordnete alte Europa, wie es sich im letzten 

Drittel des 19. Jahrhunderts entwickelt und wie es in der Zwischenkriegsperiode 

nach dem bewußt nationalstaatlich orientierten Konstruktionsversuch der Pariser 

Friedenskonferenz von 1919 existiert hatte, schien damit endgültig in den Stru­

deln eines vorwiegend verfassungs- und gesellschaftspolitisch bestimmten Kon­

flikts zwischen jenen beiden Weltmächten zu versinken, die aus dem Zweiten 

Weltkrieg hervorgegangen waren und sich nun in Asien wie in Europa an den 

1945 gezogenen Demarkationslinien bewaffnet gegenüberstanden. Anders ausge­

drückt: die zwischen der westdeutschen Regierung und den drei westlichen Be­

satzungsmächten laufenden Verhandlungen, die als Konsequenz des kalten Krie­

ges einen militärischen Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur sogenann­

ten Europäischen Verteidigungsgemeinschaft ermöglichen und außerdem das 

bislang in Westdeutschland geltende Besatzungsstatut durch eine generösere Re­

gelung der Beziehungen Bonns zu seinen künftigen Bündnispartnern ersetzen 

sollten, hatten in den ersten Monaten des Jahres 1952 ihre Endphase erreicht1. 

1 Zum weltpolitischen Rahmen vor allem: H. Feis, From trust to terror, The onset of the cold 
war, 1945-1950, New York 1970; LI. C. Gardner, A. Schlesinger, H. J. Morgenthau, The 
origins of the cold war, Waltham Mass. 1970; L. J. Halle, Der Kalte Krieg, Frankfurt 1969. 
— Zur Außenpolitik der Großmächte: E.-O. Czempiel, Das amerikanische Sicherheitssystem 
1945-1949, Studie zur Außenpolitik der bürgerlichen Gesellschaft, Berlin 1966; J. M. 
Mackintosh, Strategie und Taktik der sowjetischen Außenpolitik, Stuttgart 1963. - Zur 
Entwicklung in Deutschland: R. Badstübner u. S.Thomas, Die Spaltung Deutschlands 
1945-1949, Berlin 1966; K. D. Bracher, Nach 25 Jahren, Eine Deutschland-Bilanz, Mün-
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I n den T a g e n nach d e m 10. M ä r z 1952 sah sich indes die Öffen t l i chke i t der 

B u n d e s r e p u b l i k , W e s t e u r o p a s u n d der V e r e i n i g t e n S t a a t e n u n v e r m u t e t m i t der 

F r a g e kon f ron t i e r t , ob sie n i c h t g e r a d e Z e u g i n e i n e r d r a m a t i s c h e n W e n d e w e r d e . 

Ü b e r N a c h t schien e ine völ l ig n e u e L a g e e n t s t a n d e n zu sein. M i t t e n i n j e n e r E n d ­

phase , a m 10. M ä r z , h a t t e n ä m l i c h die sowjetische R e g i e r u n g , die zuvor al le en t ­

sche idenden S t ad i en de r V e r h a n d l u n g e n zwischen B o n n u n d den W e s t m ä c h t e n 

o h n e e rn s tha f t e d ip lomat i sche A k t i v i t ä t h i n g e n o m m e n h a t t e 2 , a n die K a b i n e t t e 

F r a n k r e i c h s , G r o ß b r i t a n n i e n s u n d der V e r e i n i g t e n S t a a t e n — m i t d e n e n M o s k a u 

noch i m m e r die pol i t i sche u n d rech t l i che V e r a n t w o r t u n g f ü r das e n d g ü l t i g e po l i ­

t i sche Geschick G e s a m t d e u t s c h l a n d s te i l t e — eine N o t e ge r ich te t , i n de r sie e ine 

sofor t ige K o n f e r e n z der v ie r M ä c h t e z u r V o r b e r e i t u n g eines F r i e d e n s v e r t r a g s 

m i t eben d iesem G e s a m t d e u t s c h l a n d fo rder te . D e r N o t e w a r e n f e r n e r soge­

n a n n t e „Pol i t i sche Le i t s ä t ze " be igegeben , i n denen die sowjetische R e g i e r u n g 

e in ige P r i n z i p i e n f o r m u l i e r t e , die als G r u n d r i ß des vo rgesch l agenen F r i e d e n s v e r ­

t r ags oder doch als V e r h a n d l u n g s b a s i s der v e r l a n g t e n K o n f e r e n z p r ä s e n t i e r t w u r ­

den u n d die auf den e rs ten Blick e inen r a d i k a l e n Kurswechse l M o s k a u s zu s igna ­

l i s ie ren sch ienen 3 . D e r erste Le i t sa tz k o n n t e f re i l ich, f ü r sich a l l e in be t r ach t e t , 

chen 1970; E. Deuerlein, Die Einheit Deutschlands, Die Erörterungen und Entscheidungen 
der Kriegs- und Nachkriegskonferenzen 1941-1949, Frankfurt 1961; E. Krautkämer, Deut­
sche Geschichte nach dem Zweiten Weltkrieg, Eine Darstellung der Entwicklung von 1945 
bis 1949 mit Dokumenten, Hildesheim 1962; P. Noack, Die deutsche Nachkriegszeit, Mün­
chen 1966; H.-P. Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik, Deutschland im Widerstreit der 
außenpolitischen Konzeptionen in den Jahren der Besatzungsherrschaft 1945-1949, Neu­
wied 1966; Th. Vogelsang, Das geteilte Deutschland (dtv-Weltgeschichte des 20. Jahrhun­
derts, Bd. 11), München 1973. - Zu den ersten Jahren bundesrepublikanischer Außenpolitik: 
Außenpolitische Perspektiven des Westdeutschen Staates, Bd. 1, Das Ende des Provisoriums 
(Schriften des Forschungsinstituts der Deutschen Gesellschaft f. Auswärtige Politik 30), 
München 1971; Die Auswärtige Politik der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. vom Aus­
wärtigen Amt unter Mitwirkung eines wissenschaftlichen Beirats, Köln 1972; A. Baring, 
Außenpolitik in Adenauers Kanzlerdemokratie, Bonns Beitrag zur Europäischen Verteidi­
gungsgemeinschaft, München 1969; W. Besson, Die Außenpolitik der Bundesrepublik, 
Erfahrungen und Maßstäbe, München 1970; W. F. Hanrieder, Die stabile Krise, Ziele und 
Entscheidungen der bundesrepublikanischen Außenpolitik 1949-1969, Düsseldorf 1971; 
K. v. Schubert, Wiederbewaffnung und Westintegration, Die innere Auseinandersetzung 
um die militärische und außenpolitische Orientierung der Bundesrepublik 1950-1952, Stutt­
gart 1970; R. Schuster, Deutschlands staatliche Existenz im Widerstreit politischer und 
rechtlicher Gesichtspunkte 1945-1963, München 1963; G. Wettig, Entmilitarisierung und 
Wiederbewaffnung in Deutschland 1943-1955, München 1967. 

2 Die Aktion „Deutsche an einen Tisch", die Otto Grotewohl, Ministerpräsident der DDR, 
am 30. November 1950 mit einem Schreiben an Adenauer einleitete und die mit Ostberliner 
Regierungserklärungen und Appellen der Volkskammer an den Bundestag bis zum Herbst 
1951 fortgesetzt wurde, konnte nicht als ernsthafter Einwirkungsversuch verstanden wer­
den. Die Vorschläge der DDR waren zu vage, außerdem handelte es sich eben um Aktionen 
der DDR, nicht der Sowjetunion. Die Dokumente hierzu in: Dokumentation zur Deutsch­
landfrage, Bd. I, hrsg. von H. Siegler, Bonn 1961, S. 104 ff. 

3 Text der Note mit dem Entwurf über die Grundlagen eines Friedensvertrags in: Europa-
Archiv 7 (1952), S. 4832. 
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trotz seiner fanfarenhaften Töne noch nicht als sehr erregend gelten. „Deutsch­

land wird", so proklamierte er, „als einheitlicher Staat wiederhergestellt. Damit 

wird der Spaltung Deutschlands ein Ende gemacht, und das geeinte Deutschland 

gewinnt die Möglichkeit, sich als unabhängiger, demokratischer, friedliebender 

Staat zu entwickeln." Angesichts der Realität hätte ein solcher Satz ohne weiteres 

als politisch nichtssagend abgetan werden dürfen, als pure Deklamation. Nach 

einigen Punkten, die sich ähnlich deklamatorisch mit der Sicherung der demo­

kratischen Entwicklung eines wiedervereinigten Deutschland beschäftigten, folg­

ten dann aber nähere Erläuterungen zur sowjetischen Vorstellung von der inter­

nationalen Position eines restaurierten Gesamtdeutschland, die nach der seit 

1945 anscheinend unaufhaltsam fortschreitenden Polarisierung Europas und 

Deutschlands als politische Sensation wirkten. So hieß es im siebten Leitsatz, 

Deutschland, dessen Grenzen durch die Potsdamer Beschlüsse festgelegt seien, 

müsse sich zwar verpflichten, „keinerlei Koalitionen oder Militärbündnisse ein­

zugehen, die sich gegen irgendeinen Staat richten, der mit seinen Streitkräften 

am Krieg gegen Deutschland teilgenommen hat", solle dafür jedoch ein Jahr nach 

Abschluß eines Friedensvertrags von sämtlichen Besatzungstruppen geräumt wer­

den und überdies — wie zwei militärpolitische Leitsätze in scharfem Kontrast zur 

bisherigen sowjetischen Hal tung postulierten — eigene nationale Streitkräfte und 

sogar eine eigene Rüstungsindustrie erhalten. 

Die sowjetische Regierung hatte in ihrer Besatzungszone seit Jahren am Auf­

bau einer Gesellschaftsordnung nach dem Muster der UdSSR gearbeitet, die nicht 

von ihr selbst beanspruchte politische Macht in der mittlerweile geschaffenen 

Deutschen Demokratischen Republik längst in den alleinigen Besitz einer inner­

halb des sowjetisch geführten Systems vorbehaltlos anerkannten Bruderpartei, der 

Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, transferiert und gemeinsam mit der 

SED leidenschaftlich gegen alle Formen des deutschen Militarismus agitiert; die 

während des Krieges mit der Gründung des „Nationalkomitees Freies Deutsch­

land" immerhin noch angedeutete Tendenz, unter Umständen auch bürgerliche 

und sogar konservative Kräfte in Deutschland als politische Partner ansehen zu 

wollen, schien nach dem militärischen Sieg über den deutschen Faschismus in der 

Deutschlandpolitik Stalins, der den Kurs Moskaus praktisch diktatorisch be­

stimmte, keinen Platz mehr zu haben4. Gab aber Stalin jetzt plötzlich doch zu 

verstehen, daß er, um die Zugehörigkeit Westdeutschlands zu der als bedrohlich 

empfundenen EVG zu verhindern, bereit sei, einer für die Westdeutschen und 

mithin für das deutsche Bürgertum akzeptablen Vereinigung der getrennten 

4 Zum „Nationalkomitee Freies Deutschland" vgl. B. Scheurig, Freies Deutschland, Das Na­
tionalkomitee und der Bund deutscher Offiziere in der Sowjetunion 1943-1945, München 
19.60. Zur Entwicklung der SED vornehmlich: Gemeinsam zum Sozialismus, Zur Geschichte 
der Bündnispolitik der SED, Hrsg. vom Institut für Gesellschaftswissenchaften beim ZK 
der SED, Berlin 1969; C. Stern, Porträt einer bolschewistischen Partei, Entwicklung, 
Funktion und Situation der SED, Köln 1957; H. Weber, Die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands 1946-1971, Hannover 1971. 
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Hälften Deutschlands den Weg zu öffnen, die SED bei einer solchen Vereinigung 

zu opfern oder doch dem für diese Partei offensichtlich chancenlosen freien poli­

tischen Wettbewerb auszusetzen und überdies der Wiederbewaffnung Gesamt­

deutschlands zuzustimmen, sofern nur die Neutralität eines wiedervereinigten 

und wiederbewaffneten Deutschland garantiert werde? Zeigte Moskau also den 

Willen, den deutschen und europäischen Spaltungsprozeß rückgängig zu machen 

und mit der Restauration eines unbesetzten deutschen Nationalstaates auch weit­

gehend den Vorkriegszustand der europäischen Staatengesellschaft zu restaurie­

ren? Stellte sich die sowjetische Regierung vielleicht bereits darauf ein, in einem 

solchermaßen restaurierten Europa mit dem deutschen Nationalstaat und den 

darin vermutlich dominierenden bürgerlich-nationalen Gruppen eine ähnliche 

Verbindung anzuknüpfen, wie sie zwischen Moskau und Berlin von 1921/22 bis 

zur Machtübernahme Hitlers bestanden hatte? Schon das nachdrücklich formu­

lierte Angebot einer deutschen Nationalarmee mochte durchaus als entsprechender 

Wink aufgefaßt werden. Vor allem aber konnte der sechste Leitsatz als Indiz für 

sowjetische Neigungen gewertet werden, die Fäden von Rapallo aufzunehmen: 

in diesem Leitsatz verlangten ausgerechnet die kommunistischen Führer der von 

den Armeen des nationalsozialistischen Deutschland verwüsteten Sowjetunion, 

daß allen ehemaligen Angehörigen der deutschen Wehrmacht — ausdrücklich 

unter Einschluß der Offiziere jeden Ranges - und allen „ehemaligen Nazis" eine 

Chance gegeben werden müsse, am Aufbau eines demokratischen Deutschland 

mitzuwirken. 

Die historische Wende ist allerdings ausgeblieben. Der Notenwechsel, der mit 

dem Antwortschreiben der Westmächte vom 25. März begann und der noch drei 

weitere Noten jeder Seite produzierte, ehe er im September des gleichen Jahres 

wieder einschlief5, hat den tatsächlichen Gang der Dinge nicht beeinflußt und 

auf die eben skizzierten Fragen keine schlüssigen Antworten geliefert. Deutsch­

landvertrag und EVG-Vertrag sind am 26. und 27. Mai 1952 unterzeichnet wor­

den, und fast genau ein Jahr nach der ersten sowjetischen Note, am 19. März 1953, 

hat der Bundestag das Abkommen über den westdeutschen Verteidigungsbeitrag 

ratifiziert; daß die EVG schließlich doch scheiterte, hing mit dem Notenwechsel 

des Jahres 1952 gar nicht und mit der sowjetischen Politik nur mittelbar zusam­

men. Indes hat gerade die Folgenlosigkeit der diplomatischen Aktion Moskaus 

Zweifel — namentlich in Westdeutschland — am damaligen Kurs der Westmächte 

und der Bundesregierung am Leben erhalten. Lange Jahre nur ein Thema ak­

tueller politischer Kontroversen zwischen den Protagonisten der deutschen West-

5 Antwortnote der drei Westmächte vom 25. März 1952 - Zweite sowjetische Note vom 
9. April 1952 - Zweite westliche Note vom 13. Mai 1952 — Dritte sowjetische Note vom 
24. Mai 1952 - Dritte westliche Note vom 10. Juli 1952 - Vierte sowjetische Note vom 
23. August 1952 - Vierte westliche Note vom 23. September 1952. Abgedruckt bei E. Jäckel, 
Die deutsche Frage 1952-1956, Notenwechsel und Konferenzdokumente der vier Mächte, 
Frankfurt-Berlin 1957. 
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Integration und den Verfechtern einer energischen deutschen Wiedervereinigungs-

politik, ist die Frage, ob nicht doch eine Möglichkeit zur Wiedervereinigung ver­

tan wurde, als sich die Westmächte im Frühjahr 1952 nicht zu einer Konferenz 

mit der Sowjetunion entschließen wollten, mittlerweile auch unter Historikern 

und Politologen umstritten, die sich in wachsender Zahl mit dem inzwischen Ge­

schichte und damit der wissenschaftlichen Analyse zugänglich gewordenen Vor­

gang beschäftigt haben. In der Tat lassen sich zwei Fragen stellen, auf die ver­

tretbare Antworten sowohl von erheblichem historischen Interesse wie auch 

durchaus noch von aktueller politischer Bedeutung wären. Da ist einmal die Frage 

nach den Absichten, die Stalin mit seinem Konferenzvorschlag tatsächlich ver­

folgt hat. Es liegt auf der Hand, daß eine Klärung dieses Problems zugleich die 

Frage nach den realen Wiedervereinigungschancen im Jahre 1952 und vielleicht 

sogar in der ganzen Nachkriegszeit beantworten würde, gleichzeitig aber, da mög­

licherweise Aufschlüsse über bestimmte Grundtendenzen sowjetischer Außen­

politik anfallen, Elemente zur Beurteilung der heutigen Moskauer Westpolitik 

liefern könnte. Und da ist ferner die Frage nach der weithin in Vergessenheit ge­

ratenen westdeutschen Reaktion auf den sowjetischen Schritt. F ü r das Selbstver­

ständnis der Bundesrepublik und ihrer Gesellschaft — damit etwa auch für das 

Urteil über die heutige Bonner Ostpolitik — ist die zweite Frage im Grunde wich­

tiger als die erste. Der politische Zusammenhang zwischen den beiden Problem­

komplexen war und ist freilich so eng, daß die beiden Fragen ebenfalls nicht völ­

lig getrennt gesehen werden dürfen, wenngleich eine getrennte oder eigentlich 

nur gestaffelte Behandlung schon aus darstellerischen Gründen unvermeidlich 

ist. 

Was die Absichten Stalins angeht, so sind selbstverständlich noch immer allein 

Aussagen rein hypothetischen Charakters möglich. Der Mangel an brauchbaren 

sowjetischen Primärquellen — der zu offensichtlich ist, als daß näher darauf ein­

gegangen werden müßte — läßt lediglich mehr oder weniger plausible Mut­

maßungen zu. In der Bundesrepublik hat die wissenschaftliche Beschäftigung mit 

dem Problem dennoch oder vielleicht deshalb zwei Schulen hervorgebracht, die 

sich in mindestens ebenso schroffer Frontstellung gegenüberstehen wie seinerzeit 

die über Stalins Noten streitenden politischen Gruppen. Die Repräsentanten einer 

Schule der Skeptiker, die sich selbst als Vertreter einer realistischen Vorstellung 

von Politik im allgemeinen und von sowjetischer Außenpolitik im besonderen 

verstehen, die ihren Gegnern aber als Epigonen des ebenso dogmatischen und 

unrealistischen wie unfruchtbaren Antikommunismus der fünfziger Jahre er­

scheinen, haben sich um den Nachweis bemüht, daß das Moskauer Angebot kei­

neswegs die Aufnahme ernsthafter Verhandlungen über die deutsche Wieder­

vereinigung bezweckte. Autoren wie Hans Buchheim, Jürgen Weber, Wolfgang 

Wagner und Gerhard Wettig argumentieren6 , die sowjetische Regierung habe 

6 H. Buchheim, Die Legende von der verpaßten Gelegenheit, in: Frankfurter Allg. Zeitung 
(FAZ), 15.4.1969; J.Weber, Das sowjetische Wiedervereinigungsangebot vom 10. März 
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zwar sehr wohl eine Konferenz der vier Besatzungsmächte erreichen wollen, doch 

nur um durch endlose und endlich ergebnislose Redereien die lange Zeit nicht für 

möglich gehaltene Entstehung der EVG und eine den Westen stärkende west­

deutsche Wiederbewaffnung im letzten Augenblick wenigstens zu verzögern, viel­

leicht sogar zu verhindern. Gerhard Wettig geht noch einen Schritt weiter und 

interpretiert die sowjetischen Noten lediglich als Instrumente einer Agitation, 

mit der Stalin eigentlich gar nicht auf die westlichen Regierungen, sondern auf 

die Gegner einer westdeutschen Wiederbewaffnung in der westeuropäischen und 

westdeutschen Öffentlichkeit wirken wollte, die mobilisiert werden und ihre auf 

die EVG festgelegten Kabinette schließlich zu einem Kurswechsel zwingen sollten. 

Hätten sich die Westmächte und die Bundesrepublik aber auf die sowjetischen 

Vorschläge eingelassen, namentlich auf den Gedanken einer Neutralisierung 

Deutschlands, so wäre nach Ansicht dieser Schule kein unabhängiges und demo­

kratisches Deutschland entstanden, vielmehr hätte sich der Sowjetunion als einer 

Garantin der Neutralität die Möglichkeit eröffnet, nun auch auf die innenpoli­

tische Entwicklung der westlichen Hälfte Deutschlands Einfluß zu nehmen — 

selbstverständlich ohne die SED-Herrschaft in der östlichen Hälfte antasten zu 

lassen. Das sowjetische Angebot hatte in solcher Sicht mithin eine Doppelfunk­

tion: im Hinblick auf die EVG-Verhandlungen sei es als diplomatisches Stör­

manöver aufzufassen, zugleich jedoch — bei optimaler Wirkung - als ein offensiver 

Akt im Rahmen einer grundsätzlich offensiven politischen Strategie. Klaus Erd-

menger und Gerd Meyer dagegen, die sich als Anwälte einer von antikommu­

nistischen Vorurteilen freien und daher realitätsgerechteren Interpretation der 

sowjetischen Außenpolitik begreifen, eben deshalb aber von der ersten Schule einer 

unpolitischen und realitätsfernen Vertrauensseligkeit geziehen werden, geben 

durchaus zu, daß Moskau mit der vorgeschlagenen Viererkonferenz den Weg 

Westdeutschlands in die EVG blockieren wollte, entwickeln jedoch die - von Erd-

menger bereits im Titel seiner Studie „Das folgenschwere Mißverständnis" um-

rissene — These, daß die Sowjetunion damals sehr wohl bereit gewesen sei, für die 

Verhinderung der westeuropäischen Allianz und für die Neutralisierung Deutsch­

lands einen hohen Preis zu zahlen: Stalin habe in der Tat die Wiedervereinigung 

der D D R mit der Bundesrepublik, freie Wahlen in ganz Deutschland und eine für 

die Westdeutschen akzeptable innere Ordnung Gesamtdeutschlands — also auch 

die Opferung der SED-Herrschaft in der sowjetischen Zone - offeriert, um dafür 

1952, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zum „Parlament" vom 13. Dezember 1969; 
W. Wagner, Wiedervereinigung Modell 1952, Der Versuch einer Legendenbildung in der 
deutschen Innenpolitik, in: Wort und Wahrheit 13 (1958), S. 175 ff.; G. Wettig, a.a.O., 
insbesondere S. 497 ff.; ders., Der publizistische Appell als Kampfmittel: Die sowjetische 
Deutschland-Kampagne vom Frühjahr 1952, in: G. Wettig, Politik im Rampenlicht, Frank­
furt 1967; G.A.Bürger, Die Legende von 1952, Zur sowjetischen März-Note und ihrer 
Rolle in der Nachkriegspolitik, Leer 1959; E. Majonica, Der Mythos einer Note, Ein Bei­
trag zur sowjetischen Deutschlandpolitik, in: Politische Studien, 1959, S. 235 ff.; H. Laeuen, 
Berijas Deutschlandpolitik, in: Osteuropa 14 (1964), S. 257 ff. 
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eine vorteilhafte Regelung des militärischen und außenpolitischen Status Gesamt­

deutschlands einzutauschen7. 

Es ist allerdings zweifelhaft, ob die Ansätze, die beide Schulen bei der Behand­

lung ihrer Fragestellung gewählt haben, tatsächlich zur plausiblen Deutung und 

Einordnung einer diplomatischen Einzelaktion führen können. Die Schule der 

Skeptiker geht von den axiomatischen Annahmen aus, daß der sowjetische Kom­

munismus auf permanente ideologische und machtpolitische Expansion program­

miert, daß ferner, wie die historische Erfahrung lehre, eine Großmacht wie die 

Sowjetunion nur in einem Zustand militärischer und politischer Erschöpfung zum 

Verzicht auf erworbene Territorien zu bewegen sei. Es ist nicht zuviel gesagt, 

wenn man feststellt, daß diese Annahmen das Urteil über Stalins Angebot deter­

minieren. In den Untersuchungen selbst nehmen gewiß die eingehende Analyse 

der sowjetischen Deutschlandpolitik bis 1952 und eine damit verklammerte Text­

kritik der sowjetischen Noten breiten Raum ein, doch sind Analyse wie Text­

kritik ihrerseits so stark von den axiomatischen Grundannahmen geprägt, daß sie 

kaum als eigenständiges Mittel der Interpretation gelten dürfen, jedenfalls die 

determinierende Wirkung der Vor-Urteile nicht abschwächen. Nun ist es aber 

schon fraglich, ob solchen Annahmen selbst dann, wenn man ihre Richtigkeit 

unterstellt, bei der Erklärung einer diplomatischen Episode ein so großes Gewicht 

beigelegt werden kann. Will man eine expansionistische Grundtendenz Moskaus 

gewissermaßen als zutreffenden statistischen Durchschnittswert für die sowje­

tische Außenpolitik anerkennen, so folgt daraus keineswegs, daß die Außenpolitik 

der Sowjetunion in jedem Jahr und in jeder Situation seit der Oktoberrevolution 

expansionistisch war. Die Wirtschaft des Deutschen Reichs und dann der Bun­

desrepublik läßt sich grundsätzlich als Wachstumswirtschaft charakterisieren, doch 

weiß jedermann, daß etwa der Zeitraum von 1900 bis heute neben Jahren mit 

hohen Zuwachsraten auch Jahre der Krisen und der Rückgänge umschließt. Im 

Falle der skizzierten Grundannahmen kommt freilich hinzu, daß ihnen selbst 

als Hilfsmittel der Interpretation doch wohl nur ein geringer Tauglichkeitsgrad 

zugebilligt werden kann. Die Außenpolitik der Sowjetunion ist bis 1952 lediglich 

in zwei zeitlich genau begrenzten und offensichtlich als exzeptionell anzusehenden 

7 K. Erdmenger, Das folgenschwere Mißverständnis, Bonn und die sowjetische Deutschland­
politik 1949-1955, Freiburg 1967; G. Meyer, Die sowjetische Deutschland-Politik im Jahre 
1952, Tübingen 1970. Ähnliche Auffassungen vertreten A. Ch. Azzola, Die Diskussion um 
die Aufrüstung der BRD im Unterhaus und in der Presse Großbritanniens November 1949 
bis Juli 1952 (Marburger Abh. zur Polit. Wiss., Bd. 12), Meisenheim 1971, insbesondere 
S. 277 ff., und W. Osten, Die Deutschlandpolitik der Sowjetunion in den Jahren 1952/53, 
in: Osteuropa 14 (1964), S. 1 ff. Ebenso P. Sethe, Zwischen Bonn und Moskau, Frankfurt 
1956; ders., Die großen Entscheidungen, Frankfurt 1958. Auch K.V.Schubert, a.a.O., 
S. 165 ff., scheint dieser Ansicht zuzuneigen. H. Achminow, Die sowjetische Deutschland­
politik in den Jahren 1952/53, in: Osteuropa 14 (1964), S. 251 ff., nimmt zwar ein so­
wjetisches Wiedervereinigungsangebot als gegeben an, schreibt aber Stalin die Absicht zu, 
Gesamtdeutschland als Sprengkörper in die kapitalistische Welt zu setzen und zu einem 
abermaligen Krieg gegen die Westmächte aufzuhetzen. 
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Perioden, nämlich in den Jahren von 1918 bis allenfalls 1921 und dann wieder 

vom April 1939 bis etwa 1950/51, eindeutig expansionistisch gewesen; dazwischen 

lagen so lange Zeiträume einer Außenpolitik des Status quo und sogar — wie in 

der ersten Hälfte der dreißiger Jahre - der relativen Passivität, daß es unmöglich 

scheint, das sowjetische Verhalten auf internationalem Felde mit klar definieren­

den Adjektiven zu kennzeichnen. Auch die auf den ersten Blick einleuchtende Be­

hauptung, Großmächte seien nur in einem Zustand der militärischen und politi­

schen Erschöpfung zum Verzicht auf erworbene Territorien bereit, verdient eine 

vorsichtige Behandlung. Abgesehen davon, daß man die D D R als ein von der 

Sowjetunion erbeutetes Terri torium nicht hinlänglich klassifiziert, kennt gerade 

die neueste Geschichte sehr wohl Verzichtprozesse, die nicht oder nicht allein mit 

der Erschöpfung der verzichtenden Seite zu erklären sind. So hat Großbritannien 

die grundsätzliche Anerkennung der politischen Eigenständigkeit des größeren 

Teils Irlands bereits vor dem Beginn des Ersten Weltkriegs ausgesprochen, als es 

sich auf einem Höhepunkt seiner politischen und auch — nach dem siegreichen 

Burenkrieg, nach der Haidaneschen Heeresreform und nach einer beispiellosen 

marit imen Rüstung — seiner militärischen Macht befand. Im Hinblick auf die 

Sowjetunion kann man den unmittelbaren Einfluß einer politischen Ideenwelt, 

wie sie zur irischen Politik der britischen Liberalen beigetragen hat, gewiß aus­

schließen, doch sollte man bedenken, daß selbst der aggressivste und angriffs­

lustigste Feldherr schon Stellungen geräumt hat, die nur unter allzu großen 

Opfern hätten verteidigt werden können. 

Autoren wie Klaus Erdmenger und Gerd Meyer halten also ihren Kontrahenten 

mit Recht entgegen, daß es nicht zulässig sei, die sowjetische Deutschlandpolitik 

des Jahres 1952 einfach als Manifestation langfristiger ideologisch-missionarischer 

Tendenzen zu sehen, und gehen ihrerseits von der Einsicht aus, daß sich die dama­

ligen sowjetischen Absichten nicht ohne eine zureichende Würdigung der Inter­

essen des sowjetischen Staates fassen lassen, und zwar der 1952 gegebenen Inter­

essen. Mit einer scharfsinnigen Querschnittanalyse der militärischen, wirtschaft­

lichen und außenpolitischen Lage der UdSSR unternimmt etwa Gerd Meyer den 

Versuch, die objektiven sowjetischen Interessen zu ermitteln, und dieser Versuch 

führt ihn zur Entdeckung militärischer, wirtschaftlicher und außenpolitischer 

Schwierigkeiten, mit denen die Sowjetunion damals zu kämpfen gehabt habe und 

die als Ursachen eines zumindest temporären Ruhebedürfnisses und sogar einer 

Rückzugsneigung gewirkt hätten. Danach erscheint das sowjetische Angebot als 

eine Mitteilung der sowjetischen Regierung, daß sie gegen ein Honorar mit ihrer 

jahrelang unleugbar aggressiven Deutschlandpolitik brechen werde, als eine 

Mitteilung, die von Bonn und den Westmächten freilich nicht verstanden oder 

aus bestimmten Gründen ignoriert worden sei. 

Ein solcher Ansatz erweckt zunächst den Eindruck eines realitätsgerechteren 

Vorgehens. Doch ist zu fragen, ob es objektive Interessen in dem postulierten 

Sinne überhaupt gibt. M u ß man nicht jedenfalls dann, wenn man den Zusammen­

hang zwischen Interessen und politischem Handeln untersucht, davon ausgehen, 
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daß der außenpolitische Kurs eines Staates in der Realität — statt von objektiven 

Interessen — stets nur von einer Vorstellung von Interesse beeinflußt wird, nämlich 

von der Vorstellung, die sich die jeweils herrschenden Gruppen gebildet haben? 

Und das Selbstverständnis der herrschenden Gruppen ist doch wohl subjektiver 

Natur, was allein schon dadurch bewiesen wird, daß es fast immer von anderen -

nicht minder subjektiv urteilenden — Gruppen der gleichen Gesellschaft ange­

fochten oder nicht geteilt wird. Selbst wenn in einer bestimmten Frage zwischen 

den Repräsentanten aller oder fast aller Kräfte der Gesellschaft eine gleichwohl 

noch immer als subjektiv zu bezeichnende Übereinstimmung herrscht, so z. B. 

lange Zeit in Frankreich hinsichtlich des französischen Sicherheitsbedürfnisses 

gegenüber Deutschland, ergeben die Faktoren, die das politische Weltbild und die 

innenpolitische Interessenlage jener Kräfte bestimmen, höchst verschiedene und 

wiederum höchst subjektive Auffassungen über die richtige Vertretung des ge­

meinsam anerkannten Interesses; man braucht nur an die deutschlandpolitische 

Skala von Poincare über Clemenceau bis Briand und Herriot zu denken. Dieser 

Sachverhalt ist aber in sozialistischen Staaten ebenso gegeben wie in kapitalisti­

schen Ländern. Was die sowjetische Deutschlandpolitik im Jahre 1952 betrifft, so 

verwehrt uns der Mangel an Unterlagen zuverlässige Feststellungen über das sub­

jektive Interessenverständnis der sowjetischen Führer . Daraus folgt, daß der 

Historiker oder Politologe, der sowjetische Handlungen im Lichte sowjetischer 

Interessen erläutern will, mit allzu vielen Unbekannten arbeiten muß. Zunächst 

bildet er sich von der damaligen sowjetischen Interessenlage eine Vorstellung, die 

zwangsläufig nicht weniger subjektiv ist als die Vorstellung der sowjetischen Füh­

rer, die vor allem aber völlig anders aussehen kann als das Interessenverständnis 

Stalins und des Politbüros der KPdSU; da er seine spezifische Subjektivität, die 

mit seinem anderen zeitlichen, geographischen, politischen und ideologischen 

Standort zusammenhängt, kaum ganz auszuschalten vermag, sieht der Forscher 

die sowjetischen Interessen wohl stets unter dem Einfluß seiner eigenen subjek­

tiven Interessen und mithin fast mit Sicherheit anders als Stalin und das Polit­

büro. Ist das richtig, dann kann eine auf solcher Grundlage ruhende Aussage über 

Sinn und Zweck eines diplomatischen Manövers der sowjetischen Regierung natur­

gemäß nur eine geringe Überzeugungskraft haben. Sollte der Forscher indes — 

was derzeit niemand weiß — zu einer Auffassung von sowjetischem Interesse ge­

langen, die sich doch mit dem damaligen Urteil Stalins deckt, so ist er trotzdem 

lediglich fähig, über seine eigene Reaktion auf den Lagebefund zuverlässige Aus­

kunft zu geben. Ein gleiches Interessenverständnis mag Stalin und das Politbüro 

zu abweichenden Schlußfolgerungen für ihre praktische Politik und damit zu 

einer von der Interpretation des Forschers abweichenden Zweckbestimmung ein­

zelner diplomatischer Aktionen geführt haben. In diesem Zusammenhang wäre 

noch zu einem Detailproblem anzumerken, daß etwa die Feststellung, ein Staat 

habe mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kämpfen, keine sicheren Schlüsse über 

das außenpolitische Verhalten des betreffenden Staates erlaubt, auch dann nicht, 

wenn sie zutrifft. Ob ein Staat auf wirtschaftliche Nöte mit passiver oder mit 
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aggressiver Außenpolitik reagiert, hängt weniger von den Nöten selbst ab, son­

dern mehr vom jeweiligen Zustand der Gesellschaft, der von vielen und sehr ver­

schiedenartigen Faktoren geformt wird. Wiederum gibt es keinen Grund für die 

Annahme, die heute existierenden sozialistischen Staaten seien von jener Regel 

grundsätzlich ausgenommen. 

Vielleicht können aber die sowjetischen Absichten trotz der schlechten Quellen­

lage in Umrissen sichtbar gemacht werden, wenn wir von der Situation der zwei 

deutschen Staaten zu Beginn des Jahres 1952 ausgehen, wenn wir ferner sowohl 

die sowjetischen Vorschläge und ihre Präsentation wie das sowjetische Verhalten 

während des Notenwechsels genauer prüfen und wenn wir schließlich das so­

wjetische Vorgehen — statt es sofort in langfristige Tendenzen kommunistischer 

Außenpolitik oder in die Interessen des sowjetischen Staates einzuordnen — mit 

einigen der Stalin damals bekannten Elemente der europäischen Lage und so mit 

den von Stalin nach menschlichem Ermessen vorhersehbaren westlichen Reak­

tionen konfrontieren. Die Frage, ob Stalin tatsächlich geglaubt haben kann, die 

seit Jahren diskutierte und vorbereitete Aufnahme Westdeutschlands in die west­

liche Verteidigungsgemeinschaft sei im letzten Augenblick durch einen diplo­

matischen Coup zu vereiteln, sollte dabei ignoriert werden. Zwar mag man daran 

zweifeln, daß er sein Vertrauen auf eine Methode setzte, die denn doch als Kintopp-

Diplomatie - dramatische Wende im Moment äußerster Not - charakterisiert 

werden müßte, und dem Argument, daß er schon einmal, im August 1939, an 

einer jähen Veränderung der internationalen Konstellation mitwirkte, mag man 

entgegenhalten, daß er es diesmal nicht mit dem taktisch sehr beweglichen natio­

nalsozialistischen Deutschland zu tun hatte, sondern mit den Gesellschaften der 

Westmächte, die, wie er nach dreißigjähriger Aktivität an der Spitze einer Groß­

macht sehr wohl wußte, auf einem eben erst eingeschlagenen Weg nicht einfach 

umkehren können. Aber in dieser generellen Form ist die Frage doch nicht zu 

beantworten. Sicherer ist die Untersuchung jener Gegebenheiten der damaligen 

Situation, die für die handelnden Politiker halbwegs feste Größen gewesen sein 

müßten und die sie daher höchstwahrscheinlich in ihrem Kalkül berücksichtigt 

haben dürften. 

Wer Stalins Konferenzvorschlag als ernsthafte Wiedervereinigungsofferte ver­

steht, unterstellt notwendigerweise - und bei Erdmenger oder Meyer wird dies 

auch sehr deutlich8 - die Annahme, daß die Entstehung der beiden deutschen 

Staaten „eine Folge des kalten Krieges" sei, daß man im Zusammenhang des Ost-

West-Konflikts also von einer „Teilung" Deutschlands sprechen könne und daß 

mithin über den größeren oder geringeren Grad der Wiedervereinigungsfähigkeit 

eines jeden deutschen Staates in erster Linie der Grad der Verstrickung in jenen 

Konflikt — d. h. die Festigkeit oder Lockerheit außenpolitischer Bindungen - ent­

scheide. Das ist aber ein fundamentaler I rr tum, den ein so kühler und nüchterner 

Beobachter der europäischen Szenerie wie Stalin 1952 nicht mehr geteilt haben 

8 Besonders bei Erdmenger, a. a. O., S. 14. 
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kann. Die westlichen und östlichen Politiker hatten und haben es vielmehr nicht 

nur mit einer Teilung, sondern vor allem auch mit einer Spaltung Deutschlands 

zu tun. Deutschland spaltete sich schon in den ersten vier Jahren nach Kriegsende 

— gewiß auch unter dem mehr oder weniger energisch ausgeübten Einfluß der 

Besatzungsmächte — in zwei Hälften, die hinsichtlich der Besitzverhältnisse, der 

Gesellschaftsordnung, der Herrschaftsstruktur und der politischen Willensbildung 

ganz verschiedenen Prinzipien folgten. Spätestens 1948/49 waren die Unterschiede 

so groß geworden, daß beide Hälften die Fähigkeit zur Wiedervereinigung im 

Grunde bereits verloren hatten und folgerichtig der Tendenz zur separaten staat­

lichen Organisation nachzugeben begannen9. Sie selbst haben unter den Zwängen 

dieses Prozesses ein in hohem Maße auch verfassungs- und gesellschaftspolitisch 

motiviertes Sicherheitsbedürfnis entwickelt, das sie unweigerlich zur außen­

politischen Anlehnung an ihre Schutzmächte nötigte. Der Prozeß ist in den kalten 

Krieg verstrickt gewesen, und der kalte Krieg hat zweifellos beschleunigend ge­

wirkt, da er das Sicherheitsbedürfnis der in den beiden Hälften Deutschlands 

dominierenden Gruppen potenzierte und da die Schutzmächte nun zu rücksichts­

loser Ausnützung jenes Sicherheitsbedürfnisses im Dienste ihrer eigenen politi­

schen wie militärischen Interessen neigten. Aber Richtung und Ende der Entwick­

lung waren nicht Resultate, sondern Elemente und wesentliche Faktoren des grö­

ßeren Konflikts. Es ist sicherlich auch richtig, daß zu beiden Seiten der entstehen­

den Grenze die führenden Gruppen ihr Handeln noch nicht als Abkehr vom 

deutschen Nationalstaat verstanden und erklärten, sondern mit den Sachzwängen 

der täglichen Geschäfte rechtfertigten, mit dem notwendigen Streben nach poli­

tischem Einfluß und damit nach politischer Selbständigkeit, schließlich mit den 

Provokationen der anderen Seite. Doch der Mangel an Zielbewußtsein änderte 

nichts am Ergebnis des Handelns. Daß das Nationalgefühl noch durchaus lebendig 

war, mußte den bestehenden und sich laufend vertiefenden Gegensatz sogar noch 

verschärfen. Das Nationalgefühl hielt den Willen zur Restauration des National­

staats am Leben, und dieser Wille führte zwangsläufig zu Wiedervereinigungs-

konzeptionen, die ebenso zwangsläufig mit den verfassungs- und gesellschaftspoli­

tischen Vorstellungen verquickt wurden, die zur Grundlage der eigenen politischen 

Existenz geworden waren und sogar höheren Rang als Nationalgefühl und natio­

nale Einheit erhalten hatten. Eine solche Verquickung verwandelte jedoch die 

Wiedervereinigungskonzeptionen in ungescheut offensive und geradezu missio­

narische Konzeptionen, die der jeweiligen anderen Seite für den Fall der Wieder-

9 Hierzu vor allem W. Vogel, Westdeutschland 1945-1950, 2 Bde., Koblenz-Boppard 1956 u. 
1964; St. Doemberg, Die Geburt eines neuen Deutschland 1945-1949, Die antifaschistisch-
demokratische Umwälzung und die Entstehung der DDR, Berlin 1959; H. Weber, Von der 
SBZ zur DDR, Hannover 1966. Ferner Th. Vogelsang, Koblenz, Berlin und Rüdesheim, 
Die Option für den westdeutschen Staat im Juli 1948, in: Festschrift für H. Heimpel, Bd. 1, 
Göttingen 1971; Westdeutschlands Weg zur Bundesrepublik 1945-1949, Beiträge von Mit­
arbeitern des Instituts für Zeitgeschichte, München 1976. 
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Vereinigung einen tiefgreifenden Umsturz der gesellschaftlichen Verhältnisse und 

ihren führenden Gruppen offen Verfolgung ankündigten10 . Jedenfalls existierten 

im Frühjahr 1952 zwei deutsche Staaten, zwischen denen vor allem ihre struk­

turelle Verschiedenartigkeit und erst in zweiter Linie ihre außenpolitische Orien­

tierung stand. Als Grundbedingung einer Wiedervereinigung hätten sie zunächst 

eine verfassungs- und gesellschaftspolitische Angleichung zu leisten gehabt, ohne 

die ein Verzicht auf die internationalen Bindungen undenkbar war. Daß eine 

Außenministerkonferenz als Reform- oder gar Revolutions- bzw. Konterrevolu­

tionsersatz hätte fungieren können, ist aber eine zumindest recht problematische 

Annahme. 

Wie stand es, international gesehen, um die Chancen einer Neutralisierung 

Deutschlands und um die Chancen einer Wiederbewaffnung des neutralisierten 

Deutschland? Bei dieser Frage darf nicht außer acht gelassen werden, daß die 

Politik der europäischen Kabinette im Frühjahr 1952 nicht allein von den Fak­

toren und Tendenzen bestimmt wurde, die Ergebnis des Kriegsendes und der Nach­

kriegsentwicklung waren, sondern noch in gleichem Maße von jenen Faktoren 

und Tendenzen, die in der Vorkriegszeit eine Rolle gespielt hatten und durch den 

Ausbruch des Krieges für eine gewisse Frist noch verstärkt worden waren. Wer 

sich eine Reißbrettzeichnung vom damaligen politischen Kräfteparallelogramm 

macht, kann sich also nicht damit begnügen, das sowjetische und allenfalls noch 

das deutsche Sicherheitsbedürfnis einzuzeichnen und dem einen die Neutralisie­

rung Deutschlands, dem anderen die bewaffnete Neutralität als ausreichendes Be­

friedigungsmittel zuzuordnen. E r muß vielmehr auch das westeuropäische und 

namentlich das französische Sicherheitsbedürfnis berücksichtigen, das zu dieser 

Zeit gewiß bereits Moskau, zugleich aber noch immer Deutschland galt. Frank­

reich hatte in den ersten Nachkriegsjahren sogar eine Neuauflage der Deutsch­

landpolitik Poincares zu lancieren versucht und dann, nachdem derartige Versuche 

an der Präsenz der beiden Weltmächte in Mitteleuropa gescheitert waren, schon 

auf die amerikanischen Pläne zur Wiederbewaffnung Westdeutschlands mit Ent­

setzen reagiert11. Die EVG war eine französische Erfindung, die einerseits der 

Situation des kalten Krieges Rechnung tragen und durchaus gegen die Sowjetunion 

gerichtet sein, andererseits jedoch die künftige westdeutsche Armee weitestgehend 

entnationalisieren und so den nach wie vor als gefährlich empfundenen Nachbarn 

zähmen und fesseln sollte; allein in solchen Formen war jenes Entsetzen etwas zu 

10 So hat Willy Brandt am 16. Juli 1952 im Bundestag erklärt: „Sowenig wir den Prozeß der 
Wiedervereinigung unseres Volkes mit Rachegelüsten oder mit einer Neuauflage der Ent­
nazifizierung belasten wollen, so unerbittlich werden wir sein müssen, wenn es sich um 
gemeine Verbrecher am Leben unserer Landsleute und an der Würde unserer Menschen 
handelt." Verhandlungen des Deutschen Bundestages (künftig: VBT), 1. Wahlperiode 1949, 
Bd. 12, S. 9943. 

11 W. Lipgens, Bedingungen und Etappen der Außenpolitik de Gaulies 1944-1946, in dieser 
Zeitschrift 21 (1973), S. 52-102; A. Korff, Le revirement de la politique francaise a l'egard 
de l´Allemagne entre 1945 et 1950, These Lausanne, Ambilly-Annemasse 1965. 
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dämpfen und die westdeutsche Wiederbewaffnung für Frankreich akzeptabel zu 

machen. Noch im Februar 1952 schienen die meisten Redner der französischen 

Nationalversammlung, als über die EVG debattiert wurde, weit mehr von der 

deutschen Gefahr als von der sowjetischen Bedrohung bewegt zu sein12. Jedenfalls 

war für Frankreich damals nicht einmal eine eigenständige Wiederbewaffnung 

Westdeutschlands annehmbar, erst recht nicht eine Nationalarmee für ein wieder­

vereinigtes Deutschland, die vor französischen Augen sofort den Weg von Ver­

sailles über Locarno bis zum Jahre 1940 heraufbeschwor. Unmittelbar nach dem 

Eingang der ersten sowjetischen Note haben führende französische Politiker an 

ihrem unerschütterlichen „Nein" zu derartigen Projekten nicht den geringsten 

Zweifel gelassen13. Zwar spielte Frankreich keine dominierende Rolle in der euro­

päischen Politik mehr, doch war es noch durchaus in der Lage, einem solchen 

„Nein" Respekt zu verschaffen; welch starken negativen Einfluß Frankreich auch 

unter den neuen Bedingungen europäischer Politik auszuüben vermochte, hatte 

die Geschichte des Alliierten Kontrollrats und seiner Versuche, deutsche Zentral­

instanzen zu schaffen, deutlich genug demonstriert14. Auf einer Viererkonferenz 

wäre Frankreich sehr wohl fähig gewesen, das Nationalarmeeprojekt zu blockie­

ren. Überdies hätten aber die französischen Politiker ohne Zweifel mit der Unter-

12 Vgl. Wettig, Entmilitarisierung, S. 469. In Washington sind die neuerlichen französischen 
Forderungen nach amerikanisch-britischen Garantien gegen (west-)deutsche Selbständig­
keitstendenzen mit wachsender Ungeduld beobachtet, aber als verständlich ertragen und als 
berücksichtigenswert behandelt worden; vgl. D. Acheson, Present at the Creation, My Years 
in the State Department, New York 1969, S. 610. 

13 Ein Sprecher des Quai d'Orsay machte sogleich auf die Problematik einer deutschen Na­
tionalarmee aufmerksam (Basler Nachrichten, 13. März 1952), und dpa meldete am 13. März 
(„Nicht zum Abdruck") aus London, Maurice Schumann, Staatssekretär im französischen 
Außenministerium und einer der Führer des MRP, habe dort britischen Gesprächspartnern 
erklärt, falls verhandelt werden sollte, komme für Frankreich „von vornherein jede Erör­
terung über Errichtung einer nationalen deutschen Armee" nicht in Betracht. Schumann 
hat diesen Standpunkt am 16. März auf einer Versammlung der Volksrepublikaner in 
Grenoble auch öffentlich vertreten (Rheinische Post, 17. März), und Außenminister Robert 
Schuman lehnte am 24. März auf einer Pressekonferenz eine deutsche Nationalarmee 
ebenso schroff ab (Industrie-Kurier, 25. März); Frankreich habe mit Kontroll- und Sank­
tionsmechanismen seine Erfahrungen bereits gemacht, sagte Schuman und sah ein wieder­
bewaffnetes Gesamtdeutschland abermals zum „Schiedsrichter Europas" aufsteigen. Zu 
seinem amerikanischen Kollegen Dean Acheson sagte er, der militärische Vorschlag Mos­
kaus habe sogar die französischen Kommunisten in Verlegenheit gebracht (Acheson, a.a. O., 
S. 630). Die kommunistische Pariser L'Humanite rang sich denn auch am 12. März den 
klassischen Satz ab, das französische Volk widersetze sich entschlossen einer Wiederbewaff­
nung Deutschlands „in jeder Form", werde aber „ohne weiteres" einsehen, „daß ein wie-
dervereinigtes Deutschland wohl über Streitkräfte verfügen kann, die zur Wahrung seiner 
Unabhängigkeit einmal notwendig sind". 

14 Vgl. hierzu Th. Vogelsang, Die Bemühungen um eine deutsche Zentralverwaltung 1945/46, 
in dieser Zeitschrift 18 (1970), S. 510 ff., und J. Gimbel, Byrnes' Stuttgarter Rede und die 
amerikanische Nachkriegspolitik in Deutschland, in dieser Zeitschrift 20 (1972), S. 39 ff. 
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Stützung ihrer britischen Kollegen rechnen können, die eine bewaffnete Neutralität 

Deutschlands und die mit ihr eröffnete Aussicht auf eine Rückkehr zu den Ver­

hältnissen der Zwischenkriegszeit ebenfalls höchst unsympathisch fanden, zumal 

dann eine Erneuerung der britisch-französischen Entente kaum zu vermeiden ge­

wesen und so die Gefahr einer britischen Verwicklung in kontinentale Streitig­

keiten größer geworden wäre als bei einer Realisierung der EVG- und NATO-

Politik15. Außerdem hätte Frankreich darauf hinweisen können, daß die Benelux-

staaten eine ähnliche Hal tung einnahmen. Gegen das geschlossene Votum West­

europas war die bewaffnete Neutralität Deutschlands — ungeachtet deutscher oder 

auch amerikanischer Vorstellungen - in der gegebenen Situation kein realisier­

barer Gedanke. 

Derartige Aspekte der Neutralitätsproblematik werden von der Schule Erd-

mengers und Meyers kaum gestreift, während sie das Problem der strukturellen 

Verschiedenartigkeit der beiden Teile Deutschlands mit der Erklärung zu lösen 

sucht, Stalin habe ja die Opferung der SED-Herrschaft angeboten. Da die SED 

ihre Herrschaft damals noch ausschließlich auf die sowjetische Präsenz und nicht 

auf den Willen der Bevölkerung gestützt habe, hätte, so wird impliziert, die so­

wjetische Zustimmung zu freien Wahlen in der D D R genügt, die SED zu ent­

machten und den zur Wiedervereinigung erforderlichen verfassungs- und gesell­

schaftspolitischen Angleichungsprozeß in Gang zu setzen. In diesem Sinne hätte 

eine Viererkonferenz, so muß man schließen, durchaus als Revolutions- oder Kon­

terrevolutionsinstrument dienen können. Die erste und entscheidende Frage lautet 

hier: Ha t Stalin tatsächlich ein solches Angebot gemacht? 

Im Text der sowjetischen Noten sind Hinweise auf die Stalin unterstellte Ab­

sicht nicht zu entdecken. Als entscheidendes Kriterium muß wohl die Behandlung 

des Wahlproblems gelten. In der ersten sowjetischen Note war von Wahlen über­

haupt nicht die Rede. Nachdem die Westmächte am 25. März in ihrer Antwort 

15 Der damalige britische Außenminister Anthony Eden hat mehrmals zu verstehen gegeben, 
so Anfang Oktober 1948 vor der Konservativen Partei (A. Eden, Days for Decision, Boston-
Cambridge 1950, S. 214), daß britische Regierungen die Union des kontinentalen West­
europa und die britische Allianz mit den USA nicht zuletzt deshalb als Ecksteine britischer 
Außenpolitik betrachten müßten, weil dadurch die notwendige Rückendeckung für eine 
möglichst ungestörte Beschäftigung mit den Problemen des Commonwealth und des Empire 
geschaffen werde. Die Union Westeuropas aber sah Eden nicht so sehr als Rückendeckung 
gegen Ambitionen Moskaus, die er für nicht allzu gefährlich hielt, sondern mehr noch - so 
stark stand er unter dem Eindruck der Zwischenkriegsentwicklung - als Rückendeckung 
gegen „German aggression" (a.a. O., S. 218). Anfang 1949 bemerkte er schon wieder Mani­
festationen eines deutschen Nationalismus, den Frankreich mit Recht fürchte (a. a. O., 
S. 219 f.), und so schien ihm die für Großbritannien lebenswichtige Ruhe auf dem Konti­
nent allein dann gesichert, wenn der deutsche Nationalismus in einem internationalen 
System gezähmt und so das „vital problem of Franco-German relations" gelöst werden 
konnte (a.a.O., S. 223). Ein neutralisiertes Deutschland mit eigener Armee kam für ihn 
nie ernstlich in Betracht. So meldete dpa am 13. März 1952: „Natürlich wird in London 
niemand bereit sein, eine nationale deutsche Armee zuzugestehen." 
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die Vereinbarung freier Wahlen in Deutschland zur conditio sine qua non eines 

Eingehens auf den sowjetischen Konferenzvorschlag erklärt hatten16, stimmte die 

sowjetische Regierung in ihrer zweiten Note (9. April) der Abhaltung von Wahlen 

zwar zu, machte aber ihre Zustimmung sogleich wieder unwirksam, indem sie die 

von den Westmächten vorgeschlagene UN-Kommission als Organ zur Prüfung der 

Voraussetzungen freier Wahlen und zur Kontrolle der Wahlen selbst ablehnte: 

eine Kommission der vier Besatzungsmächte sei das geeignete Überwachungs­

instrument. Nach den Erfahrungen mit den Entwaffnungsinspektionen der Kon­

trollratszeit war das, wie man in Moskau sehr wohl wußte, eine für die Westmächte 

unannehmbare und daher eine im Rahmen dieses diplomatischen Vorgeplänkels 

ausweichende Antwort17. Wenig später wurde die sowjetische Hal tung ganz deut­

lich. In Westeuropa, in den USA und vor allem in Westdeutschland, wo nach der 

ersten sowjetischen Note eine Welle der Hoffnung auf einen „New Deal" in Mit­

teleuropa hochschäumte, begegnete auf Grund solcher Erwartungen der Vorschlag, 

eine UN-Kommission zu bestellen, scharfer Kritik, weil er als Mißtrauensvotum 

gegen die Herrschaftspraxis der UdSSR und der SED in der D D R aufgefaßt wer­

den und deshalb Moskau die Zustimmung zu freien Wahlen nur unnötig er­

schweren müsse. Die Westmächte nahmen denn auch auf die Kritik Rücksicht 

und bekundeten in ihrer Note vom 13. Mai die Bereitschaft, auf die UN-Kommis­

sion zu verzichten und dafür irgendeinen anderen neutralen Ausschuß zu akzep­

tieren, auch einen von den vier Besatzungsmächten eingesetzten Ausschuß18. Statt 

nun auf diese Anregung irgendwie einzugehen oder wenigstens, um jene Hoff­

nungen in der westlichen Öffentlichkeit immerhin am Leben zu erhalten, auf dem 

eigenen Vorschlag zu beharren, tat die sowjetische Regierung etwas, das als klares 

Eingeständnis der mangelnden Bereitschaft zu freien Wahlen und damit der man­

gelnden Bereitschaft zur Opferung der SED wirken und die eben erst geweckten 

Erwartungen in der westlichen Öffentlichkeit wieder ersticken mußte : ausgerech­

net in der dritten Note vom 24. Mai, die am Vorabend der Unterzeichnung des 

EVG-Vertrags in den Hauptstädten der Westmächte eintraf und von Moskau als 

ein in letzter Minute unternommener Versuch der Einwirkung auf die westlichen 

Kabinette wie auf die westliche Öffentlichkeit präsentiert wurde, ausgerechnet in 

dieser Note äußerte sich die sowjetische Regierung mit keiner Silbe — abgesehen 

vom ersten Teil, der indes nur den bisherigen Notenwechsel referierte — zu der 

entscheidenden Wahlfrage. In ihrer vierten Note vom 23. August desavouierte die 

sowjetische Regierung dann plötzlich — nachdem die Westmächte am 10. Juli aber-

16 Eine gesamtdeutsche Regierung „kann nur auf der Grundlage freier Wahlen in der Bun­
desrepublik, der sowjetischen Besatzungszone und in Berlin geschaffen werden". 

17 Zu den seinerzeitigen Differenzen vgl. Wettig, Entmilitarisierung, S. 153 ff., 158 ff. Übri­
gens bestand die UN-Kommission bereits, und zwar seit einem Beschluß der UN-Vollver-
sammlurig vom 20. Dezember 1951; Europa-Archiv 7 (1952), S. 4660. 

18 Allerdings mit dem Vorbehalt, daß dem Ausschuß keine Personen „mit unmittelbaren Ver­
antwortlichkeiten in Deutschland" angehören sollten. 
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mals auf einer neutralen Kommission bestanden hatten19 - ihre eigene Anregung 

für eine Viermächtekontrolle und konstatierte, daß jede internationale Wahl-

kontrolle für das mit einer langen parlamentarischen Tradition gesegnete deutsche 

Volk eine „Beleidigung" darstelle; man solle eine Kommission bestellen, die sich 

aus Vertretern der Volkskammer und des Bundestags zusammensetze - wiederum 

ein Vorschlag, von dem die sowjetische Regierung wußte, daß er nicht angenom­

men werden würde, und zugleich ein Vorschlag, der auf nichts weniger schließen 

ließ als auf eine Neigung zur Opferung der SED. Im übrigen hat Stalin sorgsam 

darauf geachtet, mit den Formulierungen seiner Noten den Westmächten klar­

zumachen, daß eine Viererkonferenz zuerst den Entwurf eines Friedensvertrags 

ausarbeiten, dann eine gesamtdeutsche Regierung bilden und erst an dritter Stelle 

die gesamtdeutschen Wahlen regeln müsse20. Ferner hat die sowjetische Regie­

rung mehrmals zu verstehen gegeben, daß sie nicht allein bei Punkt 3, sondern 

auch schon bei Punkt 2 die Teilnahme von Repräsentanten beider deutscher Staa­

ten wünsche21. Das erlaubt allenfalls die Folgerung, daß Moskau, sofern sich der 

Westen tatsächlich auf Verhandlungen einlassen sollte, SED und D D R als kom­

pakte Machtfaktoren ins Spiel bringen wollte. 

19 Die westlichen Regierungen vertraten die „Auffassung, daß die Kommission . . . aus un­
parteiischen Mitgliedern bestehen" und „nicht dem Einspruch oder der Kontrolle durch die 
vier Mächte unterliegen" solle. 

20 Schon der Wortlaut der ersten sowjetischen Noten ließ über die gewünschte Reihenfolge 
der Tagesordnung einer Viererkonferenz keinen Zweifel. In ihrer vierten Note vom 
23. August 1952 hat die sowjetische Regierung dann dezidiert erklärt, daß die westliche 
„Weigerung, vor der Bildung einer gesamtdeutschen Regierung den Friedensvertrag mit 
Deutschland auszuarbeiten, jeder Begründung entbehrt", da das Potsdamer Abkommen die 
Besatzungsmächte dazu berechtige, einen Friedensvertrag zu formulieren, „damit das ent­
sprechende Dokument durch die für diesen Zweck geeignete Regierung Deutschlands an­
genommen werden kann, nachdem eine solche Regierung gebildet sein wird". Die ange­
strebte Schrittfolge einer eventuellen Konferenz war danach ebenso klar wie die Rolle, die 
einer gesamtdeutschen Regierung nach Moskauer Auffassung in diesem Zusammenhang 
zukommen sollte. Die Note hat aber die Tagesordnung auch noch ausdrücklich genannt: 
a) Friedensvertrag, b) Schaffung einer gesamtdeutschen Regierung, c) Wahlfrage und Kom­
missionsproblem. Um die letzten Zweifel zu beseitigen, schrieb die Moskauer Prawda am 
25. August in ihrem Leitartikel, die sowjetische Regierung sei zwar bereit, auch die Wahl­
frage zu erörtern, halte es aber für notwendig, „daß die Beratung der Vertreter der vier 
Großmächte in erster Linie so wichtige Fragen wie den Friedensvertrag und die Bildung 
einer Gesamtdeutschen Regierung behandelt". In der vierten Note verlangte Moskau 
außerdem, daß zur Beratung „über die betreffenden Fragen Vertreter der Deutschen De­
mokratischen Republik und der Deutschen Bundesrepublik" eingeladen werden sollten. 
Schon im April hatte die SED verlauten lassen, daß aus Repräsentanten der DDR und der 
BRD eine „provisorische Regierung" zur Annahme des Friedensvertrags gebildet werden 
müsse (Allgemeine Zeitung, Mainz, 15. April 1952). Auf der Berliner Außenministerkonfe­
renz vom 25. 1.-18. 2. 1954 hat Molotow in allen diesen Fragen den gleichen Standpunkt 
wie 1952 vertreten. Dokumentation zur Deutschlandfrage, S. 179 ff. 

21 Vor allem im vorletzten Absatz der vierten Note vom 24. August. Auch in dieser Frage hat 
Molotow in der Berliner Außenministerkonferenz von 1954 den gleichen Standpunkt ver­
treten; Dokumentation zur Deutschlandfrage, S. 189. 
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Das Verhalten der SED ist jedoch noch aufschlußreicher. Die erste sowjetische 

Note war formal nur die Moskauer Reaktion auf ein Schreiben, das die Regierung 

der D D R am 13. Februar 1952 den vier Besatzungsmächten übermittelt hatte und 

das die dringende Forderung enthielt, Deutschland endlich einen Friedensvertrag 

zu geben: die Übereinstimmung des Brieftextes mi t den einleitenden Sätzen der 

ersten sowjetischen Note ist unverkennbar22. Daraus läßt sich zunächst der Schluß 

ziehen, daß die Note Bestandteil einer zwischen Moskau und Ostberlin abge­

stimmten Aktion gewesen ist. Die Aufnahme der Note in der D D R liefert dafür 

den endgültigen Beweis und ist zudem auch für sich allein von erheblicher Be­

deutung. Während in den westlichen Ländern Kabinette und Öffentlichkeit das 

sowjetische Dokument gerade erst zur Kenntnis nahmen und definitive Äußerun­

gen allenfalls zu der einen oder anderen Einzelheit der Note riskierten, insze­

nierten in der D D R die Funktionäre und Propagandisten der SED bereits einen 

Begeisterungssturm, der noch um einige Grade kräftiger ausfiel als die sonst 

übliche Zustimmung zu sowjetischen Handlungen2 3 . Auch in den folgenden Mo­

naten hat die aus der D D R zu vernehmende Begleitmusik zur sowjetischen Noten­

politik weder ihre Melodie noch ihre Lautstärke geändert. Hätte sich aber Stalin 

wirklich mit der Absicht getragen, die SED zu opfern, hätte er sich — vom Stand­

punkt des sozialistischen Lagers aus betrachtet — wirklich das Recht angemaßt, 

die D D R als einen unter Umständen entbehrlichen Bauern in einem ausschließlich 

von sowjetischen Interessen bestimmten Schachspiel zu behandeln, so wäre — diese 

Folgerung ist wohl statthaft — eine derart klaglose diplomatische und propagan­

distische Kooperation der SED-Führung nicht recht erklärlich. Eine entsprechende 

Intention Stalins hätte den Spitzenfunktionären der SED kaum verborgen bleiben 

können, und eine solche Kenntnis hätte sich trotz der damals fraglos gegebenen 

Unterordnung Ostberlins eigentlich in schüchterner oder versteckter Kritik am 

sowjetischen Kurs äußern müssen. Wenn man indes so weit gehen wollte, eine 

totale Führungsgewalt Moskaus und auf Seiten der SED ein übermenschliches 

Maß an Gehorsamsbereitschaft, Disziplin und Loyalität zu unterstellen, wäre 

22 Text des Briefes in: Europa-Archiv 7 (1952), S. 4793. Grotewohl hat auf diese Verbindung 
zwischen seinem Brief und der sowjetischen Note auch ausdrücklich hingewiesen (Neues 
Deutschland, 15. März 1952). 

23 Vgl. Neues Deutschland, 12. März 1952. Die Ostberliner Tägliche Rundschau meldete schon 
am 12. März, daß allenthalben in der DDR regionale und lokale Gremien der SED sofort 
und spontan den Beschluß gefaßt hätten, für rascheste Verbreitung der sowjetischen Vor­
schläge in der Bevölkerung zu sorgen. Neues Deutschland bezeichnete am 13. März die 
sowjetische Note als eine „welthistorische Initiative" und als „Programm der nationalen 
Wiedergeburt Deutschlands": „Welcher deutsche Patriot könnte der Sehnsucht und den 
Wünschen des deutschen Volkes besser Ausdruck verleihen, als es in diesem historischen 
Dokument der Sowjetregierung geschieht." Selbst Katharina v. Kardorff-Oheimb, ehemals 
Reichstagsabgeordnete der Deutschen Volkspartei, wurde bemüht, um als „Teilnehmerin 
der Verhandlungen von Rapallo" zu versichern, daß es „damals wie heute die sowjetische 
Regierung war und ist, die dem deutschen Volk die Friedenshand entgegenstreckt" (Deutsch-

' landsender, 13. März 1952). 
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immer noch zumindest ein gewisser Mangel an Enthusiasmus unvermeidlich ge­

wesen. In der Rolle eines Isaak, der Vater Abraham nicht nur ergeben, sondern 

sogar freudig bewegt zur Opferstätte folgt, sind Ulbricht und die SED denn doch 

nicht vorstellbar. Schließlich wäre es nicht um die Opferung einzelner Funktionäre 

oder einer bereits dem freien politischen Konkurrenzkampf ausgesetzten und ohne­

hin chancenlosen Partei gegangen, sondern um die Opferung einer herrschenden 

kommunistischen Partei und um die Opferung der Herrschaft einer kommunisti­

schen Partei . 

Der Text der sowjetischen Noten und wiederum das Verhalten der SED sind 

allerdings auch mit jener Version nicht recht vereinbar, die dem sowjetischen 

Angebot die Rolle eines Störmanövers oder gar einen offensiven Zweck zuschreibt. 

Interpretationen dieser Art verwenden einige Mühe auf den Nachweis, daß Be­

griffe wie demokratisch, friedliebend, faschistisch und antifaschistisch, die in den 

Noten tatsächlich sehr häufig vorkommen, im kommunistischen Sprachgebrauch 

einen ganz anderen Inhalt haben als in der westlichen liberal-demokratischen 

Terminologie, daß also mit der reichlichen Verwendung solcher Begriffe nur Speck 

für naive westliche Mäuse ausgelegt worden sei24. Die eigentliche List der so­

wjetischen Offerte wird dann in der Verbindung des terminologischen Täuschungs­

manövers mit dem Appell an den deutschen Nationalismus gesehen. Mit der Kom­

bination beider Elemente habe Moskau die Westdeutschen von der EVG weg­

locken und zu der gefahrvollen Neutralisierung Deutschlands verführen, jeden­

falls aber eine Mehrheit der Westdeutschen für die Forderung nach der Vierer­

konferenz mobilisieren und damit die den Aufbau der EVG verzögernde Konferenz 

tatsächlich durchsetzen wollen. 

Eine genauere Untersuchung der sowjetischen Noten und der zu ihrer Unter­

stützung inszenierten Propagandakampagne führt jedoch zu der vielleicht über­

raschenden Feststellung, daß Sowjetunion und D D R sich größte Mühe gaben, die 

sowjetischen Vorschläge so wenig attraktiv wie möglich zu halten und die be­

gleitende Agitation so abschreckend wie möglich aufzuputzen. Terminologische 

Fallen und agitatorische Tricks hat es - jedenfalls in einem werbenden Sinne -

gar nicht gegeben. Die sowjetischen Führer haben sicherlich nicht damit gerech­

net, die damals offensichtlich in politischen und militärischen Allianzen - unter 

Einschluß der Bundesrepublik — denkende amerikanische Regierung rasch für eine 

Viererkonferenz gewinnen zu können. Wenn Moskau die Konferenz haben wollte, 

kam es in erster Linie darauf an, die westeuropäischen Staaten und die Bundes­

republik für den Konferenzgedanken zu erwärmen; dann mochten die Leiter der 

amerikanischen Außenpolitik von ihren Alliierten an den Konferenztisch ge­

schleppt werden. Als Köder für die westeuropäischen Staaten, namentlich für 

Frankreich, konnte nur die Neutralisierung Deutschlands gedacht sein. Indes 

wußte man in Moskau und Ostberlin sehr genau, daß Frankreich eine deutsche 

Nationalarmee mehr fürchtete als eine westdeutsche Wiederbewaffnung im Rah-

24 So vor allem J. Weber, a. a. O., S. 15 f., 22 ff. 
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men der EVG, daß man also der französischen und damit schließlich auch der 

britischen Regierung den Geschmack an einer Konferenz sogleich wieder verdarb, 

indem man ein Junktim zwischen Neutralisierung und gesamtdeutscher Wieder­

bewaffnung herstellte; am 15. November 1950 hatte Otto Grotewohl in der Volks­

kammer die Notwendigkeit der deutschen Entmilitarisierung ausdrücklich mit 

dem französischen Sicherheitsbedürfnis begründet und die Entmilitarisierung als 

Voraussetzung jeder deutsch-französischen Verständigung bezeichnet25. Als Köder 

für die Westdeutschen hätten nur freie Wahlen in ganz Deutschland, die National­

armee und das in den verbalen Konzessionen an ehemalige Offiziere und National­

sozialisten scheinbar zum Ausdruck kommende Liebeswerben um das westdeutsche 

Bürgertum dienen können. Die sowjetische Behandlung der Wahlfrage ist schon 

dargelegt worden, und was den Appell an den deutschen Nationalismus angeht, 

so hat die sowjetische Regierung die Entstehung einer nationalen Welle, die zu­

nächst die Wahlfrage vielleicht ignoriert hätte, selbst unmöglich gemacht, indem 

sie dezidiert erklärte, für die Grenzen Gesamtdeutschlands seien die 1945 in Pots­

dam getroffenen Beschlüsse maßgebend, indem sie also von den Westdeutschen 

die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze forderte. Auch in dieser Hinsicht dürf­

ten sich die sowjetischen Führer keiner Täuschung hingegeben haben. Stalin war 

sich zweifellos bewußt, daß die Anerkennungsforderung gerade jene Deutschen 

abschrecken mußte, die an sich bereit gewesen wären, aus der Hoffnung auf eine 

Rückkehr zur Rapallo-Politik Front gegen die weitere Fortsetzung der West­

integration zu beziehen; schließlich ist die einstige deutsch-sowjetische Verbin­

dung wesentlich auch Ausdruck eines gegen Polen gerichteten territorialen Revi­

sionsanspruchs gewesen26. Daß für eine überwältigende Mehrheit der Westdeut­

schen die Anerkennungsforderung selbst noch unannehmbar war, dürfte den so­

wjetischen Führern erst recht klar gewesen sein; sie hatten schon einige Mühe ge­

habt, die SED zur Anerkennung der neuen polnischen Westgrenze zu bewegen27. 

Solche Antagonismen in den sowjetischen Noten sind nicht mit Ungeschicklichkeit 

zu erklären, zumal man es dann auch als Ungeschicklichkeit verstehen müßte, daß 

Moskau im Laufe des Notenwechsels hartnäckig darauf bedacht blieb, gerade jene 

Elemente seiner Vorschläge, die in Westeuropa wie in der Bundesrepublik ab­

schreckend wirken mußten und in der Tat sofort auf leidenschaftliche Ablehnung 

gestoßen waren, immer wieder in den Vordergrund zu schieben. So enthielt die 

dritte Note vom 24. Mai, die im Rahmen eines ernsthaften Werbefeldzuges be­

sonders wirkungsvolle Elemente hätte aufweisen müssen, als einzige konkrete 

Punkte ausgerechnet und überdies in verstärkt dringlichem Tone die für Frank­

reich nicht akzeptable Forderung nach der Nationalarmee und die für die West­

deutschen nicht akzeptable Forderung nach der Anerkennung der polnischen Grenze. 

Die begleitenden Kommentare aus der D D R waren ebenfalls nicht geeignet, 

25 Vgl. Wettig, a. a. O., S. 497. 
26 Zum Problem Rapallo vgl. H. Graml, Die Rapallo-Politik im Urteil der westdeutschen 

Forschung, in dieser Zeitschrift 18 (1970), S. 366 ff. 
27 H.-P. Schwarz, a. a. O., S. 226 ff. 
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westlichen Argwohn einzulullen. Auch nach dem 10. März attackierten die Zei­

tungen der SED die angeblich umworbenen Offiziere der alten Wehrmacht mit 

unverminderter Heftigkeit28. Gerade nach dem 10. März drohte die DDR-Presse 

den „Klüngeln" der Schwerindustrie und Hochfinanz, den Abs, Flick und Pferd-

menges, üble Folgen der Wiedervereinigung an29, und die in der vierten sowjeti­

schen Note geforderten rein deutschen Wahlprüfungskommissionen wollte die 

DDR-Propaganda als Instrument einer umfassenden gesellschaftspolitischen Re­

volutionierung Westdeutschlands verstanden wissen30. In der Volkskammer kon­

statierte Otto Grotewohl am 14. März, die Wirtschaft eines wiedervereinigten 

Deutschland werde sich natürlich nicht am Schuman-Plan beteiligen dürfen und 

sich im übrigen nach den Grundsätzen des Fünfjahresplans der D D R organisieren 

müssen31. Abgesehen davon, daß solche Stimmen — die sich ohne Moskauer Billi­

gung sicherlich nicht in diesem Sinne hätten äußern können — nicht gerade nach 

Abschied von der Macht klingen, ist es nicht denkbar, daß man in Moskau und 
Ostberlin glauben konnte, mit einer solchen Kampagne sei in Westdeutschland 

und gar im westdeutschen Bürgertum - mitten in der Anfangsphase eines wirt­

schaftlichen Wiederaufstiegs, der sich von der Entwicklung in der D D R bereits 

scharf abhob — eine nur auf Wiedervereinigung und damit auf die Viererkonferenz 

gerichtete nationale Bewegung hervorzurufen. 

Wenn aber sowohl für sowjetische Konzessionsbereitschaft wie für sowjetische 

Expansionsneigung jedes Anzeichen fehlt, wenn andererseits manches Anzeichen 

dafür spricht, daß Stalin eine Annahme seines Konferenzvorschlags durch die 

Westmächte und durch die Bundesrepublik so wenig erwarten durfte, daß er die 

Annahme wohl gar nicht gewollt haben kann, scheint es für seine Aktion nur eine 

plausible Erklärung zu geben. Offenbar ist Stalin zwischen 1950 und 1952 zu dem 

Schluß gekommen, daß die Bewegung der Kriegs- und ersten Nachkriegsjahre 

erstarrt sei, daß also jede weitere Anstrengung, den europäischen Herrschafts­

bereich seiner Spielart des Sozialismus weiter auszudehnen, keine Erfolgsaussicht 

mehr habe, zumal gegen die deutlich demonstrierte amerikanische Entschlossen­

heit zur Verteidigung der 1945 gezogenen Demarkationslinien, und daß deshalb 

nichts anderes zu tun bleibe, als die innere Lage der Sowjetunion und namentlich 

28 Das gilt auch für die sowjetische Presse. Am 12. März 1952 wandten sich sowohl Prawda 
wie Neues Deutschland in scharfen Worten gegen die „Generale der ehemaligen Hitler­
armee", die „wieder auf der Bildfläche aufgetaucht" seien und an der Restaurierung der 
„deutsch-faschistischen Kräfte" arbeiteten. Es gilt aber später auch für die sowjetischen 
Noten selbst; vgl. die dritte und vierte Note. 

29 So die Tägliche Rundschau am 20. März 1952. Neues Deutschland hatte die „kriegslüster­
nen Ruhrmagnaten" bereits am 12. März als „unwandelbare Inspiratoren und Organisato­
ren der deutschen Aggression" bezeichnet. 

30 Tägliche Rundschau, 26. April 1952: „Für eine friedliche Lösung des deutschen Problems." 
31 Tägliche Rundschau, 15. März 1952. Außerdem kündigte Grotewohl in dieser Rede an, daß 

in der BRD alle Organisationen verschwinden müßten, die friedensfeindlich seien, und als 
Muster demokratischer Freiheiten stellte er die DDR vor, in der lediglich Feinden der 
Demokratie, Agenten und Saboteuren demokratische Rechte vorenthalten würden. 
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die allenthalben im sowjetischen Machtbereich in den Sattel gesetzten Klientel­

regime zu konsolidieren. Nach dem Tode Lenins hatte sich Stalin auf die Formel 

vom Sozialismus in einem Land zurückgezogen und die sowjetische Außenpolitik 

entsprechend defensiv orientiert. Jetzt zog er sich gleichsam auf die Formel vom 

Sozialismus in der einen Hälfte Europas zurück, wobei er, wie damals, die kapi­

talistischen Staaten ihren unvermeidlichen Gegensätzen zu überlassen gedachte. 

Ein solches Verhalten stimmt zu der außenpolitischen Grundtendenz, die er vor 

Kriegsausbruch über ein Jahrzehnt hinweg praktiziert hat te; es paßt außerdem 

zu seinem Kapitalismusverständnis, für das er den Krieg zwischen Deutschland 

und den Westmächten als eindeutige Bestätigung genommen haben muß. In der 

bezeichnenderweise Anfang 1952 entstandenen und im Oktober 1952 veröffent­

lichten Schrift „Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR" hat Stalin 

sein Konzept denn auch unmißverständlich dargelegt und theoretisch zu recht­

fertigen versucht32. In dieser Schrift rechnete er indes Westdeutschland ebenso 

unmißverständlich zum kapitalistischen Lager und folglich die D D R zum sozia­

listischen Lager33. Daß er deshalb seine Deutschlandpolitik darauf abstellte, die 

bis Anfang 1951 erkennbaren Versuche zur Einflußgewinnung in Westdeutsch­

land abzubrechen und die Bundesrepublik den Weg in die offensichtlich unver­

meidliche westeuropäische Integration gehen zu lassen, wird im übrigen auch 

dadurch erhärtet, daß bereits im Sommer 1952, noch vor dem Ende des Noten­

wechsels, in der sowjetischen Zeitschrift „Bolschewik" ein Aufsatz erschien, der 

die EVG als Tatsache behandelte und die Erwartung formulierte, daß die deutsche 

Aggressivität zu den Elementen gehören werde, die in der EVG für Gegensätze 

und Spannungen sorgen würden34. Da Stalin aber auf der anderen Seite offen­

sichtlich nicht gewillt war, auch noch zum Staatensystem der Vorkriegszeit zurück­

zukehren und völlig grundlos - von seinem Standpunkt aus gesehen — die D D R 

aus seinem Herrschaftsverband zu entlassen, stand er vor dem Problem, daß seine 

Deutschlandpolitik nun eindeutig zur Fortdauer und zur weiteren Verfestigung 

der Spaltung Deutschlands beitragen werde. Der Wunsch, trotzdem nicht mit der 

Verantwortung für das Ende des deutschen Nationalstaats ganz oder teilweise be­

lastet zu werden, war in solcher Situation eine naheliegende und jedenfalls ver-

32 Stalin, Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR, Moskau 1952. 
33 Die etwa von H. Achminow (a.a. O., S. 251 f.) vertretene Auffassung, Stalin habe in diesem 

Zusammenhang die beiden deutschen Staaten doch zusammengerechnet, ist nicht über­
zeugend begründet und von G. Wettig (a.a.O., S. 520 f.) mit Recht abgelehnt worden. 
Ein so scharfsichtiger Beobachter der sowjetischen Außenpolitik wie George F. Kennan 
scheint der durchaus erwägenswerten Auffassung zuzuneigen, daß als letzter ernsthafter 
sowjetischer Versuch zur Verhinderung eines westdeutschen Staates und seiner Verbindung 
mit den Westmächten die Blockade Berlins 1948/49 anzusehen sei und daß bereits die 
Aufhebung der Blockade im Mai 1949 die eigentliche Wendung Stalins von der Expansion 
zur Konservierung des Status quo markiere (Memoirs, New York 1969, S. 442 f., 466). 

34 Bolschewik, Moskau, August 1952. Dieser „parteiamtliche Kommentar zur deutschen 
Frage" ist denn auch von der Adenauer nicht gerade freundlich gesinnten Heidelberger 
Zeitschrift „Das ganze Deutschland" (2. August 1952) übel vermerkt worden. 
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ständliche Reaktion. Ohne ein entsprechendes Alibi mußte die Konsolidierung 

der D D R schwieriger werden, und vielleicht schien es ihm auch nützlich, für künf­

tige Expansionsmöglichkeiten die nationale Karte in Reserve zu halten. Die Noten 

des Frühjahrs und Sommers 1952 hat er wahrscheinlich als taugliche Mittel be­

trachtet, sich das gewünschte Alibi zu verschaffen35. 

Im Hinblick auf die Konsolidierung der D D R sollten die Noten und ihre er­

wartete oder möglicherweise sogar erhoffte Ablehnung durch die Westmächte aber 

offenbar noch einen speziellen Zweck erfüllen. Die D D R hatte bis zum Frühjahr 

1952 den militärischen Zweig der Volkspolizei als Kaderarmee nach dem Muster 

der alten Reichswehr organisiert36. Den vorgesehenen Ausbau auf der Basis der 

Freiwilligkeit fortzusetzen, hatte sich schon 1951 als überaus schwierig erwiesen. 

Von der allgemeinen Unlust der Bevölkerung abgesehen, wirkte nicht zuletzt ge­

rade die antimilitaristische Propaganda der SED hemmend. Zur Stabilisierung 

des Staates wie auch zur Erfüllung seiner künftigen Bündnispflichten war eine 

Änderung des militärischen Rekrutierungsmechanismus und eine Änderung der 

generellen Linie in militärischen Fragen unumgänglich geworden. Der Vorschlag, 

eine deutsche Nationalarmee aufzustellen, hat diese Änderung eingeleitet. Bereits 

im April 1952, also noch im Anfangsstadium des Notenwechsels, begann die Presse 

der D D R den Begriff Nationalarmee in einem recht eingeengten Sinn zu verwen­

den. Walter Ulbricht kritisierte am 4. Mai in der Berliner Humboldt-Universität 

jene „Werktätigen in der Deutschen Demokratischen Republik", die ,seelenruhig 

erklären, sie brauchten sich nicht mit dem Schutz der Heimat zu befassen, da ja 

die Sowjetarmee da sei", und er betonte, daß aber „gegenüber dem Treiben der 

Militaristen in Westdeutschland" die Verteidigung der Heimat „mit allem Ernst 

und mit aller wissenschaftlichen Gründlichkeit" aufgebaut werden müsse; wenn 

Adenauer den Generalvertrag unterschreibe, werde für die Erhal tung des Fr ie­

dens „der bewaffnete Schutz der Deutschen Demokratischen Republik notwen­

dig"37. Zwei Wochen später sagte Otto Nuschke, er und die CDU der D D R würden 

es, da die US-Imperialisten und ihre deutschen Handlanger offensichtlich nicht an 

einer Wiedervereinigung interessiert seien, begrüßen, „wenn angesichts dieser 

Situation nationale Streitkräfte aufgestellt werden"38. 

Falls Stalins Wünsche tatsächlich so waren, wie man vermuten kann, hat ihnen 

die Reaktion der Westmächte und der Westdeutschen durchaus entsprochen. So ist 

35 Die Planungsabteilung im State Department hat im Sommer und Herbst 1948 ähnlich ge­
handelt, als sie unter Kennan den für die Sowjetunion offensichtlich unannehmbaren 
„Plan A" zur Lösung des Deutschlandproblems konzipierte, um „die Russen mit der Ver­
antwortung für die endgültige Spaltung Deutschlands [zu] belasten" (Kennan, Memoirs, 
S. 445 ff., bes. S. 449). 

36 Hierzu vgl. Wettig, a.a.O., S. 488 f. Ferner Th. M. Forster, NVA, Die Armee der Sowjet­
zone, Köln 1964. 

37 Zur Begrenzung des Begriffs Nationalarmee vgl. den Kommentar zur zweiten sowjetischen 
Note in: Neues Deutschland, 13. April 1952. Die Rede Ulbrichts in: Tägliche Rundschau, 
4. Mai 1952. 

38 Die Neue Zeitung, 17. Mai 1952. 
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evident, daß die amerikanische Regierung nicht einen Augenblick daran dachte, 

die Organisierung der westeuropäischen Verteidigung zu unterbrechen und auf 

die Einbeziehung der Bundesrepublik in die Verteidigungsgemeinschaft zu ver­

zichten. Nach den Erfahrungen, die sie in der Vergangenheit mit sowjetischen 

Verhandlungsmethoden gemacht hatte und gerade eben bei den Waffenstillstands-

besprechungen in Korea wie bei den Auseinandersetzungen um den österreichischen 

Staatsvertrag abermals machte, war es auch begreiflich, daß die amerikanische 

Regierung das sowjetische Angebot als durchsichtiges Manöver wertete, mit dem 

nur eine ausgedehnte und höchstwahrscheinlich völlig ergebnislose Verhandlungs­

runde eingeleitet werden sollte; ob bis zum vorhersehbaren Scheitern einer langen 

Konferenz die mühsam erreichte Zustimmung der westeuropäischen Länder, na­

mentlich Frankreichs, und die Zustimmung der Westdeutschen selbst zur Wieder­

bewaffnung der Bundesrepublik zu konservieren sein würde, konnte in der gege­

benen Situation immerhin bezweifelt werden39. 

Jedoch ging Washington auf die sowjetische Initiative auch deshalb nicht ein, 

weil der Neutralisierungsgedanke keine Gegenliebe fand. Wie die amerikanische 

Regierung die Dinge sah, hätte eine Neutralisierung Deutschlands die Organi­

sierung einer — für unbedingt notwendig gehaltenen — effektiven Verteidigung 

Westeuropas gegen die Sowjetunion verhindert, da diese Organisierung, wie man 

glaubte, ohne den finanziellen, personellen und wirtschaftlichen Beitrag der Bun­

desrepublik nicht zu leisten war. Gerade solche Argumente hatten die Amerikaner 

in London, in Paris und in den Beneluxstaaten — wo man ja den Aufbau einer star­

ken westlichen Verteidigungsgemeinschaft unter der Führung Washingtons eben­

falls wünschte - mit Erfolg benützt, um die Akzeptierung einer westdeutschen 

Wiederbewaffnung durchzudrücken. Die Neutralisierung Deutschlands hätte in 

damaliger Sicht entweder ein unverhältnismäßig großes finanzielles und perso­

nelles Engagement der USA in Europa erforderlich gemacht, das nach kurzer Zeit 

eine mächtige isolationistische Welle in Amerika provozieren mußte, oder aber die 

amerikanische Präsenz auf dem Kontinent schon jetzt in Frage gestellt. Washing­

ton, in jenen Jahren unbeeinflußt von stärkeren isolationistischen Strömungen, 

hielt jedoch zur eigenen Sicherheit die Präsenz auf dem Kontinent für notwendig 

und fühlte sich außerdem den westeuropäischen Staaten verpflichtet, die ihr vita­

les Interesse am amerikanischen Engagement in Europa nachdrücklich bekundeten. 

Unter diesen Umständen vermochten die USA dem sowjetischen Vorschlag keine 

positiven Seiten abzugewinnen. Indes haben für die amerikanische Hal tung nicht 

nur militärische Gründe eine Rolle gespielt. Wenn Washington an der militäri­

schen Verteidigungsgemeinschaft festhielt und deshalb die Bundesrepublik von 

einer ohnehin für aussichtslos angesehenen Wiedervereinigungs- und Neutrali-

sierungspolitik abzuhalten suchte, so auch deshalb, weil die militärische Zusam-

39 Zur amerikanischen Reaktion vor allem D. Acheson, a .a.O., S. 630. Die New York Herald 
Tribune nannte ein neutrales Deutschland - wie fast alle großen Blätter der USA - „a 
political absurdity" (2. April 1952). 
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menfassung Westeuropas zugleich als ein Mittel zur wirtschaftlichen und poli­

tischen Integration galt, die als Voraussetzung der wirtschaftlichen Erholung 

betrachtet wurde. Die Erholung wiederum sollte zur Basis der politischen Stabili­

sierung werden, der Stabilisierung eines nichtkommunistischen Gesellschafts­

systems. Eine positive wirtschaftliche Entwicklung und ihre gesellschaftspolitischen 

Folgen sind entscheidende Bestandteile der antikommunistischen Containment-

Strategie Washingtons gewesen, und der Bundesrepublik kam sowohl in der wirt­

schaftlich so bedeutsamen militärischen Integration wie im wirtschaftlichen Auf­

bau selbst eine Schlüsselfunktion zu. Es ist allerdings unverkennbar, daß die 

amerikanische Regierung nicht allein von den Sicherheitsinteressen der USA, von 

einer antikommunistischen und antisowjetischen Grundtendenz und von den mit 

beiden Komplexen zusammenhängenden internationalen Verpflichtungen moti­

viert war. Einflußreiche Gruppen in den Vereinigten Staaten hatten offenbar auch 

an der mit weltpolitischer Verantwortung verbundenen Macht Geschmack ge­

funden und fanden nun den Gedanken an einen amerikanischen Rückzug vom 

europäischen Kontinent sehr schwer erträglich40. 

Jedenfalls blieb Washington unbeirrt auf EVG-Kurs, und die Kabinette Frank­

reichs und Großbritanniens, die ja ihre eigenen Gründe hatten, eine Neutralisie­

rung Deutschlands abzulehnen, teilten die Auffassung Washingtons so weit­

gehend, daß sie bereitwillig der amerikanischen Linie folgten. Schon in der ersten 

Note, die von den drei Regierungen an das sowjetische Außenministerium gerich­

tet wurde, lautete der Kernsatz, daß der Neutralisierung Deutschlands nicht zuge­

stimmt werden könne, und dieser Standpunkt ist auch in den folgenden drei Noten 

nicht modifiziert worden. Die in der westlichen Notenpolitik beherrschend im 

Vordergrund stehende Forderung nach freien Wahlen in ganz Deutschland sollte 

lediglich das mit Recht zuversichtlich erwartete sowjetische ,,Nein" provozieren 

und im übrigen die westdeutsche Öffentlichkeit beschwichtigen. Im Juni und Juli 

1952, als die Regierungen Frankreichs und Großbritanniens unter starken Druck 

von Gruppen in den eigenen Ländern gerieten, die mit der Neutralisierung 

Deutschlands sowohl die sowjetische Präsenz in Mitteleuropa zu liquidieren wie 

die deutsche Gefahr zu entschärfen hofften, ist in Paris und London eine ernsthafte 

Behandlung des sowjetischen Vorschlags immerhin erwogen worden. Angesichts 

der eindeutigen amerikanischen Hal tung und der nicht weniger eindeutigen 

Hal tung der westdeutschen Regierung, also angesichts einer temporären Sonder­

allianz zwischen Washington und Bonn, hatten derartige Überlegungen indes 

nur ein kurzes Leben41. 

40Kennan nennt in diesem Zusammenhang vor allem die Armee (a.a. O., S. 489). Er bezeugt 
überdies, daß die französischen Motive für die Ablehnung eines neutralisierten Gesamt­
deutschlands auch in den Vereinigten Staaten ihre Anwälte hatten (a.a.O., S. 440): „A 
united Germany could be tolerable only as an integral part of a united Europe." 
41Der britische Außenminister Anthony Eden hat die diplomatische Kampagne Moskaus frei­
lich stets als „clumsy" betrachtet (Full Circle, London 1960, S. 44) und den Notenwechsel 
ohnehin lediglich als „Propaganda battle" aufgefaßt (Acheson, a. a. O., S. 630). 
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Der Reaktion Bonns auf den sowjetischen Schritt kam damals zweifellos er­

hebliche Bedeutung zu. Zwar besaß die Bundesregierung, die bezeichnenderweise 

gar nicht zu den Adressaten der Moskauer Noten gehörte, noch kaum einen außen­

politischen Spielraum im eigentlichen Sinne des Wortes und hätte allein keine 

aktive Wiedervereinigungspolitik verfolgen können. Aber die Gemeinsamkeit der 

Besatzungsmächte war zerbrochen, die östliche Besatzungsmacht hatte dem An­

schein nach ein Wiedervereinigungsangebot formuliert, und das Projekt, zu dem 

die Westmächte den westdeutschen Staat einluden, die EVG, erforderte die frei­

willige Mitarbeit aller potentiellen Partner. Wenn sich die Bundesregierung, 

womöglich gestützt auf eine von ihr selbst ermunterte breite Bewegung in der 

Bevölkerung, in dieser Situation einfach geweigert hätte, an den EVG-Verhand-

lungen weiter teilzunehmen oder gar den EVG-Vertrag zu unterzeichnen, ehe 

nicht das sowjetische Angebot genau geprüft sei, wären die Westmächte wahr­

scheinlich gezwungen gewesen, sich mit dem Konferenzgedanken zu befreunden -

schon um den Westdeutschen zu beweisen, daß keine Chance zur Wiedervereini­

gung bestehe. Bundeskanzler Adenauer hat die westlichen Regierungen aber aller 

unmittelbaren Sorgen sogleich enthoben. Bereits am 11. März, nach einer Kabi­

nettssitzung, die sich nur am Rande mit der sowjetischen Note beschäftigt hatte, 

in der sich jedoch durchaus Befürworter einer wohlwollenden Prüfung gemeldet 

hatten, ließ Adenauer seinen Pressesprecher, Herrn v. Eckardt, erklären, die Bun­

desregierung sehe die Note nicht als brauchbare Grundlage für Verhandlungen 

mit Moskau an42. Als ihm noch am gleichen Tage die drei Hohen Kommissare 

mitteilten, ihre Regierungen gedächten mit den EVG-Gesprächen fortzufahren, 

als ob die Note nicht existiere, da stimmte der Bundeskanzler — ohne weitere 

Konsultation seines Kabinetts, der Führungsgremien seiner Koalitionsparteien 

oder gar der Opposition — nicht nur zu, sondern brachte seine Befriedigung und 

Erleichterung zum Ausdruck43. 

Konrad Adenauer erschien und erscheint als Bürger par excellence, als West­

deutscher, dem Mittel- und Ostdeutschland atmosphärisch wie politisch stets 

fremd und sogar unbehaglich geblieben waren, als ein Patriot, der, frei vom 

überkommenen deutschen Nationalismus, seine bürgerliche Gesellschaftsvorstel­

lung und Staatsgesinnung regional zu begrenzen verstand und nach dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs nicht mehr mit einer spekulativen Nationalpolitik verbinden 

42 Frankfurter Rundschau, 12. März 1952. 
43 K.Adenauer, Erinnerungen 1953-1955, Stuttgart 1966, S. 65 f. Den Vorstand der CDU-

Fraktion hat Adenauer erst am 25. März - an welchem Tage bereits die westlichen Ant­
wortnoten in Moskau überreicht wurden - über die Entwicklung seit dem 10. März in­
formiert. Hermann Pünder, der damals zu den „Außenpolitikern" im Fraktionsvorstand 
gehörte, hat sich in seinen Erinnerungen über die mangelhafte Unterrichtung durch den 
Bundeskanzler beklagt. Er schrieb sogar, die Details der sowjetischen Vorschläge seien der 
Öffentlichkeit erst sehr viel später mitgeteilt worden, und man geht wohl nicht fehl der 
Annahme, daß dieser - irrige - Eindruck auf die Informationspolitik Adenauers zurück­
geht; H. Pünder, Von Preußen nach Europa, Stuttgart 1968, S. 487 f. 
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wollte44. So konnte er geradezu als die Personifizierung der Bundesrepublik gel­

ten, eines aus regionalen Loyalitätsräumen zusammengesetzten und vor allem auf 

verfassungs- und gesellschaftspolitische Normen und Organisationsformen west­

europäischer Prägung gegründeten Staates deutscher Nationalität. Die Wir t -

schafts-, Militär- und Außenpolitik des Schuman-Plans und der EVG war ihm 

gemäß; sie schien ihm auch der Bundesrepublik gemäß zu sein. Diese Politik er­

hielt die überschaubaren regionalen Einheiten, in denen er sich wohl fühlte, und 

sie verband die Teile doch zu jener größeren Einheit, die er als Basis einer gedeih­

lichen wirtschaftlichen Entwicklung und der davon abhängigen gesellschaftspoliti­

schen Stabilisierung wie auch als Basis außenpolitischer Ruhe ebenfalls für not­

wendig hielt. Die EVG befriedigte zugleich sein Sicherheitsbedürfnis, das er aber 

— seinem Wesen wie der Natur seines Staates entsprechend — nicht mit der Tendenz 

verband, der Bundesrepublik die uneingeschränkte Souveränität und eine mög­

lichst ungehemmte außenpolitische Bewegungsfreiheit zu verschaffen. Beides 

hätte die EVG — und zwar auf sehr lange Zeit — gerade nicht gewährt. Adenauer 

hatte längst mit den entsprechenden Träumen des deutschen Nationalismus ge­

brochen, die zwanzig Jahre zuvor ein Kanzler, der ebenfalls aus dem westdeutschen 

Katholizismus und der Zentrumspartei stammte, nämlich Heinrich Brüning, noch 

lebhaft mitgeträumt hatte45. Das Sicherheitsbedürfnis Adenauers war nichts als 

Sicherheitsbedürfnis, das der Furcht vor dem verfassungs- und gesellschaftspoli­

tischen Umsturz entsprang, der ihm vom Kommunismus und von der Sowjetunion 

zu drohen schien. 

Der Bundeskanzler war selbstsicher und selbstbewußt genug, um die Entschlos­

senheit aufzubringen, der Bundesrepublik beim Mitvollzug seines eigenen Bruchs 

mit der Kontinuität nationalstaatlichen Denkens energisch nachzuhelfen. Zu den 

Gründen seiner Weigerung, das sowjetische Angebot ernsthaft zu behandeln, ge­

hörte gewiß auch die Sorge vor endlosen Verhandlungen, die der EVG gefährlich 

werden mußten und am Ende doch nichts einbringen würden. Daß Moskau mit 

der Note lediglich ein Störmanöver beabsichtigte, galt Adenauer, der von der 

Heimtücke der Herren des Kreml aufrichtig überzeugt war, sogleich als eine Bin­

senwahrheit, die keiner weiteren Prüfung bedurfte und an der nur politische 

Naivlinge zweifeln konnten. Ebenso rasch kam er zu der Erkenntnis, daß eine 

bewaffnete Neutralität Deutschlands ohnehin schon am Widerstand Frankreichs 

44 Hierzu vor allem A. Baring, Außenpolitik in Adenauers Kanzlerdemokratie, a. a. O., passim. 
- Die Haltung Adenauers zu den sowjetischen Noten wird ausführlich dargelegt und im 
Kontext der alliierten Politik interpretiert von Andreas Hillgruber, Adenauer und die Stalin-
Note vom 10. März 1952, in: Konrad Adenauer und seine Zeit, Band II : Beiträge der 
Wissenschaft, hrsg. von Dieter Blumenwitz u.a., Stuttgart 1976, S. 111-130. Der Beitrag 
Hillgrubers ist dem Verfasser erst nach der Fertigstellung dieses Manuskripts bekannt ge­
worden. Abgesehen davon, daß sich Hillgruber in der Bewertung der Stalinschen Absichten 
der Interpretation G.Meyers anschließt (a.a.O., S. 125), bestätigen und ergänzen seine 
Ausführungen die hier gezeichnete Skizze der Reaktion des Bundeskanzlers. 

45 H. Brüning, Memoiren 1918-1934, Stuttgart 1970. Ferner H. Graml, Präsidialsystem und 
Außenpolitik, in dieser Zeitschrift 21 (1973), S. 134 ff. 
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und Großbritanniens scheitern werde46. Aber neben den Motiven, die seinem poli­

tischen Pragmatismus und seinem scharfen Blick für die diplomatischen Möglich­

keiten und Gefahren einer gegebenen Situation entstammten, wirkte doch auch 

seine grundsätzliche Ablehnung einer Neutralisierung Deutschlands. Nicht des­

halb, weil die Neutralisierung mit einer Einschränkung der außenpolitischen 

Handlungsfreiheit und sogar - zumindest anfänglich - mit einer internationalen 

Kontrolle Deutschlands, also mit einem längerfristigen Souveränitätsverlust ver­

bunden gewesen wäre; die EVG hätte ja ebenfalls einen Souveränitätsverlust ge­

bracht. Damals wie später hat Adenauer jedoch deutlich gemacht, daß ihm die 

bewaffnete - gerade die bewaffnete — Neutralität Deutschlands, sollte sie reali­

sierbar sein, nur zwei gleichermaßen bedenkliche Entwicklungsmöglichkeiten zu 

enthalten schien. Entweder gewann Deutschland eine ausreichende politische, 

wirtschaftliche und militärische Stärke — dann würde sich tatsächlich die Vorkriegs­

zeit mit der mißtrauischen und feindseligen Rivalität zwischen den beiden konti­

nentalen Mächten Frankreich und Deutschland wiederholen, unter Umständen 

bis hin zum abermaligen kriegerischen Austrag. Oder aber Deutschland blieb 

relativ schwach — dann würde zwar auch die deutsch-französische Rivalität schwä­

cher ausfallen, doch immer noch groß genug sein, um eine Integration der nicht­

kommunistischen Hälfte Europas zu verhindern, und das isolierte Deutschland 

wäre schutzlos der kommunistischen Unterwanderung preisgegeben47. Hier ist die 

verfassungs- und gesellschaftspolitische Grundierung seines Sicherheitsbedürfnis­

ses evident, und da er bei einer Neutralisierung Deutschlands eigentlich nur mit 

der zweiten Entwicklungsmöglichkeit rechnen zu müssen glaubte, wird man sagen 

dürfen, daß seine sofortige und prinzipielle Ablehnung der sowjetischen Offerte 

im Grunde verfassungs- und gesellschaftspolitisch motiviert war. 

Seinen Mitmenschen und nicht zuletzt seinen meisten Mitarbeitern brachte 

Adenauer, wie jede autokratisch veranlagte Natur, ein tiefes Mißtrauen ent­

gegen. So hat er den Kurs, der sich gegenüber der sowjetischen Aktion aus seiner 

grundsätzlichen Orientierung und aus seinen taktischen Gesichtspunkten ergab, 

ohne die Unterstützung seines Kabinetts wie seiner Partei festgelegt, und in den 

folgenden Monaten achtete er sorgfältig — noch sorgfältiger als gewöhnlich — 

darauf, daß soweit wie möglich allein er die Bundesregierung und die Bundes­

republik gegenüber den Hohen Kommissaren und den westlichen Kabinetten ver­

trat. In der gegebenen Situation war ihm das besonders wichtig, weil ihm sehr 

46 Vgl. Adenauer, a.a.O., S. 65 ff. Auf Frankreichs Haltung gegenüber einer deutschen Na­
tionalarmee machte er in seiner Rede vor dem Fraktionsvorstand der CDU aufmerksam 
(Pünder, a.a. O.). 

47 Adenauer hat diese Auffassung nicht erst in seinen Erinnerungen formuliert, sondern schon 
damals oft und oft in der Öffentlichkeit vertreten, so am 14. März 1952 in einer Rede in 
Siegen vor dem Evangelischen Arbeitskreis der CDU, in der er die sowjetische Note übri­
gens als einen „Fetzen Papier" charakterisierte (Archiv der Gegenwart, 16. 3. 1952, S. 3388), 
am 30. Marx in einer Rede vor den Delegierten von 1300 katholischen Arbeitervereinen 
(Rheinische Post, Düsseldorf, 31. März 1952) und am 6. April in einem Artikel, der in der 
Westberliner Zeitung „Der Tagesspiegel" erschien. 
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daran liegen mußte, die westlichen Antworten auf die sowjetischen Noten in sei­

nem Sinne zu beeinflussen. Das größte Mißtrauen brachte er nämlich der von ihm 

repräsentierten Bevölkerung entgegen, die er, da es sich um Deutsche handelte, 

durchaus für fähig hielt, den nationalistischen Sirenentönen Moskaus zu folgen, 

eine Viererkonferenz zu verlangen und sich im letzten Augenblick von der EVG-

Politik wieder abzuwenden. So sah er in den westlichen Antwortnoten in erster 

Linie eine Gelegenheit, der westdeutschen Öffentlichkeit die Falschheit jener 

Töne klarzumachen. Daß die Noten der Westmächte mit besonderer Schärfe die 

Frage nach der Oder-Neiße-Grenze stellten und der Sowjetunion — die sich, wie 

dargelegt, aus eigenen Gründen bereitwillig auf dieses Spiel einließ — eine deut­

liche Präzisierung der etwas verblümt bereits zu Beginn ausgesprochenen Aner­

kennungsforderung entlocken wollten, war vornehmlich der Einwirkung Adenauers 

zuzuschreiben, dem eine Veränderung dieser Grenze weder möglich noch sonder­

lich wichtig schien, der aber auf den negativen Effekt der Anerkennungsforderung 

in der Bundesrepublik spekulierte. Auch jene Passagen der westlichen Noten, die 

den Anschein zu erwecken suchten, Stalin strebe in Wahrheit — mit den Instanzen 

zur Kontrolle eines neutralisierten Deutschland — nach der Wiederherstellung des 

Kontrollratsregimes und nach einem weitgehenden Abbau der bislang in Richtung 

Souveränität erzielten Fortschritte, gingen wesentlich auf Anregungen Adenauers 

zurück48. In der Öffentlichkeit hat er solche Punkte ebenfalls nachdrücklich unter­

strichen und im übrigen betont, daß nur die Politik der Westintegration eine 

politische und militärische Stärke bescheren werde, wie sie der Westen brauche, 

um Moskau zur Preisgabe der D D R zu bewegen. Mit dunklen Andeutungen sprach 

er über großzügige und vielleicht in gar nicht allzu ferner Zukunft realisierbare 

Befreiungskonzeptionen für ganz Osteuropa, womit er den deutschen Nationalisten 

zu suggerieren suchte, daß seine Politik nicht allein zum Anschluß der DDR, 

sondern gleich auch noch zur Revision der Oder-Neiße-Grenze und womöglich zu 

noch größeren Revisionen führen werde49. 

Nun wird nicht selten gesagt, so von Helmut Diwald in seinem „Bericht zur 

Klage der Nation", daß Adenauers politische Grundpositionen vom Frühjahr und 

Frühsommer 1952 nicht die Grundpositionen Deutschlands und der deutschen 

Nation gewesen seien50. Wenn man davon absieht, daß eine solche Formulierung 

in die Nähe jenes totalitären Nationalismus führt, der sich - statt die politischen 

Grundpositionen der einzelnen Deutschen und der verschiedenen Gruppierungen 

48Adenauer, a.a.O., S. 73 ff. Am 16. April schlug er den Hohen Kommissaren ferner vor, in 
der nächsten westlichen Note auf die Unfreiheit in der Sowjetzone ausdrücklich hinzuweisen 
(Adenauer, a.a.O., S. 91 ff.); auch diese Anregung des Bundeskanzlers wurde aufgegriffen 
(vgl. Punkt 8 der westlichen Note vom 13. Mai). 
49So am 25. März 1952 vor dem Fraktionsvorstand der CDU; dabei erklärte er, daß in dieser 
Hinsicht von den USA große Dinge zu erwarten seien, sobald die - damals schon vorher­
sehbare - Ablösung des defensiven Präsidenten Truman durch den aktiveren General 
Eisenhower stattgefunden habe (Pünder, a. a. O., S. 488). 
50H. Diwald, Die Anerkennung, Bericht zur Klage der Nation, München 1970, S. 84. 
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der deutschen Gesellschaft zu respektieren - die alleinige Autorität zur Definition 

wahrhaft deutscher und nationaler Politik anmaßt, steckt in ihr aber doch der 

prüfenswerte Vorwurf, Adenauers selbstherrliche Ignorierung der sowjetischen 

Noten oder eigentlich sein selbstherrlicher Kampf gegen die Noten habe nicht dem 

Willen einer Mehrheit der westdeutschen Bevölkerung entsprochen. I m Jahre 1952 

hat besonders Rudolf Augstein im „Spiegel" diesen Vorwurf erhoben. Augstein, 

der als Ergebnis der EVG-Politik die „rheinische Republik" Adenauers in einem 

für Westdeutschland kaum akzeptablen „Rheinbund unter dem Protektorat des 

Generals Eisenhower" verschwinden und nun nach den beiden ersten sowjetischen 

Noten „elementare Fragen der nationalen Existenz auf dem Spiel" stehen sah, 

verfocht mit Verve die Forderung, der vermutlich seriöse sowjetische Schritt 

müsse zur Formierung einer breiten Volksbewegung ausgenutzt und der Bewegung 

selbst die Realisierung sowohl der deutschen Einheit wie der Demokratie in 

Deutschland als Aufgabe gestellt werden: „An der nötigen Frontbewährung im 

Kampf gegen den Sowjetkommunismus soll es dann nicht fehlen." Adenauer aber, 

so fuhr Augstein fort, habe Angst davor, daß es die Sowjets ernst meinten, und 

deshalb mit den Hohen Kommissaren eine Allianz gegen Bundestag und Bevölke­

rung geschlossen; der Bundestag freilich sei schlapp, ihm fehle „das gesamtdeutsche 

Gewissen"51. Untersucht man jedoch die damaligen Meinungsäußerungen, wobei 

der Rückblick naturgemäß auf die nur begrenzt aussagefähigen veröffentlichten 

Äußerungen beschränkt bleiben muß , so stellt man — der Erinnerung des Mit­

lebenden zum Trotz - fest, daß die Politik Adenauers eine sehr breite Basis in der 

Bevölkerung besaß. Allerdings waren die Motive der Zustimmung oder doch der 

Tolerierung recht verschiedenartig52. 

So vertrat eine knappe Majorität der größeren und kleineren Provinzpresse 

spontan und konstant die Auffassungen des Kanzlers. Die „Frankfurter Neue 

Presse" schrieb nach der ersten sowjetischen Note, die Sowjets gingen einfach 

davon aus, „daß Europa dem gehört, dem sich Deutschland zuwendet", und jetzt 

hielten sie den Deutschen einen „Köder" hin, nach dem aber, wie das Blatt zu ver­

stehen gab, niemand schnappen werde; vielmehr komme es für die Regierung nur 

darauf an, das sowjetische Liebeswerben für die Verhandlungen mit den West­

mächten geschickt auszunützen und mehr deutsche Gleichberechtigung im west­

lichen Lager zu erreichen53. Auch die Hagener „Westfalenpost" tat die Angebote 

der ersten Moskauer Note als „lockende Bilder für Deutsche" ab54, und die „Welt", 

die zunächst darauf hinwies, daß die deutschen Ostgrenzen dem Friedensvertrag 

offenbar entzogen werden sollten, fand auch die Neutralisierung Deutschlands un­

annehmbar. Man dürfe nicht vergessen, welchen Inhalt die russische Außenpolitik 

51 Jens Daniel, Der Demokratie eine Chance! in: Der Spiegel, 21. Mai 1952. 
52 Die folgenden Ausführungen basieren auf der Untersuchung und Auswertung des gesamten 

Presse- und Rundfunkmaterials, das zu diesem Fragenkomplex im Archiv des Deutschen 
Bundestages gesammelt worden ist. 

53 Frankfurter Neue Presse, 14. März 1952. 
54 Westfalenpost, Hagen, 12. März 1952. 
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den mit einer Neutralisierung verbundenen Koalitionsverboten zu geben vermöge: 

„Sie waren für sie immer der Ausgangspunkt für Einmischungen in die Außen­

politik der betreffenden Staaten. Den baltischen Ländern hat ein solches in ihren 

Freundschaftsverträgen mit der Sowjetunion 1939 niedergelegtes Koalitionsver­

bot 1940 die Vernichtung ihrer staatlichen Existenz gebracht." Was die zugesicher­

ten Menschen- und Freiheitsrechte angehe, so seien derartige Formeln auch in den 

Verträgen Moskaus mit den Satellitenstaaten enthalten; man kenne den Wert die­

ser Formeln: „Nein, wir werden uns auch durch diese neue Note des Kreml nicht 

irremachen lassen."55 Die „Kasseler Post" versah ihren Kommentar zur zweiten 

sowjetischen Note mit der Überschrift: „Zu plump, Freund Stalin!" und glaubte 

als sowjetische Absicht die „Wiedererrichtung des Besatzungsregimes" und die 

„Erweiterung der sowjetischen Kontrolle auch auf die Westzonen" diagnosti­

zieren zu dürfen; außerdem sei nun die sowjetische Hal tung zur Oder-Neiße -

Linie klar56. Die „Kölnische Rundschau" konstatierte ebenfalls, daß die Sowjets 

nur die Position zurückerobern wollten, „die ihnen mit der Einstellung der Arbeit 

des alliierten Kontrollrats verlorengegangen ist"57, und die „Trierische Landes­

zeitung" erläuterte ihren Lesern, die beiden ersten sowjetischen Noten atmeten 

„den finsteren Geist der Potsdamer Beschlüsse von 1945, den Geist der Rache und 

Vergeltung, der die unmenschliche Austreibung von Millionen von Deutschen . . . 

verfügte"58. Die „Frankfurter Rundschau" sah bereits die deutsche Jugend „unter 

östlichen Fahnen" in Schützenlöchern sitzen, dann nämlich, „wenn es gelingen 

sollte, Deutschland zu neutralisieren, was in Wirklichkeit heißt, Deutschland 

durch Abschneidung von der westlichen Welt zu einem politischen und wirtschaft­

lichen Vakuum zu machen, mit anderen Worten: Deutschland so zu isolieren, 

daß es vom Ostblock allein schon durch die geographische Nähe abhängen wür­

de"58. Die „Westdeutsche Rundschau" verstand sofort, daß Moskau mit seinem 

Vorstoß zwei Absichten verfolge: „Es will Gesamtdeutschland in seinem Sinne 

schaffen, und es will durch einen Friedensvertrag die deutsche Mitte zunächst 

neutralisieren, um sie dann reif zu machen für den Putsch — also genau das gleiche 

Rezept wie in Prag."6 0 I m „Rheinischen Merkur" wurde jeder, der mit „krank­

hafter Unbelehrbarkeit" daran glaube, daß man mit Stalin verhandeln müsse, 

schlicht mit einem „Geisteskranken" verglichen61. 

Beherrschende Züge der Reaktion waren also ein unüberwindliches Mißtrauen 

gegenüber jeder sowjetischen Handlung, die Abneigung, sich durch ein bloßes 

Täuschungsmanöver von der sicheren Straße in die EVG und in die wirtschaft­

liche Westintegration weglocken zu lassen, die Entschlossenheit, an der West-

55 Die Welt, Hamburg, 12. März 1952. 
56 Kasseler Post, 12. April 1952. 
57 Kölnische Rundschau, 12. April 1952. 
58 Trierische Landeszeitung, 15. April 1952. 
59 Frankfurter Rundschau, 12. März 1952. 
60 Westdeutsche Rundschau, 12. März 1952. 
61 Rheinischer Merkur, Koblenz, 20. Juni 1952. 
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Orientierung mi t allen ihren Konsequenzen festzuhalten, und die eindeutig mit 

verfassungs- und gesellschaftspolitischem Sicherheitsbedürfnis begründete Ab­

lehnung der Neutralisierung Deutschlands — ob ohne oder mit Nationalarmee. 

Der Bruch mit nationalstaatlichem Denken und mi t den dazugehörigen außen­

politischen Traditionen ist bereits glatt vollzogen, wenngleich — das zeigen Wör­

ter wie „Köder" oder „lockende Bilder" — nicht ohne Bedauern. Der Wandel ge­

genüber dem publizistischen Klima, das noch in den späten vierziger Jahren 

herrschte, ist unverkennbar. 

Eine klare Mehrheit für die Politik des Bundeskanzlers ergibt sich dann, wenn 

man zu dem bisher vorgestellten Teil der Presse — vornehmlich der CDU/CSU 

nahestehende und oft konfessionsorientierte Blätter — jene Organe hinzuzählt, die 

Adenauer nicht deshalb unterstützten, weil sie mit der außenpolitischen Tradition 

des deutschen Nationalstaats gebrochen hätten, sondern weil sie sich gerade von 

der Politik Adenauers die Erneuerung der unterbrochenen Tradition erhofften. 

Die Deutsche Partei und starke Gruppen in der F D P wie auch in der CDU/CSU 

hatten die Restaurierung des Deutschen Reiches und die Rückkehr zu deutscher 

Großmachtpolitik keineswegs aus den Augen verloren. Allerdings waren sie zu 

der Erkenntnis gekommen, daß die Deutschen zur Wiederherstellung ihrer alten 

Position nicht allein in der Lage seien, daß Bundesgenossen gebraucht würden. 

Nicht so sehr die gesellschafts- oder gar die verfassungspolitische Orientierung der 

Sowjetunion, sondern vornehmlich die Tatsache der sowjetischen Herrschaft öst­

lich der Elbe schloß aber kommunistische Verbündete aus. So blieb lediglich die 

EVG, und zwar als erste Etappe eines notwendigen Umwegs zum eigentlichen 

Ziel. Diese Gruppen waren nun nicht gewillt, von dem, wie sie glaubten, sicheren 

Umweg abzuweichen, um einen direkten, jedoch gefährlichen Pfad einzuschlagen, 

der überdies nur die vier Besatzungszonen vereinigt, die Territorien östlich der 

Oder und Neiße hingegen außerhalb friedensvertraglich festgelegter Grenzen 

gelassen hätte. Walter Dirks, der in den „Frankfurter Heften" erklärte, die so­

wjetische Note präsentiere „die Formel des deutschen Nationalismus", stellte mit 

Recht fest, daß andererseits gerade die eifrigsten Nationalisten, sollte tatsächlich 

verhandelt werden, „bald vor der höchst unangenehmen Frage" stünden, „ob sie 

für die volle Souveränität des Vierzonen-Gebietes ihre Unterschrift unter einen 

Vertrag setzen wollten, in dem sie auf Schlesien und Ostpreußen verzichten müß­

ten"62. 

Die Blätter jener Gruppen sprachen ihre Ansicht unverblümt aus. Die Sowjet­

union glaube doch nicht, so hieß es etwa, daß sie sich mit ihrem Wiedervereini­

gungsangebot „freikaufen" könne: „Die offenen Wunden der deutsch-polnischen 

und der deutsch-russischen Grenze (Königsberg!) bestünden ja fort; in der Folge 

ginge es notwendigerweise an das Herz der Sowjetmacht selbst . . ."63 Und eine 

62 W.Dirks, Das Angebot der Russen und die Deutschen, in: Frankfurter Hefte 7 (1952), 
S. 233. 

83 G. Lehner, Kreuzfeuer um Deutschland, in: Michael, 6. April 1952. 
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Düsseldorfer Zeitung schrieb allen Ernstes: „Man erinnere sich doch einmal, wie 

wir, d. h. das Deutsche Reich, uns in den letzten fünfzig Jahren um gute Bündnis­

partner bemüht haben und wie wenig Erfolg wir dabei hatten. Was hätte Hit ler 

z. B. um ein . . . Bündnis mit England und Amerika gegeben? Wie schwach war 

dagegen unser italienischer Freund . . .! Wie weit weg war der japanische Freund! 

Wie haben wir uns über jeden Balkanfreund gefreut . . . Wie haben wir noch 

1939/40 gehofft, daß Frankreich den Engländern untreu würde, und wie haben 

wir uns um Frankreich bemüht nach 1940. Nun haben wir die Chance einer echten 

Freundschaft mit den Vereinigten Staaten . . . Eine deutsch-amerikanische Freund­

schaft i s t . . . eine Unternehmung mit großem Einsatz, aber auch mit einer gewal­

tigen Gewinnchance."64 

In ähnlichem Sinne reagierten jene ehemaligen Offiziere, die sich mit den neuen 

Verhältnissen so weit abgefunden hatten, daß sie ebenfalls auf den EVG-Umweg 

setzten, und die sich auf Grund mangelnder politischer Belastung auch Hoffnun­

gen auf eine Beschäftigung im deutschen Kontingent der scheinbar vor der Grün­

dung stehenden EVG-Armee machen durften. So sagte Oberst a. D . und Professor 

Kurt Hesse: „Alles in allem erblicken maßgebende militärische Kreise Deutsch­

lands in dem sowjetischen Vorschlag den Köder für Kreise, die eine der deutschen 

wie der europäischen Sache abträgliche Politik, die eher zur Schwächung als zur 

Stärkung Deutschlands führen und mit vielen Gefahren verbunden sein würde, 

propagieren."65 Die „Deutsche Soldaten-Zeitung", die damals noch Militärs nahe­

stand, denen später eine Rolle in der Bundeswehr zufallen sollte, fand, daß das 

„Deutschlandlied auf der Stalinorgel" doch recht falsch klinge. Zwar sei es er­

freulich, daß Stalin alle Gegner der Wiederbewaffnung „desavouiert" habe, und 

natürlich müsse die sowjetische Note bei der selbstverständlichen Fortsetzung der 

EVG- und Deutschlandvertragsgespräche zur Erlangung von „mehr Gleichberech­

tigung" benützt werden. Aber ein neues Potsdam, wie es Stalin - auch mit der 

Forderung nach Anerkennung der Oder-Neiße-Linie — ankündige, komme nicht 

in Frage. Die Bundesregierung verhalte sich gegenüber dem sowjetischen Vor­

schlag durchaus richtig: ,.Der Spatz in der Hand in Gestalt eines ehrlichen Gene­

ralvertrags ist ein besseres Pfand für die deutsche Zukunft."66 

Auf dem äußersten rechten Flügel der westdeutschen Gesellschaft war die Stim­

mung vieler Nationalsozialisten und der ehemaligen SS-Angehörigen kaum an­

ders, obwohl sie, die ihre Ansichten selbst nach der deutschen Niederlage nur wenig 

modifiziert hatten, den Westen und das innere System der Bundesrepublik mit 

herzlichem Abscheu bedachten und auch außerhalb jeder Kandidatur für eine Be­

teiligung an der EVG-Armee standen. Aber „Nation Europa" erklärte, eine 

Neutralisierung Deutschlands bedeute einen „Frieden unter dem Geßlerhut", und 

ein solcher Friede sei eben „kein Frieden". Auch könne die „Raubgrenze der Oder-

64 Rheinische Post, Düsseldorf, 1. Juli 1952. 
65 K. Hesse, Der sowjetische Köder einer Nationalarmee, in: Der Mittag, 3. April 1952. 
66 Die Deutsche Soldaten-Zeitung, 20. März, 27. März und 3. April 1952. 
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Neiße-Linie" niemals anerkannt werden: „Ein polnisches Schlesien, Pommern, 

Danzig und Ostpreußen ist für das deutsche Volk . . . unerträglich . . ." Ferner 

war diese Gruppe, die sich ja als das Sammelbecken der konsequentesten Antikom-

munisten begriff, der Gesellschaftsstruktur Westdeutschlands, wenngleich nicht 

der bundesrepublikanischen Verfassungsordnung, allzu eng verbunden, als daß sie 

eine kommunistische „Kontrolle" der innerdeutschen Verhältnisse hinzunehmen 

bereit gewesen wäre, die auch sie bei einem Eingehen auf das sowjetische Angebot 

drohen sah. Sie verstand die Moskauer Note durchaus als Chance, aber ausschließ­

lich als Chance für sich selbst. Nachdem sogar Stalin die ehemaligen National­

sozialisten vor aller Welt rehabilitiert habe, könne man, so argumentierte Erich 

Kern in „Nation Europa", im Westen endlich diejenigen „zur Ordnung rufen", 

die „gegen Deutsche wegen SS- oder NSDAP-Zugehörigkeit hetzen"67. Hier stärk­

te die sowjetische Aktion also vornehmlich die ohnehin bestehende Hoffnung, im 

Zuge der westdeutschen Wiederbewaffnung abermals Einfluß auf die westdeutsche 

Gesellschaft zu gewinnen. 

Alle diese Kräfte, ob sie schon im Banne des an die Integrationspolitik gehef­

teten Europagedankens standen, noch an die Restauration des Deutschen Reiches 

glaubten oder beide Konzeptionen in oft krauser Weise mischten, nahmen die 

nach der westdeutschen Wiederbewaffnung angeblich mögliche „Politik der Stär­

ke", die für Adenauer wohl nur eine propagandistisch nützliche Phrase darstellte, 

offensichtlich ernst. Und sie erträumten sich von ihr nicht allein die Wiederver­

einigung oder auch die Wiederherstellung der alten deutschen Grenzen, sondern 

eine antikommunistisch oder national-machtpolitisch gesehene umfassende Neu­

ordnung ganz Osteuropas. Die offensive Komponente der allenthalben lebendigen 

Erwartungen ist evident, und mit einer offensiven Komponente war das in solcher 

Sicht magere sowjetische Angebot nicht zu vereinbaren. Die Ablehnung der so­

wjetischen Noten ist von dieser Hoffnung auf baldige größere Gewinne in der Tat 

nachhaltig beeinflußt worden. Adenauer gab das Leitmotiv, wenn er sogleich und 

immer wieder versicherte, die Offerte Moskaus sei nur der erste sichtbare Erfolg 

der bisherigen Politik des Westens und seiner Regierung, der natürlich nicht ge­

nüge; man brauche lediglich auf dem eingeschlagenen Weg weiterzugehen, um 

schon in kurzer Zeit ein wirklich befriedigendes Angebot Stalins zu erhalten68. 

Etliche Zeitungen reagierten sofort im gleichen Sinne, und die offizielle Kor­

respondenz der CDU schrieb bereits am 13. März, der westlichen Politik gehe es 

nicht bloß um die deutsche Wiedervereinigung, sondern zugleich um das Schicksal 

der osteuropäischen Länder69. Staatssekretär Hallstein, der sich in jenen Tagen 

67 Nation Europa, April 1952, S. 57 f., 60. 
68 So sagte Adenauer am 18. März 1952 in der Bonner Universität (Die Neue Zeitung, 31. März 

1952): „Ich bin der festen Überzeugung, daß dies nicht die letzte sowjetische Deutschland-
Note war. Wir alle müssen uns auf den Tag vorbereiten, wenn der Westen so stark ist, daß 
die Sowjetunion zu ehrlichen Verhandlungen bereit ist. Hier liegt die große Chance der 
deutschen Politik . . .". Vgl. auch Anm. 49. 

69 Deutschland-Union-Dienst (DUD), 13. März 1952. 
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gerade in den Vereinigten Staaten aufhielt, erklärte am 11. März auf einer 

Pressekonferenz in Washington spontan, die sowjetische Note sei als Verhand­

lungsgrundlage unbrauchbar, weil eine den Vorstellungen der Bundesregierung 

und der deutschen Bevölkerung entsprechende europäische Integration neben dem 

ganzen Deutschland auch das ganze Europa bis zum Ural umfassen müsse70. Die 

Bundesregierung dementierte eiligst, aber wiederum konstatierte die offizielle 

Korrespondenz der CDU, diese Aussicht, die „an Weiträumigkeit nichts zu wün­

schen übrig läßt", sei allerdings das Ziel westlicher Politik: Etappen seien die 

Integration des europäischen Westens, die Wiedervereinigung Deutschlands und 

endlich der Anschluß des von der bolschewistischen Tyrannei befreiten Ost­

europa; selbstverständlich kämen nur friedliche Mittel in Betracht71. Wie stark 

derartige Gedanken damals zu wirken vermochten, zeigte kein anderer als Paul 

Sethe, der ansonsten eifrig eine sorgfältige Prüfung des sowjetischen Vorschlags 

forderte. Während etwa Hermann Proebst in der „Süddeutschen Zeitung" den 

„großraumbewußten" Hallstein ironisierte72, behandelte Sethe in eben dem Art i ­

kel, in dem er erwog, ob die Wiedervereinigung nicht doch die Anerkennung der 

Oder-Neiße-Grenze wert sei, die Äußerung Hallsteins mit Respekt als „große Kon­

zeption", in der die Wiedervereinigung Deutschlands tatsächlich „zu wenig" sei73. 

Gelegentlich verknüpfte sich die offensive Tendenz sogar mit der Erwar tung 

einer kriegerischen Form der Politik der Stärke. Es erstaunt vielleicht nicht, daß 

ehemalige Angehörige der Waffen-SS fest damit rechneten, bald wieder „nach 

vorn" geschickt zu werden, freilich unter dem Befehl der ungeliebten Amerikaner 

und der noch weniger geschätzten einheimischen Liberalen oder Katholiken, und 

daß sie sich bereits darüber Gedanken machten, ob jene deutsche Oberschicht, die 

sich im Zweiten Weltkrieg - auch in der Generalität - mit „philosophischem 

Quatsch" oder mit „Verrätereien und anregendem Sabotagesport vergnügt" habe, 

wenigstens „diesmal" in ihren „Stabsquartieren und Ministerbüros durchhalten" 

werde74. Aber auch der „Tagesspiegel", der versicherte, selbst ein „Blinder" müsse 

allmählich sehen, daß die amerikanische Politik die Wiedervereinigung Deutsch­

lands „zwangsläufig in sich schließt", hat damals gedonnert: „Es gibt keine so­

wjetische Besatzungszone, es gibt nur ein von den Sowjets widerrechtlich annek­

tiertes deutsches Gebiet, das befreit werden muß. Wer aus der Geschichte zu ler­

nen bereit ist, wird bei seinen heutigen Entschlüssen in Rechnung stellen, daß 

nichts in der Welt auf die Dauer ein Volk hindern kann, den Feind - hier die 

Sowjets - aus dem Lande zu treiben und diejenigen, die wie die SED-Funktionäre 

mit ihnen gemeinsame Sache machten, zu bestrafen."75 

70 Süddeutsche Zeitung (SZ), 17. März 1952. Vgl. die Behandlung des Interviews im Bundestag 
am 3. April 1952, VBT, 1. Wahlperiode 1949, Bd. 11, S. 8748 ff. 

71 DUD, 13. März 1952. 
72 SZ, 18. März 1952. 
73 FAZ, 14. März 1952. 
74 Nation Europa, April 1952, S. 3 f. 
75 Warnung der Geschichte, in: Der Tagesspiegel, 15. Juni 1952. Die Heidelberger Rhein-
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Gewiß hatte der Kurs Adenauers auch Gegner. Sie fanden sich in den Koali­

tionsparteien, sogar im Kabinett, in bestimmten Kreisen der Wirtschaft, in der 

großen überregionalen Presse und vor allem in der SPD. Aber davon abgesehen, 

daß die Kritiker in der Minderheit blieben, vermochten sie den Bundeskanzler 

schon deshalb nicht von seinem Weg abzudrängen, weil sich ihre Konzeption für 

die Verhandlungen mit Moskau, die sie von der Bundesregierung und von den 

Westmächten oft mit eindrucksvoller Leidenschaft forderten, in entscheidenden 

Punkten gar nicht von dem Konzept unterschied, das auch der Kanzler, wenngleich 

nur aus taktischen Gründen, vertrat. 

Im Kabinett und in der CDU machte sich der Bundesminister für gesamt­

deutsche Fragen, Jakob Kaiser, dem deutschen Nationalstaat und einer spezifischen 

deutschen Aufgabe zwischen Ost und West noch tief verpflichtet, zum Sprecher 

einer kleinen Gruppe, die das sowjetische Angebot — einschließlich der Neutrali­

sierung Deutschlands — als diskussionsfähig ansah; am Rande dieser Gruppe tauch­

ten zeitweilig auch Gerstenmaier und Brentano auf. Kaiser ging davon aus, daß 

in den Kanzleien der westlichen Besatzungsmächte keine Patentrezepte für die 

Wiedervereinigung zu finden seien, da und dort aber sogar Vermerke, daß die 

Teilung Deutschlands nicht die schlechteste Lösung darstelle. Nach der ersten so­

wjetischen Note glaubte er daher, daß die Bundesregierung und die Parteien des 

Bundestags mit ihrem ganzen Gewicht auf die Westmächte einwirken müßten, 

um einen ernsthaften Meinungsaustausch mit Moskau zu erzwingen76. Zu der 

schon erwähnten Kabinettssitzung am 11. März erschien er mit dem Entwurf für 

eine Stellungnahme der Bundesregierung, in dem er die Skepsis Bonns, aber doch 

auch die Bereitschaft zur unvoreingenommenen Prüfung des sowjetischen Vor­

schlags formuliert hatte. Nachdem Adenauer sich über den Entwurf hinweggesetzt 

und Eckardt zu der Erklärung veranlaßt hatte, die Note sei keine Verhandlungs-

basis, teilten Kaiser und seine Freunde sofort der Presse mit, daß sie die Erklärung 

sehr bedauerten77, und Kaiser sagte am 12. März in einer Rundfunkrede, „allzu 

hastige Meinungsäußerungen" seien nicht von Nutzen: die sowjetische Note dürfe 

als „ein gewichtiges politisches Ereignis" gelten, und sowohl Deutschland wie die 

Westmächte hätten die Pflicht, genau zu untersuchen, ob sich im Verhältnis zwi­

schen Ost und West nicht doch ein „Wendepunkt" andeute78. Der Bundestags­

ausschuß für gesamtdeutsche Fragen nahm am 14. März einhellig die gleiche Hal­

tung ein und brachte seine ausdrückliche Billigung der Rundfunkrede Kaisers zum 

Neckar-Zeitung bemerkte am 25. Juni zu derartigen Äußerungen, daß man von jenen, die 
jetzt die „Parole von der Befreiung ausgeben", nicht wisse, ob sie dabei an einen friedlichen 
Weg dächten: „Ja, man wird es vielleicht sogar bezweifeln müssen. Denn gleichzeitig er­
hält bei diesen Leuten auch die These von der ,Politik der Stärke1 eine ganz besondere 
Nuance, die wir für äußerst bedenklich halten." 

76 So am 15. März 1952 im Rias, zit. nach Neue Zürcher Zeitung (NZZ), 18. März 1952. Zu 
Kaisers neutralistischen Vorstellungen vgl. E. Kosthorst, Jakob Kaiser, Bundesminister für 
gesamtdeutsche Fragen 1949-1957, Stuttgart 1972, S. 208 ff. 

77 Parlamentarisch-Politischer Pressedienst, 11. März 1952. 
78 Zit. nach Rhein-Zeitung, Koblenz, 13. März 1952. 
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Ausdruck; der Bundeskanzler wurde aufgefordert, vor dem Ausschuß - und ebenso 

vor dem Außenpolitischen Ausschuß — zu erscheinen und seinen Standpunkt zu 

rechtfertigen79. Vorübergehend erweckten vor allem diejenigen Führer der stärk­

sten Regierungspartei, die auf Grund ihrer sozialpolitischen Tendenzen vor einem 

gewissen Linksruck der deutschen Gesellschaft nicht zurückscheuten, wie er mit 

einer Wiedervereinigung verbunden sein konnte, den Eindruck, als wollten sie 

Kaisers Konzeption von einem Deutschland als Brücke zwischen Ost und West 

- die alte Kontroverse zwischen der Berliner CDU und der CDU der britischen 

Zone — wiederbeleben80. 

Aber es blieb doch nur ein schwacher Nachhall der Gefechte, die man sich 1946 

und 1947 geliefert hatte. Der gleiche Grund, der Kaiser damals doch zur Option 

für den Westen gezwungen hatte, nämlich sein Festhalten an liberalen Prinzipien 

und am Parlamentarismus, zwang ihn jetzt dazu, die Wiedervereinigung praktisch 

als Anschluß der D D R an die Bundesrepublik zu sehen: das hieß für die Behand­

lung der sowjetischen Noten, daß er und seine Gruppe auf der Forderung nach 

freien und international kontrollierten Wahlen bestehen mußten; bereits am 

15. März machte Kaiser in einer weiteren Rundfunkrede diese Forderung zur 

conditio sine qua non81. Umgekehrt kam für Kaiser und die meisten seiner Freunde 

eine Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze noch nicht in Betracht. So war die 

Übereinstimmung mit dem Kanzler und mit den westlichen Antwortnoten, die 

gerade solche Punkte geschickt in den Vordergrund schoben, zu groß, als daß sich 

die Kritik an Adenauer zu wirklichem Widerstand hätte entwickeln können, zu­

mal die Kritiker in eben den Fragen, die sie als Kernfragen bezeichneten, im 

Laufe des Notenwechsels von der Sowjetunion selbst desillusioniert wurden. Das 

Problem der Neutralisierung, das zwischen den Kritikern und dem Kanzler tat­

sächlich kontrovers war, rückte in den Hintergrund, doch gab es auch in dieser 

Hinsicht entschärfende Annäherungen, da sich fast alle Befürworter der Neutrali­

sierung zwar zu einem militärisch neutralen Gesamtdeutschland verstehen, die 

wirtschaftliche Bindung an den Westen aber erhalten wissen wollten82. 

Das gilt nicht minder für die Wirtschaftskreise, die in der F D P und in der CDU 

repräsentiert waren und zeitweilig Miene machten, ihrem Nationalgefühl wie der 

Hoffnung auf den osteuropäischen Markt nachzugeben. Zunächst schrieb die 

„Deutsche Zeitung und Wirtschaftszeitung": „Wir haben im Verhältnis zwischen 

Westen und Osten nach ,mehr Politik' verlangt - hier ist sie, hier, im Friedens­

vorschlag des Kremls. Wi r wollten, daß an Stelle Grotewohls und Piecks die So-

79 FAZ, 15. März 1952. 
80 Vgl. hierzu H.-P. Schwarz, a. a. O., S. 299 ff., und W. Conze, Jakob Kaiser. Politiker zwischen 

Ost und West 1945-1949, Stuttgart 1969, S. 62 ff. 
81 NZZ, 18. März 1952. In dieser Rede lehnte Kaiser auch die Anerkennung der Oder-Neiße-

Grenze ab. Zur Enttäuschung Kaisers über den Fortgang der sowjetischen Notenpolitik vgl. 
Kosthorst, a. a. O., S. 238 ff. 

82 Nahezu alle positiven Äußerungen zum Gedanken der Neutralisierung Deutschlands enthal­
ten stets die Formel „militärische Neutralisierung". 
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wjetunion spreche — sie hat gesprochen . . . Wir wollen deshalb heute auch aus 

Washington nicht hören, bolschewistische Unterschriften seien nicht das Papier 

wert, auf dem sie stehen."83 Andere Blätter sahen ihre Ansicht bestätigt, daß sich 

die sowjetische Politik „nicht durch moralische Hemmungen an der Preisgabe 

ideologischer Freunde hindern" lasse und auch „an der Oder-Neiße-Linie nicht 

aus Liebe zu Polen festhalten" werde84, glaubten gar schon erkennen zu dürfen, 

daß Moskau „über die Deutsche Demokratische Republik der östlichen Besatzungs­

zone wie über einen gespensterhaften Mummenschanz hinweggeschritten" sei und 

bald Wahlvorbereitungen in der Ostzone beginnen würden85. Eben noch habe man 

Deutschland wie die Deutschen mit Schimpf und Schmutz überworfen und jeden, 

der von einem „wiedererstehenden deutschen Kraftfeld" zu sprechen wagte, poli­

tisch verfemt. Jetzt stünden die Verfemer als „weltfremd" da; Deutschland werde 

- wie nach Rapallo — als „schützender Puffer zwischen Ost und West" fungieren, 

mit der Sowjetunion langfristige Lieferverträge für die deutsche Industrie ab­

schließen und andererseits Moskau den Zugang zum Weltmarkt öffnen86. Derart 

krude Anschlußkonzeptionen, die im übrigen nicht allein die Restauration der 

politischen und wirtschaftlichen Großmachtposition des Deutschen Reiches ein­

schlossen, sondern gelegentlich ebenfalls den sowjetischen Rückzug aus ganz Ost­

europa forderten87, sind naturgemäß sehr rasch mit der Realität in Konflikt geraten 

und alsbald, nachdem ihnen die Haltung Moskaus und der SED in der Wahlfrage, 

in der Grenzfrage und in der Frage der künftigen inneren Ordnung Gesamt­

deutschlands den Garaus gemacht hatte, wieder begraben worden. Bereits am 

19. März fragte die „Deutsche Zeitung und Wirtschaftszeitung" indigniert und 

mißtrauisch: „Wer hat Herrn Grotewohl veranlaßt, sich als erster mit offiziellen 

Äußerungen einzumischen, von denen er wissen mußte, daß sie ein schlechtes 

Licht auf den Vorschlag des Kreml werfen würden, vor allem seine Bemerkung, 

daß die Oder-Neiße-Linie die unabänderliche Friedensgrenze sei? Ohne russische 

Kenntnis hätte er das nicht zu sagen gewagt. Sollte also ein Riegel vorgeschoben 

werden?" Jedenfalls hatte Adenauer aus dieser Richtung nicht mit stärkerem und 

erst recht nicht mit anhaltendem Druck zu rechnen. Freilich ist damals auch der 

Verdacht geäußert worden, der Kanzler habe den nationalen Eifer der Industriellen 

nicht zuletzt mit dem Versprechen gedämpft, die Bundesregierung werde in der 

gerade wieder akuten Mitbestimmungsfrage eine feste Haltung gegenüber den 

Gewerkschaften zeigen88. 

Nationalliberale Publizisten wie Proebst, Tüngel und Sethe, die in der großen 

überregionalen Presse schrieben, oder nationalkonservative Publizisten wie Her­

bert v. Borch und Hans Georg v. Studnitz, die damals die „Außenpolitik" heraus-

83 Deutsche Zeitung und Wirtschaftszeitung, 15. März 1952. 
84 Hannoversche Allgemeine, 12. März 1952. 
85 Allgemeine Zeitung, Mainz, 15. März 1952. 
86 Allgemeine Zeitung, Mainz, 14. März und 15. März 1952, 
87 Deutsche Zeitung und Wirtschaftszeitung, 19. März 1952. 
88 Bedrohte Hoffnungen, in: Neuer Vorwärts, 18. Juli 1952. 
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gaben, sind am Ende ebenfalls, so sehr die erste sowjetische Note ihr National­

gefühl in Bewegung brachte und ihre nationalen Hoffnungen aufschießen ließ, 

an der Diskrepanz zwischen ihrer eigenen Position und der sowjetischen Hal tung 

wie auch — damit zusammenhängend - an der Nähe ihrer eigenen Position zum 

Kurs des Bundeskanzlers gescheitert. Wenn Hermann Proebst schrieb, die — erste 

— sowjetische Note sei „auf einen verführerisch edlen und dunklen Balladenton 

gestimmt", wenn er Adenauers schroffe Ablehnung der Note verurteilte und Ver­

handlungen forderte, so haben er und Heinz Holldack, der in der „Süddeutschen 

bereits eine Parallele zur Begünstigung der Bismarckschen Reichsgründung durch 

die russischen Zaren zog, die Lösung der Wahl- und der Grenzfrage im damaligen 

westdeutschen Sinne doch als selbstverständliche Voraussetzungen einer Vierer­

konferenz behandelt und sich damit jeder Möglichkeit zur Formulierung eines 

überzeugenden Gegenkonzepts gegen Adenauer und die westliche Notenpolitik 

begeben; daß sie die westliche Ablehnung des Neutralisierungsgedankens kriti­

sierten, war an sich und vor allem angesichts der sowjetischen Notenpolitik in 

der Wahl- oder in der Grenzfrage zu wenig89. Die Opposition der „Süddeutschen" 

gegen den Kurs des Kanzlers ist denn auch von Woche zu Woche schwächer gewor­

den. Ganz ähnlich stellte sich Richard Tüngel, der in der „Zeit" die Hal tung Jakob 

Kaisers ausdrücklich billigte, auf den Standpunkt, daß freie Wahlen natürlich 

unabdingbar seien und daß die Westmächte auf der Liquidierung der Oder-Neiße-

Linie bestehen müßten9 0 . Herbert v. Borch empfand die erste sowjetische Note als 

„neue Tatsache von größter . . . Bedeutung", lehnte eine Interpretation als „dia­

bolisches Manöver" strikt ab und setzte sich leidenschaftlich für die Viererkonferenz 

ein, aber nur deshalb, weil er zunächst als „entscheidenden praktischen Kern des 

russischen Entwurfes für den Friedensvertrag" die „Opferung des sowjetzonalen 

Herrschaftsapparates" erkennen zu dürfen meinte, weil er sogar eine „erste große 

Verschiebung der Grenzen der freien Welt nach Osten", einen „ersten Einbruch 

in das starre osteuropäische Satellitensystem" bevorstehen sah, was er, wie Adenauer 

selbst, als „Erfolg des Aufbaus westlicher Stärkepositionen" wertete. Abgesehen 

davon, daß er von dieser Wertung aus eine parallel zur Viererkonferenz laufende 

Fortsetzung der Integrationsverhandlungen verlangte, lagen seine ausgreifenden 

Hoffnungen allzu weit neben den Realitäten des Jahres 1952 und dem tatsäch­

lichen Gang des Notenwechsels91. Studnitz, der hinter der ersten Bonner Reaktion 

eine „Desorientierung bedenklichen Ausmaßes" sah, schrieb andererseits, eine 

„Wiedervereinigung, die nicht gleichbedeutend ist mit der Befreiung der Sowjet­

zone", bedeute „den Untergang Westdeutschlands", und da er doch nicht genügend 

Anhaltspunkte für entsprechende sowjetische Konzessionen erblickte, t rat er bald 

wieder für die Unterzeichnung der Westverträge ein92. Auch Wilhelm Wolfgang 

89 Junius (H. Proebst), Beim Wort nehmen, SZ, 12. März 1952; H. Holldack, Die Antwort, SZ, 
26. März 1952. 

90 R. Tüngel, Das Moskauer Angebot, Die Zeit, 20. März 1952. 
91 Außenpolitik 3 (1952), S. 205 ff. 
92 Außenpolitik 3 (1952), S. 274, 479 f. 
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Schütz, der die Politik der Stärke oft und oft einer beißenden Kritik unterzog, die 

unter dem Aspekt der Wiedervereinigung allerdings logisch und zwingend war, 

betrachtete die D D R und die Territorien östlich der Oder-Neiße-Grenze einfach 

als besetzte Gebiete, die zu befreien seien, und konnte deshalb auf die Argumente 

Adenauers keine überzeugende Antwort finden93. 

Selbst Paul Sethe, der in den Jahren nach 1952 zu den beredtesten Verfechtern 

der These gehörte, Adenauer und die Westmächte hätten eine reale Wiederver­

einigungschance vertan oder gar sabotiert, war während des Notenwechsels skep­

tischer, schwankender und Adenauer in manchen Punkten näher, als es ihm später 

in der Erinnerung erschien. Wohl feierte er Kaiser als den „Dolmetsch der Auf­

fassungen der Nation", wohl sprach er von „Stalins jäher Wendung", der gegen­

über ein Verzicht auf die UN-Kommission zur Wahlkontrolle in der D D R nicht 

schwer fallen dürfe. Auch hat er — was im Hauptstrom der westdeutschen Gesell­

schaft damals noch ein sensationeller Einzelfall war — immerhin die Frage gestellt, 

ob der an sich „unbestreitbare" Anspruch auf die Gebiete östlich der Oder-Neiße-

Linie „unbedingt realisiert werden" müsse. Auf der anderen Seite warnte er aber 

vor einem in der neuen Lage verständlichen „Rausch nationalistischer Gemüter"; 

jetzt sei „kälteste Vernunft" angebracht, da das berechtigte Mißtrauen in die so­

wjetische Aufrichtigkeit „eine der wichtigsten politischen Realitäten unserer Tage" 

darstelle. Zweifelnd fragte er, ob die Sowjets tatsächlich bereit seien, einer deut­

schen Nationalarmee „die genügende Stärke zu geben", und wenn er auch über die 

UN-Kommission mit sich reden lassen wollte, meinte er doch, daß die Voraus­

setzungen für freie Wahlen in der D D R natürlich geschaffen werden müßten. Am 

12. März forderte er von der Sowjetunion deutlichere Beweise ihres guten Wil­

lens, als es diplomatische Noten sein könnten, und am 14. März verbeugte er sich 

vor den Ural -Träumen Hallsteins. Im Grunde wollte er eine damals wirklich nicht 

erreichbare Verbindung von westlichem Bündnis und Neutralisierung. So schrieb 

er, offenbar ohne sich eines Widerspruchs bewußt zu sein, daß der Westen die 

deutsche Neutralität sichern müsse: „Wenn wir nicht die Sicherheit hätten, daß 

die im Osten angegriffenen deutschen Truppen innerhalb von wenigen Stunden 

die Unterstützung anderer Verbände hätten", wäre Neutralität Selbstmord94. 

Die Neigung, die Wiedervereinigung zwischen Bundesrepublik und D D R nur 

als Anschluß der D D R zu sehen, setzte sich schließlich auch in der SPD durch, 

die am energischsten und am beharrlichsten für die von Moskau vorgeschlagene 

Viererkonferenz eintrat. Als die erste sowjetische Note einging, war die SPD ge­

wiß ohnehin gerade im Begriff, sich mit der Neutralisierungsidee zu befreunden. 

Hatte die Partei anfänglich die Integrationspolitik Adenauers für im Grunde un­

vermeidlich gehalten, so schien ihr diese Politik mittlerweile — von den militär-

93 W. W. Schütz, Die Politik der Stärke, in: Außenpolitik 3 (1952), S. 617 ff. 
94 FAZ, 12. März, 14. März und 3. April 1952. Erst einige Jahre später glaubte er, die So­

wjetunion habe 1952 in ihren Noten einem wiedervereinigten Deutschland „eine Streitmacht 
von einigen hunderttausend mutigen, gut bewaffneten und gründlich ausgebildeten Sol­
daten" versprochen (Zwischen Bonn und Moskau, Frankfurt 1956, S. 46 f.). 
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politischen Konsequenzen und den Konsequenzen für die Wiedervereinigung ab­

gesehen - in ein allzu kapitalistisch bestimmtes Europa zu führen, während sie 

sich in einem neutralisierten Deutschland nun größere Chancen für innere Re­

formen ausrechnete. Deshalb hatte sie keine Schwierigkeiten, den sowjetischen 

Vorschlag zumindest bedenkenswert zu finden. Ollenhauer, Carlo Schmid und 

Wehner bezeichneten sofort nach der ersten sowjetischen Note eine sorgfältige 

Prüfung als notwendig, Schumacher schrieb einen entsprechenden Brief an den 

Bundeskanzler95, und auch in den folgenden Monaten gab die Partei den Konfe­

renzgedanken nicht auf. Aber den Sozialdemokraten ging es nicht anders als 

Kaiser. Die Führer der SPD — namentlich Schumacher, den seine Bindung an 

Parlamentarismus, politische Freiheit und Rechtsstaat, vor allem aber auch die 

Zwangsvereinigung von SPD und KPD in der D D R zu einem leidenschaftlichen 

Antikommunisten gemacht hatten - formulierten, ebenfalls ein Anschlußkonzept, 

auf das jedes Moskauer Echo ausblieb und das die SPD nahe an den Kurs 

Adenauers und der Westmächte heranführen mußte. Nachdem die erste so­

wjetische Note eingetroffen war, erklärten eben jene Sozialdemokraten, die eine 

Viererkonferenz schon fast als selbstverständliche Konsequenz des sowjetischen 

Schritts betrachteten, daß die Westmächte natürlich die Pflicht hätten, auf freien 

Wahlen unter internationaler Kontrolle zu bestehen96, und der „Sozialdemokra­

tische Pressedienst", der die erste Stellungnahme der Bundesregierung kritisierte, 

bemerkte die Ausklammerung der Wahlfrage in der sowjetischen Note und er­

mahnte die Westmächte wie die Bundesregierung, „auf diese wunde Stelle in der 

Sowjet-Note mit aller Deutlichkeit hinzuweisen und die Sowjets auf eine klare 

und unmißverständliche Antwort festzulegen"97 — was Adenauer denn auch gerne 

besorgte. Von dieser Linie ist die Partei ebensowenig abgegangen wie von der 

Forderung nach der Viererkonferenz; noch im August bestand der SPD-Vorstand, 

als er eine „zwangsläufige und unverrückbare" Reihenfolge der zu schaffenden 

Tatsachen aufstellte, kategorisch darauf, daß Tatsache Nummer 1 die Schaffung 

der Voraussetzungen für freie Wahlen zu sein habe98. So ist es durchaus verständ­

lich, daß die Hartnäckigkeit, mit der die Westmächte unter dem Einfluß Adenauers 

die Wahlfrage in den Vordergrund schoben, die volle Zustimmung der SPD fand; 

in dieser Hinsicht sind die westlichen Antwortnoten von der Partei stets vor­

behaltlos gebilligt worden99. Im übrigen stand auch der SPD das Grenzproblem 

im Wege. Der „Neue Vorwärts" nannte die sowjetische Anerkennungsforderung 

ein „Ansinnen", das mit Recht zurückgewiesen werde100, und Gustav Heinemann, 

95 Die Erklärungen Ollenhauers, Schmids und Wehners zit. nach „Die Freiheit", Mainz, 
12. März 1952. Der Brief Schumachers vom 22. April 1952 in: Adenauer, a.a.O., S. 84 ff. 

96 Die Freiheit, Mainz, 12. März 1952. 
97 Sozialdemokratischer Pressedienst, Bonn, 12. März 1952. 
98 Die Neue Zeitung, 26. August 1952. 
99 So bezeichnete eine offizielle Erklärung der Partei vom 14. Mai 1952 die Note der West­

mächte vom Vortage als „entscheidenden Fortschritt" (General-Anzeiger, 15. Mai 1952). 
100 Neuer Vorwärts, 18. Juli 1952. 
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damals allerdings noch Mitglied der CDU, meinte am 13. März, mit Moskau 

müsse natürlich verhandelt werden, doch solle dabei die Oder-Neiße-Grenze na­

türlich nicht anerkannt werden101. 

Die bemerkenswert kärgliche parlamentarische Behandlung des sowjetischen 

Schritts — nur in einer Sitzung (3./4. April) beschäftigte sich der Bundestag aus­

schließlich mit der Moskauer Notenaktion, die in einer Debatte über Deutschland-

und EVG-Vertrag am 9. Juli nur noch gestreift wurde — entsprach inhaltlich 

durchaus der skizzierten Reaktion der Öffentlichkeit. Obwohl Adenauer seine Par­

teifreunde und Koalitionspartner im März weder ausreichend informiert noch gar 

um Rat gefragt hatte, fand er im April ihre volle Unterstützung im Parlament; 

die politische Übereinstimmung ließ gar keine andere Wahl. August Mart in 

Euler, Sprecher der F D P , übte zwar milde Kritik an den „voreiligen" Äußerungen 

Eckardts und Hallsteins, bezeichnete aber die sowjetische Märznote als unzwei­

deutigen Erfolg „der konsequenten Politik der Bundesregierung und der west­

lichen Demokratien" und warnte, ganz im Sinne des Kanzlers, davor, „auf einen 

sowjetischen Pfiff hin die Politik aufzugeben, die zu der jetzigen Situation geführt 

ha t" ; im übrigen unterstrich er die Unverzichtbarkeit freier Wahlen und die Un-

annehmbarkeit einer neutralistischen Lösung102. Hans-Joachim v. Merkatz er­

klärte im Namen der DP , die Integration der Bundesrepublik in den Westen sei 

101 Heinemanns Äußerung in: Die Welt, 13. März 1952. Zur Entwicklung der damaligen poli­
tischen Vorstellungen Heinemanns, die ihn schon am 21. 11.1951, zur Förderung einer auf 
der Neutralisierung Deutschlands basierenden Wiedervereinigungspolitik, zur Gründung 
der „Notgemeinschaft für den Frieden Europas" geführt hatte und dann im Herbst 1952 
zum Austritt aus der CDU und zur Gründung der Gesamtdeutschen Volkspartei (29./30. 11. 
1952) führte, vgl. D. Koch, Heinemann und die Deutschlandfrage, München 1972, S. 234 ff. 
Gustav Heinemann hatte bereits am 21. 11. 1951 in einer Rede gesagt (Koch, S. 276): „Wenn 
Rußland bereit ist, das kommunistische System in Deutschland zu opfern und eine gesamt­
deutsche Regierung aus freien Wahlen entstehen zu lassen, sollte der Westen den Preis des 
Verzichts auf westdeutsche Aufrüstung zahlen." Er hat lange daran festgehalten, daß 1952 
eine große Chance zur Wiedervereinigung vertan worden sei, so in seiner Rede im Bundes­
tag am 23.1.1958 (G. W. Heinemann, Verfehlte Deutschlandpolitik, Irreführung und 
Selbsttäuschung, Frankfurt 1966, S. 124 ff.). Auch die glänzende Studie Kochs ist nicht ganz 
frei von interpretierender Überschätzung der sowjetischen Vorschläge, so wenn er meint, 
Moskau habe in den Noten unter anderem den Verzicht auf deutsche Reparationen ange­
boten (Koch, S. 308). Tatsächlich ist in den Noten nur sehr allgemein davon die Rede, daß 
der Entwicklung der deutschen Friedenswirtschaft keine Beschränkungen auferlegt werden 
dürften. Einen Vorschlag, der auf die Reparationsfrage bezogen werden könnte, machte 
Molotow erst auf der Berliner Außenministerkonferenz von 1954, gebrauchte dabei aller­
dings die zweideutige Formulierung „Deutschland wird von der Zahlung der staatlichen 
Nachkriegsschulden" an die vier Besatzungsmächte befreit (Dokumentation zur Deutsch­
landfrage, S. 188). 

102 VBT, 1. W a h l p e r i o d e 1949, Bd. 1 1 , S. 8759 f. An dieser Ä u ß e r u n g l ä ß t sich auch ermessen, 

welches ge r inge Gewich t die ostpol i t ischen P l äne h a t t e n , die damals Eu le r s P a r t e i f r e u n d 

K a r l - G e o r g Pf le iderer en twickel te ; vgl . Kar l -Heinz Schlarp , Al te rna t iven zur deu tschen 

Außenpo l i t ik 1952-1954 , Ka r l -Georg Pfleiderer u n d die „deutsche F r a g e " , i n : Aspekte 

deutscher Außenpol i t ik , Aufsä tze , H a n s Roth fe l s z u m Gedäch tn i s , h r s g . von W . Benz und 

H. Graml, Stuttgart 1976, S. 211 ff. 
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„Fundament und Voraussetzung" der Wiedervereinigung, „ohne daß Deutschland 

neutralisiert wird oder auf eine andere Weise unter sowjetische Botmäßigkeit ge­

rät"103. Noch deutlicher lehnte für die CSU Franz Josef Strauß eine Neutrali-

sierungspolitik ab, die nur die Bolschewisierung Deutschlands und den Rückzug 

der USA aus Europa bringen könne104. Im Juli standen auch anfängliche Kritiker 

Adenauers aus den eigenen Reihen wieder hinter dem Kanzler. So sagte Gersten-

maier, in der Zeit der Atomwaffen könnten „100 000 Mann oder mehr", die nur 

unzureichend bewaffnet sein würden, nichts anderes sein „als Hellebardenträger 

gegenüber Maschinengewehren"; „wir haben nicht die Absicht . . ., uns auf ein 

solches Abenteuer einzulassen . . ., uns zu Hellebardenträgern von Rußlands Gna­

den machen zu lassen, selbst dann nicht, wenn man uns eine noch so gute Militär­

musik großzügig dazu konzediert". Eine Wiederaufrichtung des Reichs als unab­

hängige Großmacht zwischen West und Ost sei ohnehin „reaktionär und gefähr­

lich", Träume von Rapallo und eine nationale Revisionspolitik seien für die Deut­

schen keine politischen Möglichkeiten mehr105. 

Die Vertreter der SPD geißelten natürlich die Selbstherrlichkeit, mit der 

Adenauer die Westmächte gegen eine Viererkonferenz beeinflußt hatte, so Weh­

ner im April und im Juli106. Aber gerade Herbert Wehner hat auch im Bundestag 

die Forderung nach der Konferenz mit der Forderung nach freien Wahlen in ganz 

Deutschland verbunden, und zwar nach Wahlen unter internationaler Kontrolle, 

außerdem nachdrücklich festgestellt, daß die „unter allen Umständen einzuhal­

tende Reihenfolge" so zu lauten habe: „die freien Wahlen, die Bildung der Natio­

nalversammlung und der gesamtdeutschen Regierung und dann Friedensver­

handlungen"107. Das war mit wesentlichen Punkten der westlichen Antwortnoten 

ohne weiteres zu vereinbaren, nicht aber mit dem Text und den erklärten Inten­

tionen der sowjetischen Vorschläge. Ferner gab es auch in der SPD Politiker, die 

einer Neutralisierungspolitik nur wenig Geschmack abzugewinnen vermochten. 

Wenn Carlo Schmid in der Aprildebatte nicht allein freie Wahlen verlangte, son­

dern überdies betonte, die vor dem Beginn von Friedensverhandlungen auf der 

Basis solcher Wahlen zu bildende gesamtdeutsche Regierung müsse „in ihren 

Entschlüssen" frei sein, so war das lediglich eine Umschreibung für sein „Nein" 

zur Neutralisierung Deutschlands und damit zum Kernpunkt der sowjetischen 

Noten108. Konrad Adenauer hatte unter diesen Umständen wenig Mühe, die An­

griffe der Opposition ungefährdet zu überstehen. 

Als „Christ und Welt" im Juli 1952 schrieb, den jetzt gegebenen Umständen 

sei an sich eine große Koalition angemessen, konstatierte das Blatt nicht ohne 

Grund, der Kurs einer solchen Koalition würde wahrscheinlich sehr nahe bei dem 

103 VBT, a.a.O., S. 8777. 
104 VBT, 1. Wahlperiode 1949, Bd. 12, S. 9854 ff. 
105 Ebenda, S. 9803 f. 
106 VBT, 1. Wahlperiode 1949, Bd. 11, S. 8754 f., Bd. 12, S. 9873. 
107 VBT, Bd. l l ,S . 8754. 
108 Ebenda, S. 8772. 
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bisher von Adenauer verfolgten Kurs liegen109. Eigentlich vermochte die Oppo­

sition, die vom Anfang bis zum Ende des Notenwechsels die gleichen Forderungen 

- ausgenommen die Neutralisierung - stellte, die auch der Bundeskanzler stellte 

und die in den westlichen Noten gestellt wurden, nur den Vorwurf zu erheben, der 

Kanzler lasse es am nötigen Eifer für Verhandlungen fehlen, und ein solcher Vor­

wurf war als Basis eines Widerstands gegen die Regierungspolitik zu schmal. Am 

Ende hat sich die Leidenschaft der Gegner Adenauers, vor allem der Gegner aus 

den Reihen seiner Regierungskoalition, lediglich in einer hitzigen Kampagne 

gegen die Bindungsklausel des Deutschlandvertrags, die eine Ausdehnung der 

übernommenen Verpflichtungen auf ein wiedervereinigtes Deutschland vorsah, 

entladen können, und hier ist denn auch eine gewisse Abschwächung erreicht wor­

den110. Statt der Konferenz über die Wiedervereinigung ein Sieg in einem Streit 

um fiktive Probleme. 

Allzu viele Wünsche und Konzeptionen der westdeutschen Gesellschaft schnit­

ten sich also an dem Punkt, auf dem Adenauer stand. Man wird sagen dürfen, 

daß die politischen und publizistischen Repräsentanten der Bundesrepublik im 

Jahre 1952 ein plötzlich gemachtes Angebot zur Wiedervereinigung Deutschlands 

entweder gar nicht oder nur zu unerreichbaren Bedingungen akzeptieren wollten, 

daß sie sogar eine Behandlung des Angebots wählten, billigten, tolerierten oder 

nicht mehr ernsthaft anzufechten vermochten, die den Verzicht auf eine peinlich 

genaue Prüfung bedeutete. Ob sie die sowjetische Notenaktion für ein durchsich­

tiges Störmanöver hielten oder die sowjetischen Vorschläge in der Hoffnung auf 

eine baldige umfassende Neuordnung Europas als zu mager betrachteten, ob sie 

von der Restauration des ganzen Deutschen Reiches träumten, unter Wieder­

vereinigung jedenfalls allein einen Anschluß der D D R an die BRD verstanden 

oder die nationale Alternative zur Westintegration bereits als belästigende Auf­

forderung zu einem eigentlich nicht mehr willkommenen Abenteuer empfanden — 

alle konnten an der Aussicht auf einen Nationalstaat, in dem die gesetzten wirt-

schafts-, gesellschafts und verfassungspolitischen Prioritäten eventuell gefährdet 

waren, keine größere Attraktivität mehr entdecken, alle entschieden sich faktisch 

gegen den Nationalstaat und für den westdeutschen Teilstaat. Eine solche Reak­

tion stellte aber, selbst wenn — wie hier angenommen - eine Chance zur Wieder­

vereinigung in Wirklichkeit nicht bestanden und Stalin bei seiner Offerte ledig­

lich an ein für seine DDR-Poli t ik nützliches Alibi gedacht hat, eine Entscheidung 

109 Christ und Welt, 17. Juli 1952 („Um keinen Preis einen Preis . . ."). Wenn freilich das Bun­
despresseamt im Juli 1952 eine Mitteilung herausgab, in der nur von jenen „zahlreichen 
Glückwunsch- und Dankadressen . . . aus allen Bevölkerungsschichten" die Bede war, in 
denen dem Bundeskanzler die Richtigkeit seiner „mutigen, geradlinigen und konsequen­
ten Außenpolitik" bescheinigt werde, nicht aber von den ebenfalls zahlreichen kritischen 
Zuschriften, so reagierte die Baseler National-Zeitung auf diese Information am 8. Juli 
verständlicherweise mit dem Kommentar, dieser „widerliche Byzantinismus" des Amtes 
stelle eine Annäherung an die „propagandistischen Methoden der ,Volksdemokratien'" dar. 

110 Vgl. hierzu G. Wettig, a.a.O., S.486 f. Ferner G.Vogel, Diplomat unter Hitler und 
Adenauer, Düsseldorf 1969, S. 193 ff. 
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dar, die - vor allem auf Grund ihrer Freiwilligkeit - für die Entwicklung des 
westdeutschen Selbstverständnisses wie für die Zukunft des westdeutschen Staates 
von erheblicher Tragweite sein mußte und dem damaligen Augenblick doch histo­
rische Bedeutung gibt. Schon 1952 ist ausgesprochen worden, was heute als un­
abweisbare Erkenntnis gelten darf: daß — von manchen bewußt, von vielen frei­
lich ohne klare Orientierung — endgültig ein Weg eingeschlagen wurde, an dessen 
Ende die Anschlußkonzeptionen verkümmert sind, beide deutsche Staaten ihre 
innere wie internationale Stabilisierung gefunden haben und mithin die tempo­
räre Unmöglichkeit der Wiedervereinigung evident geworden ist — sogar eine 
offensichtlich lange währende beiderseitige Unfähigkeit zur Wiedervereinigung. 
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ERINNERUNGEN HANS SCHÄFFERS 
AN ERNST TRENDELENBURG 

Bei einem längeren Gespräch am 26. Juni 1933 in London äußerte Dr . Ernst 

Trendelenburg, Untergeneralsekretär des Völkerbundes1 (1923—1932 Staatssekre­

tär im Reichswirtschaftsministerium), zu Dr . Hans Schäffer (1930-1932 Staats­

sekretär im Reichsfinanzministerium), eine spätere Zeit, welche die Verdienste der 

Weimarer Jahre wieder anerkenne, werde auch die Schäfferschen Tagebücher2 zu 

schätzen wissen. 

Mit dem Hinweis auf den Wert dieser Aufzeichnungen - die heute zu den be­

deutendsten privaten Quellen der Weimarer Zeit zählen — und den Bezug auf die 

Jahre gemeinsamer wirtschafts- und finanzpolitischer Arbeit versuchte Trendelen­

burg eine Plattform für eine Verständigung mit dem früheren Kollegen und 

Freund zu finden. Ihre unterschiedliche Position war jedoch klar gegeben: Tren­

delenburg hatte nach der Machtübernahme Hitlers seine offizielle Stellung bei­

behalten, Schäffer, nach dem Ausscheiden aus dem Reichsfinanzministerium Di­

rektor im Ullstein-Verlag, hatte auf Betreiben der Nationalsozialisten seinen 

Posten verloren. 

Trendelenburg und Hans Schäffer waren sich das erstemal im Dezember 1918 

in Berlin begegnet. Schäffer, vor dem Militärdienst als Rechtsanwalt in Breslau 

zugelassen, hatte sich durch eine Reihe rechtswissenschaftlicher Arbeiten quali­

fiziert und war, kaum vom Kriege heimgekehrt, in das Reichswirtschaftsamt beru­

fen worden3. Als Referent in der Rechtsabteilung beschäftigten ihn vor allem 

Organisationsfragen der Industrie. Das Reichswirtschaftsamt unterstand der Lei­

tung Staatssekretär Dr . August Müllers; in Wirklichkeit jedoch hielt die Zügel 

Unterstaatssekretär Wiehard von Moellendorf, als dessen engster Mitarbeiter der 

Geheime und Vortragende Rat Dr. Ernst Trendelenburg galt. Trendelenburg, 

geboren 1882, entstammte einer alten Gelehrtenfamilie; sein Großvater war der 

bekannte Philosoph August Trendelenburg, sein Vater ein hochangesehener 

1 Trendelenburg war am 31. 10. 1932 zum deutschen Untergeneralsekretär ernannt worden. 
2 Die Aufzeichnungen Schäffers (Zeitraum 1920-1964), in Stolze-Schrey-Stenographie ge­

schrieben und zum größten Teil in Maschinenschrift übertragen, befinden sich im Institut 
für Zeitgeschichte, München (IfZ): Archivbestand Dr. Hans Schäffer, Tagebuchaufzeich­
nungen und andere Papiere, Signatur ED 93, 76 Bände (Maschinenschrift), 51 Hefte (Stolze-
Schrey). Nähere Angaben IfZ-Repertorium H. Schäffer (46 S.). Vgl. auch Eckhard Wandel, 
Adenauer und der Schumanplan, Protokoll eines Gesprächs zwischen Konrad Adenauer und 
Hans Schäffer vom 3. Juni 1950, in dieser Zeitschrift 20 (1972), S. 194 f. - Das Gespräch vom 
26. 3. 1933 ist wiedergegeben in ED 93, Bd. 24, S. 60 f. 

3 Siehe Eckhard Wandel, Hans Schäffer, Steuermann in wirtschaftlichen und politischen Kri­
sen, Stuttgart 1974, S. 26. 
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Chirurg. Er hatte in Bonn und Leipzig Rechtswissenschaften studiert, war 1908 in 

das Reichsjustizamt eingetreten, von dort in das Reichsministerium des Innern 

übergewechselt und 1917 in das neu gegründete Reichswirtschaftsamt übernommen 

worden. E r war dort für die Kriegsbewirtschaftung der Öle, Fette und Chemie­

produkte zuständig und hatte im Frühjahr 1918 an den Verhandlungen über den 

Frieden von Bukarest teilgenommen. Von 1912—1917 übte er außerdem das Amt 

des Generalsekretärs der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissen­

schaften aus. Beim Eintr i t t Schäffers in das Reichswirtschaftsamt hatte Trendelen­

burg also bereits eine beachtliche Karriere hinter sich. Mehr als zu dienstlicher 

Verbindung und Wertschätzung kam es zwischen beiden zunächst nicht, zumal 

Schäffer bereits nach zwei Monaten, im Januar 1919, das Amt verließ, um sich 

seiner Anwaltspraxis in Breslau zu widmen. Mitte März wurde Schäffer gebeten, 

das nach den Wahlen zur Nationalversammlung gebildete Reichs wirtschafts-

ministerium im Verfassungsausschuß zu vertreten. Ernst Trendelenburg wurde 

als einer der erfahrensten Ministerialbeamten von Reichswirtschaftsminister Ru­

dolf Wissell in Weimar ebenfalls zugezogen; nun kamen er und Schäffer in mo­

natelanger Zusammenarbeit sich auch menschlich näher. 

Die gemeinsame Tätigkeit im Ministerialbereich setzte sich nach der endgülti­

gen Übernahme Schäffers in das Reichswirtschaftsministerium fort und intensi­

vierte sich zu engster harmonischer Zusammenarbeit, als Trendelenburg, der seit 

1919 das Amt des Reichskommissars für Aus- und Einfuhrbewilligung4 innehatte, 

1923 zum Staatssekretär ernannt wurde und nun Schäffers direkter Vorgesetzter 

war. „Unser Arbeitsverhältnis war so eng", schreibt Schäffer, „daß ein Problem 

der Überordnung gar nicht auftauchte. Es waren die Jahre der Durchführung des 

Dawes-Plans und des Übergangs zum Young-Plan. Ich entsinne mich trotz der 

Größe dieses Problems nicht einer Meinungsverschiedenheit."5 Diese unmittelbare 

Zusammenarbeit endete mit der Ernennung Schäffers zum Staatssekretär im 

Reichsfinanzministerium im Dezember 1929. Die freundschaftlichen Beziehungen 

blieben jedoch auch auf der nunmehr gleichgestellten kollegialen Ebene erhalten, 

wenngleich Schäffer zuweilen eine leichte Eifersucht Trendelenburgs seiner stark 

gewachsenen Stellung gegenüber zu spüren glaubte6. Im Lauf des Jahres 1932 

schieden Trendelenburg wie Schäffer aus ihren Ämtern aus — Schäffer im Mai, 

nachdem er die Verantwortung für die „künftige Zahlungsfähigkeit des Reiches" 

abgelehnt hatte, und Trendelenburg nach Unstimmigkeiten mit Reichswirtschafts-

minister Prof. Warmbold im August. Schäffer trat im Juni 1932 als General­

direktor in den Berliner Ullstein-Verlag ein; Trendelenburg, dem ein Übertritt 

in die Privatwirtschaft fernelag, wurde nach Genf berufen. Ihre Wege trennten 

sich. 

Zwei Monate nach der Machtübernahme, im März 1933, erzwangen die Na-

4 Das Reichskommissariat für Aus- und Einfuhrbewilligung unterstand als Reichsbehörde 
dem Reichswirtschaftsministerium. 

5 Tagebucheintragung vom 1. 12. 1945, IfZ, ED 93, Heft 33, S. 1038. 
6 Tagebucheintragung vom 1.12. 1945, IfZ, ED 93, Heft 33, S. 1039. 
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tionalsozialisten vom Ullstein-Verlag die Entlassung Schäffers. Da ihm aus ras­

sischen Gründen die Eröffnung einer Anwaltspraxis untersagt wurde, nahm er das 

Angebot des schwedischen Bankiers Marcus Wallenberg an, an der Entflechtung 

des Kreugerschen Zündholzkonzerns mitzuarbeiten. Anschließend blieb er bei der 

Schwedischen Zündholzgesellschaft in Jönköping als Berater für internationale 

Rechtsfragen tätig. Hans Schäffer starb 81 jährig 1967 in Jönköping. 

Trendelenburgs Aufgabe in Genf war mit dem Austritt Deutschlands aus dem 

Völkerbund im Oktober 1933 zu Ende. Er übernahm 1934 den Aufsichtsrats-

vorsitz der Vereinigten Industrie-Unternehmungen A.-G. (Viag), einer Dach­

gesellschaft, in die 1923 die gesamten Reichsbetriebe und Reichsbeteiligungen 

eingebracht worden waren, und der Reichs-Kredit-Gesellschaft A.-G. (Erka), der 

Konzernbank der Viag. Seit 1935 führte er auch die Reichsgruppe Industrie7, t rat 

bei den sich abzeichnenden Machtkämpfen mit der D A F jedoch zurück und wurde 

später Vorsitzender der Ausfuhrgemeinschaft für Kriegsgerät (AGK). In diesen 

Positionen war Trendelenburg in Entscheidungsprozesse der Rohstoff-, Rüstungs-

und Kriegswirtschaft miteinbezogen; Viag und Erka waren auch in finanzielle 

Transaktionen in den besetzten Gebieten eingeschaltet8. Beim Einmarsch der Rus­

sen in Berlin schied Ernst Trendelenburg zusammen mit Ehefrau und Tochter aus 

dem Leben9. Als Todestag wurde offiziell der 28. April 1945 erklärt. 

Die Beziehungen zwischen Schäffer und Trendelenburg waren während der 

ersten Zeit des NS-Regimes zunächst bestehengeblieben, hatten dann merklich 

nachgelassen und waren schließlich abgerissen. Ende November 1945 erfuhr 

Schäffer vom Tode Trendelenburgs. Die Nachricht ging ihm sehr nahe. Am 1. De­

zember 1945 beginnt er seine Tagebucheintragung mit folgenden Worten: „Ab­

schied von Ernst Trendelenburg. Vorgestern kam ein Brief von Paul Kempner10, 

der erwähnte, er habe von Staudinger11 gehört, daß Trendelenburg und seine Frau 

sich das Leben genommen hätten. Den heutigen Sonnabendnachmittag widme ich 

7 Siehe Brief (Auszug) Dr. Karl Guths (ehemals Hauptgeschäftsführer der Reichsgruppe 
Industrie) vom 7. 5. 1954 an Dr. Friedrich Trendelenburg, ED 93, Bd. 48. - Aufgrund des 
Gesetzes zur Vorbereitung des organischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft vom 27. 2. 
1934 (RGBl. I, S. 185 f.) wurde durch Verordnung vom 27. 11. 1934 (RGBl. I, S. 1194 ff.) 
die gewerbliche Wirtschaft in einer Reichsgruppe Industrie in Hauptgruppen und in den 
Reichsgruppen Handwerk, Handel, Banken, Versicherungen und Energiewirtschaft zusam­
mengefaßt. Die Leiter der Reichsgruppen bestellte der Reichswirtschaftsminister. 

8 Hinweise Schäffers in Brief an Geheimrat Fellinger vom 17. 2. 1947, ED 93, Bd. 43. Zu 
Fellinger vgl. Anm. 30. 

9 Nähere Angaben siehe Notizen Prof. Ferdinand Trendelenburgs, IfZ, ED 93, Bd. 48. - Vgl. 
auch Friedrich Glum, Zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Politik, Bonn 1964, S. 55. 

10 Dr. jur. Paul Kempner (1889-1956), Teilhaber des Bankhauses Mendelssohn, Berlin, ver­
trat Deutschland im Finanzausschuß des Völkerbundes, emigrierte 1939 nach USA und war 
dort in der Privatwirtschaft tätig. 

11 Dr. Hans Staudinger, geb. 1889, Studium der Nationalökonomie, 1919-1927 im Reichswirt-
schaftsministerium, 1929-1932 Staatssekretär im Preußischen Ministerium für Handel und 
Gewerbe, Reichstagsmitglied (SPD), 1934 Emigration nach USA, Professor an der New 
School for Social Research, New York. 
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diesem Manne, der mir ein Jahrzehnt hindurch ein naher Freund gewesen ist und 

mit dem ich mich, auch nachdem er mit den Nazis weitgehend mitgegangen war, 

oft noch im Geiste unterhalten habe."12 

Die Aufzeichnung umfaßt mehrere Seiten. Sie diente neben den originären 

Tagebüchern aus den zwanziger und dreißiger Jahren als Grundlage der nach­

stehend veröffentlichten „Erinnerungen an Ernst Trendelenburg"13 . 

Die „Erinnerungen", von Schäffer auch als „Wanderungen und Wandlungen" 

bezeichnet, entstanden im Juli 1954, als Schäffer von Dr. Friedrich Trendelenburg, 

einem Bruder Ernst Trendelenburgs, um einige Angaben zu einer familien­

geschichtlichen Arbeit gebeten worden war14. E r entzog sich der Bitte nicht, ob­

wohl ihm die Problematik durchaus bewußt war. „Es ist mit Memoiren eben eine 

mißliche Sache. Man schafft sich unwillkürlich in der Erinnerung ein Bild, das ein 

Eigenleben entfaltet und sich zu etwas auswächst, das, im besten Glauben dar­

gestellt, doch von der Wirklichkeit erheblich abweicht", schrieb er am 24. 11. 

1947 an H . Schüller15. Schäffer hätte zu solchen Befürchtungen allerdings weit 

weniger Anlaß gehabt als andere, da ihm seine mit Akribie geführten Tage­

bücher zur Verfügung standen. 

Immerhin läßt sich auch beim Vergleich der verschiedenen Aufzeichnungen 

Schäffers über Trendelenburg eine durch die zeitliche Distanz bedingte Differen­

zierung erkennen. So wird das „Mitgehen" Trendelenburgs mit dem NS-Regime, 

das in der Tagebüchaufzeichnung vom Dezember 1945 gleich im zweiten Satz 

aufgeführt wird, zwar auch in den „Erinnerungen" von 1954 konstatiert; aber bei 

der jüngeren Niederschrift, die Schäffer „eine wehmütige Freude bereitet hat"16, 

sind innerhalb der Gesamtdarstellung die Akzente deutlich so gesetzt, daß in der 

Schilderung der Persönlichkeit, der beruflichen Laufbahn und des privaten 

Schicksals die Kriterien sich abzeichnen, die nach Schäffers Meinung für die Beur­

teilung von Trendelenburgs Verhalten maßgebend sein sollten. 

Deutlicher noch wird der Unterschied, wenn man einzelne Passagen der „Er­

innerungen" mit den originären Tagebüchern vergleicht. Über den unmittelbar 

nach den Gesprächen mit oder über Trendelenburg entstandenen Eintragungen 

oder den im Tagebuch ebenfalls enthaltenen Entwürfen der Briefe an Trendelen-

bürg17 liegt noch kein distanzierender Raster - Debatte und Engagement, Recht-

12 IfZ,-ED 93, Heft 33, S. 1034. 
13 Vorhanden in IfZ, ED 93, Bd. 48, 19 Seiten, Maschinenschrift. - Im folgenden Abdruck sind 

offenkundige Schreibfehler und falsche Namensschreibungen berichtigt, ebenso wurden 
geringfügige stilistische Unebenheiten ausgeglichen und die Satzzeichen nach den üblichen 
Regeln angebracht. 

14 Korr. Schäffer - Friedrich Trendelenburg, IfZ, ED 93, Bd. 48. Von den Papieren Ernst 
Trendelenburgs blieben nur Reste erhalten. Sie befinden sich im Bundesarchiv. 

15 Zitiert nach Wandel, a. a. O., S. 276, Anm. 75, S. 369. H. Schüller war Schäffers persönlicher 
Referent im Ullstein-Verlag. 

16 Brief Schäffers an Friedrich Trendelenburg vom 15. 7. 1954, IfZ, ED 93, Bd. 48. 
17 Brief vom 3.1.1935, IfZ, ED 93, Bd. 25, S.2f. (1935); Brief vom 16.1.1937, ebenda, 

Bd. 25, S. 2f. (1937). 
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fertigungsanspruch und Resignation sind unfiltriert spürbar. Die Wertschätzung 

der Persönlichkeit Trendelenburgs ist jedoch nie in Frage gestellt. 

Diese noble Hal tung dem früheren Weggenossen gegenüber blieb und kenn­

zeichnet auch die „Erinnerungen". Am 25. April 1962 schrieb Schäffer an Dr. H. 

Fritz Berger18: „Trendelenburg war ein sehr naher Freund von mir, mit dem ich 

über vierzehn Jahre auf das vertrauensvollste zusammengearbeitet habe. Wir hat­

ten nicht immer die gleichen Ansichten, aber wir haben unsere Meinungen vor 

einander niemals geheimgehalten und die reine Gesinnung, die hinter den ab­

weichenden Ansichten des anderen stand, immer gewürdigt. Über mein Ver­

hältnis zu Trendelenburg mag Ihnen die . . . Niederschrift Auskunft geben, die ich 

im Jahre 1954 . . . angefertigt habe . . . Sie werden daraus ersehen, daß ich für die 

Tragik in Trendelenburgs Leben volles Verständnis habe."19 

Erna Danzl 

Dokument 

E r i n n e r u n g e n an E r n s t T rende l enbu rg 

Als ich nach siebentägigem Rückmarsch von der belgischen F r o n t am 27. oder 28 . No­
vember 1918 den Rhe in bei Düsseldorf überschri t t , e rwar te te mich dor t ein Te leg ramm 
des als Le i te r der Rechtsabtei lung neu in das Wirtschaftsamt berufenen Rechtsanwalts 
Dr . Ot to Reier2 0 , mi t dem ich f rüher in rechtswissenschaftlichen F r a g e n zusammen­
gearbei tet ha t te . E r fragte mich im N a m e n des Unters taatssekretärs Wicha rd von 
Moellendorff21, ob ich u n t e r ihm in der Rechtsabtei lung des Amtes mi ta rbe i ten wolle . 
Ich e rwi rk te darauf me ine Ent lassung von der T r u p p e u n d fuhr nach Berl in, u m mich 
im Reichswirtschaftsamt auf der Bunsens t raße vorzustellen. Ich w u r d e von Reier u n d 
dem Professor W e r n e r Bruck, die beide zu dem engen Moellendorffschen Kreise ge­
hör ten , empfangen u n d offenbar in meinem stark verwi lder ten Zustand recht skep­
tisch beurtei l t . Nachdem ich versprochen hat te , mich in Breslau von meiner F r a u 

18 Dr. jur. H. Fritz Berger (1887-1971), seit 1924 im Reichsfinanzministerium, 1932 dort Mini­
sterialdirigent, 1937 Ministerialdirektor in der Abteilung V (Zwischenstaatliche Finanz­
fragen, allgemeine Wirtschaftsfragen, Rechtsfragen), Stellvertretender Aufsichtsratsvor­
sitzender der Reichs-Kredit-Gesellschaft und der Viag. 

19 Korr. Schäffer - H. F. Berger, IfZ, ED 93, Bd. 43. 
20 Dr. Otto Reier, geb. 1875, war im Ersten Weltkrieg Justitiar des Verwaltungschefs beim 

Generalgouvernement Warschau, später Mitglied des Präsidiums und des Vorstandes des 
Bundes Schlesischer Industrieller und Aufsichtsratsvorsitzender bzw. Verwaltungsrat meh­
rerer schlesischer Industriefirmen und Banken. 

21 Wichard Georg von Moellendorff, geb. 1881 in Hongkong, Ingenieur bei der AEG, während 
des Ersten Weltkriegs in der Rohstoffbewirtschaftung tätig. 1918 Professor an der Techni­
schen Hochschule Hannover, Unterstaatssekretär im Reichswirtschaftsamt bzw. Reichswirt­
schaftsministerium. Nach Ablehnung der von ihm verfaßten Denkschrift über den Aufbau 
einer Gemeinwirtschaft (Näheres siehe in den folgenden Ausführungen Schäffers) durch 
das Reichskabinett Rücktritt am 8. 7.1919. 1923-1929 Präsident des Preußischen Material­
prüfungsamtes und Leiter des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Metallforschung in Berlin-
Dahlem, Beratertätigkeit in der chemischen Industrie, Selbstmord 1937 in Berlin. 
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einigermaßen repräsentabel herrichten zu lassen, trat ich am 4. Dezember 1918 mei­
nen Dienst im Reichswirtschaftsministerium22 als Referent der Rechtsabteilung an. 

Der Unterstaatssekretär von Moellendorff, der in seiner eigentümlichen Geistig­
keit und seinem zielbewußten Wollen einen großen Eindruck auf mich machte, über­
trug Dr. Reier und mir den Entwurf eines Gesetzes über die „deutsche Gemeinwirt­
schaft". Ich hatte während der Jahre im Felde von diesem Gegenstand noch nichts 
gehört, kannte aber die kleineren Schriften Walter Rathenaus und sein Ruch „Von 
kommenden Dingen" und nahm an, daß es sich um eine Verwirklichung dieser mir 
einigermaßen einleuchtenden Gedanken handelte. Moellendorff deutete mir aber an, 
daß seine „Gemeinwirtschaft" mit den Rathenauschen Gedanken zwar entfernt ver­
wandt, aber keineswegs gleichartig sei. Ich bekam eine Broschüre Moellendorffs „Die 
deutsche Gemeinwirtschaft" und einen in einer Zeitschrift erschienenen Aufsatz in die 
Hand gedrückt und wurde im übrigen an den Geheimen Regierungsrat Dr. Ernst 
Trendelenburg, den Leiter der Abteilung „Chemie, Glas, Tone und Erden", ver­
wiesen, der in allen grundsätzlichen Fragen Moellendorffs erster Mitarbeiter war. 
Auf den Weg gab mir Moellendorff noch das Leitwort, bis jetzt habe in Deutschland 
der Grundsatz geherrscht: frei in allen wirtschaftlichen Dingen, gebunden in allen 
geistigen; der Sinn der Gemeinwirtschaft sei, daß es umgekehrt werden solle. 

Ich erinnere mich noch genau des Eindrucks, den ich am folgenden Nachmittag von 
meinem ersten Besuch bei Trendelenburg empfing. Ich hatte mir einen Geheimrat in 
einem Ministerium ganz anders vorgestellt. Dieser war noch ein jugendlicher Mann, 
wohl etwa vier Jahre älter als ich, also ungefähr 36 Jahre, bleichen Antlitzes, kahlen 
Hauptes, mit klugen, gelegentlich etwas starr blickenden Augen und von einem inne­
ren Feuer für das, was er wollte, von bitterer Verachtung für das, was er verabscheute, 
beseelt. Er hatte viel weitere Bildung, als ich bei einem Beamten vorausgesetzt hatte23. 
Wir begegneten uns schon bei diesem ersten Zusammentreffen in historischen Inter­
essen, da wir beide Droysens „Epigonen" und Ferreros „Größe und Niedergang 
Roms" als Lieblingsbücher hatten. Trendelenburg hatte gerade in diesen Tagen des 
deutschen Zusammenbruchs die Verwirrung in Rom nach der Ermordung Caesars 
gelesen und war von dem Typischen, in dem solche Umwälzungen auf die Massen zu 
wirken pflegen, stark beeindruckt. 

Trendelenburg entwickelte mir im einzelnen die Moellendorffschen Gedanken. Er 
gab mir dabei Einblick in den ersten Entwurf einer Denkschrift, mit deren Vorbe­
reitung er betraut war und welche die damaligen Volksbeauftragten oder eine spätere 
Reichsregierung davon überzeugen sollte, daß in einem voraussichtlich lange Zeit unter 
Mangel an Rohstoffen und Überfluß an Arbeitskräften leidenden Lande eine plan­
mäßige Bewirtschaftung unvermeidlich sei und daß man diese im allgemeinen Inter­
esse unter Gleichberechtigung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, aufgegliedert 
nach Produktionszweigen, durchführen müsse. Dies sei der rechte oder sogar der ein­
zige Weg, um die schweren Folgen des verlorenen Krieges ohne weiteren politischen 
Umsturz zu überwinden und die von dem bolschewistischen Rußland hineinfließenden 
Gedanken der Sozialisierung und des Rätesystems in ein geordnetes Bett zu leiten. 

22Richtig: Reichswirtschaftsamt. Das Reichswirtschaftsamt wurde bei der Regierungsbildung 
am 13. 2. 1919 in Reichswirtschaftsministerium umbenannt. 
23Ähnlich beeindruckt von der geistvollen Art Trendelenburgs war Friedrich Glum, Nachfol­
ger Trendelenburgs im Amt des Generalsekretärs der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft: „Tren­
delenburg . . . war ein sehr kluger Beamter, der die Neigung zu allgemeinen philosophischen 
Betrachtungen von seinem Großvater . . . geerbt hatte. Er liebte es, sich in langen Gesprä­
chen über die geschichtliche und soziologische Situation, in der wir uns befanden, klarzu­
werden und zu äußern." (P. Glum, a. a. O., S. 149). 
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Diese Denkschrift w a r im Grundsa tz von dem damaligen Staatssekretär des Reichs­
wirtschaftsamtes, dem Genossenschafter Dr . August Mül ler 2 4 , bereits gebilligt w o r d e n 
u n d sollte nach ih re r Fer t igs te l lung möglichst mi t dem E n t w u r f eines Gesetzes über 
die deutsche Gemeinwirtschaft der Reg ie rung als Grundlage für die kommende W i r t ­
schaftspolitik vorgelegt werden 2 5 . Die ihr zugrundel iegenden Gedanken w a r e n schon 
M o n a t e vor dem Zusammenbruch von Moellendorff u n d einem kleinen Kreise der die­
sem nahes tehenden Beamten des Wirtschaftsminister iums bei Zusammenkünf ten in 
der Deutschen Gesellschaft26 e ingehend e rör te r t w o r d e n und sollten n u n m e h r der Ver­
wi rk l ichung entgegengeführt werden . Zu diesem Kreise gehör ten auße r E rns t Tren­
delenburg, der neben Moellendorff die geistige Führung hatte, der Geheime Regierungsrat 

Heinr ich Bachern27, ein Jugendfreund Trende lenburgs , der Referent für 
Kohlefragen Bergassessor Gustav Brecht2 8 , dessen Brude r in der Reichskanzlei Arnold 
Brecht29, der Referent für Eisen- und Maschinenfragen Freiherr Paul von Buttlar, der 

24 Dr. August Müller, geb. 1873, Studium der Nationalökonomie, Statistik und Finanzwissen-
schaft, Redakteur bei der sozialdemokratischen „Magdeburger Volksstimme", Leiter der 
Fachzeitschriften und Vorstandsmitglied des Zentralverbandes Deutscher Konsumvereine 
in Hamburg, 1916 im Vorstand des Kriegsernährungsamtes, 1919 Staatssekretär im Reichs­
wirtschaftsamt. 1920 Berufung in den Vorläufigen Reichswirtschaftsrat, Professur in Ber­
lin, 1925 Übertritt zur Demokratischen Partei. 

25 Die Denkschrift, datiert 7. 5. 1919, wurde dem Kabinett unter dem Titel „Denkschrift des 
Reichswirtschaftsministeriums zur wirtschaftspolitischen Lage" zusammen mit dem „Wirt­
schaftsprogramm des Reichswirtschaftsministeriums" vorgelegt; abgedruckt in: Akten der 
Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett Scheidemann, S. 272 ff. - Vgl. auch: Die 
revolutionäre Illusion, Zur Geschichte des linken Flügels der USPD, Erinnerungen von Curt 
Geyer, hrsg. von Wolf gang Benz und Hermann Graml, Stuttgart 1976, S. 107 ff. 

26 Die „Deutsche Gesellschaft 1914" wurde im November 1915 mit dem Ziel gegründet, den 
Geist des bei Kriegsausbruch erklärten Burgfriedens zwischen den Parteien aufrechtzuer­
halten. Unter dem Vorsitz Wilhelm Solfs, Staatssekretär des Reichskolonialamts, zählten 
neben Industriellen, Militärs und Hochschulprofessoren führende Politiker der bürger­
lichen Parteien, der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften zu den einflußreichsten 
Mitgliedern. Fragen der Wirtschaftsplanung und -reform gehörten zu den Hauptdiskus­
sionsthemen der „Deutschen Gesellschaft 1914". Sie löste sich 1934 auf. Vgl. Johanna 
Schellenberg, Deutsche Gesellschaft 1914 (DG) 1915-1934, in: Die bürgerlichen Parteien 
in Deutschland, hrsg. Dieter Fricke u. a., Bd. I, Leipzig 1968, S. 378 ff., mit Quellen- und 
Literaturverzeichnis. 

27 Dr. Heinrich Bachern, geb. 1882, Staatsanwalt in Kiel, 1916 Eintritt in das Reichsamt des 
Innern, dann im Reichswirtschaftsamt und Reichswirtschaftsministerium, 1920 Ministerial­
direktor im Preußischen Finanzministerium, Mitglied des Reichsrats. 1922 Übertritt in die 
Privatwirtschaft. 

28 Gustav Brecht, geb. 1880, Studium des Maschinenbaus und der Elektrotechnik, führend 
tätig bei der Eisenbahn-Elektrifizierung. Berufung in das Preußische Ministerium für öf­
fentliche Arbeiten, 1919 Leiter der Sektion Kohle und Energiewirtschaft im Reichswirt­
schaftsministerium. 1920-1925 Mitglied des Reichskohlenverbandes, ab 1925 Vorstandsmit­
glied des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, der Rheinischen AG für Braunkohlen­
bergbau, Aufsichtsratsmitglied der AGFA, der Allianz Lebensversicherungs-AG und weiterer 
Großunternehmen. Gestorben 1965. Siehe auch G. Brechts Beitrag „Gedanken zur Energie­
wirtschaft", in: Neue Perspektiven aus Wirtschaft und Recht, Festschrift für Hans Schäffer, 
Berlin 1966, S. 187-196. 

29 Dr. Arnold Brecht (1884-1977), 1910 Eintritt in das Reichsjustizamt, nach Tätigkeit im 
Reichswirtschaftsamt Berufung in die Reichskanzlei, 1921 Ministerialdirektor im Reichs-
ministerium des Innern, 1927 Vertreter Preußens im Reichsrat. Nach Entlassung 1933 
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Referent für Bank- u n d Währungs f ragen Bankier F r i t z Andrae , der M a n n von W a l t e r 
Ra thenaus einziger Schwester, der Le i te r des Vorzimmers von Dr . August Mül le r , 
Major Wessig, u n d a u ß e r d e m der Oberreg ierungsra t H e r m a n n Fel l inger 3 0 u n d der 
Gehe imra t von F l o t o w vom Preußischen Handelsminis ter ium. M i t Arnold Brecht, 
F lo tow u n d Fel l inger ha t t e T rende l enbu rg schon f rüher als Assessor im Reichsjustiz­
amt zusammengearbei tet . 

Re ie r u n d ich t r a t en n u n diesem Kreise bei u n d versuchten, rechtliche F o r m e n für 
die in i hm entwickel ten Gedanken zu finden. Dabei halfen uns mi t wohlwol lender 
Skepsis der damalige Oberregierungsra t , spätere Gehe imra t u n d Reichsfinanzrat Vie­
renstein u n d der damalige Assessor, jetzige Richter am Bundesverfassungsgericht 
Bernha rd Wolff. 

F ü r mich w a r von den Beteil igten E rns t T rende lenburg bei we i t em der interessan­
teste. Seine Betrachtungsweise w a r selbständiger als die der anderen. E r verfügte über 
Geist und allgemeines Wissen. Sein W i t z w a r scharf u n d entbehr te nicht eines gewissen 
Fanat i smus gegenüber gegenteil igen Ansichten; insbesondere w a r Georg Gothein 3 1 , 
der damalige Verwal te r des Reichsschatzamtes, der stärkste Kämpfer für eine völlige 
Hers te l lung der freien Wirtschaft, ein Gegenstand seiner Abneigung. M i r selbst t r a t 
er in den ersten Tagen unserer Zusammenarbei t mi t einer gewissen Zurückha l tung 
gegenüber. E r mochte sich w o h l auch einen jüdischen Rechtsanwal t e twas anders als 
mich vorgestellt haben. Schon nach kurzer Zeit w a r e n unsere Beziehungen sehr viel 
enger. 

A m 19. J a n u a r 1919 w u r d e die Na t iona lversammlung gewähl t . E n d e J a n u a r ver­
l ieß ich das Wirtschaftsamt, u m mich dem Wiederaufbau meiner Praxis als Rechts­
anwal t a m Oberlandesgericht Breslau zu widmen . Die Nat iona lversammlung t r a t An­
fang F e b r u a r in W e i m a r zusammen. Fr iedr ich E b e r t w u r d e zum Reichspräsidenten 
gewähl t . E i n e provisorische Reichsregierung u n t e r Scheidemann als Reichskanzler 
w u r d e gebildet. Rudolf Wisseil3 2 ü b e r n a h m anstelle von August Mül l e r das Reichs­
wirtschaftsamt, das n u n m e h r Reichswirtschaftsministerium h ieß . Wisseil , ein tempera­
mentvoller , idealistischer f rüherer Gewerkschaftssekretär von unbeding te r Lauterke i t , 
und geneigt, sich mi t Ideen, die i h m einleuchteten, restlos zu identifizieren, w a r von 
der Person u n d den Gedanken Moellendorffs stark beeindruckt , vervollständigt durch 
einige auf seiner Kenntnis der Arbeiterschaft be ruhende E r f ah rungen . Wisseil n a h m 
nach W e i m a r E r n s t T rende lenburg und Heinrich Bachern als seine Berater mit . 
Zwischen ihnen u n d Moellendorff bestand ein enger Zusammenhang, denn es galt, 

Emigration nach USA, 1933-1953 Professor an der New School for Social Research, New 
York, ab 1948 beratend für die amerikan. Besatzungsverwaltung in Deutschland tätig. 

30 Hermann Fellinger, geb. 1884. Studium der Rechtswissenschaft, Geheimer Regierungsrat 
und Vortragender Rat im Preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe, 1923 Reichs­
kommissar für Devisenerfassung, 1925 Übertritt in die Privatwirtschaft. Nach 1945 Auf­
sichtsratsvorsitzender der Warenhaus AG Karstadt, gestorben 1957. 

31 Georg Gothein, geb. 1857. Bergassessor, Generalsekretär des Oberschlesischen Berg- und 
Hüttenmännischen Vereins, 1. Syndikus der Industrie- und Handelskammer Breslau, 1901 
bis 1918 Reichstagsabgeordneter (Freisinnige Vereinigung, Fortschrittliche Volkspartei). 
Als Vertreter der Deutschen Demokratischen Partei Mitglied der Weimarer Nationalver­
sammlung, anschließend im Reichstag, 1919 Reichsschatzminister, 1931 Mitglied der Deut­
schen Staatspartei, gestorben 1940 in Berlin. 

32 Rudolf Wissell, geb. 1869. Dreher, Arbeitersekretär in Lübeck, 1908-1918 Zentralarbeiter-
sekretär der Gewerkschaften in Berlin, Februar-Juli 1919 Reichswirtschaftsminister, 1920 
bis 1925 Mitglied des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats, 1928-1930 Reichsarbeitsminister, 
gestorben 1962 in Berlin. 
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[die] Moellendorffsche Gemeinwirtschaft in der neu zu bera tenden Reichsverfassung 
möglichst fest zu „verankern" , w ie m a n sich damals ausdrückte. Ich selbst w u r d e M i t t e 
M ä r z telegrafisch nach W e i m a r berufen, u m im Verfassungsausschuß der Nat iona l ­
versammlung in dieser Richtung zu arbei ten. 

I n meiner sitzungsfreien Zeit w a r ich fast s tändig mi t E r n s t Trende lenburg , gele­
gentlich auch mi t Bachern u n d dem Ver t r e t e r des Reichsjustizministeriums im Ver­
fassungsausschuß, Gehe imra t Zweiger t , zusammen. W e n n der Min i s te r Wissell frei 
war , leisteten w i r ihm in unserem Arbei tszimmer, dem sogenannten „blauen Zim­
m e r " in der l inken Ecke i m P a r t e r r e des Schlosses, Gesellschaft. Oft gingen w i r auch 
mi t ihm spazieren. Der lange Wissell , E rns t T rende l enbu rg von gu t mi t t l e re r G r ö ß e 
u n d ich u n t e r N o r m a l m a ß bi ldeten ein merkwürd iges Bild u n d belustigten die W e i ­
m a r e r St raßenjugend. T rende lenburg w a r nicht immer glücklich über dieses intensive 
Zusammensein ; damals w a r es, als er an seine F r a u die später oft z i t ier ten W o r t e 
schrieb: „ W e n n m a n den ganzen T a g mi t seinem Min i s te r zusammen sein m u ß , sieht 
m a n erst, w i e lieb m a n seine F r a u ha t . " 

Die „Verankerung" der Gemeinwirtschaft in der Verfassung gelang n u r unvoll­
kommen. Da die Denkschrift noch nicht dem Kabine t t überre icht u n d den Par te ien 
bekanntgegeben war , konn ten w i r das, was w i r wol l ten , n u r bei den Bera tungen über 
die Grundrech te recht unvo l lkommen durch einzelne Abgeordnete beant ragen lassen. 
Das Wesent l iche w a r , solche F o r m u l i e r u n g e n zu finden, daß die deutsche Gemein­
wirtschaft, w e n n sie von der Reg ie rung u n d dem P a r l a m e n t akzept ier t w a r , in die 
Verfassung hineingespannt w e r d e n konnte . D ie Art , in der dies geschah, k o m m t in 
Art ikel 165 der W e i m a r e r Verfassung zum Ausdruck3 3 . 

Am 14. Apri l 1919 w a r e n die Arbei ten des Verfassungsausschusses beendet3 4 . D e r 
Abgeordnete, mi t dem ich am engsten zusammengearbei te t ha t te , w a r der Demokra t 
Dr . Ablaß aus Hirschberg in Schlesien; er schenkte mi r zur Fe ie r dieses Abschlusses 
ein Exempla r eines Faksimiledruckes von Goethes „Die Mitschuldigen", das ich heu te 
noch besitze. 

W ä h r e n d der Zusammenarbe i t in W e i m a r w a r zwischen T rende l enbu rg u n d mi r 
ein freundschaftliches Verhäl tnis ents tanden. Die gemeinsame Arbei t h a t t e m i r viel 
F r e u d e bereitet . Als einige Wochen später Moellendorff mich fragte, ob ich bere i t sei, 
für die Daue r i n den Dienst des Reichswirtschaftsministeriums, e inzutre ten, w a r die 
Aussicht auf die Zusammenarbe i t mi t T rende l enbu rg einer der G r ü n d e für die An­
n a h m e des Angebots. E i n anderer G r u n d lag in dem am 8. M a i 1919 in Berl in einge­
troffenen Versail ler Ver t rage . Hie r sah ich ein erstrebenswertes! Ziel in der al lmäh­
lich [en] verhandlungsmäßigen Abschwächung der von uns als drückend u n d ungerecht 
empfundenen Bedingungen dieses Fr iedensver t rages . 

Die Denkschrift übe r die deutsche Gemeinwirtschaft w u r d e noch vor i h r e r Bera tung 
durch das Kabine t t durch e ine Indiskre t ion vorzeit ig veröffentlicht. Es ist niemals 
festgestellt worden , ob diese Veröffentlichung von den Gegnern der Gemeinwirtschaft 
ausging, u m das Projekt zu Fal l zu br ingen, oder von ih ren F r e u n d e n , u m das Kabi­
net t , in dem die Bera tung dieser F rage immer wieder verschoben w o r d e n war , zu 

33 Art. 165 regelt die Bildung und die Funktionen des Reichswirtschaftsrats als eines gemein­
samen Gremiums der Arbeiter- und Unternehmervertretungen; er soll bei der sozial- und 
wirtschaftspolitischen Gesetzgebung begutachtend beigezogen werden und kann selbst Ge­
setzesvorlagen beantragen. Der Ausdruck „Gemeinwirtschaft" kommt im Text nicht vor. 

34 Das Datum kann sich nur auf den Abschluß der Tätigkeit Schäffers im Verfassungsaus­
schuß beziehen. Der Ausschuß, der nach der am 4. 3.1919 abgeschlossenen ersten Lesung 
des Verfassungsentwurfs am 5. 3. 1919 zum erstenmal zusammengetreten war, tagte nach 
der Osterpause (15.-28. April) noch mehrere Monate. 
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einer S te l lungnahme zu zwingen. Das Ergebnis w a r jedenfalls, daß das Kabine t t in 
die Bera tung e in t ra t u n d u n t e r Vorsitz des neu zum Reichskanzler e r n a n n t e n bis­
her igen Arbeitsministers Gustav Bauer nach einer vernichtenden Kri t ik Gotheins u n d 
nach einer temperamentvol len Ver te id igung Wissells die deutsche Gemeinwirtschaft 
mi t überwiegender M e h r h e i t abgelehnt w u r d e . Wissell u n d Moellendorff t r a t en in­
folgedessen zurück u n d wurden durch den Reichsminister für E r n ä h r u n g u n d Land­
wirtschaft Rober t Schmidt3 5 , der zusätzlich das Wir tschaf tsminis ter ium übe rnahm, u n d 
durch den Staatssekretär Jul ius Hirsch3 6 ersetzt. T rende lenburg u n d Bachern, die für 
die lebhaftesten Ver t r e t e r der Moellendorffschen Ideen galten, w u r d e n in der l iberalen 
Presse stark angegriffen, "worunter E r n s t Trende lenburg , der die empfindsamere 
N a t u r w a r , viel s tärker als Bachern litt . Le tz te re r ha t t e sich den Sozialdemokraten 
stark genäher t , w ä h r e n d Trende lenburg in seinen ganzen E r f a h r u n g e n m e h r einer 
weltoffenen Bürgerl ichkei t zuneigte. T rende lenburg sagte m i r damals, daß er selbst 
über diese Angriffe h inwegkäme, daß es ihn aber immer wieder schmerze, daß sein 
Vater , der bisher F r e u d e an seinen Erfolgen gehabt hä t te , ihn jetzt als so minder ­
wer t ig dargestellt sähe. 

Die Zusammenarbe i t mi t Staatssekretär Jul ius Hirsch, der ein kenntnisre icher u n d 
kluger M a n n w a r , dessen Le is tung aber mi t einer s tarken Ei te lkei tshypothek belastet 
war , gestaltete sich sowohl für T rende l enbu rg wie für mich nicht erfreulich. Hirsch 
ha t t e die unglückliche Neigung, seinen Vorgänger , der uns menschlich auch we i t e r 
nahestand, uns gegenüber herabzusetzen, worauf "wir beide scharf reagier ten, so daß 
es oft zu unerfreul ichen Auseinandersetzungen kam. Bachern schied zu dieser Zeit aus 
dem Min i s t e r ium aus u n d w u r d e Minis ter ia ld i rektor im Preußischen Finanzminis te ­
r ium. Obwoh l Hirsch Trende lenburgs Gegnerschaft spürte, konnte er sich doch seiner 
Bedeutung nicht verschließen u n d schlug ihn daher, als die Minis ter ia ldirektor-Stel le 
für den Außenhande l im Reichswirtschaftsministerium frei w u r d e , für diese vor. 
M e i n e r E r i n n e r u n g nach w u r d e T rende l enbu rg E n d e 1919 oder Anfang 1920 M i n i ­
s ter ia ldirektor dieser Abtei lung 3 7 . I n dieser Eigenschaft n a h m er an der Brüsseler 
Schuldenkonferenz teil. 

Die gemeinwirtschaftl ichen Gedanken konn ten nach ih re r Ab lehnung durch das 
Kabine t t nicht we i t e r verfolgt werden . F ü r T rende l enbu rg w a r es auch mi t Rücksicht 
auf das persönliche Verhäl tn is zu Staatssekretär Hirsch eine wi l lkommene Gelegen­
hei t , neben seiner Tät igkei t im Min i s t e r ium ein anderes Arbeitsfeld zu finden, das 

35Robert Schmidt, geb. 1864. Redakteur des „Vorwärts", 1903-1919 Mitglied der General­
kommission der Gewerkschaften, Leiter des Zentralarbeitersekretariats, 1918 Unterstaats­
sekretär im Reichsernährungsamt, Reichswirtschaftsminister Juli 1919-Juni 1920, Mai 1921 
bis November 1922, Dezember 1929-März 1930. Weitere Ministerposten: Februar 
1919-Juni 1920 Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft, Mai 1921-November 
1923 Reichsminister für Wiederaufbau. Mitglied der Weimarer Nationalversammlung und 
des Reichstags 1920-1930. Gestorben 1943 in Berlin. 
36Dr. phil. Julius Hirsch (1882-1961). Studium der Volkswirtschaft, Habilitation an der Han­
delshochschule Köln. 1916-1919 im Reichsernährungsamt und Reichsernährungsministe­
rium, Juli 1919-März 1923 Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium, anschließend 
Lehrtätigkeit an der Handelshochschule und der Universität in Berlin, 1933-1941 Hoch­
schullehrer in Kopenhagen, ab 1941 Professor an der New School for Social Research, New 
York. 
37Die Ernennung erfolgte 1922 (siehe Reichshandbuch der deutschen Gesellschaft, Berlin 
1930, Bd. 2, S. 1921). Die Finanzkonferenz in Brüssel tagte vom 24. 9.-8.10. 1920. Tren­
delenburg begleitete die deutsche Delegation als Sachverständiger des Reichswirtschafts-
ministeriums. 
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einen gewissen Abstand vom Min i s t e r ium hat te . E i n solches bot sich in dem Reichs­
kommissar ia t für Aus- u n d Einfuhr , in dem u n t e r dessen bisherigem Lei te r Gehe imra t 
Meid inger schwere Mißs t ände e ingetre ten wa ren . Übe r 70 000 Anträge der Wirtschaft 
w a r e n unbearbe i te t gebl ieben; dann w a r e n auch unerfreul iche Erscheinungen bei der 
Behandlung einzelner F ragen aufgetreten, bei denen aus U n t e r n e h m e r n u n d Arbeit­
n e h m e r n bestehende gemischte Ausschüsse auf G r u n d von Bes t immungen, die noch auf 
die Zeit des Hindenburg -Programms 3 8 zurückgingen, mi t zuwi rken ha t ten . Schließlich 
w a r e n auch Kompetenzstre i t igkei ten mi t anderen mi t der Aus- u n d E in fuh r befaßten 
Behörden, insbesondere dem sogenannten diktatorischen Ausschuß, eingetreten. H ie r 
w a r T rende lenburg mi t seiner Verwa l tungse r fahrung u n d dem Ver t rauen , das ihm 
auch von der Arbeitersei te entgegengebracht w u r d e , u n d mi t seiner über allen Zweifel 
e rhabenen In tegr i t ä t der rechte M a n n , u m O r d n u n g zu schaffen. Schließlich w a r auch 
die M i t w i r k u n g von U n t e r n e h m e r n u n d Arbei tern einer der Moellendorffschen Ge­
danken gewesen, der h ie r we i t e r e rprobt w e r d e n konnte , u m später einmal, w e n n die 
Verhältnisse es ermöglichten, we i t e r ausgebaut zu werden . T rende lenburg ha t diese 
Arbei t im Reichskommissariat neben seinen Aufgaben im Min i s t e r ium mi t g roßem 
Erfolge durchgeführ t u n d für die wen igen Jahre , die dieses Kommissar ia t noch be­
stand, es zu einer Behörde mi t e inwandfre ier Leis tung gemacht. Aus dieser Zeit lei tet 
sich auch sein Interesse an Außenhandelsf ragen her , das er später in gelegentlichen 
Vor t rägen u n d noch m e h r in den g roßen Handelsver t ragsverhandlungen u n d der Aus­
gestal tung der deutschen Handelspoli t ik betät igen konnte . 

Daneben w u r d e Trende lenburg der Ver t re te r des Reichswirtschaftsministeriums in 
der Kriegslastenkommission3 9 , die mi t der Gegenseite, den Siegermächten, die Repara­
tionsfrage zu behandeln ha t te . Die Reparat ionsfrage n a h m Trende l enbu rg damals recht 
nüchte rn . E r hielt , solange das politische Gewicht auf Seiten der Siegermächte 
lag, die Bezahlung für no twendig . E i n demonstrat ives „Nein" , wie es der Außen­
minis ter Simons im M a i 1921 4 0 in London ausgesprochen ha t te , hiel t er für unk lug 
u n d den begeisterten Empfang , den die Menge Simons bei seiner Rückkehr aus London 
bere i te t hat te , für „billige Lorbeeren" . Den Rathenauschen Gedanken, die Repara­
t ionszahlungen möglichst in Sachleistungen zu ve rwande ln u n d durch kor rek te E r ­
füllung ad absurdum zu führen, wie er später von Stresemann u n d dann auch von 
Brün ing we i t e r verfolgt w u r d e , bil l igte er in der von Ra thenau bereits damals in 
k le inem Kreise ausgesprochenen u n d auch von Trende lenburg u n d mi r geteil ten Über­
zeugung, daß sich die Repara t ionen in einer kommenden Wirtschaftskrise unbe­
dingt tot laufen m ü ß t e n . 

38 Zur Durchführung des „Hindenburg-Programms", der von Ludendorff angeregten Aktion 
zur Steigerung der Rüstungsproduktion, wurde am 5. 12. 1916 das „Gesetz über den vater­
ländischen Hilfsdienst" (RGBl. S. 1333 ff.) erlassen. Es war vom Reichstag erst verab­
schiedet worden, nachdem darin Bestimmungen aufgenommen worden waren,- welche die 
Einsetzung entsprechender Ausschüsse zur Wahrung der sozialen Rechte der Arbeitnehmer 
garantierten. 

39 Die Bildung der deutschen Kriegslastenkommission wurde durch Erlaß des Reichspräsi­
denten vom 31.7.1919 (RGBl. S. 1363) geregelt. Sie bestand aus Vertretern des Reichs-
finanzministeriums, des Reichswirtschaftsministeriums, des Reichsarbeitsministeriums und 
des Reichsschatzministeriums sowie Wirtschaftsexperten. Den Vorsitz führte der Vertreter 
des Reichsfinanzministeriums. Sie hatte die Verhandlungen mit der alliierten Reparations­
kommission zu führen und die Tätigkeit der an der Wiedergutmachung beteiligten deut­
schen Behörden zu koordinieren. 

40 Verwechslung Schäffers. Reichsaußenminister Dr. Simons hatte die im Januar 1921 in 
Paris festgelegten Reparationsleistungen auf der Londoner Konferenz am 7. März 1921 
abgelehnt. 
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Andererseits empfahl T rende lenburg Widers tand , soweit n u r i rgendeine Aussicht 
auf Erfolg dafür vorhanden w a r , gegenüber offenbaren Übergriffen der Siegermächte. 
An der Organis ie rung des passiven Widers tandes gegenüber dem im J a n u a r 1923 er­
folgten Einmarsch der Franzosen u n d Belgier ins Ruhrgeb ie t n a h m er tät igsten An­
teil. W i r arbei te ten zusammen die P läne aus, u m eine Weiterbeschäf t igung der M e n ­
schen im Okkupat ionsgebiet durch F inanz ie rung der Kohleförderung u n d Stahlerzeu­
gung zu ermöglichen, für die Zeit, in der diese Produkte auf Lager gelegt w e r d e n m u ß ­
ten. E r w a r auch selbst mehrfach an O r t u n d Stelle u n d t a t alles, u m den Widers tands­
wi l len bei U n t e r n e h m e r n und Arbe i tnehmern zu stärken. Als ungefähr im M a i 1923 
es k l a rwurde , d a ß die W e i t e r f ü h r u n g des passiven Widers tandes aussichtslos gewor­
den w a r u n d die deutsche W ä h r u n g sowie das soziale Gefüge des Reiches zu zerstören 
drohte , r i e ten Trende lenburg , Gehe imra t Mat th ie s u n d ich gemeinsam dem damaligen 
Reichswirtschaftsminister Becker-Hessen41 , ein E in lenken zu versuchen, solange es noch 
Zeit w a r u n d m a n Deutschland eine bedingungslose Kapi tu la t ion ersparen konnte . 
Obgleich Minis te r Becker die Kraft unserer Gründe voll anerkannte , vermochte das 
Kabine t t Cuno doch nicht, den W e g für eine E i n i g u n g zu finden, u n d h in te r l i eß sei­
n e m Nachfolgekabinet t im August 1923 die Erbschaft e iner vollständig ze r rü t te ten 
W ä h r u n g , schwerer sozialer u n d politischer U n r u h e n u n d die Notwendigkei t , den 
Ruhrkampf bedingungslos abzubrechen. 

Von dem Reichskanzler Cuno ha t t e T rende l enbu rg eine n u r sehr ger inge M e i n u n g ; 
besonders verübel te er ihm, daß er, was uns im Wirtschaf tsminis ter ium erst viel später 
bekann twurde , den Indus t r ie l len an R u h r u n d R h e i n vor Beginn des passiven W i d e r ­
standes zugesichert ha t te , daß sie für den ihnen durch den Widers t and erwachsenen 
Schaden später vollen Ersa tz e rha l t en w ü r d e n . Dieser Schuldschein w u r d e nach der 
Stabi l is ierung der W ä h r u n g u n t e r den folgenden Regie rungen von der Un te rnehmer ­
schaft vorgelegt u n d zum g r ö ß t e n Te i l auch eingelöst. 

I n der schwierigen Übergangszei t bis zur Stabil is ierung der W ä h r u n g wechselten 
die Wirtschaftsminister in rascher Folge. D e m geistvollen, aber w e n i g gründl ichen H an s 
von Raumer 4 2 folgte der begabte, aber gleichfalls oberflächliche Obers t leu tnant Koeth4 3 , 
jeder m i t e iner Amtszei t von wen ige r als dre i Mona t en , bis im Kabine t t M a r x u n t e r 
dem gewissenhaften, fleißigen, aber entschlußschweren Bayern E d u a r d H a m m 4 4 das 

41 Dr. jur. Johannes Becker (1869-1951), 1916-1918 hessischer Finanzminister. Als Abgeord­
neter der Deutschen Volkspartei Mitglied der Weimarer Nationalversammlung und des 
Reichstags, November 1922-August 1923 Reichswirtschaftsminister, später in der Privat­
wirtschaft tätig. 

42 Hans von Raumer, geb. 1870. Studium der Rechtswissenschaft, Landrat im Kreis Wittlage. 
1911 Übertritt in die Privatwirtschaft, leitende Positionen in der Elektrizitätswirtschaft 
und der elektrotechnischen Industrie, Mitbegründer der Zentralarbeitsgemeinschaft der ge­
werblichen und industriellen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands, Abgeordneter 
der Deutschen Volkspartei, 1920/21 Reichschatzminister, August-Oktober 1923 Reichs­
wirtschaftsminister. 

43 Oberst Joseph Koeth (1870-1936), 1915-1919 Leiter der Kriegsrohstoff-Abteilung, 1918/19 
Leiter des Reichsdemobilmachungsamts bzw. Reichsminister für wirtschaftliche Demo-
bilmachung, Oktober/November 1923 Reichswirtschaftsminister. Aufsichtsratsmitglied der 
Darmstädter und Nationalbank und mehrerer Industriefirmen. 

44 Eduard Hamm, geb. 1879, Staatsanwalt in München. 1911 Eintritt in das Bayerische 
Staatsministerium des Innern, Tätigkeit beim Kriegsernährungsamt und der Zentralein­
kaufsgesellschaft in Berlin. 1919-22 bayerischer Handelsminister, 1922 Staatssekretär und 
Chef der Reichskanzlei, Dez. 1923-Jan. 1925 Reichswirtschaftsminister, 1925 Mitglied des 
Vorläufigen Reichswirtschaftsrats. 
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Min i s t e r i um e in ige rmaßen zur R u h e kam. I n Raumers Zeit fiel der erste Besuch des 
n e u e r n a n n t e n Währungskommissars Hja lmar Schacht45, der in einer Besprechung mi t 
dem Minis ter , T r e n d e l e n b u r g u n d m i r in frivoler Weise vorschlug, e inen g r o ß e n Te i l 
der Beamten einfach zu entlassen. Auf den Einspruch Trende lenburgs , was diese M e n ­
schen u n d deren Fami l i en dann machen sollten, e rwider te Schacht in seiner wi tze lnden 
Art , „das Beste w ä r e , w e n n m a n sie an die W a n d stellen könn te" . T rende lenburg 
w u r d e darauf äußers t massiv, u n d Schacht le rn te das erste Ma l , aber nicht das letzte, 
er fahren, daß es auch in der Reichsbürokrat ie Menschen gab, die sich von i hm nicht 
einschüchtern l ießen. Als Schacht das Z immer verlassen ha t te , ha t t e T rende lenburg 
sich "wieder beruhig t , u n d ich sagte: „Diesen Schacht w e r d e n w i r noch we i t e r vert iefen 
müssen." T rende lenburg sagte: „Ich schlage vor, die neue W i l h e l m s t r a ß e von jetzt ab 
Schachtstraße zu benennen ." 

In seiner Tät igkei t als Reichskommissar für die Aus- u n d E i n f u h r ha t t e Trende len­
burg die Zusammenarbe i t mi t den pari tät ischen Ausschüssen der Unternehmerschaft 
u n d der Arbeitnehmerschaft in der Praxis kennengelern t . Sie ha t t e i h n in vieler Hin­
sicht enttäuscht. E r gewann dabei die Überzeugung, daß das, was in der Kriegszeit im 
Hinblick auf das gemeinsame Ziel, den Druck von oben und die Angst vor der F r o n t 
noch e in igermaßen gegangen w a r , n u n m e h r in einer zum g röß ten Tei l freien W i r t ­
schaft zu den übelsten Korrupt ionserscheinungen führ te . E r setzte sich daher den Be­
s t rebungen von Raumers u n d seiner Nachfolger auf e ine möglichst rasche Beseit igung 
dieser letzten Reste der Kriegswirtschaft nicht m e h r entgegen, sondern t r a t für einen 
schnellen u n d vollständigen Abbau ein. E r konnte dies u m so mehr , als in der Zwischen­
zeit der Vorläufige Reichswirtschaftsrat in seinen g roßen Ausschüssen, denen Unte r ­
nehmer , Arbe i tnehmer u n d Ver t r e t e r der öffentlichen u n d der Verbraucher- In teres­
sen in gleichem Umfange angehör ten , auf einer m e h r al lgemeinen Ebene eine sachliche 
Zusammenarbei t m i t den Regierungsstel len entwickelt ha t te . Diese praktischen E r ­
fah rungen machten T rende l enbu rg auch gegenüber der f rüher von i hm angestrebten 
Planwirtschaft äußers t kritisch4 6 , eine Änderung seiner Einste l lung, die ihm von 
Moellendorff niemals verziehen w o r d e n ist. 

45 Dr. Hjalmar Schacht hat das Amt des Reichswährungskommissars am 13.11.1923 angetre­
ten; das 1. Kabinett Stresemann, dem von Raumer angehörte, war bereits am 3. 10. 1923 
zurückgetreten. Schachts Besuch dürfte also während der Amtszeit Oberst Koeths oder 
Eduard Hamms erfolgt sein. 

46 Schäffer äußerte sich dazu in einem Brief vom 21. 12. 1959 an Oberbergrat Th. Keyser: 
„. . . Tatsächlich war die Frage der Gruppenegoismen und ihrer Bekämpfung ein oft zwi­
schen Trendelenburg und mir erörterter Gegenstand. Die ,Gruppe' waren dabei die ver­
einigten Unternehmerschaften und Arbeitnehmerschaften bestimmter Produktionszweige. 
Diese Frage spielte eine Rolle unter verschiedenen Gesichtspunkten. Schon im Herbst 1916 
im Anschluß an das sogenannte Hindenburg-Programm waren fachliche Außenhandels­
stellen, paritätisch mit Unternehmern und Arbeitern besetzt, ins Leben gerufen worden. 
. . . Es zeigte sich sehr bald die Neigung der Unternehmerschaft, die Arbeitnehmer des 
eigenen Fachgebiets zur Durchsetzung ihrer wirtschaftlichen Wünsche einzuspannen . . . 
Hierin lag eine große Gefahr, die noch verstärkt wurde, als unter dem Namen der ,deutschen 
Gemeinwirtschaft' diese fachlichen paritätisch zusammengesetzten Gruppen zum Träger 
allgemeiner wirtschaftlicher Aufgaben (Rohstoffverteilung, Preisfestsetzung etc.) auch auf 
dem Gebiete der inneren Wirtschaft gemacht werden sollten. . . . Die Moellendorffschen 
Pläne fanden als Einheit nicht die Zustimmung des Kabinettes . . . man schuf im Verord­
nungswege den ,Vorläufigen Reichswirtschaftsrat', dem als eine Aufgabe der Ausbau der 
fachlichen und der lokalen paritätisch zu besetzenden Organisationen anvertraut wurde. 
Diese Aufgabe erwies sich jedoch als nicht durchführbar. Einmal wollte die Unternehmer-
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Andere und dr ingendere F ragen überschat te ten diese al ten Gegensätze. Die vor­
läufige Stabil is ierung der W ä h r u n g durch die Schaffung der R e n t e n m a r k im Novem­
ber 1923 u n d ih re endgül t ige Stabi l is ierung im Zusammenhang mi t dem Dawes-Plan 
1924 t rugen an T rende l enbu rg g roße Aufgaben he ran . E i n e r der heikelsten P u n k t e 
des Dawes-Plans w a r die Schaffung der sogenannten Indust r ie-Obl igat ionen, d. h . 
eine Verpfl ichtung der deutschen Indus t r ie , mi t einem, für damalige Verhältnisse sehr 
erheblichen, Betrage von 5 Mi l l i a rden R M für die Bezahlung der Reparat ionsschulden 
auf der ve rminder ten Grund lage der Dawes-Annui tä ten einzustehen. D e m Organ i ­
sationskomitee, das die recht al lgemein gehal tenen Bes t immungen des Dawes-Plans in 
feste F o r m e n gießen sollte, gehör ten auf deutscher Seite T rende lenburg u n d der da­
malige Genera ld i rek tor des Reichsverbandes der Deutschen Indust r ie , H e r m a n n Bü­
cher47, an. Ich selbst und der Minis ter ia ld i r igent He rbe r t D o rn vom Reichsfinanzmini­
s ter ium w a r e n T r e n d e l e n b u r g als Sachverständige beigegeben. Bücher w u r d e von dem 
hervor ragenden Jur is ten Professor Josef Partsch, einem Schulfreunde von mir , sowie 
von Professor Flechtheim beraten. Die Gegenseite, für die Franzosen Professor Allix 
von der Sorbonne, u n d für I ta l ien der Industr ie l le Bianchini , w u r d e n von dem fran­
zösischen Jur is ten Jacques Lyon und dem späteren Präs identen des italienischen Kas­
sationshofes M a x i m o Pi lot i bera ten . D e r Gegenstand dieses Komitees w a r höchst ge­
fährlich. Diese als Sicherung der Repara t ionsforderungen gemachte Belastung konnte 
leicht seitens der Alli ierten, insbesondere seitens der Franzosen, mißbrauch t werden , 
u m einen sachlichen Einf luß auf die deutsche Wirtschaft zu er langen. Die Verhand­
lungen spitzten sich stark zu sowohl in der Sache wie in der F o r m . Die All i ier ten 
w a r e n vor dem Dawes-Plan nicht gewohn t gewesen, mi t den Deutschen als gleich­
berecht igten Verhand lungspa r tne rn zusammenzusi tzen. Auch auf deutscher Seite 
zeigte sich eine gewisse Gereizthei t , die dem Bücherschen T e m p e r a m e n t entsprach. 
T rende lenburg wi rk te beruhigend, aber es zeigte sich doch nach kurze r Zeit, daß ohne 
einen unpartei ischen Vorsi tzenden ein Ergebnis nicht zu erreichen war . E in solcher 
w u r d e in der Person des schwedischen Bankiers Marcus Wal lenberg 4 8 gefunden, dem 
es rasch gelang, durch über legene Sachkunde, Sinn für Gerechtigkeit u n d Verhand­
lungser fahrungen das Ver t r auen beider Seiten zu e rwerben . Wal l enbe rg arbei te te mi t 
T rende l enbu rg u n d mi t m i r eng zusammen. Es entwickelte sich daraus eine Beziehung, 
die besonders für mich von Bedeutung w u r d e , nachdem Wal l enbe rg auch den Vorsitz 
im Komitee für die Sachleistungen wäh rend des Win te r s 1924/25 übe rnommen ha t te 
u n d w ä h r e n d der Bankenkrise 1931 als Ratgeber der deutschen Reg ie rung und als 
Bürge für eine solide Wiederhers te l lung des deutschen Kredits gegenüber dem Aus­

schaft, deren Selbstgefühl sich inzwischen von den Nachwirkungen des Kriegsverlustes und 
der Umwälzung erholt hatte, den Arbeitnehmern keine gleichberechtigte Mitwirkung in den 
Industrie- und Handelskammern zugestehen. Ferner verloren mit der Freigabe des Außen­
handels die Außenhandelsstellen, in die sich auch während der Inflationszeit mannigfache 
Mißstände eingeschlichen hatten, viel von ihrer Bedeutung, so daß Trendelenburg, der sie 
aus seiner Wirksamkeit als Aus- und Einfuhrkommissar einigermaßen kannte, nun selbst 
für ihre Aufhebung eintrat (1923-24)." (IfZ, ED 93, Bd. 43) 

47 Dr. phil. Hermann Bücher, geb. 1882, Studium der Nationalökonomie und der Naturwissen­
schaften, 1905-1914 im Kolonialdienst, 1915-1918 deutscher Vertreter im türkischen Mini­
sterium für Handel und Landwirtschaft, 1921-1925 Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, wirtschaftlicher Berater der IG-Farbenindu­
strie, Mitglied des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates und der Enquetekommission. 

48 Marcus Wallenberg sen. (1869-1943), Vorsitzender des Verwaltungsrates von Stockholms 
Enskilda Bank A.B., Stockholm. 1925-1930 Mitglied des Dawes-Schiedsgerichts und 1930 
des Young-Schiedsgerichts. 
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lande wirkte49. Nach Hitlers Machtergreifung und nachdem ich aus meiner Stellung 
als Leiter des Ullstein-Verlages auf Verlangen der Regierung beseitigt worden war, 
holte mich Wallenberg zur Mitwirkung an der Sanierung der schwedischen Zünd­
holzgruppe nach Schweden. Er ist mir bis zu seinem Tode 1943 ein väterlicher Freund 
gewesen. Oft gedachte er unserer Gespräche mit Trendelenburg. Solange er noch nach 
Deutschland kam, setzte er sich stets mit ihm in Verbindung, und später machte er sich 
Gedanken darüber, wie Trendelenburg sich wohl unter einem Regime 'wie dem natio­
nalsozialistischen fühlen würde. 

Der Winter 1924/25, der erste, in den Deutschland mit einer stabilisierten Wäh­
rung und mit der Freiheit zur Bestimmung seiner eigenen Handelspolitik hineinging, 
brachte für Trendelenburg neue große Aufgaben. Er hatte zunächst den ersten und 
wichtigsten Handelsvertrag für Deutschland, denjenigen mit Frankreich, zu verhan­
deln. Unsere sachlichen Arbeitsgebiete schieden sich damals. Ich wandte mich in erster 
Reihe den Reparationsfragen zu und trat auch an Trendelenburgs Stelle in die Kriegs­
lastenkommission ein. Wir waren aber gleichzeitig eine Reihe von Monaten in Paris, 
er für den Handelsvertrag und ich als Mitglied eines von den Alliierten und der deut­
schen Seite bestellten Komitees zur Neuordnung der Sachleistungen unter dem Dawes-
Plan. An den Abenden waren wir oft und meist sehr lange zusammen, fast wie in den 
Weimarer Tagen, nur erheblich besser verpflegt und mit besserem Wissen. Für einige 
Wochen kamen auch unsere Frauen nach Paris, die sich gut miteinander verstanden. 
Da der deutsche Botschafter Leopold von Hoesch lebhaftes Interesse für die Arbeiten 
unserer Delegationen hatte und diese durch seinen großen Einfluß auf die französi­
sche Regierung erheblich zu fördern verstand, durften wir damals das Gefühl haben, 
auf dem Wege zu einer Wiedererstarkung Deutschlands einen Schritt vorwärts­
gekommen zu sein. 

Die Außenpolitik Stresemanns und die von ihm und Briand erstrebte Annäherung 
zwischen Deutschland und Frankreich billigte Trendelenburg. Er tat auf wirtschaft­
lichem Gebiet alles, um sie zu fördern; nur glaubte er, daß ein langsameres Tempo 
die Einsicht der Westmächte für die Bedeutung Deutschlands und den Wunsch, 
Deutschland im Völkerbund zu haben, noch sehr verstärken würde und es Deutschland 
ermöglichen würde, seine Bedingungen für den Eintritt zu erhöhen, d. h. eines Teiles 
der Beschränkungen des Versailler Vertrages ledig zu werden. Daher fand Trendelen­
burg den Locarno-Pakt von 1925 und den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund 
1926 für verfrüht. Ich selbst stand auf einem anderen Standpunkt. Nachdem dieser 
Eintritt einmal vollzogen war, tat Trendelenburg das Seine, um ihn fruchtbar für die 
wirtschaftliche Wiederherstellung der Welt zu machen. 

Die Vorbereitung der Weltwirtschaftskonferenz, die für 1927 nach Genf einberufen 
war, und später die Leitung der deutschen Delegation daselbst lagen in seiner Hand. 
Ebenso war er stark an den Arbeiten der deutschen Enquete-Kommission50 beteiligt, 
die unter Clemens Lammers' und später unter Bernhard Dernburgs51 Leitung einen 

49 Siehe dazu: Hans Schäffer, Marcus Wallenberg und die deutsche Bankenkrise 1931, Marcus 
Wallenberg zum 5ten März 1939 (Zusammenstellung Schäffers nach seinen Tagebüchern), 
181 Blatt, IfZ, ED 93, Bd. 49 und 50. 

50 Der Enquete-Ausschuß zur Untersuchung der Erzeugungs- und Absatzbedingungen der 
deutschen Wirtschaft wurde durch Reichsgesetz vom 15. 4. 1926 (RGBl. I S. 195 f.) einge­
setzt. 

51 Bernhard Dernburg, geb. 1865. Tätigkeit als Kaufmann in Berlin und New York, Direktor 
der Deutschen Treuhand-Gesellschaft und der Darmstädter Bank, 1907 Staatssekretär des 
Reichskolonialamts, Reisen nach Afrika, Ostasien und Amerika. Mitglied der Weimarer 
Nationalversammlung, 1920 als Abgeordneter der Deutschen Demokratischen Partei im 
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Überblick über die wirkliche wirtschaftliche Lage Deutschlands schaffen sollte. Tren­
delenburg erwarb sich in seiner Tätigkeit vor und während der Weltwirtschaftskon­
ferenz großes Ansehen sowohl in den deutschen Wirtschaftskreisen als auch bei den 
fremden Vertretern, mit denen er draußen zusammenarbeitete. Mit welchem Nach­
druck er seine Aufgaben selbst entgegen den Auffassungen anderer Mitglieder ver­
folgte, ergibt sich aus einer Stelle im 3. Bande von Stresemanns Tagebüchern52, in der 
er die Innehaltung der außenhandelspolitischen Linie entgegen den Auffassungen des 
Ernährungsministers von Stresemann und dem Reichskanzler Marx erzwang. 

Die folgende Periode von 1927 bis 1929 war für Ernst Trendelenburg eine beson­
ders glückliche Zeit, nicht nur, weil das Gefühl eines ständigen Ansteigens des deut­
schen Wirtschaftslebens und einer politischen und wirtschaftlichen Annäherung der 
Völker ihm zeigte, daß seine Arbeit nicht erfolglos gewesen sei, sondern auch aus 
persönlichen Gründen. Ernst Trendelenburg war ein Familienmensch. Er lebte in 
Nikolassee und empfand es hart, die Woche über von den Seinen während des Tages 
getrennt zu sein und seine Mittagessen in fremder Umgebung einnehmen zu müssen. 
Am heitersten fühlte er sich, wenn er sonntags mit Frau und Kindern zu Hause sein 
konnte. Die Montage waren dann immer für ihn schwer zu ertragen. Er wirkte ner­
vös und im Unfrieden mit sich selbst. An solchen Tagen tat man am besten, ein Zu­
sammensein mit ihm zu vermeiden. Da ich in seiner Familie am 6. Dezember gewöhn­
lich als Nikolaus auftrat, schenkte ich ihm bei dieser Gelegenheit einmal einen Wand­
kalender, aus dem ich die Montage vorher entfernt hatte. Trendelenburg hatte uns 
gelegentlich erzählt, daß in seiner Vorfahrenreihe sich sowohl einer der berüchtigten 
Hexenhämmer als auch eine zum Feuertode verurteilte Hexe befunden hätten. An 
Montagen, an denen er besonders unausgeglichen wirkte, sagten seine Mitarbeiter: 
„Heute verbrennt wieder einmal der Urgroßvater die Urgroßmutter." Trendelenburg 
hatte überhaupt gelegentlich Stimmungen tiefsten Pessimismus. Oft schrieb er dann 
während einer Sitzung eine Bemerkung auf einen Zettel, den er mir herüberwarf 
oder zusammengefaltet zuschickte. Einmal, es mag Anfang 1932 gewesen sein, als man 
eine Veränderung des Regimes nahen fühlte, schrieb er auf einen solchen Zettel: 
„Zehn Jahre altes Ballhaus53 sind genug. Ich kaufe mir jetzt einen Blumenstand." Ein 
anderes Mal setzte er aus den Buchstaben seines Namens Ernst Trendelenburg den 
Satz zusammen: „Stern, der ungern lebt." 

Im Jahre 1926 oder 1927 gelang es nun, die im Hof des Vorläufigen Reichswirt­
schaftsrates gelegene Villa als Dienstwohnung für Trendelenburg bereitzustellen. Von 
da ab hatte er Frau und Kinder um sich und konnte, von Ausnahmefällen abgesehen, 
sein Mittagessen bei ihnen einnehmen, und das machte ihn zu einem anderen Men­
schen. Er wurde viel heiterer und ausgeglichener und zog den einen oder anderen 

Reichstag, 1919 Reichsfinanzminister, März 1929 Vorsitzender des Enquete-Ausschusses, 
Mitglied des Aufsichtsrates der Deutsch-Asiatischen Bank. 

52 Aufzeichnung Stresemanns: „29. April 1927. . . . Ich habe dem Reichskanzler davon Mit­
teilung gemacht, daß mich Herr Trendelenburg . . . auf die Rede des Reichsministers Schiele 
hingewiesen habe mit dem Bemerken, daß er sich von der Weltwirtschaftskonferenz voll­
kommen zurückziehen müsse, wenn etwa eine grundsätzliche Änderung der Wirtschafts­
politik seitens der Reichsregierung beabsichtigt sei. Ich habe den Reichskanzler darauf hin­
gewiesen, daß die Rede des Herrn Schiele . . . dem Charakter der Weltwirtschafts­
konferenz vollkommen widerspräche und daß ich Herrn Trendelenburg erklärt hätte, von 
einer Änderung der Wirtschaftspolitik könne keine Rede sein." Allerdings fährt Stresemann 
dann fort: „Der Reichskanzler war mit der Antwort . . . einverstanden . . ." (Gustav Strese­
mann, Vermächtnis, Bd. 3, Berlin 1933, S. 137). 

53 Bekanntes Berliner Tanzlokal. 



Erinnerungen Hans Schäffers an Ernst Trendelenburg 881 

seiner Mitarbeiter zu persönlichem Umgange heran. Ich selbst war regelmäßig ein-
oder zweimal im Monat zum Mittagessen bei ihm. Die Gespräche, die wir dabei im 
Garten promenierend oder in seinem kleinen Bibliotheksraum hatten und an denen 
Frau Klärchen einen stillen aber doch belebenden Anteil nahm, sind mir in schönster 
Erinnerung. Bei der Einübung eines kleinen Stückes, das ich zu seinem 50. Geburtstag 
geschrieben hatte54, festigten sich auch meine freundschaftlichen Beziehungen zu Peter 
und Karin, die in ihrem Wesen sehr verschieden, aber doch jedes in seiner Art reizende 
Kinder waren. In diesem Hause hielten wir auch manchmal während der Dienststunden 
Besprechungen ab, während deren wir von dem laufenden Ministerialbetrieb nicht 
gestört werden wollten. Hier sind einige der grundlegenden Fragen des Young-Plans 
und die ersten Maßnahmen zur Behebung der Bankenkrise [1931] erörtert worden. 

Trendelenburg war kein unbedingt bequemer Staatssekretär für seine Minister. 
Er hatte stets seine eigenen Auffassungen und vertrat diese vor dem Minister offen 
und entschieden mit einer leichten Beimischung von Sarkasmus; aber er war restlos 
loyal und hat mit Ministern der verschiedensten Parteischattierungen reibungslos 
zusammengearbeitet. Trendelenburg und ich haben im Wirtschaftsministerium zu­
sammen in der Zeit von 1918 bis zu meinem Übertritt ins Reichsfinanzministerium 
Ende 1929 zehn Minister erlebt, davon den einen, den Sozialdemokraten Robert 
Schmidt, den Trendelenburg menschlich besonders gern mochte, sogar dreimal - wie 
Trendelenburg zu sagen pflegte, „im Rückfall". Alle diese Minister haben Trendelen­
burg hoch geschätzt und seine unübertroffene Sachkunde auf dem Gebiete der Han­
delspolitik neidlos anerkannt. Später in seiner Genfer Zeit hat Trendelenburg einmal 
seine Erinnerungen an seine Minister in einer Reihe von Distichen, die eine Wieder­
gabe verdienen, niedergelegt, da sie jeden einzelnen treffend kennzeichnen und auch 
ein Beispiel für die Art des Trendelenburgschen Witzes sind: 

REVUE 1918-1932 

Viele herrliche Chefs hast Du Republik mir beschieden, 
Darum ein Distichon Dir sei von mir dankbar geweiht. 

August Müller: Du warst ein Elefant nur als Reittier, 
Weimar vermochte durch nichts je Dich zu bringen in Trab. 

Wissell hingegen glich ganz dem empfindlichen Pferde. 
Schon bei dem leisesten Druck brach er wie toll aus der Bahn. 

Bobby Schmidt: Du warst ein sehr solider und schwerer 
braver Ackergaul, der seine Arbeit stets schafft. 

Scholz?**: Gestriegeltes Pferd, wohl eingefahren in Kutschen, 
stets elegant und voll Takt, doch nicht zum Reiten bestimmt. 

Bobby Schmidt: Du kamst wieder im Kabinett der Erfüllung. 
Daß sie unmöglich sei, sahst Du so gut wie ich selbst. 

54 Kopie vorhanden in HZ, ED 93, Bd. 48, S. 106 ff. 
55 Dr. Ernst Scholz, geb. 1874, Studium der Rechtswissenschaft, 1900 Sekretär des Allgemei­

nen Genossenschaftsverbandes in Berlin-Charlottenburg, anschließend in der Kommunal­
verwaltung tätig, Oberbürgermeister von Kassel, dann von Charlottenburg, Mitglied des 
Preußischen Herrenhauses, Juni 1920-Okt. 1921 Reichswirtschaftsminister, 1929/30 Vor­
sitzender der Deutschen Volkspartei, Vorsitzender des Deutschen Sparkassenverbandes. 
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Becker: D u wars t ein r icht ig ge le rn te r Vorkriegsminister , 
Doch E u e r Kabine t t plötzlich vers tarb an der R u h r . 

Raumer und Koeth: I h r ware t e twas zu ku rz auf der Schule. 
I m Inf la t ionsgewühl l i t t auch der Unter r ich t , 
J ene r marschier te beweglichen Geistes und dieser Dik ta tor , 
Jene r in Gegenwar t , dieser jedoch n u r in spe. 

Eduard Hamm: Du wars t gewiß der sympathischsten einer, 
Auf dem Ministers i tz kamst Du nie r icht ig zu Stuhl . 

Neuhaus56: Du hat tes t einst stolz den E id der Verfassung verweiger t . 
F ü r das Ministerglück w u r d e er p rompt abgelegt. -
Ausgebrochene Staatssekretäre kann ich nicht leiden. 
Als „gefürsteter Graf" spielte h i e r Krohne57 sich auf. 

Julius Curtius58: E i n re i tender Art i l ler is te , 
K a m dann zur Kavaller ie in das Auswär t ige Amt. 

Bobby Schmidt: Z u m dr i t t en Male darf ich Dich nennen , 
D u wars t im H a a g u n d in Genf, u n d ich w a r glücklich zu Haus . 

Moldenhauer59: Auch D u verl ießest zu zeitig die Anstalt , 
Doch auf Lorbeer erpicht, nahmst einen Seher D u mit . 

Dietrich60: D u pol ternder Gott , hät tes t gern mich dem Teufel empfohlen, 
Hät tes t Du genau n u r gewuß t , ob er Dich selber nicht holt . 

Trendelenburg: W a s sag ich von Di r „mi t Geschäften beauf t ragt" . 
Von der gesamten Revue wars t Du der scheußlichste mir . 

56 Dr. jur. Albert Neuhaus, geb. 1873 in Glasgow (Schottland). Nach Studium und Auslands­
aufenthalt Eintritt in das Preußische Ministerium für Handel und Gewerbe, 1918 Leiter 
der Handelspolitischen Abteilung, ab 1920 in der Privatwirtschaft, Januar-November 1925 
Reichswirtschaftsminister. - Als Abgeordneter der Deutschnationalen Volkspartei hatte er 
gegen die Annahme der Weimarer Verfassung gestimmt. 

57 Dr. jur. Rudolf Krohne, wie Dr. Neuhaus Ministerialdirektor im Preußischen Handels­
ministerium, 1923 Staatssekretär im Reichsverkehrsministerium, war Januar 1925-Dezem-
ber 1926 Reichsverkehrsminister und November/Dezember 1925 mit der Führung der Ge­
schäfte des Reichswirtschaftsministers beauftragt. 

58 Dr. Julius Curtius (1877-1948), der spätere Reichsaußenminister, war Januar 1926-Novem-
ber 1929 Reichswirtschaftsminister. 

59 Dr. Paul Moldenhauer, geb. 1876. Studium der Rechts- und Staatswissenschaften, Diplom 
als Versicherungssachverständiger. November/Dezember 1929 Reichswirtschaftsminister, 
Dezember 1929-Juni 1930 Reichsfinanzminister, anschließend Lehrtätigkeit, 1933 deutscher 
Sachverständiger auf der Abrüstungskonferenz. Nach 1945 Mitwirkung bei der Entflechtung 
des IG-Farben-Konzerns, gestorben 1947 in Köln. 

60 Dr. jur. Hermann R. Dietrich (1879-1954), 1914-1920 Minister des Auswärtigen in Baden, 
1919 Abgeordneter der Demokratischen Partei im Reichstag, 1930 Mitbegründer der Deut­
schen Staatspartei, März-Juni 1930 Reichswirtschaftsminister, Juni 1930-Mai 1932 Reichs­
finanzminister, anschließend Tätigkeit als Rechtsanwalt. 1946/47 Vorsitzender des Zwei­
zonenausschusses für Ernährung und Landwirtschaft. 
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Warmbold61: Professor, w a r u m verl ießest Du Deinen Katheder? 
E lender D u n k e l m a n n u n d LG. Farben-Agent . 

Nochmals Trendelenburg: F ü r wenige Tage beauftragt , 
Bis H e r r Schleicher F r a n z Papen zum Kanzler gemacht. 
W a r m b o l d u n d H e r r e n k l u b ergriffen alleine die Zügel. 
F o r t ging's in lust iger F a h r t , Schwarzkopf62 setzt h in t en sich auf. 

Mich als Staatssekretär besaß ein Dutzend Minis ter . 
Jetzt, da das Dutzend ist voll, ha t mich in Genf alle Wel t . 
Me ine ve rehr t en H e r r e n Chefs, ich frage Euch auf das Gewissen: 
W a r ich Euch insgesamt unheiml ich nicht u n d suspekt? 
W e i ß schon, I h r fürchtet alle die l iebenswürdigen Sarkasmen, 
U n d so t r a u t I h r auch gleich M e m o i r e n m i r zu. 
Bitte beängstigt Euch n ich t : Memoi r en gelten n u r Ta ten , 
Doch nicht der M a n n schuf die Zeit, sondern die Zeit schob den M a n n . 

Liest m a n diesen Rückblick, so kann man verstehen, daß ein Tei l seiner F r e u n d e 
Trende lenburg , w e n n er m i t g roße r Durchschlagskraft seine Gedanken ver t ra t , 
Savonarola n a n n t e u n d ein Tei l seiner Mi ta rbe i te r , w e n n sie ihn niedergeschlagen 
a m M o n t a g morgen in seinem Arbei tsz immer fanden, ihn im Anschluß an eine F i g u r 
in dem Stuckenschen R o m a n „Die w e i ß e n Göt te r " als den „edlen T r a u r i g e n " be­
zeichneten. 

Als im Sommer 1930 der Reichswirtschaftsminister H e r m a n n Dietr ich in der Nach­
folge für Moldenhaue r das F inanzmin i s t e r ium übe rnahm, w u r d e kein Nachfolger 
für ihn im Reichswirtschaftsministerium ernannt , sondern Trende lenburg mi t der 
F ü h r u n g des Minis te r iums kommissarisch bet raut . Fünfzehn M o n a t e h indurch , länger 
als i rgendein andere r Staatssekretär, h a t e r dieses A m t bet reut . Es w a r e n nicht die 
leichtesten fünfzehn Mona te . In diese Zeitspanne fielen die scharfen Auswi rkungen 
der Wel tkr i se , fiel das rapide Anwachsen der Arbeitslosigkeit, fielen das dramatische 
Ausscheiden Schachts aus der Reichsbank u n d sein Kampf gegen die Reichsregierung, 
die deutsch-österreichische Zollunion, die ers ten Schri t te zur Revision des Young-
Planes, das Hoover -Mora to r ium 6 3 u n d die deutsche Bankenkrise u n d deren Über­
w indung . 

61 Dr. phil. Hermann Warmbold (1876-1976). Studium der Land- und Forstwirtschaft, bei 
verschiedenen landwirtschaftlichen Gremien tätig, Direktor der Württembergischen Land­
wirtschaftlichen Hochschule Hohenheim, 1921 Preußischer Landwirtschaftsminister, 1922 
Vorstandsmitglied der BASF Ludwigshafen, dann der I.G. Farbenindustrie A.-G., Reichs­
wirtschaftsminister Oktober 1931-Januar 1933. 

62 Dr. jur. Karl Schwarzkopf, 1921 Direktor des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats, Direktor 
der Landeskredit-Kasse Kassel, wurde am 25. 8. 1932 als Nachfolger Trendelenburgs zum 
Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium ernannt. 

63 Brüning schreibt darüber: „. . . Krosigk, Trendelenburg, Pünder und meist auch Schäffer 
. . . konnte ich leider nicht schonen. Arbeitend bis zum körperlichen Zusammenbruch, haben 
sie eine Entscheidungsschlacht geschlagen, denn diese Tage und Nächte haben trotz schein­
barer Katastrophe den Durchbruch geschaffen." (Heinrich Brüning, Memoiren 1918-1934, 
Stuttgart 1970, S. 309). Für den Ministerposten konnte sich Trendelenburg bei Brüning 
allerdings nicht qualifizieren: „Ich hatte Bücher . . . als Wirtschaftsminister in Aussicht 
genommen, da der sehr kluge Staatssekretär Trendelenburg als Beamter nicht die nötige 
Initiative und Autorität aufbringen konnte." (Memoiren, S. 370) 
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Ers t bei der U m b i l d u n g des Kabinet ts B r ü n i n g im Oktober 1931 erhie l t Trende len­
bu rg in der Person von Professor W a r m b o l d , bis dahin einer der Di rek to ren der LG. 
Fa rben , e inen neuen Minis te r . T rende l enbu rg h a t auch h i e r versucht, eine ver t rauens­
volle Zusammenarbe i t durchzuführen. Auf den Minis ter , der ziemlich ahnungslos in 
schwerster Zeit vor ganz neue Aufgaben gestellt w u r d e , w i r k t e n aber Personen seines 
f rüheren Wirkungskreises ein und zogen ihn in eine Richtung, die der bisherigen 
Wirtschafts- und Währungspo l i t ik f remd w a r . Das führ te zu Spannungen u n d einer 
Verschlechterung der Beziehungen. Ich habe selbst in zahlreichen Gesprächen erlebt, 
w ie T r e n d e l e n b u r g d a r u n t e r gel i t ten hat6 4 . T r o t z dieser seelischen Belastung h a t er 
wei te r erfolgreich an g roßen Aufgaben mi tgewirk t . E r "war auf der Lausanne r Kon­
ferenz im Ju l i 1932, bei der die Repara t ionen endgült ig begraben w u r d e n . Von dort 
schickte er m i r ein Gedicht, das halb satirisch, ha lb pessimistisch, im G r u n d e doch hoff­
nungsvoll für die wei te re Zukunft die Verhand lungen dieser Konferenz beschrieb65 . 

Schließlich k a m es i m August 1932 doch auf Wunsch des Minis ters zu e inem Aus­
scheiden Trendelenburgs . Ich schrieb damals in der Vossischen Zei tung einen Lei t­
ar t ikel , der me ine Auffassung dieses Vorgangs wiedergibt 6 6 . Zu seinem Inha l t stehe 
ich noch heute . T rende lenburg ha t von der Abfassung dieses Artikels vorher nichts 
gewuß t . Seine Veröffentlichung ist von i hm immer als ein Bärendienst empfunden 
worden. 

Alle Kreise, die Trende lenburgs Kenntnisse und Sachlichkeit zu würd igen w u ß t e n , 
w a r e n sich darüber einig, daß diese Kraft dem Deutschen Reiche erha l ten bleiben 
m ü ß t e . Am Tage nach seiner Ent lassung u n t e r n a h m e n F r a n z von Mendelssohn6 7 , der 
ehemalige Min i s te r H a m m u n d Be rnha rd D e r n b u r g sowie einige andere führende 
Persönlichkeiten e inen gemeinsamen Schri t t bei dem Reichskanzler von Papen, u m 
die E r n e n n u n g Trende lenburgs für den neu geschaffenen Posten eines Vize-General­
sekretärs bei dem Völkerbunde vorzuschlagen. Die Reg ie rung leistete diesem Wunsche 
Folge, u n d Trende lenburg zog mi t seiner Fami l i e nach Genf. Am 6. Dezember 1932 
spielte ich das letzte M a l im Hause Trende lenburg den Nikolaus. 

Von da ab sprach ich ihn n u r noch selten, aber dann meist recht ausführlich. Ich 
gewann das Gefühl, daß er sich rasch in die Zusammenarbe i t m i t seinen ausländischen 
Kollegen in Genf einlebte, aber persönlich stark da run te r litt, daß mi t dem Hoch­
kommen der nationalistischen Wel l e in Deutschland u n d dem H e r a n n a h e n des Hi t ler -

64Tagebucheintragung Schäffers vom 23. 8. 1932: „. . . Wolfgang Pohl . . . erzählt, daß Tren­
delenburgs Abgang nun ganz bestimmt ist . . . Warmbold [habe] ihn mehrfach provoziert. 
Er habe bei einem Vortrag erzählt, man müßte aus einem Unternehmen von Zeit zu Zeit, 
damit Ruhe wird, einen entscheidenden Mann heraussetzen. Trendelenburg habe wohl 
gemerkt, daß dies auf ihn gemünzt sei, habe sich aber ruhig verhalten. Dann habe ihn 
Warmbold gegen Mittag zu sich gebeten und sei auf ihn eingedrungen, es gehe nicht 
weiter, sie müßten sich trennen . . . Tatsächlich ist Trendelenburg der Treiberei der Leute 
von der I.G. und der Kleinlichkeit von Warmbold zum Opfer gefallen. Er empfindet die 
Sache sehr schwer." (IfZ, ED 93, Bd. 22, S. 791 f.) 
65„Palmström eilte nach Lausanne . . .", in Kopie vorhanden im IfZ, ED 93, Bd. 48, Bl. 110 f. 
66Trendelenburg, Der Wechsel im Reichswirtschaftsministerium (ungezeichnet), Vossische 
Zeitung vom 24. 8. 1932, S. 1 f. Der Verfasser greift darin den Minister aufs heftigste an, 
ohne jede Rücksichtnahme auf Trendelenburgs prekäre Situation: „. . . Vielleicht, daß sein 
Minister das eigene Licht vom Schatten dieser starken und angesehenen Persönlichkeit, die 
überall in der Wirtschaft Vertrauen genießt, zu sehr verdunkelt fühlte . . ." 
67Franz von Mendelssohn, Mitinhaber der Fa. Mendelssohn & Co, Bankgeschäft, Berlin, seit 
1922 Mitglied des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats, Präsident des Deutschen Industrie-
und Handelstages, Vizepräsident der Internationalen Handelskammer Paris. 
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Regimes sich die Stimmung der anderen Mächte gegenüber Deutschland sehr ver­
schlechterte. Er verbiß sich schließlich in den Gedanken, daß der Völkerbund sich zu 
einem Instrument zur Niederhaltung Deutschlands entwickelt hatte, und er sprach 
mit einem gewissen Groll von der „Genfer Liga", Gefühle, die in dem etwa acht Jahre 
später erschienenen Buche „Amerika und Europa"68 verstärkt zum Ausdruck kamen. 

Nach Hitlers Machtergreifung hatte ich die erste Unterhaltung mit ihm Ende Juni 
1933 in London, wo er als Vize-Generalsekretär des Völkerbundes an der Weltwirt­
schaftskonferenz teilnahm. Ich selbst 'war durch das Hitler-Regime aus meiner Stellung 
als Generaldirektor des Ullstein-Verlages vertrieben worden und verhandelte damals 
gerade in London und Paris mit dem Wirtschaftsberater Chiang-Kai-Sheks, dem jetzi­
gen Präsidenten der Montanunion Jean Monnet, über die Übernahme der Stelle eines 
Finanzberaters in China. Der deutsche Botschafter Leopold von Hoesch in London, 
der mit Trendelenburg und mir gut bekannt war, hatte Trendelenburg von meiner 
Anwesenheit verständigt, und dieser bat mich, in seinem Hotel mit ihm zu Mittag zu 
essen. Trendelenburg war weder damals noch später Nazist. Er mißbilligte vieles, was 
die Partei und die von ihr geführte Regierung getan hatte. Er verübelte es den Natio­
nalsozialisten besonders, daß sie auch Mitglieder seiner Familie, insbesondere seinen 
Bruder Friedrich, aus leitenden Stellungen in weniger bedeutsame versetzt hatten und 
daß sie ihm selbst nicht die Möglichkeit geboten hatten, aus eigenem Willen zu ent­
scheiden, ob er sich in einer mehr im Zentrum des Geschehens liegenden Stelle an 
der Neuordnung beteiligen wollte. Er fühlte sich verpflichtet, die Stellung Deutsch­
lands in Genf zu wahren und, wie er sich ausdrückte, zu verhindern, daß die Vertreter 
der neuen Richtung auf dem ihnen unbekannten Parkett des Völkerbundes Schaden 
für die deutsche Gesamtheit anrichteten. Trendelenburg wünschte, nicht zu weit­
gehend mit dem Weimarer Regime identifiziert zu werden; aber er war andererseits 
auch nicht bereit, sich auf die nationalsozialistische Linie festlegen zu lassen. Er 
glaubte, daß das Anschlagen eines härteren außenpolitischen Tones durch Hitler vor­
teilhaft sei; aber er lehnte viele seiner innenpolitischen Maßnahmen ab. Er hat es 
einige Monate später mir gegenüber einmal in Abwandlung eines Goetheschen Wor­
tes so ausgedrückt, daß er nicht nationalsozialistisch, aber hitlerisch sei. Im Ganzen 
neigte er zur „säkularen Betrachtungsweise", hielt den Nationalsozialismus in seiner 
virulenten Form für eine Übergangserscheinung und glaubte, daß nach zehn Jahren 
die Leistungen des gestürzten Systems wieder eine gerechte Würdigung finden wür­
den69. 

Von Dritten, die ihn in Genf sprachen, hörte ich, daß sein Gemüt sich unter der 
immer feindseliger werdenden Stimmung der anderen Mächte in Genf stark ver­
düsterte und daß er es vermied, grundsätzliche Fragen mit alten Freunden zu erörtern. 
Er fühlte mehr und mehr, daß die Stellung Deutschlands im Völkerbund und in der 
Abrüstungskommission nicht mehr haltbar war, und empfand das Ausscheiden 
Deutschlands aus beiden als eine Befreiung von einem seelischen Druck und als eine 
persönliche Entlastung von einem ihm nicht mehr erwünschten Amte. 

Nach dem 14. Oktober 1933 war Trendelenburg einige Monate ohne besondere 

68 Ernst Trendelenburg, Amerika und Europa in der Weltwirtschaftspolitik des Zeitabschnitts 
der Wirtschaftskonferenzen, l. Band: Bis zum Dawes-Plan 1924, Berlin 1943, 2. Auflage 
1944. 

69 Die Tagebucheintragung vom 26. 6. 1933 (IfZ, ED 93, Bd. 24, S. 60 f.) deckt Details der obi­
gen Ausführungen nicht ab. Die Bemerkung „Im ganzen habe ich den Eindruck einer Flucht 
ins Säkuläre" findet sich im Tagebuch erst in dem Gespräch vom 3. 1. 36 (ED 93, Bd. 25, 
S. 4 [1936]). Bei der Niederschrift der „Erinnerungen" sind augenscheinlich zeitlich etwas 
differierende Aussagen zusammengefaßt. 
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Aufgaben. Als u m Weihnach ten 1933 der damalige Aufsichtsratsvorsitzende der dem 
Reich gehörenden Vereinigten Indus t r ie A.-G. (Viag), der f rühere Staatssekretär 
David Fischer, plötzlich s tarb, t r a t T rende l enbu rg an seine Stelle u n d ü b e r n a h m auch 
den Vorsitz im Aufsichtsrat der Reichs-Kredit-Gesellschaft. Diese Reichsgesellschaften, 
die nach dem Kriege im Jah re 1922 von Gehe imra t Felix He imann , W i l h e l m Lenz­
mann , E d g a r Landaue r u n d M a x von der Por ten 7 0 aus den Vermögensbeständen der 
ehemal igen Kriegsgesellschaften aufgebaut w o r d e n w a r e n u n d dank weiser Voraus­
sicht u n d vorsichtiger Le i t ung die Krise besser als die meisten anderen gleichartigen 
U n t e r n e h m u n g e n übers tanden ha t ten , ha t t en immer Trende lenburgs u n d mein In­
teresse gefunden. W i r w a r e n beide an der G r ü n d u n g beteil igt u n d gehör ten fast die 
ganze Zeit dem Aufsichtsrate an. Die Tät igkei t , die T r e n d e l e n b u r g n u n m e h r e rwar te te , 
ha t t e zunächst einen rein wirtschaftlichen Charakter . E r s t w ä h r e n d des zwei ten Wel t ­
krieges, als H e r m a n n Gör ing die Viag als Mi t t e l mißbrauch te , u m u n t e r anderen als 
ökonomischen Gesichtspunkten die H e r m a n n Gör ing -Werke zu finanzieren, änder te 
sich dies. Es ist bes t immt anzunehmen , daß T rende l enbu rg diesen Bestrebungen ab­
lehnend gegenüberstand, daß er aber nicht stark genug war , u m sie zu verh indern . 
Es w a r i hm w o h l auch unmöglich, sich in jenem Zei tpunkt aus dieser Tät igkei t zurück­
zuziehen, da es k a u m denkbar gewesen w ä r e , eine andere Ste l lung u n t e r solchen Um­
ständen zu finden. 

Zwischen der Un te rha l t ung in London im Jun i 1933 u n d unserem letzten Zusam­
mensein im J a n u a r 1936 haben w i r uns n u r e inmal im Ju l i 1934 nach den M o r d e n 
des 30. J u n i gesprochen. Es w a r im G a r t e n der von i h m b e w o h n t e n Villa in Dahlem. 
W i r ha t t en damals e inen verschiedenen S tandpunk t gegenüber den Ereignissen. Ich 
konnte nicht verstehen, daß die Reichswehr, deren beschworene Aufgabe es doch war , 
Verbrechen u n d U n o r d n u n g zu ve rh indern u n d die Verfassung zu schützen, diesen 
Gewal t t a t en gegenüber un tä t ig bleiben konnte . E r verteidigte die Reichswehr und 
sagte, daß diese dadurch Hi t le r geholfen hä t te , die Par te i von verbrecherischen Ele­
men ten zu re inigen u n d eine neue Revolut ion zu verhindern 7 1 . 

Noch wei te r ging T rende l enbu rg in seiner Ver te id igung der Reg ie rungsmaßnahmen 
bei unserem letzten Gespräch im J a n u a r 1936 in meinem Arbei tsz immer in Neu-
Westend 7 2 . E r sagte damals, daß H i t l e r der einzige M a n n sei, der Deutschland zusam­
menha l t en könnte , u n d daß es die Pflicht jedes Deutschen sei, i hm dabei zu helfen, 
soweit diese Hilfe erwünscht sei, u n d Le iden zu er t ragen, soweit sie als Folge der von 
Hi t le r verfolgten L in ie unvermeidl ich seien. W e n n einst, vielleicht nach fünfzehn 

70 Max von der Porten, ehemals Vorstandsmitglied der Otavi-Kolonialgesellschaft, war wäh­
rend des Ersten Weltkrieges Staatskommissar bei der Kriegsmetall-Aktiengesellschaft und 
wurde 1920 zum Generaldirektor der reichseigenen Vereinigten Aluminiumwerke A.-G. 
ernannt. Dr. Lenzmann, Dr. Landauer und Felix Heimann waren im Reichsschatzministe­
rium tätig und gehörten dem Vorstand der Reichs-Kredit-Gesellschaft an, Felix Heimann 
übernahm 1922 den Vorstandsvorsitz. 

71 Die Tagebucheintragung über diesen Besuch Schäffers im Hause Trendelenburgs am 15. 8. 
1934 (IfZ, ED 93, Bd. 25, S. 60 f. [1934]) verzeichnet die Debatte über den 30. Juni und 
das Verhalten der Reichswehr nicht. Es fällt auf, daß hier wie auch bei der Eintragung 
über das Gespräch vom Januar 1936 einige brisante Themen nur knapp vermerkt oder ganz 
ausgeklammert wurden. Vielleicht sah Schäffer hier von ausführlichen Schilderungen aus 
Sicherheitsgründen ab (vgl. auch Hinweis auf die Gefährdung der Tagebücher im Vorspann 
zu 1937, ED 93, Bd. 25, S. 1 [1937]). 

72 Tagebucheintragung vom 3. 1. 1936, IfZ, ED 93, Bd. 25, S. 2f. (1936). - Schäffers Familie 
wohnte bis zur Übersiedlung nach Jönköping (April 1936) in Berlin, Schäffer kam wieder­
holt auf Besuch. 
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Jahren , das nationalsozialistische Regime einem anderen Pla tz gemacht oder sich inner­
lich umgesta l te t habe, dann w ü r d e n auch die Leis tungen der W e i m a r e r Reg ie rung 
wieder Ane rkennung finden, u n d dann sei es Zeit, an eine Wiede rgu tmachung des 
jetzt zugefügten Unrechts zu denken. E r mißbi l l igte , daß der Reichsverkehrsminister 
E l tz von Rübenach sich nach dem 30. J u n i von Hi t le r ge t renn t habe, daß Schacht gele­
gentlich E x t r a t o u r e n tanze u n d Popi tz im Kabine t t Opposit ion mache. E r ver teidigte 
auch die außenpoli t ische L in ie Hi t lers . Als ich auf G r u n d meiner in Amerika u n d 
Eng land empfangenen Eindrücke 7 3 die Überzeugung aussprach, daß die Wes tmächte 
eine Vern ich tung der Tschechoslowakei u n d Polens niemals dulden w ü r d e n , w u r d e 
er aufgeregt u n d erwider te , daß die Wes tmächte sich daran gewöhnen m ü ß t e n , daß 
sie in Entscheidungen im Osten Europas nicht he re inzureden hä t ten . Ich ha t t e damals 
das Gefühl, dem ich auch Ausdruck gab, daß er sich in diese seiner N a t u r so fern­
l iegenden Auffassungen u n b e w u ß t hineingelebt hä t te , u m mi t Selbstachtung seine 
Tät igkei t we i t e r ausüben zu können. E r bestr i t t das nicht, sondern sagte, daß ich, der 
ich als f rühere r Anwa l t beruflich freizügig sei, mich k a u m in seine Lage h ine indenken 
könne. E r selbst habe sein Leben lang im öffentlichen Dienst gestanden. W e n n er das 
nicht länger t u n könnte , so sei er n u r ein „a rmer Haufen" . W i r m ü ß t e n jeder unseren 
W e g zu E n d e gehen u n d hoffen, daß sich diese W e g e noch einmal begegnen würden. 
W i r schieden damals von e inander nicht unfreundl ich, aber beide sehr t raur ig . Dre i 
M o n a t e später, nach dem Wiedere inmarsch ins Rhein land, beg rüß ten w i r uns noch 
eines Morgens ganz kurz auf dem Bahnhof Zoo, als ich von Par is zurückkam u n d er 
im Begriff war , dor th in zu fahren7 4 . E i n e r U n t e r h a l t u n g wich ich aus, da Goebbels im 
gleichen Zug saß. 

Später w u r d e n mi r noch drei- oder v iermal G r ü ß e von i h m überbracht . Von seinem 
Tode hör te ich zuerst n u r gerüchtweise. D a n n schrieben mi r Gehe imra t H e r m a n n 
Fel l inger , Minis ter ia ld i rektor Fr iedr ich Erns t 7 5 u n d später auch Peter 7 6 Näheres . Sie 
ba ten mich gleichzeitig, die Möglichkeit u n d die Zweckmäßigkei t eines Neudruckes 
des von Trende lenburg im Jahre 1943 veröffentlichten Buches „Amerika u n d E u r o p a " 
zu prüfen. H ie ran schloß sich ein Briefwechsel m i t diesen beiden sowie mi t Professor 
Alexander Rüstow 7 7 , der in vieler Hinsicht aufschlußreich ist78. 

73 Siehe Bericht Dr. Schäffers über USA-Aufenthalt im Dezember 1934, HZ, ED 93, Bd. 33. 
74 Die Begegnung fand am 4. März 1936 statt (KZ, ED 93, Bd. 25, S. 24 [1936]). 
75 Dr. Friedrich Ernst, 1921-1931 im Preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe, 

1931-1934 Reichskommissar für das Bankgewerbe, Bankier, Aufsichtsratsvorsitzender der 
AEG. 

76 Der Sohn von Dr. Ernst Trendelenburg. 
77 Dr. Alerander Rüstow (1885-1963), 1919-1924 im Reichswirtschaftsministerium, 1924 bis. 

1933 wissenschaftlicher Berater des Vereins Deutscher Maschinenbauanstalten, 1933-1948 
Professor der Volkswirtschaftslehre in Istanbul, 1949-1955 Professor der Soziologie in Hei­
delberg. 

78 Der Briefwechsel liegt vor im IfZ, ED 93, Bd. 43 u. 44. Er ergab, daß von einer Neuauflage 
abzuraten sei. Man war sich darin einig, daß das Buch Gedankengänge zum Ausdruck 
bringe, die mit dem Urteil Trendelenburgs während der gemeinsamen Weimarer Zeit nicht 
übereinstimmten. Für eine Neuauflage bzw. die Veröffentlichung eines zweiten Teils setzte 
sich dagegen der ehemalige Ministerialdirektor im Reichsfinanzministerium Dr. Berger 
ein, der sich Schäffer gegenüber etwas zugute tat, mit Trendelenburg noch in den letzten 
Jahren zusammengearbeitet zu haben und sich entsprechend als „Insider" und Kenner der 
Szene fühlte. Er schreibt am 17. 4. 1962 an Schäffer: „Im übrigen war es [Trendelenburgs 
Buch] eine Sache, die mit seinem Herzblut geschrieben war. Unter unglaublichen Zustän­
den und physisch zermürbenden Verhältnissen." (ED 93, Bd. 43). 
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Ich selbst habe die Jahre unserer durch die Verhältnisse herbeigeführten Entfrem­
dung, unter der ich lange sehr gelitten habe, aus meinem Gedächtnis gelöscht und nur 
die freundschaftliche Zusammenarbeit der Zeit bis zu Hitlers Machtergreifung in Er­
innerung behalten, die zehn Jahre, die wir im Reichswirtschaftsministerium zusam­
mengearbeitet haben, und die folgenden drei Jahre, in denen wir von verschiedenen 
Stellen aus eng verbunden dem gleichen Ziele zugestrebt haben. 
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OBERBÜRGERMEISTER I N J E N A 1945/46 

Aus den Erinnerungen von Dr. Heinrich Troeger 

Bei seinem Tode hinterließ Dr . Heinrich Troeger (1901-1975), zuletzt (1958-

1969) Vizepräsident der Deutschen Bundesbank, umfangreiche Aufzeichnungen 

unter dem Titel „Erlebtes und Gedachtes, Erinnerungen von 1945 bis 1970". Diese 

Memoiren sollten „einen Teil dessen festhalten, was ich mir als bemerkenswerte 

Erlebnisse und Meinungsäußerungen - sowohl fremde als auch eigene — während 

meiner Berufstätigkeit in verschiedenen öffentlichen Stellungen im allgemeinen 

regelmäßig in meinen Tagebüchern notiert habe". 

Als Persönlichkeit der deutschen Nachkriegsgeschichte ist Troeger den Zeitgenossen 

nicht unbekannt gewesen. Geboren am 4. März 1901 in Zeitz, wurde er nach dem 

Studium der Rechts- und Staatswissenschaften und Absolvierung des juristischen 

Vorbereitungsdienstes schon 1926 Erster Bürgermeister der schlesischen Stadt 

Neusalz an der Oder und war ab 1931 Mitglied des Provinziallandtages von Nie­

derschlesien für die SPD. Diese Tätigkeiten fanden im März 1933 aus politischen 

Gründen ihr Ende; Troeger arbeitete danach als Rechtsberater und wurde 1936 

als Verwaltungsrechtsrat beim Preußischen Oberverwaltungsgericht in Berlin zu­

gelassen. Das Kriegsende und die ersten beiden Monate danach erlebten Troeger 

und seine Familie in Neustadt an der Orla (Thüringen); im benachbarten Jena 

übernahm er dann Anfang Juli 1945 eine Aufgabe, die schwer und verlockend zu­

gleich war und über die er im nachfolgenden berichtet. Als sich nach den Ge­

meindewahlen in der sowjetischen Besatzungszone (8. September 1946) zeigte, daß 

sich seine Tätigkeit als Oberbürgermeister von Jena nicht fortsetzen ließ, siedelte 

Troeger Anfang November 1946 nach Berlin über und ging von dort nach Hessen. 

Im Anschluß an eine halbjährige Zugehörigkeit zum hessischen Finanzministe­

r ium (Ministerialdirektor) wurde er Ende Juli 1947 Generalsekretär zunächst des 

Exekutivrates und 1948 des Länderrates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes in 

Frankfurt. Nach Konstituierung der Bundesorgane folgte abermals Tätigkeit in 

einem Ministerium (Ministerialdirektor im Finanzministerium Nordrhein-West­

falen). 1951—1956 war Troeger hessischer Finanzminister und 1956/1957 Präsi­

dent der Landeszentralbank Hessen. I m Zusammenhang mit der Umwandlung der 

Bank deutscher Länder in die Deutsche Bundesbank wurde er 1958 deren Vizeprä­

sident und bekleidete dieses Amt bis 1969. Neben akademischen Ehrungen 1966 

mit dem Großen Bundesverdienstkreuz mit Stern und Schulterband ausgezeichnet, 

starb Troeger am 28. August 1975 in Bad Nauheim. Die letzten sieben Jahre hatte 

er in Jugenheim an der Bergstraße gelebt. 

Die Gründe für die Auswahl des nachstehend abgedruckten Abschnittes aus den 

Erinnerungen Troegers ergaben sich nicht zuletzt aus dem Umstand, daß Berichte 
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Beteiligter über die ersten Phasen des politischen und wirtschaftlichen Wiederauf­

baus in Gebieten außerhalb der heutigen Bundesrepublik selten sind. Daneben war 

auch die hier wiedergegebene Dichte des persönlichen Erlebens, verstärkt durch die 

- im Anfang — unmittelbare Verwendung von Tagebuchaufzeichnungen, mit­

bestimmend. Fortgelassen wurde lediglich ein abschließendes kleines Kapitel, das 

im wesentlichen die Ansprache Troegers bei der Amtsübergabe an den Nachfolger 

enthält. I m übrigen beschränken sich die Eingriffe auf einige Kürzungen und Ver­

einheitlichung der Schreibweise. Wo Bemerkungen, z. B. bei Tagebuchtexten, zu 

offenkundigen späteren Veränderungen oder Einschüben notwendig wurden, sind 

sie im Anmerkungsapparat erfolgt. Für die Genehmigung, den Abschnitt über die 

Oberbürgermeisterzeit in Jena zu veröffentlichen, sei auch an dieser Stelle der 

Erbengemeinschaft Troeger vielmals gedankt. 

Der Bericht Troegers beginnt mit einer Eintragung vom 10. Juni 1945, etwa acht 

Wochen nach der Besetzung Thüringens durch die amerikanische Armee, die das 

Land jedoch nur interimistisch verwaltete. Da angesichts des großen Geländege­

winns während der April-Operation (außerhalb der künftigen US-Besatzungszone) 

die der Armee zur Verfügung stehenden Military Government Detachments nicht 

ausreichten, mußten bei den Korps und Divisionen in Thüringen und Westsachsen 

im Eilverfahren neue Einheiten gebildet werden, so auch (entlang der Autobahn) 

für Erfurt, Weimar, Jena und Gera. Dennoch blieb die Kontrolle des thüringischen 

Raumes auf die Dauer unvollkommen, zumal während der nachfolgenden Wochen 

bei den Kampftruppen laufend Umgruppierungen und Teilabzüge vorgenommen 

wurden und, wie gesagt, den amerikanischen Stäben bekannt war, daß ihr Auf­

enthalt in Thüringen nur vorübergehend sein würde. 

Thilo Vogelsang 

Dokument 

A. TAGEBUCH-AUFZEICHNUNGEN 

Neustadt, den 10. Juni 1945 
Aller Gemüter sind vom Russenschreck erfüllt. Ich war am Dienstag [5. Juli] vergnügt 
und zuversichtlich mit einem Fahrrad von Weimar heimgekehrt, wo ich meine Mutter, 
meinen Bruder Eberhard und dessen Frau wohl angetroffen hatte. 
[ . . . ] 
Beim Innenministerium und Finanzministerium in Weimar gab ich je eine Bewerbung 
ab, wobei mir Finanzminister Moog1 nach einer kurzen Besprechung gute Hoffnung 

1 Leonhard Moog (1882-1962), vor 1933 in führender Stellung bei der Angestellten-Gewerk­
schaft GAD sowie für die Deutsche Demokratische Partei (DDP) als Stadtverordneter in 
Weimar und Landtagsabgeordneter tätig, war von der amerikanischen Militärregierung 
zum Leiter des Finanzressorts bestellt worden. Die Bezeichnung „Finanzminister" ist für 
die Zeit bis zur Regierungsbildung nach den ersten Landtagswahlen (20. Oktober 1946) un­
richtig. Nach Eintreffen und mit Unterstützung der sowjetischen Besatzungsmacht rief M. 
am 9. Juli 1945 in Weimar den thüringischen Landesverband einer neuen DDP, später LDP, 
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auf eine Anste l lung für E n d e J u n i gemacht ha t te . Am Mi t twoch [6. Juni ] brachte das 
Radio die Nachricht , daß die Russen nach den Beschlüssen von Jal ta die Besetzung von 
Sachsen, T h ü r i n g e n u n d der Provinz Sachsen für sich beanspruchten2 . W i e gelähmt 
w a r e n alle diejenigen, die etwas zu ver l ieren ha t ten , u n d das sind in T h ü r i n g e n nicht 
wenige . Es ging ein F ragen u n d Überlegen, ein Kalkul ie ren u n d P l anen a n : „Kommen 
sie oder kommen sie n ich t?" - „Ich denke, sie w e r d e n nicht kommen, denn die Ameri ­
kaner w e r d e n die Russen nicht we i t e r he re inkommen lassen! Die Amer ikaner w e r d e n 
doch die von ihnen erober ten Gebiete nicht aufgeben!" - „Der S tad tkommandan t soll 
gesagt h a b e n : Es läge kein G r u n d zur Beunruh igung vor ." Andere mein ten , es w ä r e 
noch ein Ausgleich für die französische Besatzungszone auszuhandeln - dafür w ä r e 
T h ü r i n g e n das geeignete Objekt. 

W i e sollten auch die Amer ikaner die Z e i ß - W e r k e 3 den Russen überlassen! M a n spricht 
von einer L in ie Magdeburg - Dessau - Hal le - Merseburg - Leipzig; andere reden 
von der Saale-Linie, wieder andere sind bereit , Greiz u n d Al tenburg den Russen zu 
überlassen. Es ist ein angstvolles Durche inander ; viele reden offen von der Flucht 
i rgendwohin , Hauptsache wäre , aus der russischen Besatzungszone herauszukommen. 
Es werden tolle Greuel ta ten erzählt . F lücht l inge aus Os tpreußen sind dafür die be­
liebtesten Auskunftsquellen. Jeder ha t einen dieser Flücht l inge gesprochen und w e i ß 
aus sicherster Quelle davon zu berichten. Da es keine Post gibt, sind alle Voraussetzun­
gen für eine St immungsmache gegeben. Sonnabend-Nacht [9. Juni ] w a r stürmische 
Aufregung im Schloß Arnshaugk 4 . U m 1/2 2 U h r schlug jemand an das Haus to r u n d 
begehr te E i n l a ß . Es w a r ein jugoslawischer Arbei ter mi t zwei Pferden a m Halfter­
band. E r schrie: „Feuer , das ganze Haus b renn t " , u n d gab auf alle F ragen immer n u r 
diese eine Auskunft. Das T o r w u r d e geöffnet, die Pferde t rappel ten auf den Hof. 
Manche Bewohner kamen aus den Tü ren , andere schauten aus den Fens te rn voller 
Neugierde . Ich f ragte : „Was ist denn eigentlich los? Ich sehe nichts von einem Feuer . " 
„Was w i r d schon se in?" an twor t e t e eine F r a u , „die Russen sind da!" Es w a r eine 
falsche Ve rmu tung , jedoch bezeichnend für die S t immung im Volke. Heu te [15. J u n i ] , 
sechs Tage später5 , ist eine ruh igere H a l t u n g an die Stelle tör ichten Aberwitzes getre-

ins Leben (E. Krippendorf, Die Gründung der Liberal-Demokratischen Partei in der Sow­
jetischen Besatzungszone 1945, in dieser Zeitschrift 8 [1960], S. 296 f.) M. führte sein Amt 
(ab 1946 „Finanzminister") auch unter den SED-Ministerpräsidenten Dr. Paul und Eggerath 
weiter. Als gegen ihn aus politischen Gründen ein Prozeß eröffnet werden sollte, flüchtete 
M. am 18. Januar 1950 über Westberlin in die Bundesrepublik (vgl. H. Krieg, LDP und 
NDP in der „DDR" 1949-1958, Köln u. Opladen 1965, S. 67). 

2 Die Grenzen der sowjetischen Besatzungszone waren bereits in einem Protokoll der Euro­
pean Advisory Commission vom 12. September 1944 festgelegt worden (endgültige Fassung 
vom 14. November 1944). Nach der einen Monat später erfolgten Billigung durch die Re­
gierungen der USA und Großbritanniens stimmte auch die sowjetische Regierung am 
6. Februar 1945 anläßlich der Jalta-Konferenz zu. Wortlaut der Protokolle in: Foreign 
Relations of the United States, Diplomatic Papers, The Conferences at Malta and Yalta 
1945, Washington 1955, S. 118-123. 

3 Zeiß-Werke: weltbekanntes Unternehmen für feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
1846 von Carl Zeiß (1816-1888) gegründet, 1891 vom Inhaber Ernst Abbe auf die Carl-Zeiß-
Stiftung übertragen. Vor dem Zweiten Weltkrieg beschäftigten die Zeiß-Werke zuletzt etwa 
10 000 Arbeitnehmer. 

4 Schloß im Stadtgebiet von Neustadt, dessen Anfänge auf das 12. Jahrhundert zurückgehen, 
zuletzt umgebaut 1764. 

5 Es ist nicht mehr auszumachen, ob das Fehlen von Datierungen beim „Weiterschreiben" 
des Textes aus dem Jahre 1945 herrührt oder ob Datumszeilen bei der später vorgenom­
menen Abschrift für die Erinnerungen versehentlich ausgelassen worden sind. 
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ten. Allerdings wächst die Gewißhe i t des Besatzungswechsels von T a g zu Tag . W e r 
kann , h ö r t am Radiogerät , was die Konferenz der drei Marschäl le in F r a n k f u r t am 
M a i n 6 Endgül t iges festlegt. 
Me ine Ha l tung ist k l a r : Ich bleibe mi t me iner Fami l ie h ier , 
1. we i l w i r gar nicht fort könnten , 
2. wei l die russische Besatzung im Zuge eines nachkriegerischen Aktes nichts Schlim­

mes sein dürf te , 
3. we i l m i t dem Rückt ranspor t der Evaku ie r t en u n d Geflohenen in die Heimatgebiete 

zu rechnen ist. 
Ich wi l l bleiben, w o mich das Schicksal hingestel l t ha t , denn alle anständig denkenden 
Deutschen w e r d e n H a n d anlegen müssen, w e n n das deutsche Volk noch jemals zu einer 
politischen Ge l tung kommen soll. W e n n die Sieger Bestrafung, E r z i e h u n g u n d Ver­
gel tung üben, dann müssen w i r einig sein, m i t allen denjenigen Versöhnung zu be­
t re iben, die sich nichts haben zu Schulden k o m m e n lassen, a u ß e r daß sie zu den politisch 
Urteilslosen gehörten. 
Eines Tages e r fuhr ich7, daß es wieder möglich sei, m i t der Eisenbahn zu fahren. Als 
immer noch amt ie render T r e u h ä n d e r der kanadischen F i r m a Massey-Harr is , bestellt 
von dem Reichskommissar für das Fe indvermögen, f rüher in Berlin, jetzt in Bad Bern­
eck, Fichtelgebirge, wol l te ich mich sowohl u m das W a r e n l a g e r der F i r m a u n d die 
dazugehörigen Angestel l ten in Welsleben bei Magdeburg k ü m m e r n wie auch u m die 
eigenen Sachen in vielleicht zehn Koffern u n d Kisten, die ich dor th in von Berl in ge­
bracht ha t te . Ich bekam vom S tad tkommandan ten in Neus tad t einen Passierschein u n d 
machte mich auf den W e g , zunächst mi t dem F a h r r a d über Jena nach W e i m a r . Unte r ­
wegs beschloß ich, bei Dr . Ot to Wagne r 8 , dem f rüheren Oberbürgermeis te r von Bres­
lau vorzusprechen, von dem ich w u ß t e , daß er nach der Amtsen thebung durch die 
N S D A P im Jah re 1933 nach Jena umgezogen w a r u n d die Le i t ung der Stiftssparkasse 
ü b e r n o m m e n ha t te . In seiner W o h n u n g hö r t e ich, daß er von den Amer ikanern zum 
kommissarischen Oberbürgermeis te r von Jena eingesetzt w a r . Auf seinem. Büro w a r er 
nicht anzutreffen, we i l er dienstlich in W e i m a r bei der Regie rung zu t u n ha t te . Regie­
rungspräs ident von T h ü r i n g e n w a r damals noch der Sozialdemokrat Dr . H e r m a n n L . 
Brill9, der bis zum E n d e der Naziherrschaft im Konzentra t ionslager in Buchenwald ge-

• Die Zusammenkunft der drei Militärgouverneure in Frankfurt dauerte nur einen Tag 
(10. Juni 1945) und diente lediglich dem Zweck einer Dekorierung Eisenhowers und Mont-
gomerys mit einem sehr hohen sowjetischen Kriegsorden, die von Marschall Schukow vor­
genommen wurde (G. K. Schukow, Erinnerungen und Gedanken, Stuttgart 1969, S. 641; 
D. D. Eisenhower, Kreuzzug in Europa, Amsterdam 1948, S. 499 f.) 

7 Von dem hier beginnenden Absatz bis zur nächsten Datumszeile (27. Juni 1945) handelt es 
sich zweifellos um einen späteren Einschub in das Tagebuch. Dies geht sowohl aus der 
unbestimmten Zeitangabe am Anfang („Eines Tages erfuhr ich . . .") als auch aus der 
nachfolgenden Erläuterung im Text („Regierungspräsident von Thüringen war damals 
noch . . .") hervor. 

8 Dr. Otto Wagner (geb. 1877) stammte aus Thüringen und war bald nach seiner zweiten 
juristischen Staatsprüfung bereits 1905-1908 als 2. Bürgermeister in Jena tätig gewesen. 
1908 wurde er besoldeter Stadtrat in Breslau und war 1919-1933 Oberbürgermeister dieser 
Stadt. 

9 Dr. Hermann Louis Brill (1895-1959), ursprünglich Lehrer, nach juristischem Studium 
schneller Aufstieg in der thüringischen Ministerialverwaltung (Ministerialdirektor), 1932 
Reichstagsabgeordneter der SPD. Von den Nationalsozialisten seiner Ämter in Thüringen 
enthoben, gehörte B. ab Dezember 1936 führend einer sozialdemokratischen Widerstands­
gruppe in Berlin („Deutsche Volksfront") an. 1938 verhaftet und 1939 vom Volksgerichtshof 
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sessen ha t te , ein i n T h ü r i n g e n sehr bekannte r Pol i t iker - mi r freilich vol lkommen 
unbekannt . Dr . Schulz, der persönliche Referent von Dr . W a g n e r , m i r bekannt von 
meiner Beratungstät igkei t für die Wikra fa (Wirtschaftsverband der Kraftfahrzeug­
industr ie) in Berl in, bedauer te , daß ich seinen Chef verfehlt ha t te , n a h m meine W o h n ­
adresse in Neustadt entgegen u n d meine besten Empfeh lungen an Oberbürgermeis ter 
Dr . W a g n e r . Ich radel te we i t e r nach W e i m a r u n d fuhr am nächsten Morgen , nachdem 
ich bei me iner M u t t e r übernachte t ha t te , auf einem offenen Las twagen viele S tunden 
lang bis Welsleben, w o der F a h r e r von der F i r m a Massey-Harr is Ersatztei le für land­
wirtschaftliche Maschinen holen wol l te . W i r ha t t en ein gemeinsames Ziel, w e n n auch 
aus verschiedenen Gründen . Das Ergebnis der beschwerlichen Reise w a r für mich 
gleich nul l , wei l polnische Arbei ter aus der Umgebung von Welsleben alle meine Kof­
fer u n d Kisten geplünder t bzw. mi tgenommen h a t t e n ; die Angestel l ten von Massey-
Har r i s ha t t en es nicht gewagt, sie daran zu h indern . Der Las twagenfahre r erhiel t die 
gewünschten W a r e n u n d fuhr m i t m i r nach W e i m a r zurück. 

Noch a m Abend des gleichen Tages, an dem ich in Jena vorgesprochen ha t te , erschien 
Dr . W a g n e r in Neustadt , fragte nach mi r u n d me inem Befinden u n d wünschte lebhaft, 
daß ich ihn als Oberbürgermeis te r in Jena ablösen soll te: E r w ä r e zu alt für diesen 
Posten, zumal w e n n die Russen kämen, er w a r r ichtig froh, in m i r einen Kandidaten 
gefunden zu haben, den er dem antifaschistischen Komitee 1 0 in Jena vorschlagen 
konnte . 
Ich empfand sein Vorhaben wie eine Er lösung in der Abgeschiedenheit in Neustadt 
u n d s t immte zu ; n u n m e h r wa r t e t e ich auf die Entscheidung mi t Ungedu ld ! 

Neustadt , 27. J u n i 1945 
Es regnet seit morgens 6 U h r in Strömen, ein Tag, der mich die Enge der Verhältnisse, 
in denen meine Fami l ie m i t sechs Kindern sowie einer Hausangestel l ten als Unte r ­
mie ter in der W o h n u n g von F r a u Seibert , deren M a n n Soldat ist. zusammengepfercht 
lebt, so ganz besonders spüren läßt . 
[ . . . ] 
Die innere R u h e habe ich verloren, seitdem Dr . W a g n e r mich vor die F rage stellte, ob 

wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu zwölf Jahren Zuchthaus verurteilt, wurde B. 1943 
aus dem Zuchthaus Brandenburg-Görden in das KL Buchenwald eingeliefert. Nach seiner 
Befreiung im April 1945 verfaßte er das „Buchenwalder Manifest", wurde von Eugen Kogon 
der amerikanischen Militärregierung in Weimar für den Wiederaufbau der Landesverwal­
tung empfohlen und bereits am 25. April zu ihrem Berater ernannt. Am 9. Juni 1945 wurde 
B. als Regierungspräsident für Thüringen eingesetzt und beauftragt, eine Regierung zu­
sammenzustellen (E. Kogon, Hermann Brill zum Gedächtnis, in: Polit. Vjschr. 6 [1965], 
S. 114 ff.) 
10Einzelne örtliche antifaschistische („Antifa-") Ausschüsse und Komitees bildeten sich - wie 
anderswo - auch in Thüringen im Anschluß an den Einmarsch der amerikanischen Armee; 
etwa ab Mitte/Ende April 1945. Der Grad ihrer Einschätzung seitens der Militärregierung 
war unterschiedlich und reichte von Zusammenarbeit (so offensichtlich, mindestens zuletzt, 
in Jena) über Duldung oder Nichtbeachtung bis zum gelegentlichen Verbot (Beatrix Bouvier, 
Antifaschistische Zusammenarbeit, Selbständigkeitsanspruch und Vereinigungstendenz, Die 
Rolle der Sozialdemokratie beim administrativen und parteipolitischen Aufbau in der sow­
jetischen Besatzungszone 1945 auf regionaler und lokaler Ebene, in: Arch. Sozialgesch. 16 
[1976], S. 445). Für generelle Aspekte der Existenz und Tätigkeit dieser Ausschüsse vgl. 
L. Niethammer [u. a.] [Hrsg.], Arbeiterinitiative 1945, Antifaschistische Ausschüsse und 
Reorganisation der Arbeiterbewegung in Deutschland, Wuppertal 1976. 
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ich sein Nachfolger als Oberbürgermeister von Jena werden wolle. Ich habe zugesagt 
und bin ganz von Gedanken über mein neues Amt erfüllt. Heute habe ich nur fünf 
Stunden nächtlichen Schlaf gehabt, weil sich die Pläne und Kombinationen förmlich 
in mir jagen. 

Neustadt, den 28. Juni 1945 [. . . ] 

30. Juni 1945 [ . . . ] 

Neustadt, 1. Juli 1945 
Wir ziehen um in eine Wohnung von drei Stuben und Küche, es sind Mansardenzim­
mer, klein, schmucklos, verwohnt - aber welch ein herrliches Gefühl, endlich wieder, 
wenigstens zu einem Teil, in eigenen Räumen und eigenen Möbeln zu sitzen und nicht 
noch gezwungen zu sein, in zwei oder drei Etappen zu essen, weil nur drei oder vier 
Personen am Tisch Platz nehmen können. 
[ . . . ] 

Jena, den 4. Juli 1945 
Die Russen sind da, die Beschlüsse von Jalta wurden durchgeführt, bevor die drei 
großen Sieger in Berlin-Potsdam zusammentreten. Man hat dem polnischen Staate 
eine demokratische Regierung gegeben - mit welcher Unabhängigkeit? für welche 
Dauer? - und die russische Besatzungszone auf Thüringen usw. ausgedehnt. Bis zum 
letzten Moment war Ungewißheit verbreitet. Noch am Sonntag [1. Juli] hat der Re­
gierungspräsident Dr. Brill dem Oberbürgermeister Dr. Wagner gegenüber bestritten, 
daß die Amerikaner abrücken würden, doch schon am Sonntag waren die Russen in 
Neustadt, in der Nacht vom 2. zum 3. Juli überschritten sie die Saale11. Vorher noch 
wollte mich Dr. Wagner in Jena haben; deshalb kam er mit Bürgermeister Löhnis am 
Montag abend [2. Juli] unerwartet nach Neustadt, um mich abzuholen. In 15 Minuten 
war alles fertig zur Abfahrt, denn um 9.30 Uhr ist in Jena Sperrstunde für die Zivil­
bevölkerung. Es war eine herrliche Fahrt über den bewaldeten Bergrücken durch den 
Schüsselgrund an dem Schloß „Fröhliche Wiederkunft" vorüber, die Abendsonne lag 
über den Bäumen, die noch vom eben heruntergegangenen Regen tropften. Nur wenige 
Menschen und Fahrzeuge waren unterwegs. Sooft uns Russen begegneten, beschlich 
uns das unsichere Gefühl, ob wir weiter fahren dürften. Dr. Wagner sah sich schon zu 
Fuß nach Jena laufen. Die Uhren waren beiseite gesteckt, damit sie nicht zwangsweise 
„verkauft" werden müßten. An einem Gasthaus standen zahlreiche russische Soldaten 
- es war ein spannender Augenblick - doch konnten wir ungeniert passieren. Etwas 
später hielt uns eine amerikanische Feldwache an, machte jedoch keine Schwierig­
keiten. Mit dem Gefühl der Erleichterung passierten wir die Stadtgrenze von Jena. Ich 
wurde im Hotel zur Sonne abgesetzt, nahe am demolierten Rathaus. „Also morgen 
früh 8 Uhr sehen wir uns wieder." - „Jawohl, Herr Oberbürgermeister." „Gute 
Nacht" war meine Antwort. 

11Die letzten Einzelheiten für den Rückzug der amerikanischen Truppen waren am 30. Juni 
1945 in einer Besprechung in Wiesbaden zwischen GenLt. Haislip (USA) und GenOb. 
Tschuikow (Sowjetunion) festgelegt worden. Danach sollten sowjetische Vorauskommandos 
an bestimmten Orten bereits am 1. Juli eintreffen, alle Truppenbewegungen, nach Tages-
linien gestaffelt, jedoch bis zum 4. Juli um Mitternacht beendet sein (E. F. Ziemke, The 
US Army in the occupation of Germany 1944-1946, Washington 1975, S. 306). 
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Der flüchtige Abschied in Neustadt hatte das Bewußtsein für den Übergang in einen 
neuen Lebensabschnitt in mir kaum aufkommen lassen. Erst als ich in meinem Hotel­
zimmer stand, wurde mir die Lage klar. In einer fremden, z. T. zerstörten Stadt sollte 
ich mich an oberster Stelle erneut bewähren. Ich sah mich um: ein abgewohntes Zim­
mer mit zwei Betten, zwei Stühlen, einem Schrank und einem Sofa ödete mich an, da 
es an Sauberkeit und Ordnung fehlte. Zerrissene, schmutzige Gardinen hingen vor den 
Fenstern, das eine von ihnen war durch einen nicht mehr intakten Verdunkelungs­
vorhang versperrt, in dem anderen fehlte eine Scheibe; das Loch war kümmerlich­
schlecht mit zwei Pappstücken vernagelt. Die Nachttischlampe lag kaputt auf dem 
Schrank, die Betten waren offensichtlich schon benutzt, ein Handtuch fehlte. So fing 
der neue Oberbürgermeister in der Universitätsstadt Jena an. Ein symbolhaftes Bild 
für die Zustände in Jena selbst und im deutschen Vaterlande. 
[ . . . ] 
Gestern [3. Juli] fand eine erste Vorstellung durch Dr. Wagner statt. Zwei junge KPD-
Männer, die inzwischen Ämter erhalten hatten, sollten mich kennenlernen, dazu für 
die SPD der betagte Betriebsratsvorsitzende von Schott12. Die beiden Kommunisten 
waren Typen der kämpferischen Arbeiterschicht, hagere Gestalten mit vollem Haar 
und eingefallenen Wangen; sie musterten mich scharf, gewannen aber bald Vertrauen. 
Als ich heute morgen [4. Juli] einem von ihnen einen Besuch machte, war er offen 
und kameradschaftlich zu mir. Inwieweit dieses Verhalten diktiert war von dem Be­
wußtsein, daß die Stelle des zweiten Bürgermeisters in Jena bald von einem Kommu­
nisten besetzt sein "würde, kann ich nicht sagen. 
Schon am Nachmittag begegnete ich meinem zukünftigen Kollegen Karl Barthel in der 
Sitzung des erweiterten antifaschistischen Komitees, dem ich vorgestellt wurde und das 
mich zum Kandidaten für den Oberbürgermeisterposten wählte. 
Barthel, ein vollwangiger Mann Anfang der 40er Jahre, trug seine Meinung zum 
Beamtenabbau vor. Es müßte das Berufsbeamtentum abgeschafft werden, auf die ge­
setzlichen Bestimmungen brauche man nicht erst zu warten, Pensionszahlungen kämen 
gar nicht in Betracht, eventuell müßten den Beamten Verfehlungen nachgewiesen wer­
den, an denen es ja bei der Nazi-Korruption nicht mangeln könne. Diese Rede hat mich 
sehr betroffen. Wie soll ich mit einem Manne zusammenarbeiten, der in engem Kreise 
solche Ansichten vertritt, die übrigens mit fast gleicher Formulierung in dem Manifest 
der demokratischen Sozialisten des ehemaligen Konzentrationslagers Buchenwald vom 
13. April 1945 zu finden sind13, und alle Schwierigkeiten und sachlichen Einwände mit 
glatten Worten abtut? Dr. Wagner hatte mich vorher gewarnt. Doch was kann ich 
tun, wenn das erweiterte antifaschistische Komitee die leitenden Posten in Jena prak­
tisch schon besetzt hat und [bei] seiner Haltung und Entscheidung die Einigkeit der 
Arbeiterparteien in der Stadt von der Bestellung des Oberbürgermeisters abhängt. Von 
den Russen hat das Komitee offenbar alle Unterstützung zu erwarten, denn der heute 
anwesende hohe Offizier fragte sofort nach dem Präsidenten des Antifa-Komitees, er­
kundigte sich nach dessen bisheriger Arbeit, nach den Propaganda-Möglichkeiten in 

12 Schott: Jenaer Glaswerke Schott u. Genossen, von Friedrich Otto Schott (1851-1935) zu­
sammen mit Ernst Abbe 1884 gegründet; als Lieferant für die optische Industrie später mit 
den Zeiß-Werken verbunden. 

13 Vgl. aus dem Abschnitt 2 des (von Dr. Brill mitunterzeichneten) „Manifest der demokra­
tischen Sozialisten des ehemaligen Konzentrationslagers Buchenwald" den Schlußsatz: „Das 
privilegierte Berufsbeamtentum ist abzuschaffen und durch ein hochqualifiziertes, sauberes, 
sozial modernes Volksbeamtentum zu ersetzen." Abdruck bei H. Brill, Gegen den Strom, 
Offenbach 1946, S. 96 ff. Weitere Äußerungen zur „Beamtenfrage" im ebenda, S.88 ff., 
wiedergegebenen Tätigkeitsbericht des Volksfront-Komitees von Buchenwald. 
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Jena, er ließ Anschlagzettel zurück und auch die neueste Nummer der deutschen Tages­
zeitung für das besetzte russische Gebiet. Darin las ich übrigens u. a., daß Eduard 
Spranger14 jetzt Rektor der Berliner Universität ist und dem soeben gegründeten 
Kulturbund15 angehört. 

5. Juli 1945 
Als ich heute morgen dem Leiter des Arbeitsamtes, Greve, einem KPD-Mann, begeg­
nete, sagte ich ihm frei heraus, daß mir Barthel gestern nicht gefallen hätte, weil er 
eine Propagandarede vorgetragen hätte. Darauf entgegnete Greve: „Seien Sie ganz 
beruhigt! Wenn er vier Wochen mitgearbeitet hat, wird er anders sprechen. Mir ist es 
auch so gegangen." 
Inzwischen hatten die Russen ihre Wünsche angesagt: 300 Büroräume, zahlreiche 
Wohnungen und Villen mit luxuriöser oder bequemer Ausstattung, Benzin, Fahr­
zeuge, Nahrungsmittel aller Art, Textilien usw. Alle zuständigen deutschen Stellen 
sprangen nur so vor Angst und Eile; es war viel toller als beim Einzug der Amerikaner 
in Neustadt im April. Die städtische Hauptverwaltung muß umziehen, die psychiatri­
sche Klinik und andere Gebäude sind binnen zwölf Stunden freizumachen. An positive 
Arbeit ist in den nächsten Tagen bei dem Oberbürgermeister und seinen wichtigen 
Mitarbeitern nicht zu denken. 
Trotzdem hielt Dr. Wagner die angesetzte Komiteesitzung ab, um mich für den Posten 
des Oberbürgermeisters nominieren zu lassen. Vor den versammelten Vertretern der 
Bevölkerung, etwa zehn Leuten, darunter Frau Unruh, die Tochter des großen Ernst 
Abbe16, hielt er eine Ansprache, stellte mich vor, lobte mich und bat, der Stadt Jena in 
meiner Person den geeigneten Oberbürgermeister geben zu dürfen. Alle stimmten zu 
im Vertrauen auf die Empfehlung von Dr. Wagner, denn niemand von den Anwesen­
den kannte mich oder hatte jemals etwas von mir gehört. Ich bedankte mich für die 
ehrenvolle Vertrauenskundgebung. Als danach Wilhelm Richter, ein Vertreter der 
SPD und Vorsitzender der Ortskrankenkasse, den Dank des Komitees und seine Be­
wunderung für Dr. Wagner aussprach und mit den Worten schloß: „Herr Dr. Wagner, 
Sie sind ein großer Mann", traten diesem vor innerer Bewegung die Tränen in die 
Augen. Man beglückwünschte mich zu meinem neuen Amte und ging auseinander. 
Am Nachmittag war Dr. Wagner zu einer vereinbarten Besprechung bei dem russi­
schen Stadtkommandanten, während ich auf seinem Amtsstuhl die ersten Anordnungen 
über die Raumeinteilung und Raumausstattung für die Stadtverwaltung sowie in 
einigen anderen Fragen gab. Bürgermeister Dr. Rudolf Löhnis rannte inzwischen her­
um, um den Umzug der städtischen Büros aus dem Gebäude des ehemaligen General­
kommandos an die verschiedenen Stellen zu leiten und zu beschleunigen; der uneigen­
nützige Mann kann nur bewundert werden, weil er unverdrossen mitarbeitet, obgleich 
er, als früheres Mitglied der NSDAP in sein Amt von der amerikanischen Besatzungs­
behörde eingesetzt, mit seiner Entlassung nach kurzer Übergangszeit rechnen muß. 

14 Eduard Spranger (1882-1963), Philosoph und Pädagoge, Schüler von Wilhelm Dilthey, 
vor seiner Berliner Tätigkeit Ordinarius in Leipzig, ging 1946 an die Universität Tübin­
gen. 

15 Die Gründung des als interzonale Organisation gedachten „Kulturbundes zur demokrati­
schen Erneuerung Deutschlands" erfolgte am 4. Juli 1945 auf Betreuen der Sowjetischen 
Militäradministration in Berlin. 

16 Ernst Abbe (1840-1905), Physiker, Professor in Jena und zeitweilig auch Direktor der dor­
tigen Sternwarte. Seit 1867 hatte er die wissenschaftliche Leitung der optischen Werkstätten 
der Firma Carl Zeiß inne. 1875 wurde er Mitinhaber, 1889 Alleininhaber; vgl. auch Anm. 3. 
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6. Juli 1945 
Die russischen Einrichtungsmaßnahmen gehen fort; es handelt sich um alle möglichen 
Anforderungen, die schnellstens erledigt 'werden müssen, wenn Requirierungen und 
unmittelbare Befehle an die betroffenen Bürger vermieden werden sollen. Da sollte 
heute z. B. binnen vier Stunden ein Stempel für den Stadtkommandanten beschafft 
werden. Da der einzige Stempelfabrikant, der letzte von drei Betrieben, total durch 
Bomben vernichtet ist, kam mir der Gedanke, den Stempel in Weimar zu besorgen. 
Dazu fehlte jedoch der Wagen, denn es hatten russische Offiziere inzwischen die bei­
den Dienstwagen des Oberbürgermeisters „beschlagnahmt", für einen anderen Wagen 
fehlte das nötige Benzin, denn die Russen hatten alle vorhandenen Tanks leer gemacht; 
am Ende waren sogar die Feuerwehr-Wagen entleert worden. 
Schließlich nannte jemand einen Graveur, der einen Metallstempel für den Stadt­
kommandanten herstellen könnte, er brauchte freilich zwei Tage Zeit. Dann müsse er 
eben die Nacht durcharbeiten. Wie aber soll der Stempel aussehen? Die russischen 
Buchstaben waren ungenau mit Bleistift aufgezeichnet worden. Eine Dolmetscherin 
holte ein russisch gedrucktes Buch herbei und unterstrich die Buchstaben, die als Muster 
dienen sollten. Nunmehr muß sich der Graveur zurechtfinden. Hoffentlich klappt die 
Sache. 
Dr. Wagner ist angesichts der sich überstürzenden Anforderungen der russischen 
Dienststellen und der oft damit verbundenen Drohungen aufgeregt und ängstlich; er 
sprach heute sogar von bevorstehenden Erschießungen. Es ist freilich eine Erschwernis, 
daß die uns fremde russische Sprache und Schrift hindernd im Wege stehen. Wenn wir 
nur eine Schreibmaschine mit russischen Typen hätten! Doch wer sollte sie bedienen? 
Mir ist, als wenn ich ständig Trab laufen soll und dabei einen Bauchladen umgehängt 
hätte. 
Um 18 Uhr war die Vorstellung der Behördenleiter bei dem Stadtkommandanten. Er 
erschien allein mit einer Dolmetscherin - ein großer, kräftiger, blonder Mann, glatt 
rasiert, mit tief herabreichendem Haaransatz, dunklen Augenbrauen und zwei derben 
Fäusten. Die weißen Zähne kamen während der dreistündigen Verhandlung nur zum 
Vorschein, wenn ein Lächeln nicht zu unterdrücken war. Da die Übersetzung der nicht 
klar formulierten Anweisungen geraume Zeit in Anspruch nahm, löste sich bald die 
straffe Aufmerksamkeit bei den deutschen Teilnehmern der Besprechung. Es ist übri­
gens bemerkenswert, daß die Amerikaner Gesetze, Verordnungen und Bekanntmachun­
gen erließen, meist nach Nummern geordnet, während die Russen jedenfalls bisher 
nur „Befehle" herausgegeben haben. Ich war Zeuge einer Äußerung eines russischen 
Majors, der zu Dr. Wagner sagte: „Das ist nun einmal so bei uns, es wird befohlen 
und der Befehl muß ausgeführt werden." 

9. Juli 1945 
Am 7. Juli 12 Uhr war ich bei dem Stellvertreter des Stadtkommandanten, einem 
Bolschewisten, der zugleich der Leiter der politischen Abteilung ist. Er legte mir einige 
Fragen vor, wie z. B., ob ich bei der NSDAP gewesen sei, ob ich zur Wehrmacht gehört 
hätte, ob ich während des Krieges in Frankreich gewesen wäre usw., usw. Ich habe 
alle Fragen prompt und wahrheitsgemäß beantwortet; mein Gegenüber war zufrie­
den. Dann hieß es: Die Sache wäre erledigt, ich würde noch einmal bestellt werden. 
Die Bedeutung der Fragen ist mir erst aufgegangen, als ich die Stadtkommandantur 
verließ. Ich bin davon überzeugt, daß der Politkommissar über mich genau Bescheid 
wußte ; er hatte einige Papierbogen vor sich auf dem Schreibtisch liegen und wollte 
wohl nur prüfen, ob ich die Wahrheit sagen würde. 
Bei dieser Gelegenheit mußte ich meinen Gesprächspartner davon überzeugen, daß es 
nicht möglich ist, der Stadtkommandantur eine Einwohnerregistratur in russischer 
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Sprache zu geben; es w ü r d e n i m m e r h i n ca. 90 000 Kar t en zu übersetzen u n d zu 
schreiben sein17. Es w ä r e auch nicht möglich, eine Liste al ler Gewerbebet r iebe zu be­
schaffen u n d alle W a r e n v o r r ä t e bis „zum Bleistift" aufzuzeichnen, wei l dies eine un ­
geheure Arbei t verursachen w ü r d e , was ich allein mi t dem Beispiel der Apotheken und 
ih ren 3000 verschiedenen W a r e n s o r t e n veranschaulichte. Der Befehl, die Waren l i s t en 
anzufert igen, w u r d e zurückgezogen; ich konnte gehen. Noch am Abend u m 8 U h r 
kamen russische Soldaten zu m i r wegen Quartierbeschaffung. So geht es den ganzen 
Tag , denn der Oberbürgermeis te r kann alles u n d ist für alles zuständig u n d verant ­
wortl ich. 
Am Sonntag [8. Jul i ] h ie l t Dr . Bri l l im Landtagssaal in W e i m a r eine famose Rede zur 
N e u g r ü n d u n g der SPD 1 8 . E r ha t m i r dabei ungewöhnl ich gu t gefallen. 
Am M o n t a g f rüh [9. Juli] ging ich kurz vor 5 U h r zum Bahnhof, u m nach W e i m a r zu 
f ah ren ; sogleich hiel t mich eine deutsch-russische Streife an, we i l noch kein Ausgang w ä r e . 
M a n l ieß mich aber nach e inigem H i n u n d H e r in me ine r Eigenschaft als Oberbürger ­
meister von Jena laufen. Auf dem Bahnhof stellte ich fest, daß die Eisenbahn noch nicht 
die russische Sommerzei t e ingeführt ha t te , so daß ich eine Stunde zu f rüh aufgestanden 
w a r . D e r T a g brachte neue Anforderungen der Russen, z. B. bis u m 1/2 5 die R ä u m u n g 
des Oberverwal tungsger ichts u n d bis u m 7 U h r abends die R ä u m u n g des E r n ä h r u n g s ­
amtes des Landkreises Stadtroda. In der Abendsi tzung des gemeinsamen kommuna l ­
politischen Ausschusses von S P D u n d K P D kam die Niedergeschlagenheit der Amts­
lei ter wegen der chaotischen Zustände drastisch zum Ausdruck, indem einige beim E in ­
t r i t t in das Z immer die Aktentasche h inwar fen u n d r iefen: „ W e n n ich doch bloß kein 
Amt h ä t t e ! " Es gibt in Jena keinen Tropfen Benzin. Am Abend besuchte ich Dr . W a g ­
ner , u m ihm zu sagen, daß mich die Russen sofort zum Oberbürgermeis te r u n d Kar l 
Bar the l zum Bürgermeis ter e rnennen w ü r d e n ; eigentlich wol l t en sie „e inen Professor" 
als S tad toberhaupt haben, w a r e n schließlich aber auch mi t meiner Person einverstan­
den ; das e rk lä r t sich w o h l aus dem V o t u m des antifaschistischen Komitees. Dr . W a g n e r 
w a r sehr niedergeschlagen, we i l er e inige S tunden vorher eine u n w ü r d i g e Behand lung 
bei der S t ad tkommandan tu r er l i t ten h a t t e ; der Posten in Zivil am Gar t en to r ha t te ihn 
nicht hineingelassen, obwohl er bestellt w o r d e n w a r : der K o m m a n d a n t w ä r e nicht da. 
Das s t immte nicht, doch da ran m u ß m a n sich woh l als Deutscher gewöhnen. 

17 Die Einwohnerzahl der Stadt Jena war bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges von 
52 650 (1925) auf 70 600 (1939) gestiegen. Die weitere Erhöhung dürfte sich aus der Ver­
wendung nichtdeutscher Arbeitskräfte in den großen Betrieben während des Krieges sowie 
aus dem Zustrom von Evakuierten und Flüchtlingen ergeben haben. Für 1946 wurde die 
Einwohnerzahl mit 82 700 angegeben. 
18 Die Wieder- bzw. Neugründung von politischen Parteien war von der amerikanischen Mili­
tärregierung nicht geduldet worden und wurde - auf lokaler Ebene - in der US-Zone erst 
ab 27. August 1945 gestattet (C. F. Latour und Th. Vogelsang, Okkupation und Wieder­
aufbau, Die Tätigkeit der Militärregierung in der amerikanischen Besatzungszone Deutsch­
lands 1944-1947, Stuttgart 1973, S. 107). Die Sowjetische Militäradministration hatte dage­
gen bereits mit ihrem Befehl Nr. 2 vom 10. Juni 1945 die Gründung „antifaschistischer 
Parteien" erlaubt und ließ diesen Befehl jetzt auch in Thüringen gültig werden (vgl. auch 
Anm. 1, Gründung der DDP). Am 8. Juli 1945 trat der thüringische Landesverband der 
Sozialdemokratie unter dem Vorsitz Brills (bis Ende Dezember 1945) gemäß der Buchen­
walder Tradition zunächst als „Bund der demokratischen Sozialisten" ins Leben. Zu dem 
von Brill damals angesprochenen Modell einer „autoritären Demokratie" siehe F. Moraw, 
Die Parole der „Einheit" und die Sozialdemokratie, Zur parteiorganisatorischen und gesell­
schaftspolitischen Orientierung der SPD in der Periode der Illegalität und in der ersten 
Phase der Nachkriegszeit 1933-1948, Bonn-Bad Godesberg 1973, S. 67 ff. 
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Am Dienstag19 [10. Juli] kam für mich ein erster Querschläger seitens der freien Ge­
werkschaften. Es erschienen der Vorsitzende der freien Gewerkschaften, Paul Krahn, 
und Karl Barthel mit einer Namensliste von 20 Männern, die auf Anordnung des 
Stadtkommandanten um 2 Uhr mittags als Polizeibeamte eingekleidet sein müßten. Ich 
erklärte, daß dies nicht geschehen könnte, weil ich am Nachmittag in Weimar bei der 
Regierung wäre und daß ich Aufschub um 24 Stunden bei der Stadtkommandantur er­
bitten würde, wo ich um 12 Uhr wegen meiner Ernennung zum Oberbürgermeister 
vorsprechen müßte. Die Leute sollten am nächsten Tag 10 Uhr zur Vorstellung hier 
sein. Beim Stadtkommandanten verlangte ich die Unterzeichnung der mir vorgelegten 
Anweisung; das wurde abgelehnt, man müsse noch prüfen. Meine Bestellung zum 
Oberbürgermeister erfolgte nicht; ich wäre, ebenso wie Karl Barthel, bestens emp-

fohlen und sollte in einer großen öffentlichen Veranstaltung als neuer Oberbürger­
meister vorgestellt werden. In Weimar erklärte mir Dr. Brill, daß er morgen mit dem 
Flugzeug nach Berlin reise. Wahrscheinlich fände eine Umbildung der thüringischen 
Regierung statt, daher hätte er Bedenken, jetzt noch meine Ernennung zum Ober­
bürgermeister von Jena vorzunehmen. Ich bat ihn, es doch zu tun, um Wirren in Jena 
zu vermeiden. Dr. Brill bezog sich auf die Unterredung am Sonntag und unterschrieb 
die Ernennungsurkunden, auch die für Karl Barthel. Dieser Akt bedeutete für mich die 
Befreiung von aller Ungewißheit wegen meiner neuen Amtsstellung und zugleich das 
Ende der Sorgen um meine Familie. 
Bei der Unterredung erzählte mir Dr. Brill von den chaotischen Zuständen in Thürin­
gen, es gäbe z. B. drei Landräte in Saalfeld und drei Bürgermeister in Erfurt, Dr. Brill 
sprach von der eigenwilligen Neugründung eines Landesarbeitsamtes in Erfurt, von 
der völligen Ausplünderung eines Dorfes in Thüringen, von Maschinengewehr-An­
griffen auf russische Soldaten durch polnische Arbeiter u. a. m. Ich sollte jede Ein­
mischung der freien Gewerkschaften zurückweisen, nachdem wir rechtmäßig zuge­
lassene politische Parteien hätten. Die Unterredung war ermunternd und beruhigend 
zugleich. 

11. Juli 1945 
Am Mittwoch, dem 11. 7., vorm. 11 Uhr, waren die zehn Dienststellenleiter in dem 
kleinen notdürftig eingerichteten Büro des Oberbürgermeisters versammelt, damit 
Dr. Wagner und Dr. Löhnis die Geschäfte an die ernannten Nachfolger abgeben konn­
ten. Ich habe die Gelegenheit benutzt, die ersten Maßnahmen zur Reorganisation der 
Verwaltung zu treffen, damit jedenfalls die Behandlung der Posteingänge, der Verkehr 
mit dem Stadtkommandanten, die Einrichtung der Dienstbereitschaft in den Mittags­
stunden und an den Sonntagen und ähnliche Dinge eine Regelung erfuhren. Außerdem 
wurden nach den soeben ergangenen Richtlinien zur Säuberung der Verwaltung von 
nationalsozialistischen Elementen die ersten Maßnahmen eingeleitet mit dem Ziel, den 
Verwaltungsapparat so schnell als möglich in einen arbeitsfähigen Zustand zu ver­
setzen. 
Am Nachmittag waren Barthel und ich zur Vorstellung und Bestätigung durch den 
Stadtkommandanten bestellt. Es war zu meiner Überraschung gleichzeitig eine Reihe 
anderer Personen eingeladen. Die Verhandlung begann damit, daß mir ein Zettel mit 
Namen vorgelegt wurde mit dem Bemerken, daß diese Personen sofort in den Dienst 
als neue Leiter der städtischen Dienststellen aufgenommen werden müßten. Ich lehnte 
die Verantwortung dafür insoweit ab, als es sich um Leute handelte, die mir unbekannt 
waren, zumal ich im Augenblick zum ersten Male von einer solchen Absicht gehört 

19 Vgl. Anm. 5. 
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hatte. Es wurde mir bedeutet, daß ich an die vorgeschlagene Dezernatsbesetzung nicht 
gebunden wäre, sondern den genannten Personen auch andere Dezernate zuteilen 
könne. Da einige der Vorgeladenen nicht erschienen waren, ergab sich die Notwendig­
keit, die Durchführung der Maßnahme hinauszuschieben. In großer Aufregung lief ich 
mit Hielscher (SPD) zu dem gerade versammelten Parteivorstand der SPD und trug 
dort die Angelegenheit vor. Es wurde eine Zwischenlösung gefunden, bei der ich be­
sonderen Wert darauf gelegt hatte, daß die Polizei fachlich besetzt werden müßte, und 
daß der Polizeidezernent sowohl durch meinen Vertreter wie durch mich kontrolliert 
würde, außerdem lehnte ich die Besetzung der Stadtbauratsstelle durch einen jungen 
hiesigen Architekten, der der NSDAP angehört hatte, entschieden ab. Am nächsten 
Morgen20 [12. Juli] erschienen auf meine Einladung die Leiter des Arbeitsamtes und des 
Wohnungsamtes (beide Kommunisten) bei mir im Büro zur Besprechung der Lage. Aus 
der Tatsache, daß der Leiter des Wohnungsamtes Wehner gar nicht überrascht war zu 
hören, daß er seinen Posten verlassen sollte - er ist zum Parteisekretär ausersehen -
war mir klar, daß er um die geplante Umbildung der Stadtverwaltung Bescheid 
wußte, es aber nicht für notwendig gehalten hatte, die SPD zu unterrichten. Eine 
weitere Verhandlung bei der Stadtkommandantur ergab, daß diese weder über die 
Gliederung der Verwaltung in der Stadt noch über den augenblicklichen Zustand 
unterrichtet war; sie wußte z. B. nicht, daß Barthel und ich bereits im Amte waren. 
Der politische Vertreter des Kommandanten beglückwünschte uns beide zur Amts­
übernahme. Ich legte ihm nach dem Vorschlage von Barthel den Wortlaut einer Be­
kanntmachung vor, wonach die Dezernatsbesetzung „auf Anordnung der Militärver­
waltung" wie folgt geregelt war, und verlangte die schriftliche Unterfertigung. Das 
sollte geschehen. Außerdem wurde mir ausdrücklich zugesichert, daß ich die neuen 
Dezernenten auf Probe bestellen und „mit der Wahrung der Geschäfte beauftragen" 
dürfe. 
Es scheint dem Stadtkommandanten darauf anzukommen, die Aktion möglichst bald 
abzuschließen. 
Inzwischen war auf meine dringenden Bitten Hielscher nach Erfurt gefahren, um 
einen fachlichen Polizeileiter zu gewinnen. Die beiden von der Regierung genannten 
Kandidaten, ein Polizeirat Kriegs und ein Zweiter Bürgermeister Friemel, lehnten ab. 
Den Bemühungen von Hielscher gelang es, einen Polizeioffizier namens Leisegang zu 
gewinnen, der zur Vorstellung kommen soll. 
Das Ergebnis der von kommunistischer Seite erstrebten Besetzung der Stadtverwaltung 
würde sein, daß abgesehen von den beiden Bürgermeisterstellen fünf Dezernate in 
kommunistischer Hand, günstigenfalls zwei Dezernate (Wohnungsamt und Wohl­
fahrtsamt) in sozialdemokratischer Hand und drei andere in bürgerlichen Händen 
lägen. Der Zustand wäre politisch nicht tragbar. 

17. Juli 1945 
Der Druck des russischen Politkommissars21 wegen Einsetzung der kommunistischen 
Dezernenten wurde immer stärker; die Kommunisten selbst halfen eifrig mit. Schließ­
lich bekam ich den geforderten schriftlichen Befehl zu meiner Entlastung. Ich erfuhr 
nach und nach von verschiedenen Seiten, daß der sozialdemokratische Bezirkspartei­
sekretär Georg Schneider aus Weimar und zuvor wohl Walter Ulbricht aus Berlin 
hierher gekommen waren, um wegen der Besetzung der leitenden Stellen in den Stadt­
verwaltungen, nicht nur von Jena, mit den Russen und mit ihren Parteifreunden zu 

20 Vgl. Anm. 5. 
21 Gemeint ist der stellvertretende Stadtkommandant. 
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verhandeln 2 2 . Die Perfidie dieses Verhal tens habe ich deutlich genug den kommunis t i ­
schen Mi ta rbe i t e rn entgegengehal ten. W e h n e r , der Par te isekre tär der K P D wi rd , sagte 
m i r darauf: „ W e n n die S P D n u r dre i Dezernate h a t gegen fünf Kommunis ten , dann 
entspricht dies dem zu e rwar t enden Wahle rgebn is . " D a ß er sich n u r nicht i r r t ! -
I m m e r h i n sind mi r die fachlichen Qual i tä ten der Leu te wicht iger als die politische 
Überzeugung. 

Den Sonntag [15. Jul i ] verbrachte ich von 8.30 U h r bis 22 U h r auf me inem Büro. Am 
M o n t a g [16. Jul i ] begann der Abbau der ehemaligen Nationalsozialisten bei dem 
Kraf t fahrzeugamt u n d bei der Polizei - e twa ein Vier te l der Beamten u n d 49 Ange­
stellte w u r d e n entlassen. Dadurch w i r d die Polizei derar t entblößt , daß ich Bedenken 
habe , ob Pau l Krahn , der kommunist ische Polizeidezernent , sie m i t Erfolg lei ten k a n n ; 
zunächst m u ß er sie jedoch organisieren u n d schulen. W e r soll es für ihn t u n ? 

19. Ju l i 1945 
Der Schreck der Ent lassung der M e h r z a h l der Pol izeibeamten ist in der Hetze der 
täglichen Geschäfte ü b e r w u n d e n ; langsam formier t sich der Rest in der Polizeiver­
wa l tung , so gu t es eben geht. Ich kann heu te noch nicht sagen, wie es wei te rgehen wi rd . 
W e n n ich doch n u r erst e inen le i tenden geschulten Polizeioffizier hä t te . E i n e n ha r t ­
näckigen Kampf führe ich u m die Besetzung der Stadtbauratsstel le . M a n wi l l mi r einen 
jungen Archi tekten aus Jena mi t N a m e n Fricke aufzwingen, der keinerlei E r f a h r u n g e n 
besitzt. Ich angele nach D r . M ü n t h e r , H a r t i n g oder Nissen. 

Die Auskämmung der Beamtenschaft von Nationalsozialisten geht wei ter , da fällt viel­
leicht ein Dr i t te l aus. Ich denke, ich sollte die Säuberung h in te re inander durchführen, 
u m danach einen ruhigen, gefestigten Aufbau der S tad tve rwal tung vo rnehmen zu kön­
nen. Dr . Bri l l ist nicht m e h r Regierungspräs ident von Thür ingen . D e r Demokra t Dr . 
Pau l , Oberbürgermeis te r von Gera2 3 , ha t ihn abgelöst. Dr . Brill ha t t e im Amte bleiben 
wol len, aber andere w a r e n s tärker gewesen als er24. 

27. Ju l i 1945 
Die letzte Woche brachte eine neue Fü l l e von Schwierigkei ten u n d Rückschlägen, aber 
auch wei te re For tschr i t te im systematischen Aufbau der S tad tverwal tung . Den neu­
e rnann ten Präs identen des Landes T h ü r i n g e n lernte ich in einer Versammlung der 
Oberbürgermeis ter , L a n d r ä t e u n d Bauernführe r in Gera kennen, auf der er sein P ro ­
g r a m m entwickelte. Zweifellos geht er m i t g r o ß e m E lan ans W e r k u n d b r ing t die E r -

22 Nach seinem eigenen Zeugnis (zitiert bei Moraw, Parole der „Einheit", S. 115, Anm. 176) 
war Walter Ulbricht (KPD) am 5. Juli 1945 in Weimar und Jena gewesen. 

23 Dr. Rudolf Paul (geb. 1893), war vor 1933 Mitglied der Deutschen Demokratischen Partei 
(DDP) und Staatsanwalt. Da er sich durch sein Auftreten in Prozessen gegen National­
sozialisten mißliebig gemacht hatte, war er gezwungen, sich während der NS-Herrschaft 
auf seinen Bauernhof zurückzuziehen. Als Oberbürgermeister von Gera war P. im April 1945 
von der amerikanischen Militärregierung eingesetzt worden. Zum Zeitpunkt der Berufung 
zum Präsidenten der Landesverwaltung von Thüringen galt P. als parteilos (E. W. Gniffke, 
Jahre mit Ulbricht, Köln 1966, S. 61). 

24 Zu den „Stärkeren" dürften nach der Erinnerung Gniffkes GenLt. Kolesnitschenko von der 
Sowjetischen Militäradministration in Thüringen sowie GenLt. Bokow, Chef des Stabes 
beim sowjetischen Militärgouverneur, Marschall Schukow, gehört haben (Jahre mit Ulbricht, 
S. 42 f., 53 f. und 85), die dem von Brill inspirierten Buchenwalder Manifest kritisch gegen­
überstanden oder gar im „Bund der demokratischen Sozialisten" eine neue („dritte") Partei 
witterten; vgl. auch Moraw, Parole der „Einheit", S. 116. 
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fahrungen mit, welche ihm seine Tätigkeit als Oberbürgermeister von Gera eingebracht 
hat. Die Versammlungsteilnehmer haben ihm mit Nachdruck die Nöte vorgetragen, 
die mit dem Mangel an Benzin zusammenhängen. Besonderes Gewicht wurde auf die 
[drohende] Gefährdung der Lebensmittelversorgung gelegt. 
Ein großer Rückschlag für die Stadtverwaltung war die Inanspruchnahme der Polizei­
kaserne und des Polizeigebäudes durch die Besatzungstruppen, die begleitet war von 
der Anforderung mehrerer Hundert Arbeitskräfte zum Aufräumen und Saubermachen 
an verschiedenen Stellen der Stadt wegen des bevorstehenden Einzuges der Besatzungs­
truppe. An diesem Tage war es nicht möglich, die Ordnung in der Stadt aufrechtzu­
erhalten und Ausschreitungen zu verhindern, weil die Polizei durch Botengänge, und 
Zwangsgestellung von Arbeitskräften anderweitig in Anspruch genommen war. Dazu 
kamen die Personalschwierigkeiten verschiedener Art in der Polizeiverwaltung selbst, 
die sich zunächst nicht beheben ließen. Die Aktion einer Straßenreinigung und Schutt­
räumung führte zu keinem befriedigenden Ergebnis, weil die städtische Kontrolle 
fehlte. Die Zustände im Stadtbauamt muten trostlos an; ein neuer Leiter war bisher 
nicht zu finden. 
Eine Unterredung mit dem früheren Polizeipräsidenten Martin aus Erfurt gab mir 
Mut; er empfahl den Architekten Leiffer für die Leitung des Stadtbauamtes und stellte 
russische Schreibmaschinen in Aussicht. 
Eine Kontrolle der Polizei durch zwei Beamte vom Landesamt des Innern in Weimar 
bestätigte die traurige Lage, in der sich Jena mit seiner Polizei befindet, brachte aber 
Aussicht auf geeignete Kandidaten für die offenen Stellen. 
Gestern [26. Juli] konnte ich einen erfolgversprechenden Pachtvertrag über das Stadt­
theater mit dem Berliner Schauspieler John Biermann abschließen. Es steht zu hoffen, 
daß ein achtbares Niveau im Schauspiel erreicht wird. Die Operette läßt sich aus ge­
schäftlichen Gründen bei diesem Theaterunternehmen nicht vermeiden. Ein Sportwart 
ist eingesetzt, der sämtliche Sportanlagen in Jena organisiert unter Vermeidung der 
Bildung von Sportvereinen. Das Kulturwesen soll auch aufgebaut werden, ohne daß 
private Vereinigungen entstehen. 
Heute kam ich einen wesentlichen Schritt voran, weil ich mehrere wichtige Kräfte 
für die Verwaltung einstellen konnte. Professor Friedrich Schopohl hat den Auftrag 
übernommen, die Planung für den Aufbau der Innenstadt zu bearbeiten. Die Geschäfte 
der Planungsstelle im Amt für Wiederaufbau führt der Architekt Rolf Fricke; er ist 
unglücklich, daß er von der eigentlichen großen Planungsarbeit ferngehalten wird und 
sieht nicht ein, daß er zu einer solchen großen Aufgabe gar nicht das Zeug besitzt. Die 
Polizei hat drei neue Leute bekommen; einen Vertreter des Polizeileiters, einen Kom­
mandeur der Exekutive und einen Polizeiinspektor; sie sollen in sechs-monatlicher 
Probedienstzeit die Polizei organisieren und zu guten Leistungen bringen. Als Leiter 
des Bauamtes hat der Regierungsbaurat Leiffer seinen Dienst heute angetreten; er ver­
spricht bei guter Erfahrung, klarem Wollen und zielsicherem Auftreten eine brauch­
bare Leistung. 
Die Verordnung über den Abbau von Nazipersonal in der Verwaltung sieht erheblich 
anders aus und geht viel weniger weit als die Richtlinien des früheren Regierungs­
präsidenten Dr. Brill. Die dadurch notwendig gewordene Umstellung hat eine schwere 
Arbeitsbelastung zur Folge. Ich will versuchen, innerhalb von 14 Tagen den Abbau 
nach den neuen Bestimmungen schnellstens durchzuführen und die Reorganisation der 
Verwaltung abzuschließen. 
Zunächst25 wohnte ich im Hotel Schwarzer Bär, mit dessen Eigentümer Mankel mich 
25 Dieser Absatz kann möglicherweise später zu einem Rückblick ausgebaut worden sein oder 

gar wie die beiden nachfolgenden Absätze („Es stellte sich bald heraus . . .", „Damals habe 
ich . . .") einen Einschub darstellen. 
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bald eine gute Freundschaft verband. Er war um mein leibliches Wohl rührend be­
sorgt. Als geeignete Wohnung für mich erwies sich bald das von dem früheren Kreis­
leiter der NSDAP genutzte Haus in der Gillestraße, in der sich einige russische Soldaten 
eigenmächtig eingenistet hatten. Mit Hilfe der Kommandantur gelang es, die Soldaten 
herauszusetzen. Das ging insofern nicht ohne Schwierigkeiten ab, weil es den Soldaten 
in dem geräumigen, modernen Hause gut gefiel und sie nachts wieder einzogen, nach­
dem sie am Tage von der Militärbehörde entfernt worden waren. In der Absicht, die 
Arbeiten der Handwerker im Hause zu beschleunigen und die Wiederbesetzung durch 
russische Soldaten zu verhindern, zog meine Frau mit dem neu gewonnenen Dienst­
mädchen in das Haus ein, was nächtliche Besuche plündernder Russen jedoch nicht 
verhinderte. So ging ein Teil der neu beschafften Matratzen verloren. Der telefonische 
Hilferuf bei der Polizei blieb ohne Erfolg, weil sie des Nachts nicht auf die Straße 
durfte. 
Es stellte sich bald heraus, daß die geräumige Villa von uns bei aller Bescheidenheit 
der Ansprüche dringend gebraucht wurde, weil sich unter den Flüchtlingen aus Neu­
salz herumsprach, daß ich zum Oberbürgermeister der Stadt Jena ernannt worden war. 
So kamen immer wieder gute alte Bekannte und Freunde nach Jena, um bei mir Hilfe 
zu suchen. Meine Frau nahm sie, so weit Platz war, vorübergehend in Kost und Logis, 
wobei in den ersten Monaten nach kurzer Zeit eine Familie die andere ablöste. 
Damals habe ich einen breiten und tiefen Einblick in das große Elend genommen, das 
die Flüchtlinge aus Schlesien durchstehen mußten, die das Ende des Krieges hinter der 
russischen Front erlebt hatten. Sie sind auf das bitterste in ihren politischen Hoffnun­
gen betrogen worden, insbesondere in der Annahme, daß sie im zwanzigsten Jahrhun­
dert nach dem verlorenen Kriege doch in ihrer angestammten Heimat bleiben und im 
Falle ihrer Evakuierung allerwenigstens das persönliche Hab und Gut behalten könn­
ten. Wie viele Deutsche damals vor Hunger, Krankheit, Strapazen usw. unterwegs, ja 
sogar buchstäblich im Straßengraben gestorben sind, wird niemals mehr festgestellt 
werden. 

B. ERINNERUNGEN UND REFLEXIONEN 

1. Persönliches 

Die günstige Schicksalswende, die mir durch die schnelle Bestellung zum Oberbürger­
meister von Jena widerfahren war, habe ich erst in ihrer vollen Bedeutung ermessen, 
als wenige Wochen nach der Besetzung Thüringens durch die russischen Truppen 
sämtliche Bankkonten aufgehoben und sämtliche Banktresors erbrochen und ausge­
räumt wurden. Ich wäre damals über Nacht zum Bettler geworden, da ich die gesamten 
Ersparnisse im Betrage von mehr als 20 000 RM auf einem Konto bei der Thüringi­
schen Staatsbank, Neustadt/Orla, hatte; an geringe Bestände in Berlin war nicht her­
anzukommen, die Wertpapiere waren unverkäuflich. Ich mußte mit anderen Worten 
erleben, daß alle ökonomische Vorsorge sich gegenüber den russischen Auffassungen 
und Praktiken als vollkommen falsch erwies. Derjenige war gut dran, der sein Geld 
im Strumpf oder in der Brieftasche hatte. Damals verlor ich alle wichtigen Dokumente, 
die ich im Safe der Bank aufgehoben hatte. Dies bedeutete zwar keinen materiellen, 
aber einen nicht geringen ideellen Schaden im Sinne der Pflege der Familientradition. 
[ . . . ] 
Die Aufnahme von Freunden und Bekannten in den eigenen Haushalt stellte an die 
Hausfrau Anforderungen, die sie unmöglich hätte erfüllen können, wenn der Ober-
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bürgermeis ter nicht einige zusätzliche Versorgungsmöglichkeiten gehabt hä t te . Ich 
selbst erhie l t die doppelte Ra t ion eines Schwerstarbei ters (Kategorie I) , w ä h r e n d für 
die Hausfrau, das Hauspersonal u n d die sechs Kinder n u r die sehr dürft ige Kategorie IV 
zur Verfügung stand. I n dieser Si tuat ion w a r es eine g roße Hilfe, daß die F i r m a Schott 
u. Gen. rege lmäßig Brote an mich abgeben konnte . 
Natür l ich w a r e n die Por t ionen nicht auf das Knappste bemessen, die der Oberbürger ­
meis ter i m m e r dann erhiel t , w e n n er aus G r ü n d e n der Repräsenta t ion Gäste bei sich 
ha t te . Es w a r e n in der Regel Poli t iker , die gern in der D iens twohnung des Oberbürger ­
meisters über Nacht bl ieben oder wenigstens zum Mit tagessen kamen, z. B. Pieck26, 
Ulbricht2 7 , Gro tewohl 2 8 , Ot to Buchwitz2 8 , W i l h e l m Koenen3 0 , Minis te rpräs ident 3 1 D r . 
Pau l u. a. m. Ich werde nicht vergessen, daß meine F r a u W a l t e r Ulbr icht u n d seine 
beiden Begleiter kurz vor dem Mit tagessen beg rüß t ha t t e u n d sich danach weiger te , a m 
Mit tagessen te i lzunehmen. Als sie in al ler Ei le ein Gedeck vom Tisch ab räumte , er­
k lä r te sie m i r auf me ine F rage , was dies bedeuten solle, mi t knappen W o r t e n , d a ß es 
ih r unmöglich sei, sich m i t Ulbr icht an e inen Tisch zu setzen, er w ä r e i h r wahr l ich in 
g röß tem M a ß e zuwider . Es blieb mi r nichts anderes übrig, als meine F r a u zu ent­
schuldigen, wei l sie in der Küche unentbehr l ich sei. Gelegentlich ha t t e ich Gäste im 
Sinne kommunalpol i t ischer Repräsenta t ion, z. B. Ricarda Huch 3 2 u n d i h r en Kreis oder 
Universitätsprofessoren, aber auch H e r r e n der russischen Kommanda tu r , die bis in die 

26 Wilhelm Pieck (1876-1960), Mitglied der SPD seit 1895, Mitbegründer der KPD 1919, 1921 
-1933 Landtags-(Preußen) und Reichstagsabgeordneter der KPD, 1933 Emigration, ab 
1935 Leiter der Exil-KPD in der Sowjetunion, 1943 Mitbegründer des Nationalkomitees 
„Freies Deutschland", 1945-1946 nach Rückkehr Vorsitzender der KPD in der sowjetischen 
Besatzungszone, 1946-1954 Vorsitzender (mit Grotewohl) der SED, 1949-1960 Staatspräsi­
dent der DDR. 

27 Walter Ulbricht (1893-1973), Mitglied der SPD seit 1912, der KPD seit 1919, bekleidete 
während der Weimarer Zeit verschiedene Ämter in Bezirken und Zentrale, 1933 Emigration, 
1938-1945 ständig in der Sowjetunion, 1943 Mitbegründer des Nationalkomitees „Freies 
Deutschland". Nach Rückkehr 1945 maßgebend in Führungspositionen von KPD und (1946) 
SED tätig, 1950-1953 Generalsekretär, 1953-1971 Erster Sekretär des ZK der SED, 1960 
-1971 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates, 1960-1973 Vorsitzender des Staats­
rates der DDR. 

28 Otto Grotewohl (1894-1964), seit 1912 Mitglied der SPD (1918-1922 USPD), 1920-
1925 Landtagsabgeordneter in Braunschweig und zwischenzeitlich dort Minister, danach 
bis 1933 im Reichstag und Präsident der braunschweigischen Landesversicherungsanstalt, 
1938-1939 in Haft, 1945 Vorsitzender des ZA der SPD in Berlin, 1946-1954 Vorsitzender 
(mit Pieck) der SED, bis 1964 auch Mitglied des ZK der SED, 1949-1964 Ministerpräsident 
der DDR. 

29 Otto Buchwitz (1879-1964), vor 1933 Sekretär bei der SPD-Bezirksleitung Niederschlesien 
in Görlitz und 1924-1933 Reichstagsabgeordneter, danach Emigration nach Kopenhagen. 
1940 dort von der Gestapo verhaftet, Zuchthaus Brandenburg. 1945 Landesvorsitzender der 
SPD in Sachsen, 1946 (April-Oktober) Landesvorsitzender der SED ebendort, danach Prä­
sident des sächsischen Landtages, ab 1949 Mitglied der Volkskammer der DDR. 

30 Verbessert aus: Köhnen. Wilhelm Koenen, aus der KPD hervorgegangen, wurde im Herbst 
1946 Nachfolger Buchwitz' als Landesvorsitzender der SED in Sachsen und übernahm 
Anfang November 1948 die Leitung des Sekretariats des Volksrates. 

31 Die Amtsbezeichnung war damals noch „Präsident der Landesverwaltung". 
32 Ricarda Huch (1864-1947), Schriftstellerin, war 1933 aus der Preußischen Akademie der 

Künste ausgetreten und lebte zur Zeit des Kriegsendes in Jena. Sie starb am 17. November 
1947 in Schönberg (Taunus). 
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späte Nacht h ine in bl ieben u n d russische Lieder ans t immten, als der Alkohol seine W i r ­
kung getan ha t te . [ • • • ] 
E i n e sehr wi l lkommene E r g ä n z u n g der a l lgemeinen Versorgung mi t Nahrungsmi t t e ln 
und Text i l ien w a r für mich u n d meine Fami l ie die Möglichkeit , in e inem Vorrats lager , 
das sich in W e i m a r in einer al leinstehenden Villa befand, monatl ich e inmal nach Her ­
zenslust ohne M a r k e n einzukaufen. Es gab dort Kaffee u n d Tee, W e i n u n d Spiri tuosen, 
Te igwaren u n d Fleisch, W u r s t , Schinken, ferner St rümpfe , Wäsche, englische Stoff­
coupons für Her renanzüge , Män te l , Stoffe für Damenkle ider usw. Der Kreis der Be­
günst igten w a r eng begrenzt , von den Kommunalpol i t ikern gehör ten auch die Ober­
bürgermeis ter der kreisfreien Städte u n d die L a n d r ä t e dazu. 

Von den kleinen Unannehml ichke i ten mancherle i Ar t abgesehen, w a r mein Star t als 
Oberbürgermeis ter in Jena überraschend günstig verlaufen. Deshalb beflügelten mich 
damals g roße Hoffnungen; schien es doch zunächst so, als w e n n ich nach der Beseitigung 
der Naz id ik ta tu r als Kommunalpo l i t iker mi t g röße ren Aufgaben und g röße ren Mög­
lichkeiten dort for t fahren könnte , w o ich im M ä r z 1933 in Neusalz aufgehört ha t te . 
Häufig bin ich durch die S t r a ß e n von Jena gegangen voller P läne u n d Projekte. Ohne 
E r f a h r u n g e n mi t der russischen Dik t a tu r u n d in völliger Ve rkennung der bevor­
s tehenden En twick lung beseelte mich der Gedanke, w ä h r e n d der nächsten Jahre in der 
schönen Stadt Jena Aufbauarbei t als Oberbürgermeis te r zu leisten u n d meinen N a m e n 
mit dieser Stadt zu verbinden. Bald w u r d e mi r allerdings klar , daß ich unbegründe ten 
I l lusionen nachhing. 

An dieser Stelle sei kurz der Besuch in Dresden vermerkt , den ich im Oktober 1945 auf 
Wunsch von Ot to Buchwitz machte. W i r kann ten u n d schätzten uns seit unserer ge­
meinsamen Arbei t in der S P D in der W e i m a r e r Zeit, als er Bezirkssekretär in Görl i tz 
u n d Reichstagsabgeordneter und ich Bürgermeis ter in Neusalz w a r . Buchwitz w o h n t e 
damals auf dem W e i ß e n Hirsch3 3 , er gehör te zu den p rominen ten Pol i t ikern in Sachsen 
und ha t t e den Wunsch , mich als Oberbürgermeis te r in Dresden zu sehen. Darübe r w a r 
er sich offenbar mi t dem Minis terpräs identen 3 4 von Sachsen, e inem Sozialdemokraten 
Dr . Friedrichs3 5 , einig. Ot to Buchwitz kam eines Tages zu mi r nach Jena, stellte m i r 
die Bedeutung der Wiederaufbauarbe i t in dem übel zerstörten Dresden vor u n d be­
s t immte mich zu einem Besuch. Ich sagte zu u n d fuhr in Beglei tung meiner F r a u mi t 
dem Diens twagen nach Dresden, w o w i r e inmal über Nacht blieben. Schon die F a h r t 
zur W o h n u n g von Ot to Buchwitz machte mich bedenklich, m u ß t e n "wir doch auf dem 
W e i ß e n Hirsch durch zwei oder drei von russischen Soldaten bewachte S t raßensper ren 
h indurch , so exklusiv w u r d e n die deutschen Pol i t iker behandelt . 

Offensichtlich w a r e n die Vil len auf dem W e i ß e n Hirsch beschlagnahmt u n d für die 
russische u n d deutsche P rominenz freigemacht worden . Buchwitz w o h n t e verhäl tnis­
m ä ß i g bescheiden, man ha t t e von dort aus e inen Überblick über das S tad tzen t rum von 
Dresden, von dem fast nichts übriggebl ieben w a r ; ein derart iges Bild der Verwüs tung 
u n d Vern ich tung ist m i r niemals wieder vor die Augen gekommen. 
Nach verschiedenen Besichtigungen und Besprechungen w a r mi r klar, daß ich dem 
Wunsche von Ot to Buchwitz nicht stat tgeben -würde. Es kam hinzu, daß sowohl die 

33 Weißer Hirsch: Villenvorort bei Dresden auf dem Meisenberg; vgl. zum folgenden auch 
die Schilderung des „Prominenten-Gettos" mit seinen Absperrungen bei Gniffke, Jahre mit 
Ulbricht, S. 244. 

34 Vgl. Anm. 31. 
35 Dr. Rudolf Friedrichs, Mitglied der SPD seit 1920, vor 1933 Oberregierungsrat, Juli 1945 

Präsident der Landesverwaltung von Sachsen, April 1946 SED, 1946-1947 Ministerpräsident 
von Sachsen. An der Münchener Ministerpräsidenten-Konferenz nahm er wegen Erkrankung 
schon nicht mehr teil. F. starb am 14. Juni 1947. 
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L e i t u n g der S P D w i e auch der K P D in T h ü r i n g e n mein Verbleiben in Jena wünschten. 
Genosse Eggera th 3 6 , der Bezirksleiter der K P D , kam am 23. November mi t seiner 
F r a u zu einer offenen Aussprache in meine W o h n u n g nach Jena, an der die Genossen 
Kar l Bar thel , M a x Harze r u n d Federbusch te i lnahmen u n d die ich dazu benutzte , 
Eggera th , der mich nach e twaigen Schwierigkei ten in Jena fragte, u m die Erse tzung 
des Pol izeidezernenten P a u l K r a h n durch einen anderen geeigneten Kommuni s t en zu 
bi t ten, was bald danach geschah. D e r letztlich entscheidende G r u n d für meine Absage 
an Buchwitz w a r der Eindruck , den ich u n d noch m e h r meine F r a u von dem amtie­
renden zwei ten Bürgermeis ter W a l t e r Weidauer 3 7 gewonnen ha t ten , u n d dem ich 
jede Schlechtigkeit eines Funk t ionä r s zu t rau te . M e i n e n Verdacht ha t übr igens die 
Behandlung des Oberbürgermeis ters Dr . Leisner, f rüher S tad t ra t für Kul tu r f ragen 
in Breslau, bestätigt, der an me ine r Stelle als Sozialdemokrat zum Oberbürgermeis te r 
in Dresden bestellt w u r d e u n d w o h l nicht länger als ein J a h r mi t We idaue r zusammen­
gearbei te t ha t . I n solchen Fä l len konnte m a n sich glücklich preisen, w e n n das Ver­
ha l ten des kommunist ischen Ver t re ters n u r mi t e inem Amtswechsel u n d nicht mi t dem 
Verlust der persönlichen Fre ihe i t endete. [...] 
[. . . ] 
Als die Über legungen wegen der Stelle des Oberbürgermeis ters in Dresden schweb­
ten, fragte H e r m a n n L ü d e m a n n 3 8 in seiner Eigenschaft als Landesgeschäftsführer der 
S P D Meck lenburg-Pommern mi t dem Sitz in Schwerin bei mi r an, ob ich berei t wäre , 
das Min i s t e r i um für Handel , Gewerbe , Indus t r ie u n d Verkehr des Landes Mecklen­
bu rg -Pommern 3 9 e inzurichten u n d zu leiten. In seinem Brief vom 29. 10. 1945 schreibt 
er , d a ß er „auf dem Fluchtmarsch der 40 000 Häftlinge aus dem Konzentra t ionslager 
Oranienburg-Sachsenhausen in Mecklenburg erschöpft zusammengebrochen sei u n d 
w i d e r alle Regel n u r deshalb nicht den b e r ü h m t e n Genickschuß e rha l t en habe , we i l die 
Russen uns zuletzt dicht auf den Fersen w a r e n u n d die SS-Begleitmannschaft gerade 

36 Werner Eggerath (geb. 1900), Mitglied der KPD seit 1924 in verschiedenen Funktionen, 
1935 Verhaftung; ein Jahr später vom Volksgerichtshof zu fünfzehn Jahren Zuchthaus ver­
urteilt. E. wurde 1945 Landrat des Mansfelder Seekreises und baute als Bezirksleiter die 
KPD in Thüringen wieder auf (1946 SED). Als Dr. Paul (siehe Anm. 23), der im April 1946 
der SED beigetreten war und nach den Landtagswahlen die Verwaltungsgeschäfte, nun 
als Ministerpräsident, weitergeführt hatte, sich am 1. September 1947 in die US-Zone begab, 
wurde E. dessen Nachfolger und verblieb in diesem Amte bis zur Auflösung der DDR-Län­
der (1952). 1954-1957 Botschafter der DDR in Bukarest, 1957-1960 Staatssekretär für Kir­
chenfragen. 
37 Walter Weidauer (geb. 1899), 1922 Mitglied, 1932-1933 Reichstagsabgeordneter der KPD. 
1933-1935 mehrfach in Haft, 1935 Emigration. 1941 in Dänemark von der Gestapo ver­
haftet, 1942 vom Volksgerichtshof wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu fünfzehn Jahren 
Zuchthaus verurteilt. 1945 2. Bürgermeister von Dresden, 1946 SED, 1946-1958 (als Nach­
folger Leisners) Oberbürgermeister von Dresden, 1958-1961 1. Vorsitzender des Rates des 
Bezirks Dresden. 
38 Hermann Lüdemann (1880-1959), Mitglied der SPD seit 1912, während der Weimarer 
Republik in hohen Verwaltungsstellen Preußens: 1920-1921 Finanzminister, 1927-1928 
Regierungspräsident in Lüneburg, 1928-1932 Oberpräsident der Provinz Niederschlesien. 
1933-1935 und 1944-1945 in Konzentrationslagern (1944 auch Untersuchungshaft), zuletzt 
im KL Sachsenhausen. 1945 Landesgeschäftsführer der SPD in Mecklenburg-Vorpommern, 
1946-1947 Innenminister und 1947-1949 Ministerpräsident von Schleswig-Holstein. 
39 Die offizielle Bezeichnung des Landes lautete ab 1945 zunächst „Mecklenburg-Vorpom­
mern", vom 16. Januar 1947 (Verfassung) bis zur Auflösung des Landes (1952) nur noch 
„Mecklenburg". 
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anfing, in der Anwendung ihrer brutalen Grundsätze wankend zu werden. Nach fünf­
wöchiger guter Verpflegung durch die Rote Armee und nachfolgender weiterer Pflege 
durch Verwandte und Freunde bin ich dann bis Güstrow gekommen, von wo mich 
der Landesvorstand unserer Partei zur Übernahme der Landesgeschäftsführung her­
gerufen hat." Ich habe Lüdemann einen ablehnenden Bescheid gegeben, weil ich 
jedenfalls zunächst meine Verhandlungen wegen Dresden zum Abschluß bringen und 
an sich gerne noch eine gewisse Zeit in Jena arbeiten wollte. 
Mein Weggang von Jena kam für mich unerwartet und ging glatt vorstatten. 
Die Kommunalwahl am 8. September 19+6 machte die liberaldemokratische Partei 
(LDP) zur stärksten Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung, weil viele der 
sozialdemokratisch gesinnten Wähler ihre Stimme nicht der SED, sondern der LDP 
gegeben hatten. Die liberaldemokratische Partei und die christlich-demokratische 
Union erhielten zusammen 28 324 Stimmen, während auf die SED nur 16 257 Stimmen 
der Wähler entfielen. Die Fraktionsleitung der LDP hatte mich zu ihrem Kandidaten 
für den Posten des Oberbürgermeisters bestimmt, als die russische Stadtkommandantur 
entschied, daß der neue Oberbürgermeister nach demokratischen Regeln, wie sie die 
Russen verstanden, aus den Reihen der LDP gestellt werden müßte; meine Wahl war 
m.a.W. verboten oder würde nicht genehmigt werden. Diese überraschende Wendung 
bei der Vorbereitung der Wahl des Oberbürgermeisters kam mir als ein besonderer 
Glücksumstand sehr gelegen, stand ich doch seit einiger Zeit mit Hermann Lüdemann 
in Verbindung, der hoffte, Oberbürgermeister in Berlin zu werden und mich als Stadt­
kämmerer haben wollte. Es ist mir bekannt, daß die russischen Behörden den dama­
ligen Ministerpräsidenten Paul aufgefordert hatten, sich um meine anderweitige Ver­
wendung im öffentlichen Dienst zu bekümmern. Ich bekam eines Tages die Auffor­
derung, zu Dr. Paul nach Weimar zu kommen, traf ihn allerdings nicht an, sein Ver­
trauensmann im Vorzimmer wußte tatsächlich oder angeblich nichts von dieser Auf­
forderung und wollte mich nach Rückkehr von Dr. Paul sofort unterrichten, wann ich 
den Regierungschef sprechen könnte. Eine weitere Nachricht kam zu meiner Freude 
nicht. Einige Jahre später erzählte mir Franz Lepinski40 bei einer Zusammenkunft in 
Düsseldorf, daß General Kolesnitschenko41 wegen meines Wegganges an Dr. Paul den 
Vorwurf gerichtet habe: „Solche Leute läßt man nicht gehen!" 
Die Leitung der SED hat sich im Herbst 1946 zweimal um mich bemüht. Zunächst 
kamen Otto Buchwitz und Wilhelm Koenen; sie boten mir den Posten des Oberbürger­
meisters von Leipzig oder von Halle/Saale oder den Posten des Wirtschaftsministers 
im Lande Sachsen an. Ich lehnte ab, wobei ich insbesondere darauf hinwies, daß ich 
von einem Tag zum anderen trotz meiner Kinder ohne Kündigungsfrist und Über­
gangsmaßnahmen am 1. Oktober stellungslos und brotlos geworden sei. Darauf erwi­
derte Wilhelm Koenen: „Wenn Sie ein guter Offizier in der SED werden, wird es 
Ihnen an nichts mangeln." Ich konnte - wohl zum Entsetzen meiner Gäste - nur 
erwidern: „Das gerade will ich nicht, weil ich auf ein gewisses Maß von Selbständig­
keit und Unabhängigkeit Wert lege." Als ich im Laufe des Gespräches auf die üblen 
Folgen der begonnenen Demontage bei Zeiß und Schott sowie auf die zwangsweise 
Entführung der leitenden Fachleute hinwies, suchte Koenen dieses Verhalten der Rus­
sen mit dem Hinweis darauf zu entschuldigen, daß der große russische Staat in der 
Lage wäre, mit den Kenntnissen und Erfahrungen der Zeißianer einen wirtschaft­
lichen Erfolg im Interesse der Arbeiterschaft zu erzielen, der dem Chimborasso ver­
gleichbar sei, während die Betriebe in Jena nur die Höhe der Berge des Thüringer 

40 Franz Lepinski, vor 1933 im Hauptvorstand des Zentralverbandes der Angestellten (ZdA) 
tätig, 1945 im Vorstand der thüringischen SPD (1946 SED) und stellvertretender Leiter des 
thüringischen Landesamtes für Arbeit. 

41 Vgl. Anm. 24. 
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Waldes erreichten. Otto Buchwitz hatte schnell eingesehen, daß er mich nicht umstim­
men würde. Wir verabschiedeten uns für immer. 
Wenige Tage später kam Otto Grotewohl, um mich für eine Position bei der Regierung 
in Pankow42 zu gewinnen. Er hatte mich schon früher einmal in diesem Sinne ange­
sprochen und damals geäußert, daß er mich zum Staatssekretär des Finanzwesens in 
der geplanten zentralen deutschen Verwaltung nach den Potsdamer Beschlüssen43 vor­
schlagen würde, wozu ich mich bereit erklärt hatte. Diesmal lehnte ich ab mit der 
Begründung, daß ich entschlossen sei, in mein eigenes Haus in Berlin-Lichterfelde zu 
ziehen und mich nötigenfalls im freien Beruf zu betätigen, der mich und meine Familie 
über die gesamte Nazizeit ernährt hatte. Grotewohl wandte sich in einem letzten Ver­
such an meine Frau mit dem Hinweis, daß sie mit den Kindern in der amerikanischen 
Zone von Berlin Hunger und Kälte erleiden müßte, während sie gut versorgt sein 
würde, wenn ich mich entschlösse, seinem Rate zu folgen. Auch sie lehnte ab, obwohl 
sie im Haushalt seit dem 1. Oktober schon deutlich gemerkt hatte, was der Fortfall der 
Privilegien allein bei der Ernährung durch den Entzug der Lebensmittelkarte in Höhe 
der doppelten Ration für Schwerstarbeiter, die dem Oberbürgermeister zustand, und 
der sofort wirksame Ausschluß von der zusätzlichen Einkaufsmöglichkeit für Promi­
nente in Weimar für die große Familie bedeuteten. 
Die Stadt Jena hat mich mit Lob und Dank verabschiedet und mir sogar ein Tee­
geschirr von Otto Lindig als Geschenk überreicht. Da mein Amtsnachfolger Mertens 
mit seinen fünf Kindern Wert darauf legte, alsbald meine Dienstwohnung in Jena zu 
beziehen, bemühte sich die Stadtverwaltung, mich mit allen meinen Sachen schnei] 
und kostenlos nach Berlin zu bringen. Das geschah in den ersten Novembertagen 1946. 

2. Einrichtung der Stadtverwaltung 

Zur Zeit der amerikanischen Besatzung hatte sich die Stadtverwaltung unter dem 
kommissarischen Oberbürgermeister Dr. Otto Wagner in dem Gebäude des General­
kommandos eingerichtet. Die russischen Besatzungsstellen legten auf ihre repräsentative 
Unterbringung größten Wert; sie beanspruchten daher von der Stadtverwaltung das 
eingerichtete Gebäude des Generalkommandos für sich (und einige andere wichtige 
Verwaltungsgebäude dazu) und verwiesen mich mit den städtischen Büros in das 
frühere Wehrmeldeamt am Anger. Schon die Tatsache, daß es dort keine Telefonanlage 
gab, beweist die Kette von Schwierigkeiten, die mit meinem Start als Oberbürger­
meister verbunden waren. Es mußten nicht nur zahlreiche alte Leute, die dort Unter­
kunft nach den Bombenangriffen auf Jena44 gefunden hatten, und viele Flüchtlinge 
anderwärts untergebracht werden, sondern es war auch erforderlich, buchstäblich alles 
zu beschaffen, was nun einmal für den Betrieb einer Behörde notwendig war. Von der 

42 Regierung in Pankow: Diese aus der Haltung der Nichtanerkennung entstandene Bezeich­
nung für die Regierungsorgane der DDR ist erst seit den 50er Jahren in Gebrauch gewe­
sen. Im hier geschilderten Zusammenhang kann es sich bei dem Angebot Grotewohls nur 
um eine Stellung bei den bereits durch sowjetischen Befehl vom 27. Juli 1945 errichteten 
elf zonalen „Deutschen Zentralverwaltungen" mit dem Sitz in Berlin gehandelt haben. 

43 Weitere Beispiele der damaligen Suche nach geeigneten Persönlichkeiten für die Leitung 
der Staatssekretariate bei Th. Vogelsang, Die Bemühungen um eine deutsche Zentralver­
waltung 1945/46, in dieser Zeitschrift 18 (1970), S. 513 f. 

44 Die schwersten Angriffe hatten in den letzten Kriegsmonaten (10. Februar und 20. März 
1945) stattgefunden. In der erheblich zerstörten Innenstadt blieben jedoch von den histo­
rischen Bauwerken das Johannistor, der Pulverturm und die stark beschädigte spätgotische 
Stadtkirche St. Michael erhalten. 
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Kunst der Improvisation hing der Erfolg meiner Amtstätigkeit nicht nur in den ersten 
Tagen, sondern noch lange Zeit ab. 

Wie im sachlichen, so begann auch im persönlichen Bereich die Tätigkeit der Stadt­
verwaltung mit einem Berg von Hindernissen. Die russische Kommandantur verlangte 
die sofortige Entlassung aller städtischen Beamten und Angestellten, die jemals Mit­
glied der NSDAP gewesen waren mit alleiniger Ausnahme der Lehrlinge und der 
weiblichen Schreibkräfte. So war ich buchstäblich über Nacht den größeren Teil mei­
ner Mitarbeiter los und zwar auch bei anderen Behörden, wie z. B. bei dem Finanzamt 
und der Polizeidirektion, die früher nicht zur städtischen Verwaltung rechneten. 
Wie ich über diese Tage und Wochen hinweggekommen bin, kann ich heute nicht 
mehr sagen; es ist einigermaßen gut gegangen, was in der Hauptsache damit zusam­
menhing, daß die etwa zwölf Dezernenten - ein Magistratskollegium und Stadträte im 
überkommenen Sinne gab es nicht - , mit den örtlichen Verhältnissen in Jena vertraut 
waren. An ihrer Auswahl hatte ich nicht mitwirken können. Nur Dr. Otto Wagner, 
meinen kommissarischen Amtsvorgänger, habe ich zum Justitiar der Stadtverwaltung 
bestimmt. Die übrigen Vorschläge für die Besetzung der Dezernate kamen von den 
Parteien. Die KPD beanspruchte für sich den zweiten Bürgermeister in der Person 
von Karl Barthel und als Polizeidezernenten den Leiter der freien Gewerkschaften 
Paul Krahn sowie den Dezernenten für Handel und Ernährung Max Härzer, einen 
eingesessenen kleinen Gemüsehändler. Für die Kämmereiverwaltung stand zunächst 
der frühere Oberbürgermeister Müller aus Marburg/Lahn, später der kaufmännische 
Angestellte Hans Meier (LDP) zur Verfügung. Das Kulturdezernat hatte Dr. Herbert 
Koch, ein früherer Oberstudiendirektor, inne, der zu den Naziverfolgten gehörte. Zu 
erwähnen wäre noch die Besetzung des Stadtbauamtes mit Dipl.Ing. Herbert Leiffer, 
einem jungen, tatkräftigen Architekten, der mit List und Eifer die russischen Behörden 
für sich zu gewinnen wußte; erst nach meinem Weggang wurde bekannt, daß Leiffer 
Mitglied der SS gewesen war. Ihm zur Seite stand für den Hochbau der Bauhaus­
schüler Alfred Arndt und für den Tiefbau der Dipl.Ing. Josef Krois. Für die Stadt­
planung war Professor Friedrich Schopohl im Werkvertrag verpflichtet. 

[ . . . ] 
Als Oberbürgermeister war ich der Chef sämtlicher Zivilbehörden in Jena und dem 
russischen Kommandanten für alles verantwortlich. Die Dezernenten waren meine 
Untergebenen und daher meinen Weisungen unterworfen. Praktisch habe ich von 
Anfang an auf die kollegiale Zusammenarbeit mit meinem Vertreter und den Dezer­
nenten den größten Wert gelegt. Dies wurde mir dadurch wesentlich erleichtert, daß 
der russische Stadtkommandant auf meine Bitte eine Anordnung erließ, wonach der 
Oberbürgermeister, sein Vertreter und die Dezernenten täglich (außer Sonntags) zwi­
schen 12 und 2 Uhr in einem besonderen Raume des Hotels Schwarzer Bär gegen Be­
zahlung das Mittagessen ohne Marken erhielten, das für die Offiziere der russischen 
Armee gekocht wurde. Diese gute Futterkrippe täglich wahrzunehmen, war jeder der 
beteiligten Herren persönlich interessiert, so daß ich die Herren regelmäßig dort 
hatte, mit ihnen alles Wichtige besprechen konnte und ihnen nach Wunsch zur Ver­
fügung stand. Der gemeinsame Mittagstisch förderte die persönlichen Beziehungen 
aller untereinander und trug auch sonst zur Erhaltung eines guten Arbeitsklimas bei. 
Eine Ausnahme bildete lediglich Polizeidezernent Krahn, der sich geflissentlich abseits 
hielt und auch zu seinen kommunistischen Freunden kein offenes menschliches Ver­
hältnis hatte. Seine geringe geistige Beweglichkeit suchte er durch Mißtrauen auszu­
gleichen. Es kamen bald Gerüchte auf, daß die Verhaftung verschiedener Bürger aus 
Jena durch die russische Kommandantur und durch die geheime Polizei (NKWD) auf 
Denunziationen deutscher Polizeibeamter zurückzuführen sei. Ich hatte immer wieder 
Schwierigkeiten, festzustellen, ob Krahn für die Durchführung der von mir gege-
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benen Anweisungen Sorge trug; es fehlte an der erforderlichen Berichterstattung der 
Polizeidirektion an mich und an andere Dienststellen, so daß ich gezwungen war ein­
zugreifen, was jedoch häufig ohne Erfolg blieb. Krahn stützte sich auf die KPD und 
seine dortigen Freunde und glaubte, die Polizei in deren Sinne leiten zu sollen. 
Schließlich sah ich mich gezwungen, mit dem Landesleiter der KPD Eggerath über 
die Ablösung von Krahn zu sprechen; als seinen Nachfolger schlug ich den als Kom­
munisten bekannten Polizeidirektor Römer aus Apolda vor, womit sich Eggerath ein­
verstanden erklärte. Krahn schied grollend aus und wurde im Landessekretariat der 
KPD beschäftigt. Die Vermutung, daß er Rache nehmen würde, sollte sich bald 
bestätigen. 
Zunächst hat Kahn versucht, wie ich von Karl Barthel weiß, mich bei den russischen 
Behörden anzuschwärzen. Das ist ihm deswegen nicht gelungen, weil sich Barthel mit 
mir solidarisch erklärte und seinen Rücktritt androhte, wenn ich verhaftet würde. 
Das war etwa im Dezember 1945. 
Ich habe noch heute den Verdacht, daß von dorther das Gerücht verbreitet wurde, 
ich wäre Mitglied der NSDAP gewesen und sogar Träger des goldenen Parteiabzei­
chens. Wegen dieser Verleumdung habe ich Strafantrag gegen Unbekannt bei der 
Staatsanwaltschaft gestellt, ohne jemals etwas zu hören, und zugleich die Bezirks­
leitungen Thüringen der SPD (Heinrich Hoffmann45) und der KPD (Werner Eggerath) 
unterrichtet, die mir schrieben, daß ich keine Bedenken wegen eines Wechsels in dem 
Amt des Oberbürgermeisters in Jena zu haben brauchte. 
Den zweiten Stoß führte Krahn gegen seinen Parteifreund Karl Barthel mit der Be­
gründung, daß er sich von mir habe vollkommen überspielen lassen; es wäre seine 
Pflicht gewesen, mich zu kontrollieren und im kommunistischen Sinne an die Hand 
zu nehmen, er hätte regelmäßig den kommunistischen Parteiinstanzen über die Füh­
rung der Stadtgeschäfte in Jena berichten und sich auch sonst als Funktionär der KPD 
betätigen müssen. Mit Schreiben vom 15. März 1946 teilte mir Werner Eggerath -
parteioffiziell für die KPD in Thüringen - mit, daß „wir heute beschlossen haben, den 
Genossen Barthel abzuberufen . . . Er soll als Lehrer in unserer Schule Bad Berka mit­
arbeiten . . . und durch eine ruhige Tätigkeit seine Gesundheit wiederherstellen." Man 
wolle „ihn dann für eine Zentralarbeit in der Verwaltung vorschlagen". Ich habe 
sofort an Eggerath geschrieben, daß die Versetzung von Karl Barthel an die Partei­
schule in Bad Berka für jeden Außenstehenden wie eine Diffamierung wirken müßte, 
die er nicht verdient habe, es seien doch noch nicht zwölf Monate vergangen, seitdem 
er aus dem Konzentrationslager befreit worden sei. Darauf erhielt ich postwendend 
eine grobe Antwort von Eggerath mit dem Schlußabsatz: „Die Auffassung, die immer 
wieder zum Vorschein kommt, wonach es sich hier um ein Intrigenspiel handelt, weise 
ich mit Entschiedenheit zurück. Jeder, der mich und meine Arbeit kennt, weiß, daß 
meine Arbeit und meine Politik eine gradlinige ist, und auch meine Mitarbeiter 
sind nicht gewöhnt, mit Intrigen zu arbeiten." 
Über die Abberufung von Karl Barthel habe ich mir am 14. April 1946 folgende Notiz 
gemacht: „Kollege Barthel ist von seinem Amt zurückgetreten. So sehr ich jetzt - nach­
träglich - den Standpunkt der kommunistischen Parteileitung in Weimar verstehe, 

45 Heinrich Hoffmann (geb. 1899), war Mitglied der SPD und vor 1933 Bundessekretär des 
Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold; im Sommer 1945 baute er (als Dr. Brills Stellvertreter) 
die Parteiorganisation der SPD in Thüringen mit auf. Stark engagiert für den Zusammen­
schluß der sozialistischen Parteien, wurde er um die Jahreswende 1945/46 Nachfolger Brills, 
gegen den er schon vorher gearbeitet hatte (Gniffke, Jahre mit Ulbricht, S. 83); 1946 Lan­
desvorsitzender der SED in Thüringen, 1948-1949 Mitglied der Deutschen Wirtschafts­
kommission für die SBZ und des Deutschen Volksrates. 
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daß m a n ihn los sein woll te , so wen ig kann ich mich damit abfinden, wie es gemacht 
w o r d e n ist. W e n n diese Ar t in Zukunft für die S E D maßgebend sein soll, dann 
dürf ten meine Aussichten in Jena nicht günstig sein." An seine Stelle als Bürger­
meis ter t r a t F r a u Lydia Poser, die W i t w e des von der SA umgebrach ten kommunis t i ­
schen Funk t ionä r s Magnus Poser4 6 . M a n e rwar te te , daß sie sich als gute Funk t i onä r in 
der K P D gegenüber dem sozialdemokratischen Oberbürgermeis te r b e w ä h r e n w ü r d e . 
Die Zusammenarbe i t mi t ih r w a r sachlich, so daß ich keinen G r u n d zur Klage h a t t e ; 
an me inem Verwal tungss t i l änder te sich natür l ich nichts. 

[ • • • ] 

Die meis ten der betei l igten deutschen Beamten u n d Bürger gingen damals davon aus, 
daß die k o m m u n a l e Selbs tverwal tung nach u n d nach in al ter F o r m wiederers tehen 
w ü r d e , zumal dies von allen Pa r t e i en angekündigt w u r d e , w i e z. B. auch in dem 
Aufruf der K P D vom 11 . 6. 1945, w o es u n t e r Ziffer 4 wört l ich h i e ß : „Wiederauf­
r ichtung der auf demokratischer Grundlage be ruhenden Selbstverwal tungsorgane in 
den Gemeinden, Kreisen u n d Bezirken sowie der Provinzial - u n d Landesverwal tungen 
und der entsprechenden Land tage" (gez. W i l h e l m Pieck, W a l t e r Ulbr icht u . a . m . ) 
Dagegen w a r e n sich die russischen Machthaber u n d ihre deutschen politischen Ver­
bünde ten w o h l schon damals völlig da rüber klar , daß dies mi t dem Gedanken der 
Volksdemokrat ie , die sie anst rebten, nicht vere inbar wä re . 
Ers t nach den K o m m u n a l w a h l e n im September 1946 l ießen die Mach thaber ihre 
eigentl ichen Ziele deutl icher in Erscheinung t re ten . Ich habe vorher die sich mi r bie­
tenden Gelegenhei ten w a h r g e n o m m e n , für die E r h a l t u n g bzw. Wiedere in r i ch tung 
der demokrat ischen Selbs tverwal tung im übe rkommenen Sinne zu plädieren. I m De­
zember 1945 habe ich den damaligen Minis te rpräs identen von Thür ingen 4 7 Dr . Pau l 
bei seinem offiziellen Besuch, den er der Stadt Jena machte, m i t beschwörenden W o r ­
ten gebeten, für die Gedanken des Rechtsstaates u n d der kommuna len Selbstverwal­
tung e inzutre ten. Ich schloß meine Begrüßungsansprache mi t dem Satz „ W i r müssen 
im Rechtsstaat eine lebendige Selbs tverwal tung im Interesse eines energischen Wiede r ­
aufbaues haben. Dann , glaube ich, w e r d e n Sie, H e r r Präs ident , eines Tages mi t Stolz 
auch auf ihre thür ingischen Städte u n d deren Leis tungen h inweisen können." 
Am 17. Ju l i 1946 schrieb ich an Ot to G r o t e w o h l : „Anliegend übersende ich verein­
barungsgemäß zwei Exempla re einer neuen Denkschrift4 8 [. . .] betreffend die Siche-

46 Magnus Poser (1909-1944, seit 1928 Mitglied der KPD, 1933-1936 in politischer Haft) und 
Dr. Theodor Neubauer (1890-1945, 1924-1933 Reichstagsabgeordneter der KPD, 1933-
1939 im KL Buchenwald) hatten unabhängig voneinander in Jena bzw. Gotha illegale 
KP-Gruppen ins Leben gerufen. Ab 1942 arbeiteten sie zusammen und bauten bis zu ihrer 
Verhaftung (Juli 1944) in Thüringen eine größere Widerstandsorganisation auf. Während 
Dr. Neubauer nach einem Prozeß vor dem Volksgerichtshof am 5. Januar 1945 in Branden­
burg hingerichtet wurde, starb Poser am 21. Juli 1944 in Buchenwald, nachdem er in der 
Nacht zuvor in Weimar sich durch Flucht seinen Bewachern entziehen wollte und dabei 
schwer verletzt worden war (Gertrud Glondajewski und H. Schumann, Die Neubauer-Poser-
Gruppe, Berlin 1957, S. 72 ff.) 

47 Vgl.Anm. 31. 
48 Unter dem Titel „Die kommunale Selbstverwaltung im neuen Deutschland" umfaßte die am 

12. Juli 1946 in Jena formulierte und an den Zentralausschuß der SED gerichtete Denk­
schrift 4 1/2 Seiten. Sie trug die Unterschriften der Oberbürgermeister von Eisenach (Ha­
mann), Erfurt (Boock), Jena (Dr. Troeger) und Weimar (Paust). Einen Durchschlag gab 
Troeger als „Anhang" zum ersten, die Jahre 1945 und 1946 behandelnden Teil seiner Erin­
nerungen. In dem Papier wurden u. a. für die Gemeinden mehr Zuständigkeiten, Hand­
lungsfreiheit und finanzieller Spielraum gefordert und die Gängelung durch vorgesetzte 
Dienststellen abgelehnt. 
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rung der kommunalen Selbstverwaltung in der russischen Besatzungszone. Ich möchte 
hoffen, daß es noch vor den Wahlen möglich ist, einige grundsätzliche Erleichterungen 
herbeizuführen. Was hätten die Wahlen für einen Sinn und was sollten die neuge­
wählten Körperschaften tun, wenn die Militärregierung auf die Organisation der 
Selbstverwaltung und auf die Beschlüsse der Verwaltungskörperschaften keinerlei 
Rücksicht nähme? Zur Freiheit der Selbstverwaltung gehört auch eine gewisse finan­
zielle Bewegungsmöglichkeit; das Herausstreichen großer Beträge aus den Haushalts­
plänen, das Arbeiten mit Vierteljahresplänen und neuerdings die Wegnahme aller Ein­
nahmeüberschüsse zu Gunsten der Besatzung müssen nicht nur die Selbstverwaltung 
zerstören, sondern jede ordentliche Verwaltung unmöglich machen. Es ist augen­
blicklich so, daß diejenigen Kommunalverwaltungen, die am besten, d. h. am spar­
samsten arbeiten und wahrheitsgetreue Haushaltspläne und Rechnungsabschlüsse her­
stellen, durch den Entzug der Einnahmeüberschüsse bestraft werden . . . " Auf dieses 
Schreiben habe ich von Otto Grotewohl keine Antwort erhalten. 

3. Versorgung der Bevölkerung 

Nach dem Ende der Kriegshandlungen gab es für kurze Zeit eine gewisse Verbesse­
rung in der Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und auch mit Texti­
lien, weil die amtlichen deutschen Vorräte vor der feindlichen Besetzung zur Ver­
teilung kamen. Während der amerikanischen Besatzungszeit konnte der Versorgungs­
stand einigermaßen gehalten werden, weil sich die amerikanische Truppe selbst aus 
eigenen Beständen versorgte. Mit der russischen Besatzung änderten sich die Ver­
hältnisse grundlegend und zwar nicht nur deswegen, weil die russischen Truppen sich 
aus dem deutschen Lande verpflegten und versorgten, sondern weil etwa zur gleichen 
Zeit der ungeheure Strom von Flüchtlingen aus den Ostgebieten sich nach Thüringen 
und weiter nach Westen ergoß. Schließlich kam als vorübergehende drastische Bela­
stung hinzu, daß unter der Aufsicht der Besatzungsstellen die nach den Ostgebieten 
zurückflutenden Arbeitskräfte, in der Hauptsache Polen, auf das schnellste zusammen­
geführt, in großen Lagern vereinigt und dann systematisch nach dem Osten zurück­
gebracht wurden. Eine solche Sammelstelle für Fremdarbeiter hatte die Firma Schott 
& Gen. in Jena zu betreuen. 
Auf russische Anweisung wurde die Bevölkerung nach der Art der Arbeitsleistung in 
vier verschiedene Kategorien eingeteilt und dementsprechend mit Lebensmitteln ver­
sorgt, soweit solche überhaupt zu beschaffen waren. Die arbeitende Bevölkerung, ins­
besondere die Handarbeiter, waren bevorzugt. Die Werkskantinen wurden beibehalten 
und sogar ausgebaut. Wer nicht arbeitete, bekam Nahrungsmittel von vielleicht 1200 
Kalorien pro Tag und konnte damit kaum leben. Der Schwarzhandel spielte nur eine 
geringe Rolle, teils weil die Maßnahmen der Besatzungsbehörde die Vorräte stark 
dezimiert hatten, teils auch deswegen, weil die Strafen außerordentlich hart ausfielen. 
[ . . . ] Was an Textilien oder an Möbeln, an Haushaltsgeräten u. a. geboten wurde, 
war meist von schlechter Qualität, in aller Regel bewirtschaftet und nach Möglichkeit 
für die Flüchtlinge und Heimkehrer reserviert. Dem Kunsthandwerk war damals in­
sofern eine gewisse Blütezeit beschieden, als die aus geringwertigem Material herge­
stellten Gegenstände, wie Aschenbecher und Lesezeichen, Buchständer und Spielzeug 
reißend Absatz fanden, da die Bevölkerung nicht wußte, was sie mit ihrem Arbeits­
verdienst anfangen sollte. 
Im Herbst 1945 wurden auf russische Anweisung und mit kräftiger Förderung durch 
die Regierungsstellen in mehreren Städten Thüringens [ . . . ] sogenannte „freie 
Märkte" veranstaltet. Es handelt sich darum, die bäuerliche Bevölkerung nach Ab­
schluß der Ernte und nach Erfüllung ihres Ablieferungssolls zum freihändigen Ver-
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kauf der ihnen verbliebenen Produkte zu veranlassen und dadurch der kaufkräftigen 
Bevölkerung zusätzliche Einkaufsmöglichkeiten zu geben. Ich mußte an der Eröffnung 
des freien Marktes in der Landeshauptstadt Weimar teilnehmen, wozu u. a. die ge­
samte Regierung aufgeboten war. An einem naßkalten Dezembertag spielte sich der 
freie Markt auf einem Platz in Weimar ab. Die Bevölkerung nahm trotz der Propaganda 
für diesen Weihnachtsmarkt mehr aus Neugierde als in der Hoffnung teil, dort etwas 
zur Linderung ihrer Notlage tun zu können. Ich selbst habe nicht gewagt, von den 
angebotenen Bratwürsten oder belegten Broten zu kaufen, weil ich niemandem, der 
schlechter versorgt war, etwas vorenthalten wollte. Man sah auch Holz- und Korb­
waren; den größten Zuspruch hatten die Verkaufsstände mit Schnaps und Bier. Das 
ganze war eine ziemlich traurige Angelegenheit und ohne den gedachten propagan­
distischen Erfolg. 

4. Beseitigung der Kriegsschäden 

[...49] 
Die russische Besatzungsmacht legte auf die schnelle Wiederherstellung wenigstens 
einer Brücke über die Saale im Bereich der Stadt Jena größten Wert. Die Stadtverwal­
tung bekam den Befehl, die Camsdorfer Brücke möglichst schnell wieder aufzubauen. 
Das geschah entgegen dem Befehl aus Karlshorst50 nicht in Holz, sondern in Beton51, 
womit für die Stadtverwaltung der große Vorteil verbunden war, daß die russische 
Dienststelle zum Bau der Brücke jede angeforderte Menge Zement aus der nahen 
Fabrik in Göschwitz zur Verfügung stellte. Ungezählte Waggons Zement sind damals 
verbotswidrig den Hausbesitzern und Bauunternehmern zur Reparatur von Gebäuden 
und Wohnungen abgegeben worden. 
Besonders schmerzlich wurde der Mangel an Fensterglas empfunden. Glücklicherweise 
richtete sich die Firma Schott & Gen. auf die Herstellung von Fensterglas ein, das der 
Jenaer Bevölkerung zwar nicht ganz, aber zum erheblichen Teile zugeführt werden 
konnte. 
Der Wiederaufbau der Universität lag den russischen Dienststellen und der Landes­
regierung in Weimar besonders am Herzen. Dabei spielten insoweit ideologische Ge­
sichtspunkte eine Rolle, als Karl Marx an der Universität Jena sein Doktor-Examen ab­
gelegt hatte, weshalb die Hochschule als besonders förderungswürdig galt. Die erneute 
Forschung nach der Doktorarbeit von Karl Marx über die „Differenz der demokriti­
schen und epikureischen Naturphilosophie" blieb wiederum ergebnislos52, doch hatte 
Jena den Vorteil, daß für den Wiederaufbau der Universität erhebliche Mengen an 
Baumaterial aller Art zur Verfügung gestellt wurden. 
Der Schwarzhandel mit Baumaterialien hatte noch größere Formen angenommen als 

49 Ausführungen über Arbeitseinsatz zur Trümmerbeseitigung. 
50 Karlshorst: Berlin-Karlshorst, Sitz der Sowjetischen Militäradministration. 
51 Vgl. auch unten S. 914 f. und 918 f. 
52 Karl Marx (1818-1883), der in Bona und Berlin studiert hatte, sandte seine Dissertation 

„Differenz der demokritischen und epikureischen Naturphilosophie" am 6. April 1841 dem 
Dekan der Philosophischen Fakultät der Universität Jena ein und wurde am 15. April 1841 
in absentia zum Doktor der Philosophie promoviert. Im Universitätsarchiv Jena befindet 
sich kein Exemplar der Dissertation. Auf die Nachwelt ist lediglich eine einzige (unvoll­
ständige) Abschrift gekommen, die von einem Kopisten hergestellt wurde. Bei ihr dürfte 
es sich um das eingereichte und für eine Drucklegung zurückverlangte Exemplar handeln 
(J. F. Raddatz, Karl Marx, Eine politische Biographie, Hamburg 1975, S. 48). 
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der Schwarzhandel mit Nahrungsmitteln und Heizmaterial. Der größte Schwarzhänd­
ler war das Stadtbauamt unter seinem Leiter Dipl.-Ing. Leiffer. Dabei ist zu bedenken, 
daß die russischen Dienststellen an diesem Tauschhandel sehr interessiert waren, weil 
sie für eigene Zwecke Baumaterial aller Art brauchten, so daß sie sich gezwungen 
sahen, Tauschmaterial zur Verfügung zu stellen, wo immer sich solches bereitstellen 
ließ. Trotz der Beteiligung der russischen Dienststellen war der Tauschhandel nicht 
ungefährlich, weil man niemals wußte, ob sich nicht hier oder dort jemand aus Neid 
oder Mißgunst oder aus anderen Gründen bereit fand, die Beteiligten zu denunzieren. 
Solche Transporte wurden meist in der Nacht durchgeführt. Ich habe nicht selten 
erlebt, daß Stadtbaurat Leiffer von einer abendlichen Veranstaltung oder aus dem 
Kreise seiner Freunde hinweggeholt wurde, weil die Lastwagenfahrer Anweisung 
brauchten, wo sie das beschaffte Material verstecken sollten. 

Die Verhältnisse wurden nach der Kommunalwahl vom September 1946 sehr viel 
schwieriger, um nicht zu sagen, trostlos, weil von diesem Zeitpunkt an die russischen 
Besatzungsstellen auf die Notlage und die Gefühle der deutschen Bevölkerung so gut 
wie gar keine Rücksicht mehr nahmen. Es wurden ungeheure Mengen von Material zu 
Lasten des Reparationskontos aus dem besetzten Gebiet fortgeschleppt; der Wieder­
aufbau hörte praktisch auf, soweit nicht aus politischen Gründen da und dort etwas auf 
dem Bausektor geschah, was keineswegs von dem Wunsch der betroffenen Bevölkerung 
oder der Stadtverwaltung abhing. Das zentrale System der öffentlichen Verwaltung 
in der sowjetischen Besatzungszone tötete alle Formen der kommunalen Selbstver­
waltung mehr oder minder ab und machte die Gemeindeverwaltungen fast vollständig 
zu Befehlsempfängern. Ich hatte während meiner Dienstzeit das Glück, die Chancen 
der Übergangszeit nutzen zu können. 
Zunächst sah es so aus, als würde der Wiederaufbau, insbesondere in den Städten, von 
Staatswegen nachdrücklich betrieben oder jedenfalls gefördert werden, hatte doch das 
Land Thüringen durch seinen Präsidenten schon im Oktober 1945 ein besonderes Ge­
setz erlassen, das nach Genehmigung durch die Militäradministration am 12. Januar 
1946 im Regierungsblatt veröffentlicht wurde. Danach war allgemein das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den §§ 3-5 und §§ 48 ff. des thüringischen Enteignungs­
gesetzes vom 18. 4. 1921 in den Gemeinden zulässig, deren Wiederaufbau durch das 
Landesamt für Kommunalwesen als notwendig anerkannt worden war. [. . .] An 
dem Gesetzentwurf hatte ich maßgeblich mitgearbeitet; es sollte auch möglich sein, 
die Entschädigung für enteignete Grundstücke im Wege des Grundstückstausches zu 
leisten. 

Für die Stadt Jena, deren Stadtkern durch Bomben stark zerstört war, arbeitete Pro­
fessor Friedrich Schopohl einen großzügigen Bebauungsplan aus, der den Ansprüchen 
modernen Verkehrs entsprach und neuzeitlicher Straßen- und Platzgestaltung auch 
nach künstlerischen Gesichtspunkten Rechnung trug. Glücklicherweise hat sich die 
Oberpostdirektion Erfurt dem Vorschlag Schopohls beim Wiederaufbau des Haupt­
postamtes angeschlossen und den eigenen Entwurf zurückgestellt, obwohl mit den 
Bauarbeiten schon begonnen war. Auch die Camsdorfer Brücke hat Schopohl, dem die 
künstlerische Bauleitung übertragen war, gestalten können. Nach meinem Ausscheiden 
aus dem Amt als Oberbürgermeister sind die Bebauungspläne von Professor Schopohl 
im wesentlichen unbeachtet geblieben. Die Stadtverordnetenversammlung hat sogar 
am 11. 9. 1947 beschlossen, den Bebauungsplan von Professor Schopohl für die Innen­
stadt aufzuheben. Schopohl starb am 29. Oktober 1948 im Alter von 69 Jahren. 
Eine Besonderheit im Rahmen des Wiederaufbaues waren die "Jena-Bausteine", die 
auf eine Anregung von mir zurückgingen; es waren Erinnerungsstücke für Spenden 
und Opfer zum Wiederaufbau, die durch ihre Einmaligkeit, durch Form und Farbe in 
ihrer Art kleine Kulturdenkmäler aus schwerster Zeit sein und als Zeichen deutschen 
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Denkens und Schaffens noch lange lebendig bleiben sollten. Sie trugen alle als Baustein-
Zeichen das Johannistor in einem Kreis. 
Ricarda Huch stellte ihr Kindertagebuch für eine Erstausgabe zur Verfügung, die 
Stiftungsbetriebe Zeiß und Schott lieferten schöne Aschenbecher aus Glas, der Kera­
miker Otto Lindig aus Dornburg fertigte ansehnliche Keksdosen, die Porzellanfabrik 
Kahla stellte Tassen und Aschenbecher zur Verfügung, der Kunstmaler Körting war­
tete mit farbig-illustrierten Märchenbüchern auf, eine Broschüre mit guten Abbildun­
gen gab Zeugnis von Käthe Kollwitz, die kürzlich gestorben war, ein Gedenkblatt zur 
Einweihung der Camsdorf er Brücke trug den Brückengedenkspruch von Ricarda Huch: 

Danke denen, die gebaut den Bogen, 
daß dich das Gewässer nicht verschlinge, 
Fehlt die Brücke über wilde Wogen, 
so fasse Mut und schwimme oder springe. 

Großes Befremden hatte die russische Militärregierung bei den Deutschen erregt, als 
sie die Anbringung des zunächst vorgesehenen Spruches an der Camsdorfer Brücke 
verbot; er lautete: 

Alles ist nur Übergang! 
Merke wohl die ernsten Worte! 
Von der Stunde, von dem Orte 
Treibt Dich eingepflanzter Drang. 
Tod wird Leben, Streben Pforte -
Alles ist nur Übergang! 

Mit der Beschaffung und dem Vertrieb der Jenaer Bausteine außerhalb der städtischen 
Verwaltung, aber unter meiner persönlicher Aufsicht, war Herbert Herold von mir 
beauftragt. Er erzielte in den ersten zwölf Monaten seiner Tätigkeit eine Gesamtein­
nahme von ca. 200000 RM. Nach meinem Fortgang von Jena hörte die Förderung 
seiner Arbeit durch den Oberbürgermeister auf, so daß sie im Herbst 1947 eingestellt 
werden mußte. Zu erwähnen ist noch die Burgauer Gemeinschaft, ein Zusammen­
schluß von Künstlern und Kunsthandwerkern, um die sich der Architekt Kurt Jahn 
ehrenamtlich bemühte. Sie verschaffte den Mitgliedern mit Hilfe der Stadtverwaltung 
im Vorort Burgau Werkräume und Arbeitsmaterial. Mein Weggang von Jena leitete 
ihr Ende ein. 

5. Kulturelles Leben 

Auf die Wiedereröffnung der Friedrich-Schiller-Universität wurde von russischer Seite 
kurze Zeit nach dem Einmarsch in Thüringen großer Wert gelegt. Die Landesregie­
rung setzte mich als Wiederaufbaukommissar mit der Vollmacht ein, allenthalben Bau­
material zu beschlagnahmen und alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit 
die Universitätsgebäude möglichst schnell wiederhergestellt und der Vorlesungsbetrieb 
wieder aufgenommen werden konnten. Die Wiedereröffnung fand bereits am 15. Ok­
tober 1945 statt. Aus diesem Anlaß hatte der Kulturbund Jena eine repräsentative 
Festschrift mit mehreren Beiträgen herausgebracht, darunter auch einen Aufsatz von 
Ricarda Huch über den „Grundwillen des deutschen Volkes" [. . .] und den Wort­
laut meiner Rede über „Macht und Kultur" [ . . . ] , die ich auf der öffentlichen Grün­
dungsveranstaltung des Kulturbundes im Juli gehalten hatte. [ • • • ] 
[...] 
Die Enttäuschung bei dem kleinen Kreis der Eingeweihten war groß, als die bereits 
fertiggestellte Auflage der „Festschrift zur Wiedereröffnung der Friedrich-Schiller-
Universität" von der Militärregierung beschlagnahmt und vernichtet wurde. Stein des 
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Anstoßes war vor allem der Beitrag von Ricarda Huch „Der Grundwille des deutschen 
Volkes", aus dem ich nur die Schlußsätze zitieren will: 

Zwischen den Überbleibseln unserer Kultur, an die wir uns klammern wie Schiff­
brüchige an rettende Planken, und neuen Plänen, die Heilung aller Übel verheißen, 
stehen wir zweifelnd. Der Anweisung bedürftig, denken wir an unsere Universitä­
ten, die neben den Kirchen zu Hütern unserer Heiligtümer und unserer Kultur be­
rufen sind. Ihre Aufgabe ist es, das Alte, das sich als echt und fruchtbar bewährt 
hat, zu bewahren und gleichzeitig den neuen Gedanken zu sammeln, zu prüfen und 
zu fördern. Sie haben sich einen Teil der mittelalterlichen Unabhängigkeit sichern 
können und die Würde, nicht nach dem Willen irgend eines Menschen, sondern zur 
Ehre Gottes, d. h. im Dienste der Wahrheit, zu forschen und zu wirken. Wir feiern 
in diesen Tagen die Wiedereröffnung der Universität Jena. In unglücksschwerer Zeit 
entstanden, später vom Genius beglänzt und für immer ausgezeichnet, ist sie uns 
ein teures Wahrzeichen. Wir grüßen sie hoffend, daß alte Weisheit und neues Leben 
von ihr ausströmen und nicht nur unsere zertrümmerte Stadt, sondern weithin deut­
sches Land befruchten werden. 

Auch mein Beitrag „Macht und Kultur" fand keine Gnade bei den Zensoren; er wurde 
ohne meine Kenntnis gründlich zusammengestrichen und z. T. umformuliert. Als Er­
satz kam eine von 48 auf 16 Druckseiten reduzierte Festschrift zur Eröffnung der Uni­
versität ohne jede literarische oder wissenschaftliche Bedeutung zur Verteilung. 
An der Wiedereröffnungsfeier nahm u. a. der Gouverneur von Thüringen, General 
Tschuikow, der Sieger von Stalingrad, teil. Während des Festessens saß ich neben ihm; 
dabei konnte ich beobachten, daß er den Schnaps, der reichlich ausgeschenkt wurde, in 
eine nahe Blumenvase schüttete. Ich folgte seinem Beispiel, wir lachten uns verständ­
nisvoll an. 
Der erste Kurator der Universität war Max Bense53, der mit aller Energie daranging, 
der Wissenschaft zu dienen und Raum zu geben, drängten doch zahlreiche Funktionäre 
aus dem kommunistischen Lager dahin, Einfluß auf die Lehrtätigkeit, besonders an der 
pädagogischen Fakultät, zu nehmen oder gar selbst Hochschullehrer zu werden. Lange 
freilich konnte der Widerstand nicht andauern; Max Bense mußte Jena verlassen. 
Der erste Rektor der Universität, Professor Dr. Zucker54, war ehrlich bemüht, aber in 
dem Getriebe der Politik kein starker Mann. Übrigens habe ich mich damals bereit 
erklärt, eine Vorlesung über „Verwaltungsrecht in Geschichte und Praxis" mit insge­
samt 25 Semesterstunden zu halten; es war für mich eine größere Belastung, als ich 
vermutet hatte, weil ich mich auf jede einzelne Vorlesung besonders vorbereiten mußte. 
Die Schulen in Jena waren schon während der amerikanischen Besatzungszeit wieder­
eröffnet worden. Nach dem Einzug der Russen ergaben sich große Schwierigkeiten für 
ihre Arbeit, weil zum Teil wichtige Schulgebäude für die Besatzungsmacht beschlag­
nahmt wurden, noch mehr aber deshalb, weil eine sehr gründliche Säuberung der 
Lehrkörper von Nationalsozialisten stattfand. Der Mangel an Lehrern war so groß, 
daß Schnellkurse für die Ausbildung von „Neulehrern" eingerichtet wurden, um dem 
gröbsten Mangel abzuhelfen. Diejenigen Lehrkräfte, die zunächst noch unterrichten 
durften, obgleich sie als harmlose Mitläufer der NSDAP angehört hatten oder Reserve­
offiziere gewesen waren, wurden systematisch aus dem Schulbetrieb entfernt, sobald 
die notdürftig ausgebildeten Neulehrer in genügender Zahl zu Verfügung standen. 

53 Dr. Max Bense (geb. 1910), war in Jena 1946-1948 zugleich auch a. o. Professor für wis­
senschaftliche und philosophische Propädeutik. 1949 ging er an die Technische Hochschule 
Stuttgart. 
54 Dr. Friedrich Zucker (geb. 1881), o. Professor für Hassische Philologie in Jena seit 1918, 
blieb Rektor bis 1948 (Emeritierung). 
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F ü r das kul ture l le Leben in Jena w a r es wicht ig, daß es m i r schon im September 1945 
gelang, m i t dem Schauspieler John Bie rmann aus Berl in einen Ver t r ag über die F ü h ­
rung des Stadt theaters abzuschließen. Das w a r erforderlich, wei l städtische Mi t t e l zum 
Betrieb des Thea ters nicht zur Verfügung standen. B ie rmann w a r schnell dabei, gute 
Schauspieler aus W e i m a r zu engagieren u n d eröffnete das Thea t e r am 13. September 
1945 mi t Gri l lparzers Sappho. Es bleibt rühmenswer t , was bei den schwierigen ä u ß e r e n 
Umständen in dieser Zeit John Bie rmann mi t seiner Thea te rg ruppe geleistet ha t . 
Zur gleichen Zeit gelang es, die „akademischen Konzer te" Wiederaufleben zu lassen. 
Die Univers i tä t Jena ha t t e die gute Trad i t ion , sich u m die Pflege der Musik durch ih ren 
akademischen Musikdi rek tor zu k ü m m e r n . Damals w a r es Professor Volkmann, der das 
Fes tkonzer t zur Wiedereröffnung der Univers i tä t u n t e r M i t w i r k u n g der Singakademie 
Jena, der Weimar i schen Staatskapelle u n d der Reußischen Kapelle dir igier te . M i t den 
besten Konzer ten wa r t e t e die thüringische Staatskapelle aus W e i m a r u n t e r ih rem Dir i ­
genten Abendro th 5 5 auf. Alle Konzer te fanden in dem großen Volkshaussaal stat t und 
erfreuten sich gu te r Te i lnahme aus allen Kreisen der Bevölkerung. 

Die E r w a r t u n g e n , die an den K u l t u r b u n d geknüpft w u r d e n , haben sich nach meiner 
E r f a h r u n g nicht erfüllt . E r w u r d e sogar veran laß t , eine eigene Kandidatenl is te zur 
Gemeindewahl am 8. September 1946 aufzustellen, an deren Spitze der be rühmte u n d 
in Jena außerordent l ich beliebte Kinderarz t u n d Universitätsprofessor Dr . Jussuf Ibra­
h im stand. Tro tz vermeint l ich günst iger Voraussetzungen konnte der K u l t u r b u n d bei 
der W a h l n u r einen Sitz in der S tad tverordne tenversammlung gewinnen ; Professor 
I b r a h i m schloß sich der F rak t ion der L D P an. 

6. E r f ah rungen mi t der russischen Besatzung 

Der Oberbürgermeis te r t rug in den Augen der russischen K o m m a n d a n t u r für alles die 
V e r a n t w o r t u n g u n d m u ß t e ihr buchstäblich T a g u n d Nacht Rede u n d A n t w o r t stehen. 
Dieser Zustand dauer te e twa 4 -6 W o c h e n ; dann w a r es m i r gelungen, mi t dem Kom­
m a n d a n t e n e inen festen Aussprachetermin jeweils am Donners tag jeder Woche vor­
mit tags 11 U h r zu verabreden u n d damit die Regelung zu verbinden, daß ich im übr i ­
gen, soweit als möglich, nicht belästigt w u r d e u n d die Mi ta rbe i t e r des K o m m a n d a n t e n 
ihre F r a g e n u n d Wünsche an meine Dezernen ten unmi t t e lba r r ichteten. 
Der S tad tkommandan t w a r ein ukrainischer Oberst u n d Berufsoffizier, Held der So­
wjetunion, mi t dem ich gut auskam. Die E r f a h r u n g ha t m i r bestätigt, daß die Offiziere 
im Range eines Oberst (und höher) gebildete Persönlichkeiten waren , die sich u m Li te­
r a tu r u n d Kunst , u m die englische u n d die französische Sprache u n d dergl. bemüh ten 
und für ihre Kinder entsprechenden Pr iva tun te r r i ch t wünschten. Die Offiziere mi t ge­
r ingerem Rang haben auf mich einen m e h r oder weniger subal ternen Eindruck ge­
macht. E ine besondere Stel lung n a h m der politische Ver t r e t e r des S tad tkommandan ten 
e in ; er stand im Range eines Obers t leutnants u n d w a r der Kont ro l leur u n d Ver­
t r auensmann der bolschewistischen Pa r t e i in dem Appara t der S tad tkommandan tu r . 
Unser beiderseitiges Verhäl tnis blieb t rotz häufiger Begegnungen bis zu me inem Aus­
scheiden aus dem Amt unpersönlich, ja steif. Niemals ist in meiner Gegenwar t ein 
menschlich warmes W o r t über seine L ippen gekommen; auch Kar l Bar thel konnte , w ie 

55 Hermann Abendroth (1883-1956), als Direktor der Staatlichen Musikhochschule in Köln 
1934 entlassen, leitete 1934-1945 das Leipziger Gewandhausorchester und übernahm 1945 
die musikalische Oberleitung am Nationaltheater in Weimar sowie die Thüringische 
Staatskapelle. 
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er mir versicherte, trotz seiner langjährigen Zugehörigkeit zur Kommunistischen Partei 
mit dem Manne nicht persönlichen Kontakt gewinnen. E r ist für mich neben dem 
Leiter der NKWD in Jena die Inkarnation der bolschewistischen Diktatur geblieben. 
Die Sachbearbeiter in der Kommandantur waren Hauptleute und Offiziere niederen 
Ranges, die in vielen Fällen der Krieg aus ihren zivilen Berufen herausgerissen hatte 
und die sich voll innerer Unsicherheit als Sieger aufführten. Sie waren zum Teil be­
stechlich, in jedem Falle aber bei ihren Entscheidungen unberechenbar und unzuver­
lässig, da sie abweichende Anordnungen ihrer Vorgesetzten erwarten mußten oder 
gar befürchteten, wegen ihres Verhaltens zur Rechenschaft gezogen zu werden. Einige 
von ihnen versuchten sich durch Autodiebstähle und dergl. zu bereichern - auch mein 
Dienstwagen wurde eines Nachts aus der Garage des städtischen Verwaltungsgebäudes 
mit Gewalt herausgeholt. Obgleich das Fahrzeug noch in der gleichen Nacht mit einer 
anderen Farbe lackiert worden war, gelang es, den Dieb, einen russischen Offizier, 
dingfest zu machen, als er sich mit dem Wagen auf der Straße zeigte. Es ist mir nicht 
bekannt geworden, daß er wegen des Diebstahls bestraft worden ist; den Dienstwagen 
erhielt ich zurück. [ . . . ] 
Hier sei ein kleines Erlebnis vermerkt, das ich mit dem militärischen Vertreter des 
Stadtkommandanten, einem Major, hatte, der mit dem Leninorden ausgezeichnet war. 
Er war in Vertretung des Kommandanten mit anderen Angehörigen der Besatzungs­
macht einer Einladung in mein Haus gefolgt. Gegen Mitternacht herrschte ein feucht­
fröhliches Miteinander, einer der russischen Offiziere saß am Flügel, alle sangen Lie­
der. Besagter Offizier erkundigte sich bei meiner Frau nach ihrem Ergehen und erfuhr 
dabei, daß die Nahrungsmittelzuteilungen für eine Familie mit sechs Kindern allzu 
knapp wären und daß besonders Butter fehlte. Ich kam zu dem Gespräch hinzu, auch 
Karl Barthel mit seiner Frau. Der Offizier meinte, daß es dem Oberbürgermeister und 
seiner Frau an nichts fehlen dürfe, wobei Barthel und ich ihm widersprachen mit dem 
Hinweis darauf, daß wir nicht mehr beanspruchen könnten und wollten, als uns zu­
stünde. Der Offizier meinte, ich sollte mich selbst ausreichend mit Buttermarken be­
dienen ; auf meine Entgegnung, daß dies die Jenaer Arbeiter nicht verstehen würden, 
antwortete er kurz in deutscher Sprache: „Spuck ihm ins Gesicht", um klarzustellen, 
daß es darauf doch nicht ankäme. Aus dieser Auffassung sprach der Kastengeist, der 
jedenfalls bei den Besatzungstruppen auch sonst deutlich festzustellen war. Der unterste 
Stand waren die Mannschaften, einige Grade besser an Verpflegung, Kleidung usw. 
wurden die Unteroffiziere behandelt; bei den Offizieren verlief eine streng eingehal­
tene Grenze, unterhalb des Obersten. 
Die Militäradministration in Weimar unter dem Generalleutnant Kolesnitschenko56 

war eine bürokratische Institution wie andere auch. Die Abhängigkeit selbst des Gene­
rals von der Zentralinstanz in Karlshorst wurde mir besonders klar, als ich mit ihm 
wegen des Neubaues der Camsdorfer Brücke57 verhandelte. Der Befehl aus Karlshorst 
lautete auf schnellstmögliche Errichtung der Brücke in Holz; das Interesse der Stadt 
gebot mir, dafür einzutreten, die Brücke in Beton zu bauen, weil der Holzbau doch nur 
ein Provisorium gewesen wäre. Ich legte General Kolesnitschenko Zeichnungen für ein 
Projekt in Holz und andere Zeichnungen für ein solches in Beton vor und bat, sich 
mit dem Betonbau einverstanden zu erklären. Seine Gegenfrage war, wieviel Zeit für 
den Neubau in Beton gebraucht würde; die Brücke sollte bis Ende April fertig sein. 
Ich erwiderte, daß ich mich dafür stark machen würde, die Betonbrücke bis Ende Juni 
1946 dem Verkehr zu übergeben. Der General wich der von mir erbetenen Entschei-

56 Chef der Sowjetischen Militäradministration in Thüringen war GenOb. Tschuikow. Unter 
ihm leitete GenLt. Kolesnitschenko die zivilen und Verwaltungsangelegenheiten. 

57 Vgl. auch oben S. 913. 
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dung aus und erklärte etwa wörtlich: „Wenn ich Oberbürgermeister von Jena wäre, 
würde ich in Beton bauen." Die Genehmigung dazu gab er mir jedoch nicht. Eine 
Rückfrage in Karlshorst hätte längere Zeit in Anspruch genommen, was unter allen 
Umständen vermieden werden mußte. Ich verabschiedete mich von dem General mit 
dem Entschluß, den Bau in Beton durchzuführen, und bat um die nachhaltige Unter­
stützung der russischen Instanzen, die mir in der Tat zuteil wurde. Die Brücke war 
Ende Juni 1946 programmäßig fertig und wurde am 13. Juli mit einem wahren Volks­
fest eingeweiht. Die Militäradminstration in Karlshorst hatte dazu einen Vertreter im 
Range eines Obersten geschickt. Er hatte den Auftrag, mir mitzuteilen, daß die Stadt­
verwaltung Jena die erste wäre, die einen versprochenen Bautermin eingehalten hätte 
und daß ich mir daher als Belohnung die Förderung eines anderen Bauprojektes 
wünschen könne. Ich entschied mich für die Herstellung einer zweiten Brücke über 
die Saale. 
Eine sehr unerfreuliche und gefürchtete Institution war die russische Staatspolizei 
(NKWD)58, die sich im Amtsgericht eingerichtet hatte, weil sie das Gefängnis brauchte. 
In der ersten Zeit wurden wohl täglich Jenaer Bürger mit oder ohne Hilfe der deut­
schen Polizei verhaftet und der NKWD überstellt. Es war dem Außenstehenden nicht 
möglich zu erkennen, nach welchen Gesichtspunkten die Verhaftungen vorgenommen 
wurden, außer wenn sie frühere aktive Nationalsozialisten trafen. 
Karl Barthel und ich wurden aus den Kreisen der Bevölkerung immer wieder gebeten, 
uns um das Schicksal der verhafteten Personen zu bekümmern. Wir taten es mit be­
sonderem Nachdruck, wenn es sich um Angehörige der Stadtverwaltung handelte. Als 
ich mehrfach bei dem Leiter der NKWD, dem der Stadtkommandant keine Weisungen 
erteilen konnte, vorstellig geworden war, hielt er mir mit drohender Handbewegung 
vor, daß ich mich selbst der Unterstützung feindlicher oder subversiver Kräfte 
verdächtig machte, wenn ich mich für die Entlassung verhafteter Personen ein­
setzte. Bei städtischen Angestellten, z. B. bei dem Leiter des Jenaer Elektrizitätswerkes, 
begnügte ich mich daher in Zukunft mit der persönlich vorgetragenen Frage, ob ich für 
den Verhafteten einen Nachfolger einstellen sollte, d. h. ob er für längere Zeit einge­
sperrt war oder nicht. Nach einigen Tagen erhielt ich in der Regel eine zutreffende 
Auskunft: 
Die NKWD-Stelle in Jena hatte sich an zuständiger Stelle danach erkundigt, ob der 
Verhaftete nur als Zeuge in einem anderen Verfahren gebraucht wurde, oder ob ihm 
selbst der Prozeß gemacht werden sollte. Die Angehörigen hatten in der Regel keinen 
Zutritt zu den Verhafteten bei der NKWD, es wurde ihnen aber in den meisten Fällen 
bedeutet, daß sie zur Erleichterung des Schicksals ihrer Angehörigen wesentlich bei­
tragen könnten, wenn sie Decken und Matratzen lieferten und auch Nahrungsmittel 
herbeischafften. Niemals ist zu meiner Zeit einer der Verhafteten mit den ihm bei­
gestellten Decken und Matratzen zurückgekehrt. 
[ . . . ] 
Auch für Vertrauenspersonen wie mich als dem ausdrücklich überprüften und geneh­
migten Oberbürgermeister war der Umgang mit den russischen Instanzen deswegen oft 
schwierig, weil eine große Empfindlichkeit und ein tiefes Mißtrauen bei allen Stellen 
ständig beachtet werden mußte. Wie schnell waren Offiziere bei der Hand, das Ver­
halten deutscher Bürger als Beleidigung der Roten Armee aufzufassen und dement­
sprechend scharf zu mißbilligen oder gar zu bestrafen. Ich bin einige Male stutzig ge­
worden,als mein gewiß vorsichtiges Verhalten auf Kritik stieß und drohende Äuße-

58 Die Sicherheitsorgane der Sowjetunion unterstanden damals noch dem Volkskommissariat 
für Innere Angelegenheiten (NKWD); im Oktober 1946 ging die Zuständigkeit für Sicher-
heits- und Abwehrfragen auf das Ministerium für Staatssicherheit (MGB) über. 
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rungen hervorrief. Es hat sich in einem Falle darum gehandelt, daß ich nicht sehr frei­
zügig als Erster meinen Gruß anbrachte, oder in einem anderen Falle, daß eine 
lachende Bemerkung als der Versuch des Lächerlichmachens russischer Personen oder 
Einrichtungen hingestellt wurde. Mit dem Verdacht der Konspiration war man sehr 
schnell zur Hand. Eine Konferenz der Oberbürgermeister von Sachsen und Thüringen, 
die in Halle stattfand, und zu der Oberbürgermeister Zeigner59 aus Leipzig eingeladen 
war, rief das Mißtrauen der russischen Dienststellen hervor und durfte nicht wieder­
holt werden. Ich habe freilich ohne jede Heimlichkeit die Oberbürgermeister der sieben 
kreisfreien Städte des Landes Thüringen regelmäßig zu Besprechungen eingeladen, 
ohne auf Widerstand bei den Besatzungsstellen zu stoßen. 
Der frühere Fahrrad-Fabrikant Paul Decker aus Deutsch-Wartenberg, ein guter Be­
kannter von mir, der nach Sachsen geflohen war, hatte einen Rundbrief „Heimatver­
bundener Schlesier" verfaßt und verschickt, um die persönlichen Beziehungen mit den 
ihm bekannten Flüchtlingen wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten. Die NKWD 
hat ihn wegen feindlicher Konspiration eingesperrt und lange Zeit festgehalten; dabei 
ist der alte Mann - er war über 70 Jahre alt und kränklich - übel mißhandelt worden, 
so daß er ein Auge verlor. In solchen Dingen war höchste Vorsicht geboten; die Russen 
ließen nicht mit sich reden, sie schöpften sofort Verdacht auf Geheimbündelei und 
subversive Tätigkeit oder gar auf die Vorbereitung von Gewaltverbrechen. Ich erinnere 
mich noch an ein anderes Beispiel: Der Leiter der Thüringischen Staatsbank in Jena, 
Dr. Koch, war als aufrechter Demokrat und Gegner des Nationaloszialismus bekannt. 
Als er eines Tages nach Einbruch der Dunkelheit von der Arbeit heimging, traten zwei 
russische Soldaten kurz vor seinem Haus auf ihn zu mit der Frage, ob er Dr. Koch sei, 
er wäre doch Faschist und solle mit ihnen kommen. Herr Koch verbat sich die Belästi­
gung auf der Straße; er soll einen der beiden Soldaten mit seinem Spazierstock ge­
schlagen haben. Die Soldaten verschwanden, Koch ging in seine Wohnung und wurde 
kurze Zeit darauf von einer bewaffneten Gruppe russischer Soldaten abgeholt. Es ist 
niemals mehr von ihm etwas verlautet. 

7. Die Haltung der deutschen Bevölkerung 

Obwohl die amerikanischen Besatzungsstellen eifrig darum bemüht waren, den ver­
einbarten und kurz bevorstehenden Wechsel der Besatzung von Thüringen zu ver­
heimlichen, war die nahe Ankunft der Roten Armee doch weitgehend bekannt gewor­
den. Die Bevölkerung verhielt sich ob des bevorstehenden Wechsels der Besatzungs­
truppen durchaus reserviert. Der Krieg war ja zu Ende; man wartete darauf, was die 
Siegermächte nach den Beschlüssen der Potsdamer Konferenz mit dem deutschen Volke 
vorhätten. Schon am 21. Juli 1945 fand eine von den Besatzungsstellen genehmigte 
große Kundgebung der Jenaer Bevölkerung im Volkshaussaal statt, deren Grundthema 
war, die Einheit der Nation zu retten. Damals sprachen außer mir Karl Barthel, 
Dr. Herbert Koch, Professor Veil, der Vorsitzende der KPD Wehner und andere Poli­
tiker. Plakate mit dem Bild Stalins kündeten an, daß die deutsche Einheit in dem 
verkleinerten Gebiet gewahrt würde, wie es Stalin in seinem Tagesbefehl an die Rote 
Armee vom 1. 5. 45 verkündet hatte. 

[ • • • ] 

59Dr. Ernst Zeigner (geh. 1886), Jurist, Mitglied der SPD nach 1918, 1921 sächsischer Justiz-
minister, 1922 auch Landtagsabgeordneter, 1923 als Ministerpräsident von Sachsen im 
Konflikt mit der Reichsregierung Stresemann, wurde am 16. Juli 1945 Oberbürgermeister 
von Leipzig. 
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Bald nach dem E inzug der russischen Besatzung verbre i te ten sich a l lenthalben Ge­
rüchte m i t m e h r oder minde r detai l l ier ten Angaben übe r die P l ü n d e r u n g e n bei der 
Besetzung von Berl in u n d über die Schändung deutscher F rauen . W e n n sich auch 
solche Vorgänge Anfang Ju l i 1945 bei der Besetzung des westl ichen Sachsens u n d des 
Landes T h ü r i n g e n nicht gerade häufig wiederhol ten , so w a r doch die Bevölkerung über 
die H a l t u n g der östlichen Siegermacht - nicht n u r im Vergleich zu den Amer ikanern -
enttäuscht u n d zum Tei l sogar erschrocken. Es zeigte sich der Bevölkerung deutlich 
der Unterschied bei den Besatzungstruppen in der persönlichen Hal tung , in der 
menschlichen Bildung u n d auch im Mange l an christlichem Glauben. 
Die Ent täuschung wuchs, je mehr sich im Laufe der Zeit zeigte, daß die Ver t re te r der 
Siegermacht R u ß l a n d - u n d zwar weder die Offiziere noch die brei te Masse der Sol­
daten - i rgendwie Spuren einer demokratischen oder sozialistischen G r u n d h a l t u n g im 
westl ichen Sinne bekundeten. Es w u r d e darüber geklagt, daß die Volksdemokrat ie we­
nig mi t dem Begriff der Demokra t ie gemein hä t te , w ie er uns in Deutschland nach 
der Französischen Revolut ion auf G r u n d der einfachen Schulbi ldung geläufig w a r . 
Von der ethischen G r u n d h a l t u n g des Sozialismus, die i h re W u r z e l n tief im Chr i s t en tum 
hat , w a r schon gar nichts bei den Ver t r e t e rn der sowjetrussisch-sozialistischen Republ ik 
zu merken. Der fast völlige Mange l an Rücksichtnahme auf die deutschen Juden als 
Opfer des Nationalsozial ismus u n d auf andere Naziverfolgte - a u ß e r bei wicht igeren 
F u n k t i o n ä r e n - , auf Kriegsbeschädigte u n d andere sozial benachteiligte Personen oder 
Gruppen bewies die H ä r t e des östlichen Regierungssystems. Die zum Tei l p lumpe P ro ­
paganda, die im E inve rnehmen mi t der K P D betr ieben w u r d e u n d sich der Begriffs­
v e r w i r r u n g , der List u n d auch der b e w u ß t e n Lüge bediente, w i rk te wie der Vorbote 
einer düsteren Zukunft. 

Die mi t g roßem Aplomb von der russischen Adminis t ra t ion befohlene u n d von deut­
schen Ins tanzen durchgeführte sog. Bodenreform brachte die erste, sehr tief wi rkende 
politische Spannung u n d Ent täuschung. Der zweite Vizepräsident der thüringischen 
Landesregierung, ein CDU-Mitg l ied namens Dr . Kolter6 0 , s t räubte sich, seinen N a m e n 
u n t e r das Gesetz zur Bodenreform für das L a n d T h ü r i n g e n zu setzen, wei l er gewisse 
Mi lde rungen u n d Ausnahmemöglichkei ten nicht zuletzt un t e r dem Gesichtspunkt des 
Schutzes der politisch Verfolgten des Nazisystems vergeblich gefordert ha t te . E r w u r d e 
seines Amtes entsetzt, von den Russen verhaftet u n d ha t seinen politischen Widers t and 
mi t dem Tode bezahlt . An seine Stelle t r a t der CDU-Pol i t iker Dr . Hans Lukaschek6 1 , 
der die politische Aussichtslosigkeit aller Bemühungen sah, an der Bodenreform nach 
russischem Befehl etwas zu ändern , u n d berei t war , das Gesetz im Lande T h ü r i n g e n 
durchzuführen. Lange h a t er seines Amtes nicht gewaltet , wei l es i h m als aufr icht igem 
M a n n e unmöglich w a r , die Pol i t ik mi tzumachen, die von den russischen Dienststellen 

60 Dr. Kolter hatte unmittelbar nach Kriegsende dem Antifa-Ausschuß in Weimar angehört, 
war Mitbegründer der CDU in Thüringen und im Sommer 1945 in der Landesverwaltung 
unter Paul für das Ressort Land- und Forstwirtschaft verantwortlich. Die Verordnung über 
die Bodenreform in Thüringen wurde am 10. September 1945 erlassen. Vgl. hierzu auch 
den auf die sowjetische Besatzungszone bezogenen Überblick bei G. J. Trittel, Die Boden­
reformin der Britischen Zone 1945-1949, Stuttgart 1975, S. 12 ff. 

61 Dr. Hans Lukaschek (1885-1960), bis 1933 Mitglied der Zentrumspartei, 1929-1933 Ober­
präsident der Provinz Oberschlesien, wegen Verbindung zum Kreisauer Kreis 1944—1945 
im KL Ravensbrück, 1945 Mitbegründer der CDU in Thüringen, Sept. 1945 bis zu seiner 
Amtsenthebung im Sept. 1946 Leiter des thüringischen Landwirtschaftsministeriums. L. 
siedelte 1947 in die Westzonen über, wurde 1948 Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet und war 1949-1953 Bundesminister für Angelegenhei­
ten der Vertriebenen. 
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verlangt wurde. Übrigens hat auch mein Freund Herbert Radig, ein ausgesprochener 
Gegner des Nationalsozialismus, als verantwortlicher Mann für die Landwirtschaft im 
Lande Brandenburg seinen Widerstand gegen die befohlene Bodenreform, wie mir 
berichtet wurde, mit dem Tode bezahlt. 

Die fast bedingungslose Ergebenheit der kommunistischen deutschen Spitzenfunktio­
näre gegenüber den Wünschen und Maßnahmen der russischen Besatzungsmacht wurde 
den Jenaern besonders deutlich am Falle der Demontage der Zeißwerke und der Glas­
fabrik Schott & Gen. vor Augen geführt. Es war nach und nach durchgesickert, daß 
diese beiden Wirtschaftssäulen der Stadt Jena vollständig demontiert werden sollten, 
nachdem man eine Bestandsaufnahme von russischer Seite durchgeführt hatte. Man 
wollte sich nicht damit begnügen, die Produktion dieser beiden Unternehmungen für 
Rußland in Anspruch zu nehmen. Ich erinnere mich noch deutlich, daß ich im Sommer 
1946 wegen der drohenden Demontage mit Karl Barthel und Mitgliedern vom Be­
triebsrat der Zeiß- und Schottwerke bei Walter Ulbricht in Berlin vorstellig war und 
ihm eine Denkschrift überreichte. Der Eindruck, den wir alle von diesem wichtigsten 
Funktionär in Berlin hatten, war vollkommen negativ. Ulbricht hat auch nicht mit 
einem Worte angedeutet, daß er bereit wäre, sich für das Jenaer Anliegen bei der 
russischen Besatzungsmacht einzusetzen. Er versuchte uns klarzumachen, daß größere 
politische und wirtschaftliche Gesichtspunkte vorlägen, die für die Demontage sprä­
chen, und daß die Jenaer sich darein fügen müßten. Wir kehrten hoffnungslos nach 
Jena zurück. Die Demontage begann allerdings erst nach den Kommunalwahlen vom 
September 1946. 

Bevor wir in Walter Ulbrichts Büro geführt wurden, warteten wir bei dem Genossen 
Zinne von der Kommunalabteilung der SED und plauderten miteinander. Als die 
Sprache auf die wirtschaftliche Einheit Deutschlands kam, bemerkte Zinne, daß er 
kurz zuvor mit Walter Ulbricht darüber gesprochen habe; er hätte ihm (Zinne) gegen­
über klar ausgesprochen: „Was sollte denn dann aus uns werden?" 

Nachdem die SPD durch die Vereinigung mit der KPD zur SED außer Funktion 
gesetzt war, worüber ich anschließend berichte, konnten die ersten allgemeinen Wah­
len zu den Gemeindeparlamenten in Thüringen am 8. September 1946 durchgeführt 
werden. Bezeichnend ist das Ergebnis für Jena, wonach die LDP 21 Sitze errang, das 
waren 3 Sitze mehr als die SED und 11 Sitze mehr als die CDU. 

Die ganze Schwere des deutschen Schicksals im russischen Besatzungsgebiet wurde erst 
nach diesen Wahlen spürbar. Es begann für Jena mit der Demontage der Betriebe von 
Zeiß und Schott bis zu den Fahrstühlen und Fensterbeschlägen. Bald folgte eine noch 
viel radikalere „Säuberung" der öffentlichen Verwaltung von ehemaligen National­
sozialisten und Offizieren. Die Enteignung gewerblicher Unternehmungen reichte bis 
zu den Handwerksbetrieben herab; nach Durchführung der Demontage lasteten schwe­
re Reparationslieferungen auf dem Lande, die Bevölkerung verharrte schutzlos und 
zum größten Teil innerlich gebrochen - schon nach den Erfahrungen des Dritten 
Reiches - in stummem Schweigen und in Angst vor den Nachbarn rechts und links. 
Allenthalben waren Spitzel tätig, für Denunzianten war ein weites Feld der Betätigung 
gegeben, die NKWD hatte im Herzen der Bevölkerung die Stelle eingenommen, die 
jahrelang von der Gestapo besetzt war. Es gab wieder einen „deutschen Blick", d. h. 
das ängstliche Umschauen nach rechts und links, bevor der ehrliche Mann oder die 
ehrliche Frau den Mund auftat. Von den früheren sozialdemokratischen Funktionären 
verzehrten sich einige in Schmerz und Gram. Ich denke besonders an den braven Wil­
helm Richter, den naziverfolgten Geschäftsführer der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
in Jena, oder an Eduard Heintz, den Betriebsratsvorsitzenden der Schottwerke, beide 
alte Sozialdemokraten, die ihre öffentlichen Funktionen aufgaben, weil es ihnen auf 
die Dauer nicht möglich war, in unehrlicher Haltung zu verharren. 
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8. Der Zusammenschluß von SPD und KPD 

Bei nachträglicher Betrachtung bin ich davon überzeugt, daß im Sinne des maßgeben­
den kommunistischen Regimes die Verschmelzung der beiden Arbeiterparteien, der 
SPD und der KPD, zur politischen Einheit der Arbeiterklasse unmittelbar nach der 
Besetzung der sowjetischen Zone, also noch bevor die Errichtung von Parteien amtlich 
zugelassen war, in Thüringen auch während der amerikanischen Besatzungszeit, vor­
bereitet wurde. Das geschah in allen Stadt- und Landkreisen mit der Bildung der An-
tifa-Ausschüsse (Antifaschistischen Ausschüsse)62, in denen kommunistische Funktio­
näre die Führung an sich brachten und in vielen Fällen auch die Mehrheit, ohne daß 
die anderen Mitglieder recht verstanden, was eigentlich gespielt wurde. Diese Aus­
schüsse waren zunächst - unter den sowjetischen Besatzungsinstanzen - die maßgeben­
den politischen Vertretungen der deutschen Bevölkerung, die sich zumal in den ersten 
Monaten nach der Kapitulation mit allen ihnen wichtig erscheinenden Fragen wie der 
Auswahl der leitenden Beamten (Bürgermeister, Oberbürgermeister, Landräte, Vor­
steher der Arbeitsämter usw.), aber auch mit der Erfassung und der Verteilung von 
Nahrungsmitteln, mit dem Arbeitseinsatz, der Entnazifizierung und anderem mehr be­
faßten, ohne praktisch eine Verantwortung zu tragen. Die Antifa-Ausschüsse setzten 
sich aus den Vertretern der später zugelassenen Parteien, der Gewerkschaften und aus 
anderen Gruppen zusammen, die als Gegner des Nationalsozialismus sich bewährt 
hatten oder jedenfalls als solche galten. Erst nach und nach mit dem Fortschritt des 
Aufbaues und der ordentlichen Besetzung der Verwaltung in den Ländern und Ge­
meinden trat eine Wandlung ein und schwand der Einfluß der Antifa-Ausschüsse; er 
ging auf die Parteien und später auf die gewählten politischen Körperschaften über. 
Die Mitglieder der SPD - ich nenne als Kronzeugen Dr. Hermann L. Brill, den Vor­
sitzenden der Bezirkskonferenz Thüringen, den ersten Präsidenten des Landes - haben 
bis Dezember 1945 geglaubt und sind davon ausgegangen, daß sie in der Frage der 
Verschmelzung von SPD und KPD das Recht der freien Entscheidung hätten. Sie 
waren im Irrtum und hatten die Strategie und Taktik der Funktionäre nicht erkannt. 
Das ist auf der Sitzung des Gesamtvorstandes des Landesverbandes Thüringen der 
SPD am 26. November 1945 in Weimar durch den Meinungsstreit zwischen dem 
Vorsitzenden Dr. Brill und seinem Vertreter und Nachfolger Heinrich Hoffmann 
deutlich geworden. 
Dr. Brill schlug in seinem Hauptreferat vor, eine Reichsorganisation der SPD her­
zustellen, die über die Zonen hinweggeht, weil die Einigung von SPD und KPD selbst 
über die Landesverbände oder die Zonen hinaus keine Lösung wäre; die so zusam­
mengesetzte Partei ware die wichtigste Voraussetzung für die Herstellung der Reichs­
einheit und damit für die Lösung aller proletarischen Lebensfragen. Dem neuen Par­
teivorstand sollten zumindest zur Hälfte Genossen angehören, die nachweislich in der 
Illegalität gearbeitet haben. Brill empfahl die kollektive Mitgliedschaft der Gewerk­
schaftsverbände in der späteren vereinigten deutschen Arbeiterpartei, wobei ihm das 
Vorbild in England vorschwebte; er wandte sich besonders nachdrücklich gegen die 
zentralistische Organisation der KPD. 

„Wir stehen vor der Schicksalsfrage63, ob es der deutschen kommunistischen Partei 
möglich sein wird, etwas an ihrem Charakter zu ändern und sich in diese sozialisti­
sche Einheit der Arbeiterklasse, wie wir sie für notwendig halten, einzufügen. -

62 Zur Tätigkeit der Antifa-Ausschüsse und zu den Motiven und Tendenzen der Vereinigungs-
bestrebungen vgl. die in den Anm. 10 und 18 genannte Literatur. 

63 Das Protokoll dieser Vorstandssitzung (masch.schr., 123 S.) ist auch im Nachlaß Brill er­
halten und von Moraw, Die Parole der „Einheit", S. 115 ff., 135 und 145, zu kleineren Tei­
len zitiert worden. 
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Manche schütteln mit dem Kopf. Ich halte es trotzdem für möglich. Denn, Genossen, 
auch die KPD ist bei allen Machtmitteln, die ihr heute zur Verfügung stehen, in 
der Massenbewegung nur eine kleine organisatorische Minderheit, und die Massen 
werden ja einmal Gelegenheit haben, über die Politik der kommunistischen Partei 
das Urteil zu sprechen, und ich glaube, das Urteil der Massen wird auch für die 
Führung der KPD maßgebend sein. Ich bin deshalb durchaus nicht hoffnungslos." 

Ich bringe nunmehr die Entgegnung von Heinrich Hoffmann ohne größere Kürzungen 
im Wortlaut des Protokolls, weil sie nach meiner Auffassung die damalige Situation 
bei den Vereinigungsbestrebungen (zumindest im Lande Thüringen) klar zeigt. Hoff­
mann führte aus: 

„Zwischen dem Genossen Brill und mir besteht eine Meinungsverschiedenheit. 
Diese Meinungsverschiedenheit ist nicht grundsätzlicher Art, sondern rein taktischer 
Natur in Bezug auf unser Verhalten in dieser Frage. Dieser Widerspruch zwischen 
ihm und mir ist genau der gleiche Widerspruch, wie er in seinem Referat zum Aus­
druck kam, er liegt sogar in ihm selber. Denn Genosse Brill sagte eingangs seiner 
Ausführungen, daß die Einigung des Proletariats die größte Frage von taktischer 
Bedeutung sei, aber nicht die größte politische Frage der Gegenwart. Im weiteren 
Verlauf des Referats hat er zum Ausdruck gebracht, daß diese Frage über Leben 
und Tod der deutschen Arbeiterklasse entscheidet. Und das ist der eigentliche Kern, 
Genossen, das ist der Widerspruch, der zwischen uns besteht. Ich bin der Auffas­
sung - und ich habe diese Auffassung immer wieder in den Versammlungen zum 
Ausdruck gebracht -, daß die Einheit der deutschen Arbeiterklasse kommen muß, 
wenn wir nicht überhaupt untergehen sollen, nicht nur wir als Arbeiterklasse, son­
dern das ganze deutsche Volk. Der Wiederaufbau des neuen wirtschaftlichen und 
politischen und sozialen Lebens in Deutschland ist nur möglich durch eine einheit­
lich geführte deutsche Arbeiterklasse. Es gibt keinen anderen Weg. Und weil dem 
so ist, deshalb darf diese Frage nicht vom Standpunkte des Parteiegoismus aus be­
trachtet werden, sondern sie muß beantwortet werden von dem Verantwortungs­
bewußtsein gegenüber dem deutschen Volke, vor allem aber von dem Verantwor­
tungsbewußtsein gegenüber der deutschen Arbeiterklasse. Und da müssen wir uns 
so einstellen, daß wir die KPD nicht als Gegner oder als Feind der SPD betrachten, 
sondern als zukünftigen oder schon gegenwärtigen Bundesgenossen. Genossen, wenn 
Ihr das für unmöglich haltet und wenn Ihr es nicht über Euch bringt, die Dinge so 
zu betrachten, daß die kommunistischen Funktionäre und die kommunistischen Mit­
glieder in absehbarer Zeit Mitglieder einer Partei sind, mit der wir genossenschaft­
lich und kameradschaftlich zusammenarbeiten, wie das früher auch zwischen Las-
salleanern und Eisenachern für unmöglich gehalten wurde und dann doch zu einer 
Einigung führte, wie es zwischen USPD und Mehrheits-Sozialdemokraten zunächst 
für unmöglich gehalten wurde und dann doch zur Einigung führte und dann ver­
trauensvoll und kameradschaftlich Hand in Hand gearbeitet wurde, genauso muß es 
in Zukunft werden [sic]. 

Wir haben uns in dieser Frage ja bereits entschieden, indem wir am 8. August den 
Aktionsausschuß gebildet haben. In diesem Aktionsausschuß ist in mehreren Sit­
zungen ein Aktionsprogramm beschlossen worden. Wenn dieses Aktionsprogramm 
von unseren Genossen draußen nach seinem Wortlaut und nach seinem Sinn mehr 
beachtet worden wäre, wenn mehr danach gearbeitet worden wäre, dann wären 
manche Schwierigkeiten und Widerstände, die hier und da aufgetreten sind, gar 
nicht erst aufgekommen. Es liegt vielfach an unseren eigenen Genossen, wenn sie 
sich gegen einzelne irregeleitete Elemente der KPD, die plötzlich Oberwasser erhal­
ten haben, nicht durchzusetzen vermögen. Die Bezirksleitung der KPD jedenfalls ist 
ehrlich bemüht, solchen Elementen das Handwerk zu legen und sie kaltzustellen. 
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Wenn wir zu einer Verständigung mit der KPD kommen, daß der Status quo, das 
gegenwärtige Kräfteverhältnis im Lande, aufrechterhalten bleibt, daß dort, wo ein 
kommunistischer Landrat oder Oberbürgermeister gewesen ist, wieder ein kommu­
nistischer Landrat oder Oberbürgermeister hinkommt, und daß dort, wo ein sozial­
demokratischer Landrat oder Oberbürgermeister gewesen ist, wieder ein sozial­
demokratischer Landrat oder Oberbürgermeister hinkommt - und genau das gleiche 
gilt für die Betriebsräte und für die übrigen Posten - dann wissen die Kommunisten, 
daß sie uns nicht überfahren können. Das sind Vereinbarungen, die eingehalten 
werden müssen. 
Genossen, die Frage der Einheit setzt eine einheitliche Grundlage voraus, und ich 
habe auf der ersten Bezirkskonferenz am 11. August klar und deutlich zum Aus­
druck gebracht, daß ich die SPD nicht als einen Selbstzweck ansehe, sondern als ein 
Mittel zum Zweck, die Lage der Arbeiterklasse zu heben. Wenn wir von dieser 
Grunderkenntnis ausgehen, daß die Partei nicht Selbstzweck, sondern ein Mittel 
zu dem Zweck ist, unser Ziel zu erreichen, dann kommen wir zu der Schlußfolge­
rung, daß zwischen unserer Grundeinstellung und der Grundeinstellung der Kom­
munisten im gegenwärtigen Augenblick keine großen Differenzen bestehen. 
Was ist Politik? Politik ist letztenendes Kampf um die Macht. Wir wollen die 
Macht; nicht für die Partei, sondern für die gesamte deutsche Arbeiterklasse. Ande­
renfalls kommen wir nicht zum Ziele. Und die Strategie der KPD, Genossen, ist ein­
deutig darauf gerichtet, die Macht im werdenden Staate zu erlangen. Diese Politik 
hat sie von Anfang an sehr folgerichtig betrieben. Ich habe mir in stiller Stunde 
einmal Aufzeichnungen darüber gemacht. 

Das erste nach dem Einmarsch der Amerikaner war es, die Großbetriebe für sich 
zu gewinnen und die Großbetriebe durch das Einsetzen von antifaschistischen Ver­
trauensleuten zu beherrschen, die Gewerkschaften zu besetzen, die Zentralen der 
Gewerkschaften nach Erfurt, der größten Stadt in Thüringen und dem wichtigsten 
Verkehrsknotenpunkt, zu verlegen. Das ist ihr gelungen. Die KPD konnte das durch­
führen, weil wir damals keineswegs in der Lage waren, dem entgegenzuwirken. 
Zweitens: Die KPD hat von Anfang an versucht, die großen Städte in Thüringen 
in ihre Hand zu bekommen und die Oberbürgermeisterstellen und Polizeistellen zu 
besetzen. Auch das ist ihr gelungen. Erfurt, Gera, Nordhausen sind in der Hand 
kommunistischer Oberbürgermeister. Alle drei Städte sind wichtige Verkehrsknoten­
punkte. Die KPD hat es weiter versucht, und sie versucht es heute noch, das Land­
volk für sich zu gewinnen durch die Bodenreform, durch die Bildung von Orts- und 
Kreiskommissionen, durch das Einsetzen von kommunistischen Landräten in rein 
bäuerlichen Bezirken, z. B. Weißensee, Langensalza, Saalfeld. Ich stelle Tatsachen 
fest. Sie hat weiter versucht, die Polizeiorganisation in ihre Hand zu bekommen, 
die Polizeiinspektionen im ganzen Lande mit Kommunisten zu besetzen und einen 
Polizeiapparat über ganz Thüringen aufzubauen. Die Mehrzahl der Polizeipräsiden­
ten ist kommunistisch. Die KPD stellt den ersten Vizepräsidenten des Landes mit 
großen Vollmachten und sie ist im Besitz der Präsidialkanzlei. Die KPD hat also 
praktisch alle Machtpositionen im Lande in der Hand. Das sind Tatsachen. Es ist die 
Frage, ob wir das von dem Standpunkte einer gemeinsamen Politik im Interesse der 
gesamten Arbeiterklasse als verwerflich betrachten. Ich kann es nicht als verwerflich 
betrachten, daß eine Partei, die die Interessen der Arbeiterklasse vertritt, auch die 
Machtposition im Staate erwirbt. 

Es handelt sich außerdem um eine Frage nicht nur für die Zukunft von Tod und 
Leben der deutschen Arbeiterbewegung, sondern auch um die Frage, ob Leben oder 
Untergang der SPD. Denn Genossen, seien wir uns doch darüber klar: Würden 
wir einen Kampf gegen die KPD entfesseln, dann würde das bedeuten, daß wir einen 
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Kampf gegen die Besatzungsmacht auszutragen haben. Können wir uns das leisten? 
Das Potsdamer Abkommen schreibt eindeutig vor, daß das politische Leben in 
Deutschland nach den Richtlinien der Besatzungsmacht sich zu vollziehen hat, nach 
den politischen Anschauungen der jeweiligen Besatzungsmacht. D. h., das politische 
Leben in der englischen oder der amerikanischen Besatzungszone kann anders sein 
und wird anders sein, als das politische Leben innerhalb der russischen Besatzungs­
zone. Ich habe auf dem Landesparteitag schon zum Ausdruck gebracht, daß wir erst 
durch den Befehl des Marschalls Schukow vom 2. Juni64 die Möglichkeit gehabt ha­
ben, unser politisches Leben wieder aufzubauen, und ich habe daran anknüpfend die 
Bemerkung gemacht: Politische Geschenke verpflichten. D.h., auch wenn wir uns 
nicht ohne weiteres unter die Beschlüsse des Potsdamer Abkommens stellen würden, 
so würden wir doch schon allein auf Grund dieses Befehls moralisch verpflichtet sein, 
uns durchaus loyal und vertrauensvoll mit der Besatzungsmacht abzufinden und 
gemeinsam mit ihr zu arbeiten. Darüber hinaus liegen die Beschlüsse der beiden 
Zentralinstanzen vor, des Zentralkomitees und des Zentralausschusses65, an die wir 
gebunden sind. Unsere Linie ist damit eindeutig klargestellt und festgehalten. 
Kurz und gut, Genossen, ich bin der Auffassung, daß wir unser Verhalten gegen­
über der KPD so einstellen sollten, daß wir sie als eine Bruderpartei betrachten, 
mit der es keinen Machtkampf gibt, sondern mit der es eine Bündnispolitik zu be­
treiben gilt. Und ich unterschreibe durchaus noch das, was am 8. August ich unter­
schrieben habe, daß ich mit ihr verantwortungsvoll und kameradschaftlich zusam­
menarbeiten will. Das bedeutet, daß wir einen Führungsanspruch aufgrund marxi­
stischer Erkenntnisse erheben müssen und daß wir daraus die Schlußfolgerung zu 
ziehen haben, nämlich: Erst die Parteivereinigung und dann die Massenvereinigung. 
Wenn beide Parteien sich erst einmal zusammengefunden haben, bilden sie eine so 
große Masse, daß sie zwar [sic] als Magnet auf die vielen indifferenten Menschen 
wirken und diese an sich heranziehen. 

Wir wollen die Revolution, wir wollen die soziale Umwälzung und die klassenlose 
Gesellschaft, und wir sind durchaus nicht weniger radikal als die Kommunisten. Das 
beanspruche ich jedenfalls für mich. Und ich glaube, daß wir einig sein müssen darin, 
daß wir alles vermeiden müssen, was Gegensätze zwischen den beiden Parteien her­
vorruft, und nur so kommen wir zum Ziele." 

In seinem Schlußwort führte Dr. Brill u. a. aus: 
„Meiner Meinung nach begeht der Genosse Hoffmann einen prinzipiellen Fehler, 
wenn er die Frage des Zusammenschlusses mit der Frage der Zusammenarbeit ver­
wechselt. Für ihn ist das das Gleiche; für mich sind es zwei verschiedene Dinge. Die 
Frage der Zusammenarbeit in den Verwaltungsorganen ist nur ein Teil - und ich 
glaube der untergeordnete Teil - für die Frage des Zusammenschlusses und der 
Schaffung der Einheit der deutschen Arbeiterbewegung. Daß wir mit den Kom­
munisten überall zusammenarbeiten, das ist selbstverständlich. Daß wir auch jeden 
Kommunisten zu stützen suchen im Kampf gegen bürgerliche Kreise, auch das ist 
selbstverständlich. Wenn es seitens der Kommunisten gegenüber den Sozialdemo­
kraten genauso gemacht würde, ich glaube, dann lägen die Verhältnisse um ein 
Vieles besser. Das ist leider nicht der Fall. Es ist nicht ein zweiseitiger Bündver­
trag, in dem wir zueinander stehen, sondern es ist ein einseitiges diktiertes Ver­
hältnis. 

64Gemeint ist wahrscheinlich der Befehl Nr. 2 der Sowjetischen Militäradministration vom 
10. Juni 1945 über die Zulassung von politischen Parteien. 
65 Zentralkomitee (ZK) der KPD; Zentralausschuß (ZA) der SPD. 
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Praktisch, stelle ich fest, ändert sich an unserer Linie nichts. Es ist maßgebend der 
Beschluß des Landesparteitages. Wir werden also versuchen, die Zusammenarbeit 
fortzusetzen, geleitet durch die zentralen Instanzen. Wir werden versuchen, die par­
teipolitisch unbestimmten Antifa-Ausschüsse überall zu beseitigen. Wir werden ver­
suchen, überall die Aktionsausschüsse wieder zu beleben und zu Fraktionsgemein­
schaften zusammenzufassen, und wir werden weiter dabei unsere organisatorische 
und ideelle Selbständigkeit aufrecht erhalten, und vor allen Dingen versuchen, zu 
einem eigenen Aktionsprogramm zu kommen. 
Wenn wir diesen Weg gehen, dann werden wir, glaube ich, in zwei Jahren - und 
vor Ablauf von zwei Jahren wird die Rückkehr der Kriegsgefangenen nicht erledigt 
sein - so weit sein, daß wir einen konstituierenden Kongreß für die Gründung einer 
einheitlichen deutschen Arbeiterpartei einberufen können. Und dann, Genossen, ist 
es ganz klar, auf welcher Grundlage diese Partei aufgebaut werden muß: nicht auf 
der Grundlage wie in Gotha 1875 oder in Nürnberg 1922, daß sich zwei politische 
Parteien, nämlich SPD und KPD, organisatorisch zusammenschließen, sondern so, 
daß durch eine Zusammenfassung von Gewerkschaften, Genossenschaften und poli­
tischen Parteien eine neue Partei geschaffen wird. Wahlen, die bis dahin stattgefun­
den haben, werden uns ja einen Anhalt dafür geben, wie ein solcher zu konstituieren­
der Kongreß zusammengesetzt sein könnte. 
Nicht Vereinigung von SPD und KPD, sondern die Gründung einer neuen deut­
schen Arbeiterpartei, die alles bisherige und das hinzukommende Neue gestaltet, das 
ist meiner Meinung nach der Gesichtspunkt, auf den hinzuarbeiten ist." 

Die Einigungsbestrebungen gingen nach dem Wunsche der russischen Besatzungs­
behörden - in Thüringen gefördert durch Heinrich Hoffmann, der Dr. Brill im Vor­
sitz des Landesverbandes der SPD am 29. Dezember 1945 ablöste - ohne Rücksicht auf 
die vielfachen Widerstände in den Reihen der SPD weiter. Brill war mit seiner Fami­
lie schon Mitte Dezember 1945 zu seinem Freunde Erich Gniffke nach Berlin gegan­
gen, wo. er im April 1946 an der Neugründungskonferenz der Berliner SPD teilnahm. 
Er ging im Juni 1946 nach Hessen als Leiter der Staatskanzlei66. 

Am 19. und 20. Januar 1946 fand die erste gemeinsame Delegiertenkonferenz von 
KPD und SPD in Jena statt; es sprachen als große Prominenz Wilhelm Pieck und Otto 
Grotewohl, die ich in meiner Dienstwohnung zu Gaste hatte. Zu später Abendstunde 
fand die Unterredung zwischen mir und Otto Grotewohl statt, über die ich anschlie­
ßend berichte. 
Heinrich Hoffmann brachte es zustande, daß der Vereinigungsparteitag für Thürin­
gen schon am 8. April in Gotha stattfand. Ich war als Zuhörer anwesend; es herrschte -
jedenfalls unter den Sozialdemokraten - zum Teil eine gedrückte Stimmung, obwohl 
kaum jemand wagte, auch nur zu seinem Nachbarn, eine abweichende Meinung gegen­
über der allgemein betriebenen Hochstimmung zu äußern, in der Dr. Paul, der dama­
lige Ministerpräsident von Thüringen, in seiner Begrüßungsansprache um seine Auf­
nahme in die neue Partei als Mitglied Nr. 1 bat. Die Vereinigung von SPD und KPD 
für den gesamten Bereich der Ostzone fand auf dem Parteitag im ehemaligen Admirals-
palast in Berlin am 21. und 22. April 1946 statt, auf dem sich Wilhelm Pieck und Otto 
Grotewohl auf der Bühne, jeder stellvertretend für seine Partei, mit Händedruck das 

66 Vgl. auch Gniffke, Jahre mit Ulbricht, S. 120. Brill (vgl. Anm. 9) wurde zunächst Berater 
bei der amerikanischen Militärregierung (OMGUS) in Berlin und am 4. Juli 1946 Staats­
sekretär im (GroG-)hessischen Staatsministerium. Von der Leitung der hessischen Staats­
kanzlei trat er im Juli 1949 zurück. Brill war seit 1948 Honorarprofessor für Öffentliches 
Recht an der Frankfurter Universität und gehörte 1949-1953 als Abgeordneter der SPD 
dem 1. Deutschen Bundestag an. 
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Gelöbnis zu gemeinsamer Arbei t in der sozialistischen Einhe i t spar te i Deutschlands 
gaben. Dami t w a r die „E in igung der Arbeiterklasse" in der Ostzone nach bolsche­
wistischem Wunsch u n d Vorbild vollzogen. So w a r auch ich ungefragt Mitgl ied der 
S E D geworden ; die Tatsache bestärkte mich in dem Wunsche , diesen Te i l meines 
Vater landes möglichst bald zu verlassen. Die I l lusion, die ich anfangs hegte , d a ß sich 
80 % Sozialdemokraten gegenüber n u r 2 0 % Kommunis t en durchsetzen w ü r d e n , w a r 
völlig verflogen. 
[...] 
Am 19. J a n u a r 1946 w a r e n W i l h e l m Pieck u n d Ot to Gro tewohl , w ie ich schon andeu­
tete, bei m i r als Gäste. Pieck machte auf mich einen umgängl ichen, biederen E ind ruck ; 
er w u r d e damals vielfach „Papa Pieck" u n d auch „Opa Pieck" genannt , was er gerne 
h i n n a h m , u n d was für seine Par te i , insbesondere neben W a l t e r Ulbricht , durchaus 
förderlich w a r . 
W ä h r e n d Pieck nach dem Mit tagessen mi t seiner russischen Eskor te for t fuhr , blieb 
Gro tewoh l noch als mein Gast übe r Nacht . E r k a m nach dem Abendessen be im Stadt­
kommandan ten noch vor Mi t te rnach t , begleitet von e inem Kr imina lbeamten , der sich 
nicht von i hm t renn te , auch als w i r im H e r r e n z i m m e r an einem runden Tisch in tie­
fen Sesseln Pla tz genommen ha t ten . Glücklicherweise ha t t e der Beamte reichlich ge­
t runken , so d a ß er t ro tz unseres Gespräches einschlief u n d so tief in den Sesseln ver­
sank, d a ß die dre i g roßen Pis tolen deutlich zu sehen w a r e n , die er in den Rocktaschen 
t rug . Gro tewohl w a r abgespannt u n d müde , ha t t e w o h l auch einiges ge t runken, ohne 
sich dies anmerken zu lassen. W i r haben von Mi t t e rnach t bis gegen 3 U h r geplaudert 
u n d gezecht. D a r ü b e r habe ich m i r a m nächsten M o r g e n folgende Aufzeichnungen ge­
macht6 7 : 

T. W i r w e r d e n doch in einiger Zeit zu einer Reichsregierung u n d zu einem Fr iedens­
ver t rag für Deutschland kommen ? 

G. Das k a n n noch lange dauern . 
T . Ich dachte dre i bis vier J ah re , dann sind die Zonengrenzen beseitigt. 
G. Oh, wenigstens zehn J ah re dürf ten vergehen. 
T . Das w ä r e ja schrecklich, dann fiele Deutschland auseinander . 
G. T r o e g e r ! W a s w ä r e schon dabei, w e n n es 20 oder gar 30 J a h r e dauer te ? 
T. Nach 50 J a h r e n ist alles vorbei ! D a n n w ü r d e ich die E inhe i t Deutschlands nicht 

m e h r erleben. 
G. T r o e g e r ! W a s liegt an uns? W i r sind nichts! Unser Leben bedeute t gar nichts in 

der Geschichte der Völker ! 

67 Die Anwesenheit Grotewohls und Piecks in Jena am 19. und 20. Januar 1946 bezeugen auch 
Henschel und Möller, Saalestadt Jena, Leipzig 1964, S. 29 (als „1200 Delegierte über den 
Zusammenschluß beider Parteien berieten"). Gleichwohl müssen bezüglich der chrono­
logischen Zuordnung dieses Gespräches durch Troeger Zweifel angemeldet werden, die sich 
aus einigen Details ergeben. So läßt sich ein Auftreten Grotewohls als Redner auf einer 
politischen Kundgebung in Essen vor dem 19. Januar 1946 nicht nachweisen; auch eine 
Reise Troegers nach Essen ist vor diesem Zeitpunkt unwahrscheinlich. Die im Gespräch 
erwähnten sowjetischen Aktiengesellschaften (zur Verwaltung von 213 wichtigen Industrie­
betrieben, die in den Besitz der Sowjetunion übergingen) wurden erst durch den Befehl 
Nr. 167 vom 5. Juni 1946 errichtet, und von Churchills „Proklamation" der Vereinigten 
Staaten von Europa konnte man erst nach dem 19. September 1946 (Rede in Zürich) spre­
chen. Es liegt daher nahe, den Zeitpunkt dieses mitternächtlichen Gespräches, das hin­
sichtlich Grotewohls nicht überbewertet werden sollte, in die Zeit nach dem 1. Oktober 1946 
zu legen, als Grotewohl bei einem Besuch in Jena den Versuch machte, Troeger „für eine 
Position bei der Regierung in Pankow zu gewinnen", vgl. oben S. 908. 
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T. Da muß ich sagen, daß es mir bisher immer nur um Deutschland ging. 
G. Es geht nicht um Deutschland, es geht um Europa. Wir sind nur Objekte. Es geht 

darum, wer Europa beherrscht. Es geht um den Kampf zwischen dem Sozialismus 
und Kapitalismus. Troeger, da stehen wir auf Seiten des östlichen Sozialismus. 
Was hat der amerikanische Kapitalismus in Europa zu suchen? Er will uns nur 
ausbeuten. 

T. Ich meine, wir werden in den nächsten zwei bis drei Jahren ein Wettrennen zwi­
schen der Ost- und Westzone wegen der besseren Versorgung der Bevölkerung 
erleben. 

G. Das werden wir. 
T. Da befürchte ich, daß die Engländer und Amerikaner sich die Sache etwas kosten 

lassen, um politische Eroberungen zu machen. 
G. Das werden sie. 
T. So bin ich gar nicht sicher, daß die Russen in dem Wettbewerb gut abschneiden 

werden. 
G. Troeger, wissen Sie, daß England etwa 40% der Kohlengruben des Westens besetzt 

hält? 
T. Ja, dafür gibt es aber dort viel weniger Demontagen und keine russischen Aktien­

gesellschaften. 
G. Ohne Kohle geht keine Industrie. Die Kohle gehört den Engländern. 
T. Es kommt aber doch darauf an, wie sie verteilt wird, was davon für die Deutschen 

übrigbleibt. 
G. Troeger, wissen Sie, wie es im Ruhrgebiet aussieht? Sind Sie einmal in Essen 

gewesen? 
T. Ja, im Juli dieses Jahres. 
G. Ich war erschüttert, woher die 13 000 Menschen gekommen waren, die meiner 

Versammlung beiwohnten. Man sieht nichts als Trümmer in Essen; die Menschen 
hausen in Kellern und Erdlöchern. Troeger, das ist schlimm! Das halten die Men­
schen nicht aus. Sie bleiben auch nicht ruhig, weil sie hungern und frieren. Troeger, 
ich sage Ihnen, wir werden schon in diesem Winter Unruhen erleben. Die Men­
schen werden auf die Straßen gehen. Die Engländer werden mit ihren Panzern 
kommen, die werden nicht schießen, aber das Ansehen der englischen Besatzung 
verträgt das nicht. In der russischen Zone wird es das nicht geben. So werden die 
Menschen sehen, daß sie vom Kapitalismus nichts zu erwarten haben! 

T. Ich glaube trotzdem, daß England seine Position in Deutschland nicht aufgibt. 
Rechnen Sie also mit Krieg? 

G. England ist dazu nicht mehr imstande; es hängt völlig von Amerika ab. Man 
möchte gern aus Deutschland einen Cordon sanitaire machen. 

T. Churchill, der alte Fuchs, weiß das gewiß, deshalb proklamiert er die Vereinigten 
Staaten von Europa. 

G. Richtig, man könnte auch sagen: Bürger aller Länder, vereinigt euch! 
T. Ich glaube, daß Frankreich ganz ablehnend ist. 
G. Es geht um Europa, Troeger! 
T. Warum dann die vielen Worte um die Einheit Deutschlands ? 
G. Das können nur wenige verstehen. In der öffentlichen Versammlung, zu der Masse 

kann ich davon nicht sprechen. Was wir jetzt erleben und was dann kommt, das ist 
nicht das Letzte. Die Entwicklung geht weiter, über uns hinweg. Der Bolschewis­
mus, der Sozialismus ist nicht das Letzte, es kommt anders. Wie die Welt vor 5000 
Jahren ganz anders ausgesehen hat als heute, so wird sie in 2000 Jahren auch ganz 
anders aussehen. Wir sind ein Stück Natur, und die Natur lebt weiter. Das dürfen 
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wir niemals vergessen. Wenn man so denkt und redet, Troeger, dann ist man ganz 
allein, dann ist große Einsamkeit um uns und nur der Himmel über uns. 

T. Alle großen Gedanken und Erfindungen kommen aus der Stille der Einsamkeit. 
Kennen Sie das famose Büchlein „Lob der Stille" von Clement, dem Bonner Kunst­
historiker? 

G. Das kenne ich nicht und brauche es nicht zu kennen, denn ich habe ein schönes Bild 
vor mir. („Die Schneegruben im Riesengebirge" von Erwin Merz.) Troeger, dort 
auf der äußersten Spitze stehe ich bei solchen Gedankengängen. Unter mir der Ab­
grund, hinter mir die frostigen, festen Steine und über mir der Himmel, nichts als 
Himmel, der sich an einer Stelle geöffnet hat. Troeger, so wird Geschichte erlebt, 
ich sage erlebt, nicht gemacht, denn Geschichte machen kann niemand. Wir können 
nur ahnen, was kommt, und danach handeln. 

T. Trotzdem müssen wir doch unsere Pflicht tun und versuchen, auf den Gang der 
Ereignisse Einfluß zu gewinnen. Das ist doch nun gerade im kleinen Jena mein 
ganzes Bemühen. 

G. Troeger! Was liegt an uns? Als ich Steine schleppte und mit der Schippe in der 
Hand am Tage zwei Mark verdiente und nach Hause brachte, damit meine Frau 
Brot kaufen konnte, da war es genau so wie heute - die Geschichte zog mich mit. 

T. Wer stünde wohl in der Ostzone im Augenblick mehr an der Spitze der geschicht­
lichen Entwicklung als Sie? Pieck und Grotewohl, die beiden Namen weisen den 
Weg. 

G. Wilhelm III. ist ein feiner Mann - Sie verstehen mich! Er hat große Verdienste 
um die Arbeiterschaft, sie liegen in der Vergangenheit. Wir beide müssen jetzt 
zusammengehen, dabei verstehen wir uns in allen Fragen. 

T. Ich kann mir denken, daß Ihnen dabei die größte Last aufgebürdet ist. 
G. Einer muß es doch machen, und der bin ich. Ich stehe da oben auf der Spitze, wie 

auf Ihrem Bild. 
T. So machen Sie also doch Geschichte? 
G. Für eine Weile gehe ich in die Geschichte ein. Dann aber, nach 50 Jahren, spricht 

niemand mehr von uns. 
T. 50 Jahre sind zu wenig. 
G. Sagen wir 100 Jahre - es ist ganz gleichgültig. Die Geschichte geht weiter, und wir 

sind nichts. 
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BEHÖRDEN- UND VERBANDSGESCHICHTLICHE 
DOKUMENTATION DER 

VOR- UND FRÜHGESCHICHTE DER BUNDESREPUBLIK 

In der zeitgeschichtlichen Forschung haben 
sich die Schwerpunkte zunehmend auf die 
Zeit nach 1945 verlagert. Daraus sind dem 
Institut für Zeitgeschichte neue Aufgaben 
erwachsen. Es ergab sich insbesondere die 
Notwendigkeit, für zeitgeschichtliche Stu­
dien zur Vor- und Frühgeschichte der 
Bundesrepublik eine bessere Materialbasis 
zu schaffen. Als wichtige Quelle hierfür 
erweisen sich die von den deutschen und 
Besatzungs-Behörden wie auch von deut­
schen Organisationen herausgegebenen 
Drucksachen, deren Bedeutung durch die 
Tatsache gesteigert wird, daß Akten­
bestände deutscher wie alliierter Behör­
den aus den Jahren 1945-1949 im Ver­
gleich zu früheren Zeiträumen generell 
noch nicht zur Verfügung stehen. 
Geschlossene Bestände dieser Amts- und 
Verbandsdrucksachen sind bisher aber in 
keinem Archiv und keiner Bibliothek der 
Bundesrepublik oder des Auslandes ver­
fügbar, da die damals im Wiederaufbau 
begriffenen Facheinrichtungen noch nicht 
in der Lage waren, die meist in kleiner 
Auflage erscheinenden Drucksachen syste­
matisch zu sammeln. Angesichts dieser 
Sachlage plante das Institut für Z e i t ­
geschichte, eine möglichst umfassende 
Sammlung dieser Drucksachen (in Origi­
nalen oder Kopien) aufzubauen. Dies 
konnte durch die dankenswerte Unter­
stützung der Fritz-Thyssen-Stiftung, die 
für zwei Jahre eine wissenschaftliche 
Hilfskraft finanzierte und Sachmittel zur 
Beschaffung zur Verfügung stellte, ver­
wirklicht werden. 

Da Bestandsverzeichnisse der Drucksachen 
anderer Archive oder Bibliotheken selten 
oder gar nicht existieren, mußte die Be­
schaffungsaktion durch die Zusammen­
stellung von Titelnachweisen, insbeson­
dere durch Umfragen und Besuche von 
Institutionen, in deren Beständen ein­

schlägige Drucksachen vermutet werden 
konnten, vorbereitet werden. Um einen 
Überblick über das jeweils vorhandene, in 
den Jahren 1945-1949 veröffentlichte Ma­
terial und dessen Relevanz zu gewinnen, 
wurden nicht nur zentrale Stellen wie 
das Bundesarchiv und die Bibliothek des 
Deutschen Bundestages, sondern auch 
Landesarchive und -bibliotheken, Ober­
landesgerichte, Parteien- und Gewerk­
schaftsarchive, Industrie- und Handels­
kammern, wissenschaftliche Institutionen 
und Geschäftsstellen verschiedener Ver­
bände kontaktiert. 

Aufgrund der gesammelten Informationen 
wurden Beschaffungskriterien gewonnen; 
so wurde der Sammlungsbereich auf 
Drucksachen zentraler deutscher und alli­
ierter Provenienzen und auf wichtige Ver­
öffentlichungen historisch bedeutsamer 
deutscher Verbände festgelegt. Einige 
Einschränkungen ergaben sich aus der 
Materiallage selbst: so mußten Publika­
tionen der sowjetzonalen Einrichtungen 
fast gänzlich ausgeklammert werden. 
Auch der Erwerb und der Nachweis fran­
zösischer und britischer Materialien muß­
te - soweit nicht in der BRD vorhanden -
lückenhaft bleiben, da in den Archiven 
oder Bibliotheken der Herkunftsländer 
keine geschlossenen Bestände vorhanden 
sind. Zudem bilden in Großbritannien 
aufgrund einer engeren Definition des 
Drucksachenbegriffs hektrographierte Ver-
öffentlichungen in der Regel einen Be­
standteil der noch nicht zugänglichen Ak­
ten. 

Im Zuge der Sammlungstätigkeit hat das 
IfZ etwa 300 Titel, das sind ca. 30 lfd. 
Meter und 35 Filmrollen zusammengetra­
gen. Dieser Bestand ist in einer Prove­
nienzkartei, der eine im IfZ-Archiv er­
arbeitete Systematik zugrunde liegt, und 
einem Sach- und Titelkatalog erfaßt und 
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durch Querverweise weiter erschlossen. 
Darüber hinaus wird für eine Vielzahl 
hier nicht vorhandener Titel der Stand 
bzw. Fundort nachgewiesen. 
Unter dem gesammelten Material befin­
den sich u. a. folgende Titel bzw. Be­
stände : 

Alliierte Provenienzen: 
Großbritannien: Military Government 
Gazette; Monthly Statistical Bulletin of 
the Control Commission for Germany; 
Report for the Month . . ., hrsg. von der 
Control Commission for Germany/British 
Elements; 
Frankreich: Journal officiel du Com­
mandement en Chef Francais en Allema-
gne, Gouvernement Militaire de la Zone 
Francaise d'Occupation; Bulletin mensuel 
du Commandement en Chef Francais en 
Allemagne; Revue de la Zone Francaise, 
La France en Allemagne, Realites Alle-
mandes; 
USA: Wanted List, hrsg. v. Allied Control 
Council; Monthly Reports of the Military 
Governor, US. Zone; Berichte und An­
weisungen der Joint Export-Import-
Agency. 
Verschiedene Handbücher für Besatzungs­
offiziere und zahlreiche Einzelschriften 
der Besatzungsverwaltungen. 

Deutsche Provenienzen: 
Mitteilungsblatt des Verwaltungsamtes 
für Wirtschaft für das amerikanische und 
britische Besatzungsgebiet; 
Protokolle der Landrätetagungen der fran­
zösischen Zone Württembergs; 
Drucksachen des Parlamentarischen Rates, 

des Länderrates Stuttgart und verschiede­
ner Behörden des Vereinigten Wirtschafts­
gebietes ; 

Verbands-
und nichtamtliche Publikationen: 
Periodika des Nordwestdeutschen Zei­
tungsverlegervereins; verschiedene Dien­
ste des Deutschen Pressedienstes und „Der 
Überblick", hrsg. vom Christlichen Nach­
richtendienst [Vorläufer der Katholischen 
Nachrichtenagentur]; Tagungsprotokolle 
und Organe einzelner Parteien und Ge­
werkschaftsverbände; die beiden ersten 
Jahrgänge des „Spiegel". 
Dank der Förderung durch die Fritz-
Thyssen-Stiftung konnte so eine Druck­
sachensammlung aufgebaut werden, die 
für die historische Bearbeitung der un­
mittelbaren Nachkriegszeit von großem 
Nutzen ist. Das Archiv des IfZ wird - so­
weit es mit den eigenen Kräften möglich 
ist - versuchen, diese Sammlung künftig 
noch zu ergänzen. Darüber hinaus sam­
melt das Archiv seit längerem amtliche 
und nichtamtliche Drucksachen zur Doku­
mentation der politischen und gesellschaft­
lichen Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland seit ihrer Gründung. Der 
Schwerpunkt dieser noch im Aufbau be­
findlichen, aber bereits begrenzt benutz­
baren Sammlung liegt auf den Veröffent­
lichungen der politischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und wissenschaftlichen Orga­
nisationen. Somit wird in sinnvoller Er­
gänzung die Dokumentation der Zeit 
1945-1949 weitergeführt. 

Gitta Wolff 




